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Beschlussvorschlag:
Der Betriebsausschuss Gebäudemanagement nimmt die Handlungsempfehlungen zur Stabilisierung 

von Kosten und Terminen bei Hochbaumaßnahmen der Stadt Aachen („Bauen in Aachen – 

kostenstabil und termingerecht“) zur Kenntnis.

Er beauftragt die Betriebsleitung die noch nicht umgesetzten Handlungsempfehlungen fachlich auf 

Umsetzung zu prüfen und die Fortentwicklung des öffentlichen Hochbauwesens und 

Gebäudemanagements auf der Grundlage der übertragbaren Erkenntnisse des Endberichtes der 

Reformkommission und des Positionspapieres des Deutschen Städtetages voranzutreiben

a) in eigener Zuständigkeit des städtischen Gebäudemanagements für die direkt baufachlichen, 

E26-internen aufbau- und ablauforganisatorischen und personellen Belange und

b) in enger Einbindung und Abstimmung mit den dafür zuständigen Fachbereichen bei 

Handlungs-Empfehlungen zur Kostenstabilisierung von Hochbaumaßnahmen, die die 

Bereiche Haushalt, Recht, Vergabe u.ä. berühren

und bittet um Vorlage eines erweiterten Feinkonzeptes bis zum 31.12.2016.

Der Betriebsausschuss Gebäudemanagement empfiehlt das unter Einbindung der erforderlichen 

Fachbereiche für die nicht-baufachlichen Handlungsempfehlungen erstellte Feinkonzept nach weiterer 

Befassung dem Planungsausschuss und dem Rat der Stadt Aachen zur Beschlussfassung 

vorzulegen.
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„Prognosen sind schwierig,  
besonders wenn sie die Zukunft betreffen.“  

 
(Winston Churchill)  
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Management Summary: 

 
2015 wurden der Endbericht der Reformkommission Hochbau und das Positionspapier 
des Deutschen Städtetages zur Fortentwicklung des kommunalen Hochbauwesens ver-
öffentlicht. 
Während der Städtetag ausdrücklich das Erfordernis sieht, die Bau beschließenden, 
kommunalen Gremien über die Erkenntnisse zu informieren, wurden am 09.12.2015 die 
im Endbericht dargestellten Notwendigkeiten bereits vom Bundeskabinett zur Umset-
zung beschlossen. 
 
Damit liegen zwei strategische Grundsatzpapiere vor, die die Fehlentwicklungen und 
Defizite des öffentlichen Hochbaues analysieren und Handlungsempfehlungen und Lö-
sungsvorschläge aufzeigen. 
 
Ziel beider Papiere ist die Schaffung von Voraussetzungen und Rahmenbedingungen 
zur Erhöhung von Kosten- und Terminstabilität, damit die Hochbauverwaltung in die La-
ge versetzt wird, „systemimmanente“ Hindernisse zu überwinden und einen strategi-
schen Beitrag zur Verminderung von Haushaltsrisiken leisten zu können. 
 
Abermals wird deutlich: 
Will man Komplexität beherrschen und kostengerecht, termintreu und effizient bauen, 
muss man an die Ursachen ran, nicht an die Symptome!  
Alle an der Entstehung, Beschlussfassung, Finanzierung, Planung, Bauumsetzung und 
Steuerung Beteiligten sind gefordert!  
 
Um komplexe Bauvorhaben erfolgreich abwickeln zu können, fordert die Reformkom-

mission in einen ganzheitlichen Ansatz über den gesamten Projektzyklus von allen Be-

teiligten in Politik, Verwaltung und Wirtschaft einen grundlegenden „Kulturwandel“. 

Den Fehlentwicklungen in der Termin- und Kostensteuerung kann durch Maßnahmen in 

10 Handlungsbereichen entgegengewirkt werden: 

1. Kooperatives Planen im Team, 

2. erst Planen, dann Bauen, 

3. Risikomanagement und Erfassung von Risiken im Haushalt, 

4. Vergabe an den Wirtschaftlichsten, nicht an den Billigsten, 

5. partnerschaftliche Projektzusammenarbeit, 

6. außergerichtliche Streitbeilegung, 

7. verbindliche Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, 

8. klare Prozesse und Zuständigkeiten, 

9. stärkere Transparenz und Kontrolle, 

10. Nutzung digitaler Medien – Building Information Modeling (BIM). 

 
Zusätzlich müssen weitere kommunalspezifische Besonderheiten in die Betrachtung ein-
fließen. Eine differenzierte, gemeinsame Betrachtung ist zielführend und ein übergrei-
fendes Handeln notwendig. 
 
Die Betriebsleitung regt an, für die nicht rein baufachlichen Handlungsempfehlungen ei-
nen gesamtstädtischen Ansatz zur Fortentwicklung der Rahmenbedingungen zur Ver-
besserung der Kosten- und Terminstabilisierung auf Grundlage der Strategiepapiere zu 
erarbeiten.  

6 von 162 in Zusammenstellung



5 
 

Vorbemerkung: 
 
Sowohl bei öffentlichen, als auch bei privaten Bauvorhaben kam es in der Vergangen-

heit immer wieder zu Kosten- und Terminüberschreitungen.1 Großbauvorhaben wie der 

Flughafen Berlin-Brandenburg, die Elbphilharmonie, das Bahnprojekt Stuttgart 21, aber 

auch komplexe kommunale Projekte weit unterhalb dieser Größenordnung werfen konti-

nuierlich die Frage auf, ob der öffentliche Bauherr seine Bauaufgaben noch professionell 

durchführen kann.  

Bürgerinnen und Bürger zweifeln zunehmend die Fähigkeit von Politik, Verwaltungsfüh-

rung, öffentlicher Bauherrenschaft, Architektenschaft und Bauwirtschaft an, komplexe 

Bauvorhaben gemeinsam erfolgreich durchzuführen.  

Dabei werden bei öffentlichen Bauvorhaben die Überschreitungen aufgrund vielfältiger - 

auch politischer - Interessenlagen stärker einer breiten Öffentlichkeit aufgezeigt und 

durch zahlreiche Prüfungsinstanzen, wie z.B. Rechnungsprüfungsämter, oder Rech-

nungshöfe regelmäßig geprüft - während private Bauherren bei Überschreitungen die 

Öffentlichkeit eher scheuen und diese nicht offenlegen müssen. 

Die öffentlichen Baudienststellen sehen sich in Bund, Ländern und Kommunen immer 

stärker strukturellen und systemimmanenten Defiziten bei Planung und Bauabwicklung 

ausgesetzt, um die sie längst wissen, die sie aber nicht alleine, sondern nur im Verbund 

aller am Bau Beteiligten lösen können. Dies wird zunehmend erkannt. 

 

 

Das Jahr 2015 war für die öffentlichen Hochbauverwaltungen von Bund, Länder und 

Kommunen ein Jahr der strategischen Weichenstellungen.  

Wegweisende übergeordnete Strategie- und Positionspapiere zur Termin- und Kosten-

stabilität von öffentlichen Baumaßnahmen wurden von maßgeblichen Institutionen veröf-

fentlicht, insbesondere: 

- Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur/ Reformkommission 

Bau von Großprojekten: „Endbericht – Komplexität beherrschen – kostenge-

recht, termintreu und effizient“, Berlin, 06/ 2015, 

- Deutscher Städtetag, Positionspapier: „Kommunales Bauwesen – Vorausset-

zungen für ein kostengerechtes, termintreues und effizientes Bauen in den 

Städten“, Berlin/ Köln, 11/ 2015. 

 

Bund, Länder, Rechnungshöfe und einige Dachverbände (Bundesarchitektenkammer, 

Deutscher Verband für Projektmanagement u.ä.) haben die aktuelle Situation des öffent-

lichen Hochbauwesens ebenfalls analysiert und Fehlentwicklungen aufgezeigt.  

Sie nehmen eindeutig Stellung, geben Empfehlungen ab und drängen auf die Umset-

zung notwendiger Maßnahmen zur Gegensteuerung bzw. Weiterentwicklung des öffent-

lichen Hochbauwesens.  

                                                           
1
 Mittelstädt,Norbert: „Leitlinie zur projektbezogenen Spezifikation und erfolgsabhängigen Honorarbemessung von extern 

beauftragten Projektmanagement-Leistungen im Hochbau“, Kassel, 2006,S. 6:  
Mittelstädt  zitiert eine internationale Studie von Hartmann/ Ashrafi, wonach nur 40%  aller Projekte (nicht nur Baupro-
jekte) die gesteckten Ziele im Hinblick auf Funktion, Kosten, Termine und Qualitäten erreichen. Bei 50% aller Projekte 
werden z.B. die budgetierten Baukosten um 40 -200 % überschritten – auch bei nicht-öffentlichen Projekten. 
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Will man die Kosten- und Terminsicherheit stärken und die Handlungsfähigkeit der 

Hochbauverwaltung als „fachkundiger Bauherr“ und als Garant für die wirtschaftliche 

Mittelverwendung sichern, führt kein Weg daran vorbei, die Erkenntnisse, Leitlinien und 

Handlungsempfehlungen zur Kenntnis zu nehmen und deren Umsetzung zu unterstüt-

zen und voranzutreiben. 

 

Der Deutsche Städtetag spricht die Empfehlung aus, die städtischen Gremien, die Bau-

vorhaben beschließen, mit den vorgenannten Erfordernissen vertraut zu machen.2  

 

Die Betriebsleitung des städtischen Gebäudemanagements hat bereits im sog. „Positi-

onspapier“ aus 04/ 2014 auf die Grundvoraussetzungen zur Erhöhung der Kostensi-

cherheit hingewiesen, darunter:3  

 

- Frühe Klarheit über Bedarfe, dessen Träger und Ziele des Projektes, 

- Identifikation, Analyse und Einpreisung von Bau- und Projektrisiken,  

- Berücksichtigung des Baupreisindex bei mehrjährigen Bauvorhaben, 

- Stärkung der Rolle des „fachkundigen Bauherren“ und der Projektleitung, 

- Personalgewinnung, -qualifizierung und -entwicklung (insb. techn. Ingenieure), 

- Kostensicherheit durch Planungstiefe und Einräumung notwendiger Zeiträume, 

- Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen und Überprüfung der Eigenerledigungsquote, 

- Qualitätssicherung externer Leistungen, 

- Verschlankung der Regeln.  

 

Sie legt nunmehr auf Grundlage der übergeordneten Empfehlungen, aber auch der im 

kommunalen Erfahrungsaustausch mit den Mitgliedern der Arbeitskreises Gebäudewirt-

schaft des Städtetages NRW und weiterer Informationen4 ein spezifizierte, kommunale 

 

Handlungsempfehlungen zur Stabilisierung von Kosten und Terminen 

bei Hochbaumaßnahmen der Stadt Aachen 

(„Bauen in Aachen – kostenstabil und termingerecht“) 

vor. 

Hierbei steht die Anpassung der aktuellen Handlungsempfehlungen aus den Grundsatz-

papieren auf die spezifischen Notwendigkeiten des kommunalen Bauwesens in Aachen 

im Vordergrund mit dem Ziel einen erheblichen Beitrag zur Verminderung der Haus-

haltsrisiken zu leisten.  

 

                                                           
2
 Positionspapier des Deutschen Städtetages: „Kommunales Bauwesen - Voraussetzungen für ein kostengerechtes, ter-

mintreues und effizientes Bauen in den Städten“, Berlin/ Köln, 11/2015, S. 20 
3
 Positionspapier der Betriebsleitung, 04/ 2014, S. 13 ff., BAG 05/ 2014  

4 - Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg: „Kostenstabiles Bauen“, Beratende Äußerung, Hamburg, 08/ 

2010, 

   - Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft: „Kostenstabiles Bauen – Fortentwicklung des öffentlichen Bauwesens“,  
Drs. 20/6208, Hamburg, 12/ 2012, 

   - Gutachterliche Stellungnahme für die Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg: „Fehlentwicklungen bei öf-
fentlichen Großbauvorhaben“, Prof. Dr. Dr. Budäus, 02/ 2013 

   - Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der Rechnungshöfe des Bundes und der Länder:  „Leitsätze zum Ma-

nagement von großen Baumaßnahmen“, Berlin, 05/ 2015 
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TEIL A: Erkenntnisse der übergeordneten Grundsatzpapiere aus 
              2015 (Reformkommission Bundesregierung und Deutscher  

Städtetag/ Städtetag NRW) 
 

 

1. Endbericht der Reformkommission Bau von Großprojekten, 06/ 2015:  
 

Die Bundesregierung hatte 2013 die „Reformkommis-

sion Bau von Großprojekten“  beauftragt, Handlungs-

empfehlungen zu erarbeiten, um Kostenwahrheit und -

transparenz, Effizienz und Termintreue zu verbessern 

und das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die 

öffentliche Hand als Bauherr wieder zu stärken.  

 

Am 29. Juni 2015 wurde der Endbericht vorgelegt, aus 

dem der sog. „Aktionsplan Großprojekte“ hervorging, 

dessen wesentlicher Kern ein „10-Punkte-Plan“ zur 

besseren Kosten- und Terminsteuerung ist. Dieser 

wurde vom Bundeskabinett am 09. Dezember 2015 

zur Umsetzung beschlossen. 

Die Schlussfolgerungen der Reformkommission rich-

ten sich zwar in erster Linie an das Bauen auf Bun-

desebene; ausdrücklich stellt der Bericht jedoch fest: 

 „Die Empfehlungen können in ihren wesentlichen Teilen jedoch auch auf 

kleinere Projekte auf allen Ebenen des öffentlichen Bauwesens übertra-

gen werden.“5 

 

Voran stellt die Kommission in ihrem Endbericht die vielfältigen Ursachen der Fehlent-

wicklungen:6 

 „Die Baukosten werden häufig bereits beziffert, bevor belastbare Planungen  

       vorliegen. Die Schätzungen sind zum Teil politisch motiviert und vernachläs- 

       sigen die bestehenden Risiken.“ 

 „Eine ungenaue Ermittlung des Bedarfs sowie die unzureichende Berücksichti-

gung der Besonderheiten im Projekt bei Planungsbeginn führen zu kosten-

trächtigen Änderungen.“ 

 „Eine unzureichende Kooperation der Beteiligten führt zu inkompatiblen Teil-

planungen. (…) Zudem wird mit Baumaßnahmen teilweise bereits begonnen, 

bevor die Planung abgeschlossen ist. Dies führt (…) zu kostenintensiven Kor-

rekturen.“ 

 „Kein Projekt ist risikofrei. (…) Selbst wenn Risiken betrachtet werden, finden 

sie keinen Eingang in das im Haushalt veranschlagte Baubudget. Der Eintritt 

                                                           
5
 Reformkommission Bau von Großprojekten: „Endbericht – Komplexität beherrschen – kostengerecht, termintreu und ef-

fizient“, Berlin, 06/ 2015, S. 7 
 
6
 Ebenda, S. 7-8 und 14-15 

 

Reform-
kommission:  
Hauptursachen der 

Fehlentwicklungen  
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der Risiken ist damit eine häufige Ursache für Kostensteigerungen und Ter-

minüberschreitungen.“ 

 Bauherrenkompetenzen und Organisationsstrukturen bei Auftraggebern und 

Auftragnehmern müssen den Anforderungen an komplexe Bauvorhaben genü-

gen. Dazu gehört die „klare, frühzeitige Festlegung von Aufgaben, Kompeten-

zen und Verantwortlichkeiten, sowie Entscheidungswegen und –fristen.“ 

 „(…) Interne und neue externe Streitbeilegungsmechanismen sind oft nicht 

ausreichend vorhanden. Es fehlt zudem an Transparenz von Projektstand, 

Kosten, Risiken und Terminen gegenüber der Öffentlichkeit.“ 

 „(…) Der billigste Bieter ist nicht immer der wirtschaftlichste. Potentielle Auf-

tragnehmer bieten oft unter Selbstkostenpreis an, mit dem Ziel, Planungsdefizi-

te und -änderungen für spätere Nachträge zur Kostendeckung zu nutzen. Dies 

führt zu Qualitätseinbußen und zum Streit über Nachträge. Komplexe Projekte 

sind daher oft geprägt vom Misstrauen und rechtlichen Auseinandersetzun-

gen.“  

 

Ein Ergebnis ist, dass es keinen Alleinverantwortlichen für die Fehlentwicklungen bei 

komplexen Baumaßnahmen gibt:7 

„Alle am Bau Beteiligten tragen zu den Problemen bei. Sie können nur gemein-

sam gelöst werden.“ 

„Die Reformkommission ist zudem der Auffassung, dass Schuldzuweisungen 

an eine Adresse, sei es an Politik, den Bauherren oder die Bau- und Pla-

nungswirtschaft nicht sinnvoll ist.“ 

 

Um komplexe Bauvorhaben erfolgreich abwickeln zu können, fordert die Reformkom-

mission in einen ganzheitlichen Ansatz über den gesamten Projektzyklus von allen Be-

teiligten in Politik, Verwaltung und Wirtschaft einen grundlegenden Kulturwandel.8  

Der „10-Punkte-Plan“ soll dafür den Grundstein legen. 

 

Den Fehlentwicklungen in der Termin- und Kostensteuerung kann durch Maßnahmen in 

10 Handlungsbereichen entgegengewirkt werden: 

1. Kooperatives Planen im Team, 

2. erst Planen, dann Bauen, 

3. Risikomanagement und Erfassung von Risiken im Haushalt, 

4. Vergabe an den Wirtschaftlichsten, nicht an den Billigsten, 

5. partnerschaftliche Projektzusammenarbeit, 

6. außergerichtliche Streitbeilegung, 

7. verbindliche Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, 

8. klare Prozesse und Zuständigkeiten, 

9. stärkere Transparenz und Kontrolle, 

10. Nutzung digitaler Medien – Building Information Modeling (BIM). 

 

Eine Liste der einzelnen Handlungsempfehlungen ist im Anhang des Endberichtes als 

Anlage 1 aufgeführt – gegliedert nach dem Empfängerbereich (Gesetzgeber/ Regelset-

                                                           
7
 Ebenda, S. 17 

8
 Ebenda, S. 8 

„10-Punkte-Plan“ 
zur Stabilisierung 
von Kosten und 

Terminen 

Grundlegender  
Kulturwandel       

erforderlich! 

Alle am Bau Betei-
ligten tragen zu 
den Problemen  
bei.  
Sie können nur 
gemeinsam gelöst 

werden! 
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zer, öffentlicher Bauherr, öffentlicher Finanzierer (Haushalt), Bau- und Planungswirt-

schaft).  

Die aufgezeigten Handlungsbereiche sind zu einem großen Teil identisch mit den Her-

ausforderungen, die auch auf kommunaler Ebene als behandlungsbedürftig erkannt 

werden.  

 

 

  

2. Positionspapier des Deutschen Städtetages zum kommunalen Bauwesen 
 

Der Hauptausschuss des Deutschen Städtetages hat die Ergebnisse des Endberichts 

der Reformkommission in einem eigenen sog. „Positionspapier“ aufgegriffen und für das 

rein kommunale Bauwesen spezifiziert.  

Dabei stellt er voran, dass beim Endbericht der Reformkommission zwangsläufig andere 

zentrale Themen des kommunalen Bauwesens ausgeblendet wurden, wie bspw.9  

- „das Verhältnis zwischen Nutzer, bestellender  

   Verwaltung (= Bedarfsträger), bauender Verwal- 

   tung (Anm.: = Realisierungsträger), den be- 

   schließenden politischen Gremien, der Verwal- 

   tungsspitze und den planenden und bauenden 

   Auftragnehmern,  

- der Einfluss von politisch gesetzten Normen in 

  Form von „Überentwicklung“ (overenginee- 

  ring)10 als Kostentreiber beim Bauen (…), 

- das Bauen geförderter Projekte jenseits von Be- 

  darfen, Betriebskostendeckung und Instandhal- 

  tungsfähigkeiten von Kommunen („Gebaut wird, 

  was gefördert wird!“), 

- die politische und „Image“-Funktion, von denen auch 

öffentliche Bauprojekte nicht frei sind und die Kosten- und Zeitmanagement 

nachhaltig beeinflussen.“   

  

In diesem Positionspapier vom 26.11.2015 zeigt auch der Deutsche Städtetag klar die 

Fehlentwicklungen aus kommunaler Sicht auf, insbesondere11  

-  „zu frühzeitige Bezifferung der Baukosten ohne belastbare Planungen oder 

Raumprogramme, 

-  ungenaue Ermittlung der Bauherrn-/Bedarfsträgerwünsche und Projektspezifi-

ka, was zu kostenträchtigen Änderungen von Planungen in der Bauausführung 

führt, 

-  zu geringe Detaillierung der Planungen und inkompatible Teilplanungen,  

                                                           
9
 Positionspapier des Deutschen Städtetages: „Kommunales Bauwesen - Voraussetzungen für ein kostengerechtes, ter-

mintreues und effizientes Bauen in den Städten“, Berlin/ Köln, 11/2015, S. 6 
10 Anm.:  = i.S.v.nicht mehr handhabbare Regeldichte 
11

 Ebenda, S. 7 

Fehlentwicklungen 
aus kommunaler 

Sicht 

Zentrale Themen 
des  kommunalen 

Bauens 
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-  das Fehlen eines frühzeitigen und kontinuierlichen Risikomanagements und 

seine Berücksichtigung im Haushalt,  

-  unzureichende Bauherrnkompetenz und Organisationsstrukturen für die Durch-

führung von großen Bauvorhaben,  

-  fehlendes Controlling,  

-  mangelnde interne und externe Mechanismen für die Streitbeilegung,  

-  zu frühzeitige Ausschreibungen und zu starke Orientierung auf die niedrigsten 

Angebote“.   

 

Zusätzlich stellt der Deutsche Städtetag fest12: 

„Diese Fehlentwicklungen decken sich im Wesentlichen mit den kommunalen 

Erfahrungen. Ein besonderer und womöglich kommunalspezifischer Problem-

punkt ergibt sich  

(a) durch die „haushalterisch gesetzten“ Baukosten, d.h. die Festlegung 

von zukünftigen Baukosten für ein Projekt, ohne dessen konkretisierte 

und geprüfte Bedarfsplanung, geschweige denn einen Entwurf zu ken-

nen und  

(b) die mitunter stattfindenden Interventionen von kommunalen beschlie-

ßenden Gremien nach Abschluss der Planungen bzw. gar im Zuge des 

Bauverlaufs.    

Dennoch kann festgestellt werden, dass das Gros der kommunalen Bauvorha-

ben in der Regel unterhalb der öffentlichen und auch politischen Wahrneh-

mungsschwelle problemlos, kosten- und termintreu abgewickelt werden.“  

 

 
Gleichzeitig werden die Voraussetzungen für ein kostengerechtes, termintreues und effi-

zientes Bauen in den Städten deutlich benannt.  

Der Städtetag sieht das Erfordernis13 

1. „die Bauherrenfunktion der Städte zu stärken und bauliche Expertise in den 

Städten zu halten bzw. bedarfsgerecht zurückzugewinnen; 

2. die Bedarfsermittlung und Planungsphase so zu qualifizieren und die hierfür 

erforderlichen Mittel bereitzustellen, dass erforderliche Haushaltsmittel für die 

Herstellung von Bauvorhaben auf Grundlage einer belastbaren Entwurfs- o-

der Ausführungsplanung (Anm.: = Ergebnis der Lph 3 oder sogar 4 HOAI) 

freigegeben werden; 

3. eine frühzeitige Risikoermittlung und ein systematisches Risikomanagement 

insbesondere für größere oder komplexere Vorhaben einzuführen und die Ri-

siken im Haushalt zu berücksichtigen; 

4. Baupreissteigerungen im Wege einer jährlichen Fortschreibung der Gesamt-

baukosten im Haushalt zumindest nachrichtlich auszuweisen; 

5. Planungs- und Bauleistungen nicht ausschließlich auf Basis des Preises zu 

vergeben, sondern zusätzliche qualitative Wertungskriterien einzubeziehen; 

                                                           
12

  Ebenda, S. 7 
13

  Ebenda, S. 9 und S. 20 

Kommunal-
spezifische        
Problempunkte: 
 
- haushalterisch ge-

setzte Baukosten, 
- Interventionen der 

Gremien 

Voraussetzungen 
für ein kosten- und 
termingerechtes 

Bauen 

12 von 162 in Zusammenstellung



11 
 

6. Maßgaben für die Projektorganisation und -finanzierung des kommunalen 

Bauwesens zu entwickeln, insbesondere zur Aufgabenteilung innerhalb der 

Kommune (beschließende Gremien, Verwaltungsspitze, Bauverwaltung) und 

zwischen Kommune und Auftragnehmern, zu vorhabenbezogenen Organisa-

tionsstrukturen und zu Entscheidungswegen für Planabnahmen und  -

änderungen; 

7. die haushaltsseitige Planung und Abwicklung von Bauvorhaben zu erleich-

tern und soweit erforderlich Anpassungen vorzunehmen; 

8. die Bauvorhaben beschließenden städtischen Gremien mit den vorgenannten 

Erfordernissen vertraut zu machen.“ 

 

ERFORDER-
NISSE

Stärkung des 
fachkundigen 

Bauherrn

vorab qualifiz. 

Bedarfsplanung + 

HHM-Freigabe erst 

mit Vorlage 

Kostenberechnung

Ermittlung und 
Berücksichtigung 
von Risikokosten 

im HH
Baupreis-

steigerungen im 
HH ausweisen

Vergaben  unter 

Berücksichtigung 

weiterer 

qualitativer 

Kriterien

Rollen und 

Aufgaben im 

Projekt eindeutig 

klären und 

definieren

Haushaltsseitige 

Planung und 

Abwicklung von 

Bauvorhaben 

erleichtern 

Politische 

Gremien mit den 

vorgenannten 

Erfordernissen 

vertraut machen

        
Abb. 1: Empfehlungen des Hauptausschusses des Deutschen Städtetages, 11/2015 

Mit diesen aufgeführten Erfordernissen bestätigt der Deutsche Städtetag die Positionen 

der Betriebsleitung von 04/2014 in annähernd sämtlichen Punkten und fügt weitere,  

noch nicht thematisierte hinzu.  
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TEIL B: Baukostenplanung und -steuerung – Grundlagen und Wirkungs- 
             zusammenhänge 
 

Bauwerke unterscheiden sich von den meisten anderen Wirtschaftsgütern wesentlich: 

- sie stellen i.d.R. Unikate dar,14 

- die „Fertigungsbedingungen“ unterliegen erheblichen externen Einflüssen, 

- die Planungs- und Realisierungsprozesse sind insbesondere für größere 

Hochbaumaßnahmen sehr komplex und langwierig,  

- die Nutzungs- bzw. Betriebsphasen von mehreren Jahrzehnten - z.T. über 100 

Jahren - sind sehr langfristig, 

- es werden vorab zur Erkenntnissammlung keine „Prototypen“ erstellt, 

- alle Kostenbetrachtungen in der Projektvorbereitungs- und -planungsphase 

werden auf der Grundlage von Erkenntnissen, die aus anderen, ähnlichen 

(aber nicht gleichen) realisierten Baumaßnahmen gewonnen wurden, ange-

stellt.  

Die Einzigartigkeit baulicher Anlagen und die Notwendigkeit der Extrapolation bzw. 

Prognose von Kostendaten über große Zeiträume stellt eine besondere Herausforde-

rung an die mit der Kostenplanung für Bauprojekte befassten Fachleute dar. 

Jede Art der Kostenermittlung ist Prognose in die Zukunft und somit mit Ungenauigkei-

ten behaftet. Eine Kostenprognose bleibt maximal eine gute Annäherung! 

Hilfestellung gibt hier das Baukosten-Informationszentrum der deutschen Architekten-

kammern (BKI), welches alljährlich aufgrund real abgerechneter Bauvorhaben unter-

schiedlichster Gebäudefunktionsgruppen Baukosten-Kennwerte mit zeitlichen Verzug 

zur Verfügung stellt (=“BKI-Wert“). 

Die DIN 276 „Kosten im Bauwesen“ unterscheidet im Verlauf des Projektfortschritts fünf 

Kostenermittlungsstufen, die in der Kostenprognose durch steigenden Erkenntnisgewinn 

grundsätzlich zunehmend sicherer werden:  

1. Kostenrahmen,  

2. Kostenschätzung,  

3. Kostenberechnung,  

4. Kostenanschlag (bepreiste Leistungsverzeichnisse) und  

5. Kostenfeststellung.  

 

 
Es ist für die fachliche und übergeordnete Entscheidungsfindung in Verwaltungsvorstand 

und Politik und deren Kommunikation von grundlegender Bedeutung, dass  

1. künftig alle Aussagen über Kosten eindeutig und unter Verwendung nur der Be-

griffe dieser Kostenermittlungsstufen zugeordnet werden und   

2. das Bewusstsein über die damit jeweils verbundenen möglichen Kostengenauig-

keiten und -risiken allgemein präsent ist.  

 

                                                           
14 Auf Grund der Standortgebundenheit trifft dieses selbst auf typisierte Bauwerke zu, da der Grund und Boden, auf dem 

ein Bauwerk steht oder errichtet werden soll immer einzigartig ist.  

 

5 Ermittlungsstufen 
mit steigendem      
Erkenntnisgewinn 
und Genauigkeits-

grad 

Kostenprognose 
bleibt maximal     

gute Annäherung! 

Grundlegende  
Bedeutung für 
Entscheider: 
 
Ermittlungsstufe   
und damit verbun-
dene Ungenauig- 

keit! 
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Die Kosten für bekannte bzw. definierte Leistungen können nur mit einer von der Pla-

nungstiefe abhängigen Genauigkeit prognostiziert werden. Ist die benötigte Leistung 

nicht bekannt, können auch die zugehörigen Kosten nicht ermittelt werden. Dadurch 

entsteht eine sog. „Kostenvarianz“: 15  

den Planenden wird aufgrund der mit einem Bauvorhaben verbundenen Unwägbarkeiten 

und dem Prognosecharakter von Kostenermittlungen in Wissenschaft und Rechtspre-

chung ein Toleranzrahmen zugebilligt, innerhalb dessen Abweichungen der tatsächli-

chen Kosten von den vorher ermittelten Kosten noch keinen Mangel der Leistung dar-

stellen. 

Der in der nachfolgenden Abbildung dargestellte trichterförmige Verlauf des Toleranz-

rahmens spiegelt (idealisiert) den Erkenntnisgewinn im Planungsfortschritt wieder.   

  

Lph "0" Lph 1   (2%) Lph 2   (7%) Lph 3  (15%) Lph 4   (3%) Lph 5  (25%) Lph 6  (10%) Lph 7   (4%) Lph 8  (32%) Lph 9   (2%)

Leistungsphasen der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure

Kostensicherheit durch Planungstiefe!

Grundlagen-
ermittlung

Vorplanung
Entwurfs-
planung

Genehmigungs-
planung

Ausführungs-
planung

Vorbereitung 
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Mitwirkung 
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Bauüberwach-
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Objektbetreu-
ung

Bedarfs-
ermittlung
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nur 50% der Kostenvarianz wird berücksichtigt!

 
Abb. 2: Toleranzgrenzen der Genauigkeit von Baukostenangaben im Projektfortschritt

16
 

 

Die Kostenvarianz ist nicht auf geänderte oder zusätzliche Leistungen zurückzuführen, 

sondern hat ihre Ursachen im Prognosecharakter der Kostenermittlung, sowie den pro-

zessbedingten Unschärfen der Planung.  

Durchgesetzt hat sich in der Baufachwelt, dass „nur“ 50% der möglichen Spannbreite als 

Kostenvarianz in die Darstellung der jeweiligen Kostenermittlungsstufe eingeht (s.o.).  

Daher ist es berechtigt und erforderlich, diese Kostenvarianz zukünftig in die Kostener-

mittlungen einzubeziehen, um zumindest die „systembedingten“ Kostenunschärfen einer 

Prognose im Entscheidungsprozess transparent zu machen. 

                                                           
15

 Abweichung der prognostizierten von den tatsächlichen Kosten. Im Planungsstadium kann diese Abweichung  nur im 
Sinne eines Genauigkeitsgrades eingeschätzt werden. 

16
 Bürgerschaftsdrucksache 20/6208 v. 04.12.12: „Kostenstabiles Bauen – Fortentwicklung des öffentlichen Bauwesens“, 

S. 11 

Quelle der Zahlenwerte: Kochendörfer/ Liebchen/ Viering: „Bau-Projektmanagement. Grundlagen und Vorgehenswei-
sen“, 2010 

Leistung 
 unbekannt =  
Kosten  

unbekannt! 

„Kostenvarianz“              
=  Kostenun-   
   schärfen einer  

   Prognose 
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Systematik der Kostenermittlung nach DIN 276 („Kosten im Bauwesen“) 
 

Kostenermittlungsstufe 1 (durchschnittlich 40 % Kostenvarianz möglich): 

– Der Kostenrahmen (KR) 

bildet die Projektidee zum frühen Projektzeitpunkt ab - auf Grundlage einer Bedarfsplanung 

gem. DIN 18605 bzw. Anteilen der „Grundlagenermittlung“ (Lph 1 HOAI). Im KR werden grund-

sätzliche Wirtschaftlichkeits- und Finanzierungsüberlegungen angestellt und erste grobe Kos-

tenannahmen getroffen.  

Die Kosten werden auf Grundlage von Erfahrungs- oder pauschalen Kosten-Kennwerten (z.B. 

Euro/m² Gebäudefläche) ermittelt, ohne dass dem weitere Planungen vorangegangen sind. 

Daher sind sehr hohe Kostenabweichungen und -risiken möglich. 

 

Kostenermittlungsstufe 2 (durchschnittlich 30 % Kostenvarianz möglich): 

– Die Kostenschätzung (KS)  

ist eine nur überschlägige Kostenermittlung, der die Ergebnisse der „Vorentwurfsplanung“ 

(Leistungsphase 2 HOAI), Mengenschätzungen, Skizzen, erläuternde Angaben zu den planeri-

schen Zusammenhängen, Vorgängen und Bedingungen sowie Angaben zum Baugrundstück 

und zur Erschließung zugrunde liegen. Die Kostenansätze sind bis zur ersten Kostengliede-

rungsebene zu detaillieren (7 Hauptkostengruppen).  

Die Kostenschätzung dient als eine Grundlage für die Entscheidung über die Fortführung des 

Projektes. Hohe Kostenabweichungen und –risiken bleiben möglich. 

 

Kostenermittlungsstufe 3 (durchschnittlich 20 % Kostenvarianz möglich): 

– Die Kostenberechnung (KB)  

ist eine Kostenermittlung auf Grundlage der „Entwurfsplanung“ (Leistungsphase 3 HOAI; ihr 

liegen durchgearbeitete Entwurfszeichnungen sowie Mengenermittlungen und für die Berech-

nung und Beurteilung der Kosten relevante Erläuterungen zugrunde.  

Die Kostenberechnung ist die erste sog. „verifizierte“ Kostenermittlungsstufe und dient - als Teil 

der Vorlage zum Baubeschluss - als Grundlage für die weitere Entscheidung über die Fortfüh-

rung des Projektes. Die Kostenansätze werden bis zur zweiten Gliederungsebene differenziert 

(Aufteilung in „Bauelemente“).  

Mittlere Kostenabweichungen und -risiken bleiben möglich. 

 

Kostenermittlungsstufe 4 (durchschnittlich 10 % Kostenvarianz möglich): 

– Der Kostenanschlag (KA) (=bepreiste Leistungsverzeichnisse)  

ist die Zusammenstellung der rechnerisch geprüften Angebote. Ihm liegen die fertig gestellte 

Ausführungsplanung, Leistungsbeschreibungen, Angebote, ggf. bereits erteilte Aufträge und 

entstandene Kosten zugrunde.  

Je größer der Anteil an den Gesamtkosten ist, der durch Angebote, erteilte Aufträge und be-

reits entstandene Kosten belegt ist, desto näher kommt die Summe der im Kostenanschlag zu-

sammengetragenen Kosten an die Realisierungskosten (Kostenfeststellung) heran. Der KA 

wird bis in die dritte Gliederungsebene gegliedert (konkrete „Leistungsbeschreibungen“). Es 

sind nur noch geringe, Kostenabweichungen (Insolvenzen, technische Risiken, Witterung, allg. 

Termin- u. Änderungsrisiken) möglich. 

 

Kostenermittlungsstufe 5: 

– Die Kostenfeststellung (KF)  

ist eine Kostenermittlung auf Grundlage der tatsächlich entstandenen Kosten, geprüften Ab-

rechnungsbelege (Rechnungen, Abrechnungszeichnungen etc.) und ausgeführten Massen und 

Mengen. Sie dient zum Nachweis der entstandenen Kosten sowie gegebenenfalls zu Verglei-

chen und Dokumentationen. 
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Mit fortschreitender Planungstiefe können also die für den Projekterfolg notwendigen 

Bauleistungen tiefer und somit die Baukosten zunehmend exakter ermittelt werden. Die 

Unsicherheiten bei der Kostenermittlung nehmen durch die Verfeinerung der Planung 

und dem damit verbundenen Erkenntnisgewinn über die verschiedenen Kostenermitt-

lungsstufen ab.  

 

 

 
Abb. 3: Kostenermittlungsstufen mit fortschreitend detaillierteren Bezugsgrößen im Projekt-/ Bear-

beitungsfortschritt
17

 

 

 

Fakt ist: Kostensicherheit wird nur durch frühe Bedarfsklarheit und Planungstiefe er-

reicht; Diese wiederum bedürfen im geforderten ganzheitlichen Ansatz eine eingehende 

Befassung der Politik, des Vorstands, der bestellenden Verwaltung (Bedarfsträger), der 

Bau umsetzenden Verwaltung (Realisierungsträger) und der Planer mit der Aufgaben-

stellung und den projekt-/ objektspezifischen Notwendigkeiten und damit das Einräumen 

eines dafür angemessenen Zeitraumes.  

 

 

 

 

                                                           
17

 https://de.wikibooks.org/w/index.php?curid=62704, Stand: 23.03.2016, 20:18 

Kostensicherheit 
durch Planungs-

tiefe! 

KB = Grundlage  
Baubeschluss Nicht verifizierte Kostenaussage. Nur vorläufiger Aussagewert – dem Bearbei-

tungsstand entsprechend. Mehrkosten sind gem. RH keine „Kostensteigerungen“  
Mehrkosten ab Vorlage „verifizierter“ KB = 
Kostensteigerungen (aber: 20% „Varianz“+Ris) 
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Daraus folgt: 

1. Ist Schnelligkeit notwendig und wird damit der angemessene Zeitraum für die 

baufachliche Bearbeitung einschränkt, muss das Risiko größerer Kosten- und 

Terminunsicherheiten hingenommen werden!18 

2. Ist Kostensicherheit gefordert, muss der baufachlich und projektspezifisch not-

wendigen Bearbeitungs-Zeitraum eingeräumt werden!   

So stellen Rechnungshöfe regelmäßig fest: Zeitdruck beschränkt Qualität! 

„Die Notwendigkeit, vor der Entscheidung über ein Bauvorhaben größtmögli-

che Klarheit über dessen Umfang und Kosten zu erreichen, steht oftmals hin-

ter dem Ziel zurück, möglichst schnell, auch unter politischem Druck hin, mit 

dem Bauprojekt beginnen zu wollen bzw. zu sollen. 

Mit der dann notwendig werdenden späteren Konkretisierung der Baumaß-

nahme erst nach Bewilligung oder erst baubegleitend werden Kostenabwei-

chungen unvermeidbar.“19 

 

Keine der Leistungsphasen der HOAI kann aus Zeitgründen ausgespart oder verkürzt 

werden ohne eine Erhöhung der Kostenrisiken zu erzeugen. 

Und selbst mit dezidierter Planung können unvorhersehbare Risiken nicht ausgeschlos-

sen werden! 

Ohne tiefgehende Planung und zunehmenden Erkenntnisgewinn (Bedarfs-, Vorent-

wurfs-, Entwurfs- und ggf. Ausführungsplanung) ist keine Kostensicherheit erreichbar!  

 

 

Kostensteigerungen können viele Gründe haben. Bei einer Analyse von Kostenentwick-

lungen ist empfehlenswert, zwischen den folgenden Ursachen für Kostensteigerungen 

zu differenzieren:  

 

– Mangelnde Rollen- und Aufgabenklarheit: innerhalb der Projektorganisation bzw. -

abwicklung - insbesondere zwischen dem sog. „Bedarfsträger“ (bestellender Fachbe-

reich/ FB, der den mit dem Bau gewollten Nutzungen fachlich am nächsten steht) und 

den städtischen Gebäudemanagement als sog. „Realisierungsträger“ (bauausführen-

der Fachbereich/ technischer Dienstleister, „Architekturbüro der Stadt“). 

 

– Mangelnde Bedarfsklarheit: trägt erheblich zu Kosten- und Terminunsicherheit bei. Da 

am Anfang jeder Projektentwicklung die Kosten am stärksten zu beeinflussen sind, ist 

die Bedarfsklärung durch die Erstellung einer sog. „Bedarfsplanung“ nach DIN 18205 

mit Nutzer-Bedarfsprogramm (NBP), sowie Raum- und Funktions- und Ausstattungs-

programm eine Grundsatzforderung. 

Die Bedarfsdefinition und -klärung ist Kernaufgabe des Trägers dieses Bedarfs 

(=Bedarfsträger-Aufgabe). Bleiben Bedarfsunklarheiten bis zur Bauplanung oder gar -

ausführung bestehen, werden Fehlerkorrekturen unverhältnismäßig teuer, da dies zu 

kostenträchtigen Änderungen führt.  

 

                                                           
18

 Beispiel: Flüchtlingsunterbringung 
19

 hier Beispiel: Rechnungshof Hamburg: “Sonderbericht Kostenstabiles Bauen” v. 08.07.2010, S. 26 
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– Kostenrisiken: treten ein, wenn Kosten für Leistungen anfallen, deren Erfordernis nicht 

vorhersehbar war (z.B. Risiken durch Insolvenz des Auftragnehmers und höhere Ge-

walt) oder deren Eintrittswahrscheinlichkeit und/oder Kostenauswirkungen nicht exakt 

ermittelbar waren (z.B. Baugrundrisiko und Bausubstanzrisiko). Risiken darf man nicht 

ignorieren, man muss sie steuern! 

   

– Plan- bzw. Bausolländerungen: führen zu Kosten für zusätzliche Leistungen und erge-

ben sich z.B. durch Modifikation technischer oder rechtlicher Vorschriften, neue Ziel-

vorgaben zu Standards oder Projektanforderungen o.ä..  

 

– Bauplanungs- und –ausführungsfehler: verursachen Kosten für geänderte oder zusätz-

liche Leistungen. Gemäß Prüfungen der Rechnungshöfe häufigste Fehlerursache. 

 

– Preissteigerungen: werden durch Inflation oder andere Marktpreisentwicklungen (Bau-

preisindex) verursacht. Die Bundesbauverwaltung rechnet hier grundsätzlich mit 3% 

p.a.; das Gebäudemanagement Aachen stellt in Abstimmung mit der Finanzsteuerung 

für mehrjährige Neu-, Um- und erweiterungsbauvorhaben > 1 Mio. EUR seit 2014 ei-

nen verminderten Wert von  2% p.a. ein. 

 

– Weitere, z.B. baufachfremde Eingriffe und Vorgaben, wie z.B. fachfremde, politisch 

motivierte Termin- und Kostenvorgaben. 

 

Die Rechnungshöfe haben verstanden:20   

„Baumaßnahmen sind je nach Art und Umfang mehr oder weniger komplexe 

Vorhaben, deren Kosten nicht mit 100%iger Genauigkeit vorherbestimmt 

werden können.   

Von der Bedarfsplanung über die Vor- und Entwurfsplanung sowie die detail-

lierte Ausführungsplanung bis hin zur Abrechnung des Bauvorhabens können 

sich die Kosten verändern. Kostenabweichungen sind somit zum Teil system-

immanent und Kostensteigerungen daher differenziert zu betrachten.    

So entwickeln sich Kostendarstellungen im Zuge der Vorbereitung und im 

Spannungsfeld von Fachlichkeit, Wünschenswertem und Wirtschaftlichkeit 

erst zum abschließend genannten Wert.   

 

Sie können daher nicht als Bezugsgröße für Kostensteigerungen herangezo-

gen werden. Bis zur Kostenberechnung … sind sich ergebende „Mehr-

kosten“ also nicht im eigentlichen Sinne Kostensteigerungen.    

 

Die Erkenntnisse aus der fortschreitenden Bearbeitung einschließlich der 

damit genauer möglichen Kostenangaben fließen in die Haushaltsunterlage-

Bau  (Anm.: = Vorlage Baubeschluss) ein und sind Erkenntnisstand für Senat 

und Bürgerschaft zum Zeitpunkt der Beschlussfassung.   

Wenn vorher Kosten genannt werden, z.B. im Finanzplan, haben diese im-

mer einen vorläufigen, mit dem jeweiligen Bearbeitungsstand der Maßnahme 

korrespondierenden Aussagewert.“  

 

 
                                                           
20

 Ebenda, S. 16 

Rechnungshöfe: 
bis Vorlage Kosten-
berechnung sind 
„Mehrkosten“ keine 

Kostensteigerungen! 

Kostenaussagen    
haben immer nur  
vorläufigen, dem   
Bearbeitungsstand 
entsprechenden 

Aussagewert! 

19 von 162 in Zusammenstellung



18 
 

Auch kommunal reift die Erkenntnis:21  

„Im Übrigen ist es sinnvoll, Kosten zu Baumaßnahmen auch erst dann  öf-

fentlich zu diskutieren, wenn eine fundierte Kostenbetrachtung (Anm.:  = Kos-

tenberechnung nach Lph 3 HOAI „Entwurfsplanung“) durchgeführt wurde.  

Nur die qualifizierte Berechnung der Kosten sollte künftig Grundlage für 

Entscheidungen sein, denn am Ende gibt es nur eine belastbare Aussage: 

Der in der Ausschreibung im Wettbewerb ermittelte Preis.“    

 

Die Kostenrisiken sinken also mit zunehmender Planungstiefe.  

So gilt bei Vorlage der verifizierten Kostenberechnung als Endprodukt der Entwurfspla-

nung (= Lph 3 HOAI) für den Baubeschluss immer noch eine grundsätzliche Kostenunsi-

cherheit von etwa 20 %, weil die Bearbeitungstiefe einer Ausführungs- und Genehmi-

gungsplanung noch nicht vorliegt und somit noch nicht alle notwendigen, konkreten Leis-

tungen herausgearbeitet wurden und erkennbar sind!  
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 Beispiel Gebäudewirtschaft Köln: Abschlussbericht Organisationsanalyse Gebäudewirtschaft Köln, 10/2013, S.14 

Zeitpunkt Baube-
schluss: 
noch 20%  

Kostenvarianz! 
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TEIL C: Aktueller Sachstand zur Umsetzung bereits erkannter Notwendig- 
              keiten zur Kosten- und Terminstabilität im Hochbauwesen der 
              Stadt Aachen 
 

Sowohl der Endbericht der Reformkommission, als auch das Positionspapier des Städ-

tetages auf kommunaler Ebene zeigen die Fehlentwicklungen im öffentlichen Bauwesen 

und die Ursachen für Kosten- und Terminüberschreitungen deutlich auf. 

 

Der Deutsche Städtetag bilanziert „Soll und Haben“22 im kommunalen Bauwesen und 

tritt vehement für dessen „Ertüchtigung“23 durch Angehen der als notwendig erkannten 

und beschriebenen „Eckpunkte für das kommunale Bauwesen“ ein: 

„Wenn diese Themen wirksam politisch und administrativ angegangen wer-

den, trägt dies dazu bei (…) das öffentliche Bauwesen (…) auf zukünftige in-

vestive Aufgaben der Städte wirksam vorzubereiten.“24 

 

Die Reformkommission geht noch weiter: sie fordert einen Kulturwandel aller am Bau 

Beteiligten. 

Denn:       „Alle am Bau Beteiligten tragen zu den Problemen bei.  

         Sie können nur gemeinsam gelöst werden.“25 

 

Reformkommission und Städtetag machen durch den notwendigen ganzheitlichen An-

satz deutlich, dass zur Stabilisierung von Kosten und Terminen von städtischen Hoch-

baumaßnahmen  alle am Bau Beteiligten (Politik, VV, Bedarfsträger, Realisierungsträ-

ger/ fachkundiger Bauherr, Haushalt, Vergabestelle, Rechtsberatung, Regelsetzer etc.) 

in ganz bestimmten Handlungsfeldern tätig werden müssen. 

 

Damit liegen Politik und Verwaltungsvorstand nun zwei übergeordnete strategische 

Grundsatzpapiere vor, die die Ursachen von Kosten- und Terminüberschreitungen dar-

stellen und zur Gegensteuerung konkrete Handlungsempfehlungen aussprechen. 

 

Dies sollte zum Anlass genommen und als Chance verstanden werden, das kommunale 

Hochbauwesen auch der Stadt Aachen weiterzuentwickeln und die übergreifenden 

Handlungsempfehlungen auf Umsetzung zu prüfen und den politischen Diskussionspro-

zess dazu zu eröffnen. 

Es ist von entscheidender Bedeutung, dass Politik die Möglichkeit zur „Fortentwicklung“ 

und den angemahnten „Kulturwandel“ mitträgt und ihren Beitrag dazu prüft. 

 

Die Betriebsleitung des städtischen Gebäudemanagements hat insbesondere nach 

Vorlage des eigenen Positionspapiers aus 04/2014 mit Unterstützung aus Verwal-

tung, BAG und Rat erste baufachliche Konsequenzen in eigener Zuständigkeit gezo-

gen und - da wo notwendig - abgestimmt, z.B. bei haushaltsrelevanten Notwendig-

keiten mit der Finanzsteuerung.  

Hier hat die Finanzsteuerung entscheidende Impulse beigebracht oder aufgenom-

men und notwendige Korrekturen bereits vorangetrieben und veranlasst. 

                                                           
22

 Positionspapier Städtetag, S. 5 und 9 
23

 Ebenda, S. 9 
24

 Ebenda 
25

 Endbericht Reformkommission, S. 17 

Anlass zur poli-
tischen Diskus-

sion  

Chance zur  Wei-
terentwicklung   
des städtischen 

Hochbauwesens 
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Die Optimierung der Aufbau- und Ablauforganisation des GM sieht die BL weiterhin 

als ihre Daueraufgabe. 

 

Seit 2014 wurden bereits folgende Empfehlungen aus dem Positionspapier der Be-

triebsleitung umgesetzt: 

 

1. Für jedes Investitionsbauvorhaben größer 1,0 Mio. EUR wird grundsätzlich 

eine Bedarfsplanung mit Nutzer-Bedarfs-Programm (NBP) erstellt. Denn: 

„Projekte werden am Anfang gewonnen“. Während der Projektvorbereitung 

ist der Einfluss auf die Kosten am stärksten und Kostenvermeidung am ein-

fachsten.  

Daher muss der Träger des Bedarfes grundsätzlich wissen, was „sein“  Pro-

jektziel ist und was er an Bedarf zwingend braucht (nicht „wünscht“!), um den 

Projekterfolg zu sichern. 

Zur Unterstützung und Beratung des BT bei der Bedarfsanalyse wurde bei 

E26 im Team „Zentrale Fachaufgaben“  eine Stelle neu eingerichtet. 

 

2. Der Baupreisindex wird pauschal mit 2,0 % jährlich bei den Baukosten be-

rücksichtigt. Somit müssen erstmals Baupreissteigerungen nicht aus nicht zu 

generierenden „Einsparungen“ im Projektbudget finanziert oder generell 

nachfinanziert werden. 

Der Pauschalsatz muss allerdings in regelmäßigen Abständen überprüft wer-

den und hat nichts mit der üblichen „Inflationsrate“ zu tun, die erheblich nied-

riger liegen kann. 

 

3. Für investive, überjährige Bauvorhaben werden vorab zur Erstellung von Be-

darfsplanungen und der verifizierten Kostenberechnung als Ergebnis der 

Leistungsphase 3 „Entwurfsplanung“ HOAI Planungsmittel zur Verfügung ge-

stellt.  

Die Kostenberechnung ist grundsätzlich Bestandteil der Vorlage zum Baube-

schluss. Vorab dargestellte, vorläufige grobe Kostenaussagen sind für eine 

öffentliche Kostendiskussion nicht geeignet und können gem. Rechnungshof 

und Grundsatzpapiere nicht als Maßstab für „Kostensteigerungen“ herange-

zogen werden. 

 

4. Zur „Stärkung des fachkundigen Bauherrn“ wurden in 2013/2014 alle im E26 

tätigen Projektmanager einer bundesweit anerkannten Ausbildung und Prü-

fung zum „zertifizierten Projektmanger“ beim Deutschen Verband der Pro-

jektmanager in der Bau- und Immobilienwirtschaft e.V.“ (DVP) unterzogen. 

Eine weitere Stärkung durch Wiedergewinnung der Fachkompetenz in ande-

ren Leistungsbereichen aufgrund angemessener Eigenerledigung muss dis-

kutiert werden. Hier sei bemerkt, dass E26 im Neu-, Um- und Erweiterungs-

bau alle Planungs- und Bauüberwachungsleistungen zu 100 % an externe 

Architekten und Ingenieure vergibt – mit entsprechendem stetig steigendem 

Honorarvolumen. 

 

5. Zur Kostentransparenz werden die sog. „Bauherrenleistungen“ des E26 (KG 

710, Projektleitung/ Projektsteuerung/ wirtschaftliche und technische Bera-

Bereits umgesetzt 

seit 2014: 

„Projekte werden 
am Anfang gewon-
nen“: 
Bedarfsdefinition 

und –planung! 

Baupreisindex be-

rücksichtigt! 

Erst Planen,  dann 
Bauen! 
 
„Verifizierte“ Kos-
tenberechnung als 
Basis für Baube-

schluss 

Stärkung des 
„fachkundigen“ 
Bauherren: 
 
Kompetenz-
erweiterung,  
qualifiziertes Per-
sonal (insb. TGA),  
Erhöhung der Ei-

generledigung? 
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tung) als „aktivierte Eigenleistung“ in die Gesamtbaukosten eingerechnet und 

damit die Leistungen des Gebäudemanagements in diesem Bereich erstmals 

sichtbar.  

Dies erhöht zwar in der Projektdarstellung die Gesamtbaukosten. Jedoch 

werden diese im Innenverhältnis „haushaltsneutral“ verrechnet. Zudem wer-

den durch die Eigenerbringung der delegierbaren BH-Leistungen die Kosten 

der Mehrwertsteuer bei Vermeidung externer Beauftragung gespart. 

 

6. Etablierung eines verfeinerten E26-internen Bauprojekt- und Investitionscon-

trolling und Aufbau eines internen Berichtswesens zum regelmäßigen über-

geordneten Monitorings von Investitionsmaßnahmen. 

 

 

Damit wurden wichtige, insbesondere baufachliche, aber eben nicht alle Handlungs-

empfehlungen angegangen. Weitere Ursachen für Kosten- und Terminsteigerungen 

müssen dringend abgestellt werden. 

 

Erfordernisse (nach Hauptausschuss Deutscher Städtetag 11/2015)

be
r.

n.
 b

er
.

Anmerkung/ 

Fundstelle/ 

zuständig

1.
Bauherrnfunktion der Städte stärken und bauliche Expertise halten bzw. 

bedarfsgerecht zurückgewinnen.
X

S. 6, 13,                 

Pkt 15, S. 42

2.

Bedarfsermittlung und Planungsphase so qualifizieren und die hierfür 

erforderlichen Mittel bereitstellen, dass erforderliche Haushaltsmittel für die 

Herstellung von Bauvorhaben auf der Grundlage einer belastbaren Entwurfs- 

oder Ausführungsplanung freigegeben werden.

X
Pkt. 7.2,             

S. 14

3.

Frühzeitige Risikoermittlung und ein systematisches Risikomanagement insb. 

für komplexere und größere Vorhaben einführen und die Risiken im Haushalt 

berücksichtigen.

X
Pkt. 7.3,             

S. 16

4.
Baupreissteigerungen im Wege einer jährlichen Fortschreibung der 

Gesamtbaukosten im Haushalt zumindest nachrichtlich ausweisen.
X

Pkt. 7.4,          

S. 18

5.

Planungs- und Bauleistungen nicht ausschließlich auf Basis des Preises 

vergeben, sondern zusätzliche qualitative Wertungskriterien berücksichtigen. 

Interne und externe Streibeilegungsmechanismen einbinden.

X
B03, FB 30, 

FB 14

6.

Maßgaben für die Projektorganisation und -finanzierung des kommunalen 

Bauwesens entwicklen, insb. zur Aufgabenverteilung zwischen Kommune und 

Auftragnehmern, zu vorhabenbezogenen Organisationsstrukturen und zu 

Entscheidungswegen für Planabnahmen und -änderungen.

X

Notwendig: 

Rollenklärung 

Nutzer- BT - 

E26- Politik

7.
Haushaltsseitige Planung und Abwicklung von Bauvorhaben erleichtern und 

soweit erforderlich Anpassungen vornehmen.
X

in Teilen ber. 

erfolgt

8.
Die Bauvorhaben beschließenden städtischen Gremien mit den vorgenannten 

Erfordernissen vertraut machen.
X

Vorlage BAG 

05/14

Positionspapier BL 

E26 04/2014

  
Abb. 4: Abgleich Positionspapiere Städtetag 12/ 2015 – Betriebsleitung 04/ 2014 

 

 

  

Kostentransparenz: 
aktivierte Bauher-

ren-Leistung 

Verstärktes E26-
internes Bau-
Controlling und        

Baumonitoring 

23 von 162 in Zusammenstellung



22 
 

TEIL D: Empfehlungen zum weiteren Vorgehen hin zu mehr Kosten- und 
             Terminstabilität im Hochbauwesen der Stadt Aachen 
 

 

Vorab sei vorangestellt: die Stadt hat ein gut funktionierendes Regelwerk zur Abwicklung 

kommunaler Hochbauaufgaben. Der überwiegende Teil dieser Regelungen ist bewährt. 

Bewährtes gilt es zu schützen und darf/ soll Bestand haben! 

Dennoch haben sich die Rahmenbedingungen des kommunalen Hochbauwesens in den 

letzten Jahren und die aktuellen Erkenntnisstände um hinderliche Fehlentwicklungen zu 

notwendigen Handlungsempfehlungen hin fortgeschrieben. 

 

Zusätzlich ist es auch für die Haushaltssteuerung von entscheidender Bedeutung im 

Rahmen der Kostenklarheit und -wahrheit mit möglichst verlässlichen Zahlen planen zu 

können. 

Daher ist eine Überprüfung städtischer Regelwerke zur Zielerreichung verbesserter Kos-

ten- und Terminstabilität notwendig und geboten. 

 

Die Betriebsleitung des städtischen Gebäudemanagements spricht die Empfehlung aus 

- gemäß der vorliegenden, übergeordneten Grundsatzpapiere  von Reformkommission 

und Städtetag sowie weiterer aktueller Fachexpertisen - diejenigen Erfordernisse auf 

Umsetzung in ein städtisches Gesamtkonzept zur Weiterentwicklung der kosten- und 

Terminstabilität zu prüfen, die über eine reine Baufachlichkeit in eigener Zuständigkeit 

hinausgehen. 

Bei der Themenstellung „Kosten- und Terminstabilität im Bauwesen“ bleiben allerdings 

auch die Baufachleute mit ihren Alltagserfahren und ihrer Expertise die Vorantreiber und 

in Hauptverantwortung! 

 

In eigener Zuständigkeit treibt die BL die rein baufachlichen und damit verbundenen 

personal- und organisationstechnischen Empfehlungen und Notwendigkeiten bezogen 

auf E26 weiter voran, wie z.B.: 

 Kooperatives, integrales Planen im Team mit internen und externen Architekten,  

Ingenieuren und Sonderfachleuten unter Gründung frühzeitiger interdisziplinärer 

Planungsteams (= Pkt. I.1 Reformkommission) – auch mit Blick auch auf die zu-

künftigen gesetzlich geforderten Themenstellungen wie Energieeffizienz 

(„NN+E-Standard“26) und Nachhaltigkeit, 

 Belange der partnerschaftlichen Zusammenarbeit (= Pkt. I.5 Reformkommissi-

on), 

 stärkere Transparenz und Kontrolle (Pkt. I.9 Reformkommission) i.R.d. Quali-

tätssicherung interner und externer Leistungen, 

 Aufbau eines erweiterten Kosten-, Risiko-, Änderungs- und Nachtragsmanage-

ments, 

 Stärkung des Inbetriebnahme-Management und der Nachsteuerung („Lph 10“), 

 Erarbeitung einer Position zum Thema IT-gestützte Methoden, Building Informa-

tion Modelling („BIM“, Pkt. !.10 Reformkommission),  

 Verstärkte Erfahrungssicherung und Wissenstransfer. 
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 Null-, Niedrig- und Plus-Energie-Standard 

Bewährtes  
bewahren,  
neue Notwendig- 
keiten berück- 

sichtigen!  

Städtisches  
Gesamtkonzept 
zur Kosten- und  
Terminstabilität   

notwendig!   

Baufachleute in 
Hauptverant-

wortung! 
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Nur unter übergreifender Einbindung der an Entscheidung, Bedarf, Organisation, Finan-

zierung und haushaltstechnischer Abwicklung, Planung, vergaberechtlicher Umsetzung, 

Rechtsberatung, Bau, Betrieb und Nutzung Beteiligter in Politik, Vorstand und Verwal-

tung und der spezifischen Prüfung der für diese Handlungsgruppen aufgezeigten kon-

kreten Empfehlungen und Notwendigkeiten gelingt ein konzeptioneller Gesamt- und 

Weiterentwicklungs-Ansatz, welcher zukünftig Haushaltsrisiken erheblich vermindert und 

zur Kostenklarheit und -wahrheit beiträgt. 

 

Zu den zu prüfenden fachbereichs- und dezernatsübergreifenden Handlungsempfehlun-

gen gehören folgende, übergeordnete thematische Erfordernisse: 

 

1. Grundsätzliche Rollendefinition der Beteiligten innerhalb der Projektvorbereitung,        

-entscheidung, -abwicklung (= Pkt. 8 Reformkommission) 

 

Den unterschiedlichen am Projekt Beteiligten fallen in der Projektentscheidung/                

-organisation/ -struktur unterschiedliche Rollen und Aufgaben zu:  

 

- nutzender Fachbereich mit „organisatorischer Betreiberverantwortung“, 

- Bau bestellender Fachbereich (= „Bedarfsträger“),  

- bauende Verwaltung (= „Realisierungsträger“, städtisches Gebäudema-

nagement als technischer Dienstleiter mit „technischer Betreiberverantwor-

tung“), 

- beschließenden politischen Gremien, 

- Verwaltungsvorstand, 

- planende und bauende externe Auftragnehmern. 

 

Eckpunkt für das Funktionieren des kommunalen Bauens ist gem. Positionspapier 

Deutscher Städtetag27 die Klärung dieser Rollen und Aufgaben innerhalb des Projek-

tes. Zentral dabei ist „Klarheit zu schaffen über 

a. die Zuständigkeiten und Aufgaben der verschiedenen Beteiligten, 

b. die Prozessabläufe ihres Zusammenwirkens, 

c. ihre Ausstattung mit fachlich qualifiziertem Personal in dem für die politisch 

definierte Aufgabenwahrnehmung hinreichenden Umfang.“28 

 

In vielen Städten wird dies durch interne Anweisungen/ Vereinbarungen mit der De-

finition aller Akteure, ihrer Auftragsverhältnisse und Arbeitsbeziehungen zueinander 

geregelt. 

Auch in Aachen gab es bisher eine tragende, sinnvolle Grundsatzabsprache zu den 

Aufgaben der bestellenden und bauenden Verwaltung, also zwischen Bedarfs- und 

Realisierungsträger. 

 

Dem städtischen Gebäudemanagement als „bauende Verwaltung“ und internem Ar-

chitekturbüro (ohne eigenem Planungsbereich) fehlt immer häufiger gerade bei Pro-

jektideen mit Misch- und Mehrfachnutzungen z.B. im Sozial- oder Kulturbereich der 

Bedarfsträger als „Besteller“, also als derjenige, der der erwünschten/ geforderten/ 

erwarteten Nutzung fachlich am nächsten steht.  

                                                           
27

 Positionspapier DStT, S. 6 und 10 
28

 Ebenda, S.10 

Risikovermei-
dung: 
Alle Beteiligten 

sind gefordert! 

Übergreifende 
 Themen: 
1.  Rollen- 

     klärung 
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Die Unklarheit über die Bedarfsträgerschaft und des organisatorischen Betreibens - 

bis hin zur Ausführungsplanung oder sogar Bauausführung - erzeugt erhebliche Rei-

bung, lässt den ganzheitlichen Ansatz vermissen und verhindert Synergieeffekte, die 

für die Projektentwicklung und -durchführung von erheblicher Durchschlagskraft sein 

könnten. Sind Aufgabe, Kompetenz, Verantwortung nicht bereits frühzeitig geklärt, 

führt dies regelhaft zu Kosten- Terminüberschreitungen und unnötigen Steuerungs-

verlusten im Projekt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Abb. 5: Beispiel Rollendefinition in Anlehnung an VV-Bau Hamburg, 1.3: „Beteiligte und deren 
Aufgaben“, 10/2015  

Daher ist zu empfehlen - ähnlich anderer Städte - die grundsätzliche Rollenver-

teilung nach endgültiger Prüfung und Klärung zu verschriftlichen. 

 

  

-

Projektziel (strategische/ übergeordnete Vorgaben,

Bezug und Abgrenzung zu anderen

Projekten etc.)

-
Abstimmung/ Steuerung Gesamtprojekt-Budget 

(nicht Baubugdet nach Baubeschluß) 

-
Beauftragung von Bedarfsplanungen, Machbarkeits- 

und Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen

- Abstimmung Generalterminplanung

- Herbeiführen von (politischen) Entscheidungen

-
Grundaussage Bau- und Qualitätsstandards (z.B. 

niedrig, mittel, hoch)

-
Berichtswesen und Informationspflichten

(außer Baucontrolling), Gremienarbeit

-
Projektmarketing und Informations- bzw.

Kommunikationsstrategie

Entwicklung von Vorgaben bzw. Anforderungen

für den Realisierungsträger zum Projekt

bzw. zur Projektabwicklung:

Aufgaben des Bedarfsträgers                                                   

im Rahmen der Projektvorbereitung

Aufbau einer geeigneten Verantwortungsstruktur

Organisatorische und vertragliche Einbindung

Dritter (z.B. Investoren), außer Bauverträge

Bedarfsdefinition

Beschaffung der Finanzmittel (einschl. Einstellung

von Honorarkosten oder eines Pauschalansatzes

zur Ermittlung des Kostenrahmens in

den Haushaltsplan)

Auftragsdefinition und Beauftragung des 

Realisierungsträgers

 Nutzernkoordination und -abstimmungen

 

Terminplanungen (Meilensteine, Projektphasen,

Entscheidungsstufen etc.) im Bauprojekt

Bei Beauftragung durch BT Herbeiführen einer 

Bedarfsanalyse (Nutzerbedarfsprogramm) und 

Grundlagenermittlung

Entwicklung von Vorgaben für das Nachtrags- 

management und dessen Anwendung

Aufbau eines Kosten- und Risikomanagements

Aufgaben des Realisierungsträgers                                       

im Rahmen der Projektvorbereitung

Abstimmung des Projektauftrages mit dem 

Bedarfsträger

Aufgabenwahrnehmung des "fachkundigen Bauherrn"

Aufbau einer geeigneten Bau-Projektorganisation

Ressourcenplanung (Eigen- und Fremd-                 

leistungen)

Aufbau eines Qualitäts- und Änderungsmanagements

Bauprojektcontrolling, internes 

Bauinvestitionscontrolling

Projektstrukturplanung (Teilprojekte, Arbeitspakete

etc.)

Projektumfeldanalyse
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2. Einbindung neuer interner und externer außergerichtlicher Streitbeilegungs-

mechanismen (z.B. Mediation, Adjudikation u.ä.).29 

  

Der Deutsche Städtetag stellt fest: 

„Über die Komplexität der möglichen Fehlerquellen im Bauwesen hinaus 
bestätigen die das kommunale Bauwesen organisierenden Leitungs- und 
Verwaltungskräfte, dass das eigentliche Bauwesen deutlich rechtslastig 
geworden ist und alle Verfahrensschritte mit Außenwirkung rechtlich beglei-
tet werden müssen. Der eigentliche Gehalt des Bauwesens tritt demgegen-
über zurück.“ 

Und: 
„Die starke Verrechtlichung des Bauwesens hat zur Folge, dass das öffentli-
che Bauen häufig zu einem Prozess der Verantwortungsabwehr, des Nach-
tragsmanagements und der Mängelrügen mutiert.“ 

 

Die Reformkommission führt aus: 

„Streitigkeiten (…) sind durch lange Gerichtsverfahren, Unsicherheiten des 

Prozessausgangs und hohe Kosten (…) gekennzeichnet.“30 

Und:  

„Außergerichtliche Streitbeilegungsmechanismen können auch von öffentli-

chen Auftraggebern rechtlich zulässig vereinbart werden“31 

 

Die für den Bau wesentlichen externen Mechanismen der außergerichtlichen Streit-

beilegung sind 

 Mediation, 

 Schlichtungsverfahren, 

 Adjudikation, 

 Schiedsgutachten und  

 Schiedsgericht. 

 

Der Deutsche Baugerichtstag sieht z.B. in der „Adjudikation“ ein Verfahren, dass  

„in besonderer Weise geeignet ist, sich während des Planungs- und Bauab-
laufs ergebende Streitigkeiten zeitnah, schnell und angemessen und zur 
Förderung des Projektfortschritts zumindest vorläufig verbindlich zu lö-
sen.“32  
 

Am 26. Juli 2012 ist das Mediationsgesetz (Artikel 1 des Gesetzes zur Förderung der 

Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung vom 21. 

Juli 2012, BGBl. I S. 1577) in Deutschland in Kraft getreten. Damit ist die Mediation 

erstmals in Deutschland gesetzlich geregelt. 

Gem. Bundesministerium der Justiz ist das Verfahren besonders geeignet u.a. für 

Anwendungsfelder im Bereich des Baurechts und der öffentlichen Verwaltung.33 

 

                                                           
29 

Siehe hierzu Prof. Dr. Papier:  „Rechtsgutachten zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit der Adjudikation in Bau-

sachen“, Mai 2013 
30

 Reformkommission, S. 64 
31

 Ebenda 
32

 Empfehlung 5. Deutscher Baugerichtstag 
33

  
Link:http://www.bmjv.de/DE/Themen/GerichtsverfahrenUndStreitschlichtung/Au%C3%9Fergerichtlic
heStreitbeilegung/Au%C3%9FergerichtlicheStreitbeilegung_node.html, Stand: 25.03.2016, 19:27 

2. Außergericht- 
   liche Streitbei- 

   legung  
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Ob diese Handlungs-Empfehlung für das kommunale Hochbauwesen in Aachen tra-

gen und umgesetzt werden kann muss geprüft werden und liegt in der Zuständigkeit 

des Rechtsdezernats bzw. des FB Recht und Versicherung. 

 

 

 
3. Vergabe von Planungs- und Bauleistungen und Vertragsgestaltung 

 

Zunächst legt die Reformkommission dar, dass der Bauherr 

„eine Vielzahl von Vergabeverfahren über die Projektsteuerungsleistungen, 

Planungsleistungen, Bauleistungen und Betriebsleistungen“ durchführt. 

„Durch die Vergaben wird entschieden, wer das Projekt plant, baut, betreibt 

(…). Fehlentscheidungen können durch Schlechtleistungen, Verzögerun-

gen, Streitigkeiten oder Insolvenzen fatale Auswirkungen auf die Termin- 

und Kostensicherheit heben. Entscheidend ist daher im Vergabeverfahren 

zuverlässig die Auftragnehmer zu ermitteln, die die Aufträge am wirtschaft-

lichsten erfüllen können.34 

 

Die Verwaltung der Stadt Aachen hat bereits viel dafür getan, dass das Vergabewe-

sen Gesamtwirtschaftlichkeitskriterien in den Vordergrund stellt.  

Insofern ist die Kernforderung der Reformkommission, Aufträge nicht an den billigs-

ten Anbieter zu vergeben, sondern an den wirtschaftlichsten, im hohen Maße bereits 

umgesetzt. 

 

Die grundsätzliche Analyse der Reformkommission bleibt dennoch richtig:35 

- Der Wettbewerb um angemessene Preise „führt häufig zu unwirtschaftlich 

niedrigen Angeboten und hohen Nachtragsforderungen gegenüber dem 

Auftraggeber. Dieser Ablauf ist nicht nur eine der wichtigsten Ursachen von 

Kosten- und Terminüberschreitungen, sondern auch ein Grund für überteu-

ertes Bauen und zahlreiche Insolvenzen.“ 

- „Weil Nachprüfungsverfahren zu erheblichen Projektverzögerungen führen 

können, handhaben öffentliche Auftraggeber das Vergaberecht im Interes-

se einer maximalen Rechtssicherheit vielfach übermäßig formalistisch“. 

- „In der Praxis verzichten Auftraggeber oft darauf, Qualitätskriterien der Zu-

schlagsentscheidung zu Grunde zu legen. Grund ist die Sorge, dass 

Vergabeverfahren durch den Verzicht auf rein „mathematische“ Kriterien 

und durch die Nutzung des Beurteilungsspielraumes rechtlich angreifbarer 

werden“.  

 

Aachen ist hier grundsätzlich gut aufgestellt. Daher sind die Inhalte der Analyse nicht 

durchgängig übertragbar. Dennoch sollten im Bericht aufgezeigte Defizite und Lö-

sungsvorschläge überprüft werden. 

 

 

 

                                                           
34

 Endbericht Reformkommission, S. 41 
35

 Ebenda 

3.  Vergabe und   
     Bauvertrags- 

     gestaltung 
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E. Schlussbetrachtung 
 

Die in 2015 veröffentlichten übergeordneten Grundsatzpapiere der Reformkommis-

sion (Endbericht) und des Deutschen Städtetages (Positionspapier) waren überfällig 

und wurden flankiert von zahlreichen bereits vorher erstellten Beiträgen aus der 

Fachwelt und zahlreichen baufachlichen Dachorganisationen (Rechnungshöfe,     

Architektenkammern, Deutscher Verband der Projektmanager). 

 

Die aufgezeigten Fehlentwicklungen und Defizite sind zu einem großen Teil nicht 

neu und decken sich mit dem Erfahrungs- und Erkenntnisstand der öffentlichen Bau-

herrenschaft. 

Aus Sicht der Betriebsleitung sind die Grundsatzpapiere eine wichtige Grundlage für 

die Fortentwicklung des öffentlichen Bauwesens der Stadt Aachen.  

 

Die Beteiligten werden deutlich aufgefordert, die Möglichkeiten zur Kosten- und Ter-

minstabilisierung im öffentlichen Hochbauwesen aufzugreifen, zu analysieren und 

auf Umsetzung zu prüfen. Hierbei ist auch Differenzierung gefragt, denn die Stadt-

verwaltung Aachen braucht den kommunalen Vergleich nicht zu fürchten. 

 

Dennoch: Neue Kompetenzen sind gefragt, neue Qualifikationen sind zu entwickeln: 

z.B. Risikospezialisten, Nachtragssteuerer („Anti-Claim-Manager“) u.ä. 

 

Die Grundsatzpapiere zeigen auch deutlich auf: 

Kosten- und Terminstabilität ist nicht nur Sache der öffentlichen Bauverwaltung sel-

ber; die Handlungsfelder beziehen ausdrücklich alle im Umfeld einer Projektentste-

hung Agierenden mit ein.  

Mit der vorangestellten Feststellung  

„Alle am Bau Beteiligten tragen zu den Problemen bei.  

Sie können nur  gemeinsam gelöst werden“ 

ist die Richtung vorgegeben, gemeinsam zu Handeln und gemeinsam die Defizite 

abzustellen. 

 

Das städtische Gebäudemanagement braucht Unterstützung aus Politik und Verwal-

tungsvorstand, um die eingeforderte „neue Baukultur“ mit deutlich verbesserter Kos-

ten- und Terminstabilität zu verwirklichen und damit einen erheblichen Beitrag zur 

Verminderung von Haushaltsrisiken leisten zu können.  

 

Ohne gemeinsame Anstrengungen aller ist Kosten- und Terminstabilität nicht zu ha-

ben! 

 

 

 

Aachen, 06.04.2016 

 

 

 

Klaus Schavan     Vera Ferber 
Techn. Geschäftsführer    Kaufmännische Geschäftsführerin 
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Vorwort 
 

Planen und Bauen ist eine deutsche Kernkompetenz und national wie in-
ternational hoch angesehen. Jedes Jahr setzt die deutsche Bauindustrie 
und Bauwirtschaft weltweit erfolgreich tausende Projekte um und steht 
dabei für Effizienz, Schnelligkeit und höchste Qualität. Damit trägt Planen 
und Bauen „Made in Germany“ maßgeblich zur Wertschöpfung in unserem 
Land bei und stärkt das Fundament unseres Wohlstands – mit Innovati-
onskraft und Kompetenz, aber auch mit Bitumen, Baustahl und Beton. 

In den vergangenen Jahren haben Konflikte bei Großprojekten den Blick 
der Öffentlichkeit auf diese Erfolge von Bauindustrie, Bauwirtschaft und 
den planenden Berufen verstellt. Dadurch hat die öffentliche Akzeptanz 
von Großprojekten gelitten. Vor diesem Hintergrund haben wir 2013 als 
runden Tisch von Wirtschaft, Wissenschaft und Politik eine Reformkom-
mission Bau von Großprojekten ins Leben gerufen – mit einem klaren Ziel: 
gemeinsam Lösungen zu entwickeln, wie bei Großprojekten in Zukunft 
mehr Kostenwahrheit und Termintreue erreicht werden können. 

Der vorliegende Endbericht der Reformkommission mit seinem 10-Punkte-Aktionsplan leistet genau das und nimmt in 
einem ganzheitlichen Ansatz den gesamten Bauprozess in den Blick – von der ersten Projektidee über Planung, Vergabe 
und Bau bis zur Nutzungsphase, von der Planungs- und Bauwirtschaft bis zu den Bauherren. 

Besonders hervorheben möchte ich die Empfehlung der Reformkommission, eine neue, moderne, also digitale Planungs-
kultur zu etablieren. Die Zukunft des Bauens wird – wie in allen anderen Wirtschaftsbereichen – ganz maßgeblich durch 
den digitalen Wandel bestimmt. Beispielsweise können fünfdimensionale Planungsinstrumente, zusammengefasst unter 
dem Begriff „Building Information Modeling“ (BIM), durch die Vernetzung von großen Datenmengen die Auswirkungen 
einer Änderung in einem Bereich für alle anderen Bereiche sofort sichtbar machen. Mit BIM lassen sich Risiken deutlich 
mini-mieren, Bauzeiten erheblich verkürzen und Kosten spürbar senken. Im Schiffs- oder Maschinenbau ist BIM daher 
längst Standard. Deutschland will hier weiter aufschließen. Modernes Bauen heißt: erst digital, dann real bauen. 

Jetzt geht es darum, den Aktionsplan gemeinsam mit allen Beteiligten umzusetzen. Erste Schritte sind bereits eingeleitet 
und wichtige Grundlagen gelegt. Die Gesellschaft „planen-bauen 4.0“ ist gegründet und wird digitalen Planungsmethoden 
einen deutlichen Schub verleihen. BIM wird in vier Pilotprojekten – zwei Straßen- und zwei Bahnprojekten – zusammen 
mit den Vorhabenträgern DEGES und DB AG erprobt. Das Vergaberecht und Risikomanagement werden wir uns jetzt auf 
der Grundlage der Empfehlungen der Reformkommission genau ansehen. 

Die gemeinsame Arbeit hat gezeigt: Der Schlüssel zu einem erfolgreichen, im Termin- und Kostenplan umgesetztes Groß-
projekt liegt in einer offenen und vertrauensvollen Partnerschaft aller Beteiligter. Daran wollen wir anknüpfen und mit 
dem Abschlussbericht der Reformkommission einen Kulturwandel beim Bau einleiten. 

Ich danke allen Kommissionsmitgliedern für ihre hervorragende Arbeit. Das gleiche gilt für die Mitglieder der Arbeits-
gruppen, die ehrenamtlich wertvolles Praxiswissen eingebracht haben. Mit dem Aktionsplan haben wir uns einen Arbeits-
auftrag gegeben – und ich freue mich, diesen gemeinsam mit allen Beteiligten umzusetzen.  

Ihr  

Alexander Dobrindt MdB 
Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur  

Alexander Dobrindt MdB 
Bundesminister für Verkehr  
und digitale Infrastruktur 
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I Zusammenfassung 
 

Wie jede moderne Industrienation benötigt Deutschland 
Großprojekte, um auch zukünftig international wettbe-
werbsfähig zu sein. Das gilt für die Infrastruktur und den 
Hochbau gleichermaßen. Der Bund verausgabt allein für 
Hochbauten etwa 2 Milliarden Euro und für die Verkehrs-
wege 11 Milliarden Euro pro Jahr mit deutlich steigender 
Tendenz.  

Viele Großprojekte halten jedoch den Kosten- und Termin-
rahmen nicht ein und weisen deutliche Anzeichen für un-
wirtschaftliche Verfahrensweisen auf. Damit die Bürgerin-
nen und Bürger ein stärkeres Vertrauen in Großprojekte 
entwickeln, öffentliche Mittel effizient verausgabt werden 
und der international gute Ruf der deutschen Bau- und 
Planungswirtschaft gesichert bleibt, hat das ehemalige 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung im April 2013 die Reformkommission Bau von Groß-
projekten gegründet. 

Die Reformkommission ist mit 36 hochrangigen Expertin-
nen und Experten aus Wirtschaft, Wissenschaft, öffentli-
cher Hand und Verbänden besetzt. Sie hat Defizite identifi-
ziert sowie Lösungsvorschläge und Handlungsempfehlun-
gen dazu erarbeitet, wie Kostenwahrheit, Kostentranspa-
renz, Effizienz und Termintreue bei Großprojekten verbes-
sert werden können.  

Die Empfehlungen beziehen sich in erster Linie auf öffent-
liche Großprojekte mit einem hohen Investitionsvolumen. 
Als Anhaltspunkt hat die Reformkommission einen Min-
destbetrag von 100 Millionen Euro genannt. Die Empfeh-
lungen können in ihren wesentlichen Teilen jedoch auch 
auf kleinere Projekte auf allen Ebenen des öffentlichen 
Bauwesens übertragen werden, wenn diese Kriterien er-
füllen, die für Großprojekte typisch sind. Dazu zählen eine 
lange Realisierungsdauer, eine hohe Komplexität und eine 
hohe politische oder gesellschaftliche Bedeutung. Auch auf 
private Großprojekte können viele Handlungsempfehlun-
gen übertragen werden.  

Fehlentwicklungen bei Großprojekten in Deutschland ha-
ben viele Ursachen: 

• Die Baukosten werden häufig bereits beziffert, bevor 
belastbare Planungen vorliegen. Die Schätzungen sind 

zum Teil politisch motiviert, vernachlässigen beste-
hende Risiken und liegen häufig deutlich unter den 
tatsächlich zu erwartenden Kosten. 

• Eine ungenaue Ermittlung der Bauherrenwünsche so-
wie die unzureichende Berücksichtigung der Beson-
derheiten des Projekts bei Planungsbeginn führen 
zum Teil zu kostenträchtigen Änderungen von Pla-
nung und Bauausführung.  

• Großprojekte werden nicht immer detailliert genug 
geplant. Eine unzureichende Kooperation der Beteilig-
ten führt zu inkompatiblen Teilplanungen. IT-ge-
stützte Methoden wie z. B. Building Information Mode-
ling (BIM), die zur Vermeidung solcher Planungsfehler 
beitragen können, finden kaum Anwendung. Zudem 
wird mit Baumaßnahmen teilweise bereits begonnen, 
bevor die Planung abgeschlossen ist. Dies führt in der 
Regel ebenfalls zu kostenintensiven Korrekturen.  

• Kein Projekt ist risikofrei. Trotzdem fehlt sowohl auf 
Seiten der Auftraggeber als auch der Auftragnehmer 
oft ein frühzeitiges und kontinuierliches Risikoma-
nagement mit Vorsorgemaßnahmen im Hinblick auf 
Handlungsalternativen, Zeit und Kostenrahmen. Selbst 
wenn Risiken betrachtet werden, finden sie in der Re-
gel keinen Eingang in das im Haushalt veranschlagte 
Projektbudget. Der Eintritt von Risiken ist damit eine 
häufige Ursache für Kostensteigerungen und Termin-
überschreitungen.  

• Die Bauherrenkompetenz, aber auch die Management-
kompetenz in Unternehmen, genügen nicht immer den 
Anforderungen eines Großprojekts. Darüber hinaus 
mangelt es den Organisationsstrukturen bei Auftrag-
gebern und Auftragnehmern vielfach an einer klaren 
Festlegung von Verantwortlichkeiten, Entscheidungs-
kompetenzen, Entscheidungswegen und –fristen.  

• Ein regelmäßiges und unabhängiges Controlling sowie 
interne und externe Streitbeilegungsmechanismen 
sind oft nicht vorhanden. Es fehlt zudem an Transpa-
renz von Projektstand, Kosten, Risiken und Terminen 
gegenüber der Öffentlichkeit. 

• Ausschreibungen von Baumaßnahmen erfolgen teil-
weise auf Basis nicht abgeschlossener Planungen und 
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sind daher anfällig für Nachträge. Bauaufträge werden 
häufig ausschließlich auf Basis des Angebotspreises 
vergeben. Der billigste Bieter ist aber nicht immer der 
wirtschaftlichste. Vielmehr bieten potentielle Auftrag-
nehmer teilweise unter Selbstkosten an, mit dem Ziel, 
Planungsdefizite und –änderungen für spätere Nach-
träge zur Kostendeckung zu nutzen. Dies führt zum 
Teil zu Qualitätseinbußen und begünstigt den Streit 
um Nachträge. Großprojekte sind damit häufig ge-
prägt von Misstrauen und Streit statt von Kooperation 
und partnerschaftlichem Umgang miteinander.  

Die Reformkommission fordert deshalb von allen Projekt-
beteiligten bei der Planung und Realisierung von Großpro-
jekten einen grundlegenden Kulturwandel. Das beinhaltet 
insbesondere die Einhaltung der folgenden zehn Empfeh-
lungen:  

1. Kooperatives Planen im Team  

Der Bauherr sollte vor Beginn der Planung in Zusammen-
arbeit mit dem Nutzer den Projektbedarf genau analysie-
ren und die Projektanforderungen detailliert ermitteln. 
Der dazu erforderliche projektspezifische Sachverstand ist 
einzubeziehen. Ohne unabhängige Überprüfung der Be-
darfsermittlung sollten keine Haushaltsmittel bereitge-
stellt werden.  

Zur Erstellung der Planung sollte der Bauherr frühzeitig 
ein interdisziplinäres Planungsteam einsetzen, das Infor-
mationen zum Stand der Planung sowie zu Kosten, Risiken 
und Zeitplanung regelmäßig austauscht und alle Planungs-
bestandteile detailliert ermittelt und kontinuierlich unter-
einander abstimmt. Es kann sinnvoll sein, bauausführende 
Unternehmen in den Planungsprozess einzubeziehen.  

Nach Abschluss der Planung sollten Änderungen erst nach 
sorgfältiger Prüfung der Auswirkungen auf Kosten, Risiken 
und Termine genehmigt und transparent gemacht werden.  

2. Erst planen, dann bauen  

Der Bauherr sollte mit dem Bau erst nach Erstellung eines 
zusammenfassenden Dokuments beginnen, das die lücken-
lose Ausführungsplanung für das gesamte Projekt sowie 
detaillierte Angaben zu Kosten, Risiken und zum Zeitplan 
enthält. Auf der Grundlage von Teilbaugenehmigungen 

sollte mit dem Bau nur dann begonnen werden, wenn es 
sich um vollständig abtrennbare Teilprojekte bzw. um voll-
ständig abtrennbare Gewerke handelt.  

3. Risikomanagement und Erfassung von Risiken 
im Haushalt 

Die Identifikation, Analyse und Bewertung von Risiken so-
wie die Konzeption angemessener Gegenmaßnahmen soll-
ten verbindlich vorgeschrieben werden und Vorausset-
zung für die Bereitstellung von Haushaltsmitteln sein.  

Das Risikomanagement sollte sich an der ISO 31000 und 
der DIN EN 31010 orientieren. Es sollte bereits in der Be-
darfsanalyse einsetzen und kontinuierlich weitergeführt 
sowie kontrolliert und dokumentiert werden. Die Metho-
den zur Erfassung und Quantifizierung der Risiken sollte 
der Bauherr zu Projektbeginn festlegen und dabei die Nut-
zung digitaler Methoden (Building Information Modeling) 
einbeziehen. Sämtliche Projektpartner (Planer, Bauüber-
wacher und Unternehmer) sind zeitgerecht in den Prozess 
des Risikomanagements einzubeziehen. Dadurch wird si-
chergestellt, dass Gefahren und Chancen frühzeitig erkannt 
und die zugehörige Maßnahmenplanung zeitgerecht umge-
setzt wird. 

Risiken, die hinsichtlich ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit 
und Kostenhöhe im Schadensfall sachverständig und plau-
sibel beschrieben und eingeschätzt worden sind, sollten im 
Haushalt berücksichtigt werden. Sie sollten bei der Haus-
haltsanmeldung benannt werden müssen. Zur besseren 
Abschätzung von Risiken sollten in laufenden Projekten 
eingetretene Risiken erfasst und in Datenbanken zur Ver-
fügung gestellt werden. 

4. Vergabe an den Wirtschaftlichsten, nicht den 
Billigsten  

Der Bauherr sollte die Ausschreibung von Bauleistungen 
nicht ausschließlich auf Basis des Preises vornehmen, son-
dern qualitative Wertungskriterien einbeziehen. Als quali-
tatives Kriterium kommt neben dem planerischen und 
technischen Wert oder Betriebs- und Folgekosten auch die 
Qualität der Antworten auf Fragen zur Auftragsdurchfüh-
rung und zum Risikomanagement in Betracht. Bei Groß-
projekten kann es sinnvoll sein, aus Kosten- und Termin-
gründen eine zusammengefasste Vergabe durchzuführen. 
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5. Partnerschaftliche Projektzusammenarbeit  

Alle Projektbeteiligten sollten sich auf Leitungsebene zu 
Projektbeginn zu einer partnerschaftlichen Projektabwick-
lung verpflichten (z.B. Projekt-Charta). Es sollte eine Ko-
operationskultur herrschen, in der sich alle Vertragspar-
teien als gleichwertige Projektpartner fühlen und über die 
gleichen Informationen verfügen.  

Um wirkungsvolle Anreizmechanismen für eine effektive 
partnerschaftliche Zusammenarbeit zu setzen, sollten die 
Zulässigkeit von Bonus-Malus-Regelungen und die Nut-
zung von Zielpreissystemen ausdrücklich rechtlich gere-
gelt werden.  

6. Außergerichtliche Streitbeilegung  

Der Bauherr sollte bei Großprojekten in den Verträgen mit 
den Projektbeteiligten einen internen und einen externen 
Konfliktlösungsmechanismus verankern. Dazu sollte die 
öffentliche Hand rechtliche Hemmnisse für die Durchfüh-
rung externer Streitbeilegungsverfahren beseitigen und 
Verfahrensordnungen für Mediation und Adjudikation zur 
Verfügung zu stellen, aus denen öffentliche Bauherren die 
jeweils geeigneten Instrumente auswählen können.  

7. Verbindliche Wirtschaftlichkeitsuntersuchung  

Der Bauherr sollte im Rahmen der gemäß § 7 BHO durch-
zuführenden angemessenen Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung standardmäßig verschiedene Beschaffungsmodelle 
sorgfältig untersuchen. Dies sollte Voraussetzung für die 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln sein. Über die Aus-
wahl des Beschaffungsmodells für die Projektumsetzung 
und gegebenenfalls eine Abweichung vom Grundmodell 
der Trennung von Planung und Bau sollte ausschließlich 
auf Basis der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung entschieden 
werden. 

8. Klare Prozesse und Zuständigkeiten/Kompe-
tenzzentren  

Der Bauherr sollte sorgfältig abwägen, wie er Projektlei-
tungs- und Projektsteuerungsaufgaben organisiert und da-
für Sorge tragen, dass er für die Aufgaben, die er selbst er-
füllt, über die notwendigen personellen und fachlichen 
Kompetenzen sowie praktischen Erfahrungen verfügt. Bei 
der Vergabe von Projektsteuerungsleistungen an Dritte 

sollte deren Erfahrung, Kompetenz und Kapazität nachge-
wiesen sein. Für nicht delegierbare Bauherrenaufgaben 
sollten Bauherren eigenes Personal vorhalten. 

Der Bauherr sollte die Projektabläufe, Entscheidungswege, 
Entscheidungskompetenzen, Verantwortlichkeiten und In-
formationspflichten der einzelnen Projektbeteiligten früh-
zeitig und klar definieren und in einem Projekthandbuch 
schriftlich festhalten. Dazu gehört auch die Festlegung der 
Voraussetzungen und des Verfahrens zur Freigabe von 
Planänderungen.  

Soweit die personellen und fachlichen Kompetenzen beim 
Bauherrn nicht ausreichen, sollte er Kompetenzzentren 
nutzen können, die verschiedenen öffentlichen Auftragge-
bern zur Verfügung stehen. Dazu sollte die öffentliche 
Hand entsprechende Kompetenzzentren schaffen.  

9. Stärkere Transparenz und Kontrolle  

Der Bauherr sollte eine Organisationsstruktur schaffen, die 
eine klar definierte Steuerung und Kontrolle gewährleistet. 
Ab der Entwurfsplanung sollte zur Prüfung von Planung, 
Bauausführung, Kosten und Terminen ein unabhängiges, 
kontinuierliches Controlling eingerichtet werden.  

Der Bauherr sollte eine frühzeitige, offene und kontinuier-
liche Bürgerbeteiligung durchführen. Dazu gehört, die Öf-
fentlichkeit regelmäßig über Kosten, Termine, Projektän-
derungen und Risiken zu unterrichten. 

Die ersten Zahlen zu den Projektkosten und dem Fertig-
stellungstermin sollten auch die Projektrisiken und die 
Prognosegenauigkeit enthalten. Der Bauherr sollte sie ge-
genüber der Öffentlichkeit erst dann kommunizieren, 
wenn eine hinreichend belastbare Planung vorliegt.  
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10. Nutzung digitaler Methoden – Building Infor-
mation Modeling  

Der Bauherr sollte – ebenso wie alle anderen Projektbetei-
ligten – digitale Methoden wie z. B. Building Information 
Modeling (BIM) im gesamten Projektverlauf verstärkt nut-
zen. Sie können die Planung und Realisierung des Projekts, 
z. B. durch die Visualisierung von Projektvarianten, die Er-
stellung einer konsistenten Planung durch Kollisionsprü-
fungen und einen friktionslosen Bauablauf durch Simulati-
onen erheblich unterstützen.  

Zur Förderung einer stärkeren Nutzung digitaler Metho-
den wie BIM sollte die Bundesregierung einen Stufenplan 
entwickeln, der etappenweise die Voraussetzungen dafür 
schafft, dass BIM in zunehmendem Umfang bei der Pla-
nung und Realisierung von Großprojekten angewendet 
werden kann. Dazu müssen insbesondere digitale Anforde-
rungen festgelegt, Standards vereinheitlicht und Konzepte 
zum Planungs- und Bauablauf mit BIM entwickelt werden.  
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II Ziele und Arbeitsweise  
der Reformkommission 

 

Deutschland gilt allgemein als vorbildlich organisiertes 
Land, das sich durch Gründlichkeit, Pünktlichkeit und Ver-
lässlichkeit auszeichnet. Umso überraschter war man im 
In- und Ausland, dass eine ganze Reihe öffentlicher Groß-
projekte die geplanten Kosten- und Terminrahmen deut-
lich überschritten. Der Berliner Großflughafen, die Elbphil-
harmonie in Hamburg und Stuttgart 21 stehen beispielhaft 
für eine Vielzahl anderer Projekte. Dies wird durch eine 
aktuelle Studie der Hertie School of Governance bestätigt, 
die für 170 ausgewählte Großprojekten aus unterschiedli-
chen Bereichen eine durchschnittliche Kostensteigerung 
von 73% errechnet hat.1 Auch wenn hier nicht nur Bau-
projekte untersucht wurden und es sich um keine reprä-
sentative Untersuchung handelt, weisen die Ergebnisse 
doch auf einen vorhandenen Handlungsbedarf hin. 

Um den guten internationalen Ruf der deutschen Bau- und 
Planungswirtschaft zu erhalten und Fehlentwicklungen 
entgegenzuwirken, gründete der damalige Bundesminister 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung im April 2013 eine 
Expertenkommission, die den Ursachen auf den Grund ge-
hen und Lösungsvorschläge entwickeln sollte. Dahinter 
stand die Frage, ob neben Fehlern einzelner Beteiligter 
auch strukturelle Ursachen für die Probleme von Großpro-
jekten verantwortlich sind.  

Die Reformkommission ist mit 36 hochrangigen Expertin-
nen und Experten aus Wirtschaft, Wissenschaft, öffentli-
cher Hand und Verbänden besetzt:  

Christian Ahrendt, Vizepräsident des Bundesrech-
nungshofes 

Detlef Aster, Abteilungsleiter Generaldirektion Was-
serstraßen und Schifffahrt 

Prof. Dr.-Ing. Hansgeorg Balthaus, Geschäftsführer 
der HOCHTIEF Engineering GmbH 

Prof. Thomas Bauer, Präsident des Hauptverbandes 
der Deutschen Bauindustrie 

Paul Bauwens-Adenauer, Vizepräsident des DIHK 
Deutscher Industrie- und Handelskammertag e.V. 

                                                                        
1  Großprojekte in Deutschland – Zwischen Ambition und 

Realität; siehe http://www.hertie-school.org/mediaande-
vents/press/news/news-details/article/large-infrastruc-
ture-projects-offshore-wind-parks-perform-relatively-

Dr. Heinrich Best, Bundesvorstand Verband Beraten-
der Ingenieure VBI 

Thorsten Bode, Präsident der Bundesvereinigung 
Mittelständischer Bauunternehmen e. V. (BVMB) 

Prof. Torsten R. Böger, Geschäftsführer der VIFG Ver-
kehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft mbH 

Johann Bögl, Gesellschafter der Firmengruppe Max 
Bögl 

Dirk Brandenburger, Geschäftsführer der DEGES 
Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau 
GmbH 

Ingeborg Esser, Geschäftsführerin des GdW Bundes-
verbands deutscher Wohnungs- und Immobilienun-
ternehmen e.V. 

Barbara Ettinger-Brinckmann, Präsidentin der Bun-
desarchitektenkammer - BAK 

Joachim H. Faust, Geschäftsführender Gesellschafter 
der HPP Hentrich-Petschnigg & Partner GmbH + Co. 
KG 

Robert Feiger, Bundesvorsitzender der Industriege-
werkschaft Bauen-Agrar-Umwelt 

Maximilian Grauvogl, Geschäftsführender Gesell-
schafter der Obermeyer Planen + Beraten GmbH 

Klaus Grewe, Senior Project Manager, Jacobs Engi-
neering U.K. Ltd., London 

Ulrich Grillo, Präsident des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie e.V. 

Dr. Rüdiger Grube, Vorsitzender des Vorstands der 
Deutschen Bahn AG 

Prof. Wolfgang Heiermann, Grothmann Klemm Kul-
lack Fuchs Rechtsanwälte PartGmbB, München 

Prof. Dr. Stefan Hertwig, CBH Rechtsanwälte, Köln 

Andreas Ibel, Präsident des Bundesverbands Freier 
Immobilien- und Wohnungsunternehmen e.V. (BFW) 

Hans-Ullrich Kammeyer, Präsident der Bundesinge-
nieurkammer 

Bernward Kulle, Vorstand der ÖPP Deutschland AG 

well-with-20-per-cent-cost-ove/ [abgerufen am 
20.05.2015].  
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Dr.-Ing. Hans-Hartwig Loewenstein, Präsident des 
Zentralverbands des Deutschen Baugewerbes e.V. 

Hilmar von Lojewski, Beigeordneter für Stadtent-
wicklung, Bauen, Wohnen und Verkehr beim Deut-
schen Städtetag 

Regula Lüscher, Senatsbaudirektorin in der Berliner 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 

Dr. Andreas Mattner, Präsident des ZIA Zentraler Im-
mobilienausschuss e.V. 

Prof. Dr. Burkhard Messerschmidt, Fachanwalt für 
Bau- und Architektenrecht, Redeker Sellner Dahs 
Rechtsanwälte, Bonn 

Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit, Ver-
kehr und Technologie des Landes Schleswig-Holstein, 
seit 1. Januar 2015 Christian Pegel, Minister für 
Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern, jeweils in ihrer 
Funktion als Vorsitzender der Verkehrsministerkon-
ferenz 

Klaus-Peter Müller, Vorsitzender des Präsidiums des 
Deutschen Verkehrsforums e.V. (bis März 2015) 

Dieter Posch, Staatsminister a.D., Orth Kluth Rechts-
anwälte, Berlin 

Prof. em. Dr. Werner Rothengatter, Karlsruher Insti-
tut für Technologie (KIT), Institut für Volkswirt-
schaftslehre 

Stefan Schmidt-Weiss, Präsident des Deutschen As-
phaltverbands (DAV) e.V. 

Dr.-Ing. Rainer Schofer, Vorstandsvorsitzender des 
DVP Deutscher Verband der Projektmanager in der 
Bau- und Immobilienwirtschaft e.V. 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern des Frei-
staates Sachsen, Vorsitzender der Bauministerkonfe-
renz 

Christine Wolff, selbständige Unternehmensberate-
rin, Hamburg 

Die Reformkommission war aufgefordert, Probleme bei 
der Planung und Realisierung von Großprojekten zu ermit-
teln, Ursachen aufzuzeigen, sich mit möglichen Lösungen 
auseinanderzusetzen und Handlungsempfehlungen für 
mehr Kostenwahrheit, Kostentransparenz, Effizienz und 
Termintreue bei Großprojekten zu erarbeiten. Die Qualität 
von Großprojekten, z. B. mit Blick auf Energieeffizienz, 

Nachhaltigkeit, Flächenverbrauch etc., war dagegen nicht 
Gegenstand der Reformkommission. Auch die Frage, wann 
Großprojekte sinnvoll sind, wurde nicht erörtert.  

Um ihrem Auftrag nachzukommen, hat sich die Reform-
kommission mit allen Phasen des Planens und Bauens – 
von der Bedarfsanalyse über die Planung, Bauvergabe, 
Bauausführung bis zur Inbetriebnahme – auseinanderge-
setzt. Dazu gehörte auch, die zugrunde liegenden Vor-
schriften auf den Prüfstand zu stellen. 

Die Mitglieder der Reformkommission haben die Defizite, 
Lösungsvorschläge und Handlungsempfehlungen aufgrund 
ihrer spezifischen Erfahrung mit der Planung und Realisie-
rung von Großprojekten entwickelt. Eine Analyse konkre-
ter Einzelprojekte hat im Rahmen der Reformkommission 
nicht stattgefunden. Für eine repräsentative Studie hätten 
zahlreiche Projektabläufe detailgenau nachgezeichnet 
werden müssen. Das war in der verfügbaren Zeit nicht zu 
leisten und wäre an fehlenden belastbaren Informationen 
über konkrete Projekte gescheitert. Angesichts der weitge-
hend übereinstimmenden Ansichten in der Reformkom-
mission sowie der Übereinstimmung mit der Literatur 
kann jedoch davon ausgegangen werden, dass die wich-
tigsten Gründe für nicht eingehaltene Budgets und Bauzei-
ten identifiziert wurden. 

Zur Behandlung der einzelnen Fragestellungen wurden 
sieben Arbeitsgruppen gebildet:  

• Optimierte Abläufe im Planungsprozess – Leitung: 
Joachim H. Faust, Geschäftsführender Gesellschafter 
der HPP Hentrich-Petschnigg & Partner GmbH + Co. 
KG;  

• Moderne modellgestützte Planungsmethoden (BIM) – 
Leitung: Hans-Ullrich Kammeyer, Präsident der Bun-
desingenieurkammer;  

• Kosten und Risiken – Leitung: Heinz Ehrbar, Leiter 
Großprojekte bei der DB Netz AG;  

• Finanzierung – Leitung: Prof. Torsten R. Böger, Ge-
schäftsführer der VIFG Verkehrsinfrastrukturfinanzie-
rungsgesellschaft mbH;  
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• Recht – Leitung: Prof. Dr. Burkhard Messerschmidt, 
Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht, Redeker 
Sellner Dahs Rechtsanwälte, Bonn; Prof. Dr. Stefan 
Hertwig, CBH Rechtsanwälte, Köln;  

• Partnerschaftliche Projektzusammenarbeit – Leitung: 
Prof. Dr.-Ing. Hansgeorg Balthaus, Geschäftsführer der 
HOCHTIEF Engineering GmbH;  

• Projektsteuerung – Leitung: Dr.-Ing. Rainer Schofer, 
Vorstandsvorsitzender des DVP Deutscher Verband 
der Projektmanager in der Bau- und Immobilienwirt-
schaft e.V. 

In den Arbeitsgruppen haben Experten ihren Sachverstand 
zur Verfügung gestellt, die größtenteils selbst nicht Mit-
glieder der Reformkommission waren. Bei der Auswahl 
der Mitglieder haben die Arbeitsgruppenleiter darauf ge-
achtet, dass möglichst alle Interessengruppen vertreten 
waren. Damit wurde die Arbeit der Reformkommission auf 
eine breite fachliche Grundlage gestellt. Bei Meinungsun-
terschieden lag die letzte Entscheidungskompetenz bei 
den Arbeitsgruppenleitern. Die Arbeitsgruppen haben je-
weils einen Bericht verfasst, der eine Analyse der Defizite, 
Lösungsvorschläge und Handlungsempfehlungen enthält. 
Die Berichte waren Grundlage der Sitzungen der Reform-
kommission und sind in den vorliegenden Bericht einge-
flossen.  

Die Sitzungen wurden ab Herbst 2013 von Herrn Bundes-
minister Dobrindt MdB geleitet. Die Reformkommission 
hat aber ihre Empfehlungen unabhängig und selbständig 
erarbeitet. Sie spiegeln nicht notwendigerweise die Auffas-
sung der Bundesregierung wider. 

Die Ergebnisse wurden in der letzten Sitzung am 29. Juni 
2015 beschlossen. Während die meisten Empfehlungen 
Zustimmung fanden, gab es auch solche, die nicht von allen 
Teilnehmern mitgetragen wurden. Die in diesem Bericht 
genannten Empfehlungen spiegeln jedoch jeweils die 
Überzeugung der Mehrheit der Mitglieder der Reformkom-
mission wider.  
Die Handlungsempfehlungen richten sich an alle, die an 
der Planung und Realisierung von Großprojekten beteiligt 
sind, den Gesetzgeber und die Gestalter von Regelwerken.  

Die Reformkommission soll in unregelmäßigen Abständen 
weiterhin zusammenkommen, um die Umsetzung der 
Handlungsempfehlungen zu bewerten.  
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III Ursachen für Kosten- und  
Terminüberschreitungen 

 

Der internationale Ruf der deutschen Bauwirtschaft ist im-
mer noch ausgezeichnet. Gleichwohl weisen die aufgetre-
tenen Kosten- und Terminüberschreitungen darauf hin, 
dass die Planung und Durchführung von Großprojekten 
strukturelle Defizite aufweist. Ordnet man die Gründe da-
für nach dem Projektablauf von der ersten Idee bis zur 
Nutzungsphase, so ergibt sich folgendes Bild: 

• Die Bauherrenwünsche werden im Rahmen der Be-
darfsplanung häufig nicht sorgfältig ermittelt. Es fehlt 
an der intensiven und aufwändigen Auseinanderset-
zung mit den Besonderheiten eines Großprojekts im 
Rahmen größerer Teams, in denen der benötigte Sach-
verstand vertreten ist. Ungenaue oder unvollständige 
Bedarfsplanungen führen in einem späteren Projekt-
stadium zu Planungsänderungen und damit zu Mehr-
kosten, die in der Regel deutlich über dem Mehrauf-
wand einer sorgfältigen Bedarfsermittlung liegen. 

• Obwohl öffentliche Auftraggeber regelmäßig zur 
Durchführung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
verpflichtet sind (vgl. etwa § 7 BHO), um das geeignete 
Beschaffungsmodell auszuwählen, wird häufig darauf 
verzichtet. Im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung zu prüfende Alternativen sind hier auf der ei-
nen Seite eine konventionelle Projektrealisierung 
durch die öffentliche Hand mit Fach- und Teillosverga-
ben oder in Ausnahmefällen der Beauftragung eines 
Generalunternehmers oder eines Generalüberneh-
mers sowie auf der anderen Seite die Öffentlich-Pri-
vate-Partnerschaft (ÖPP).  

• Vielfach fehlt es für die Planung und Durchführung der 
Projekte an klaren Organisationsstrukturen und Ver-
antwortlichkeiten, Verfahrenswegen und Entschei-
dungskompetenzen sowie einem unabhängigen Con-
trolling. Weiterhin gibt es in der Regel keine internen 
und externen Streitbeilegungsmechanismen. 

• Die Projektkosten werden häufig bereits beziffert, be-
vor ausreichend präzise Planungen vorliegen, so dass 
die genannten Zahlen nicht belastbar sind. Außerdem 
wird nicht auf die vorhandenen Kostenrisiken hinge-
wiesen. Dazu kommen häufig unzureichende Daten-

grundlagen. Die regelmäßige Unterschätzung der Kos-
ten und des Zeitbedarfs ist oft politisch motiviert, um 
die Durchsetzung von Projekten zu erleichtern.  

• Die Planungen des Architekten und der Fachplaner 
sind teilweise nicht hinreichend abgestimmt und nicht 
ausreichend detailliert, da zu wenig in Teams gearbei-
tet und nicht in der notwendigen Planungstiefe ge-
plant wird. Dazu kommt eine unzureichende Vorberei-
tung des Planungs- und Bauprozesses. Dies kann zu 
erheblichen Störungen des Projektablaufs führen. 

• Sequentielles statt paralleles, teamorientiertes, koope-
ratives Planen führt dazu, dass im Rahmen späterer 
Abstimmungen zwischen Architekten und Fachpla-
nern aufwändige Planungskorrekturen vorgenommen 
werden müssen.  

• Mit Baumaßnahmen wird zum Teil schon begonnen 
bevor die Ausführungsplanung vorliegt, so dass Lü-
cken und Fehler in der Planung manchmal erst auf der 
Baustelle bemerkt werden.  

• Kein Projekt ist risikofrei. Eine systematische Ausei-
nandersetzung mit Risiken fehlt trotzdem in vielen 
Projekten bei allen Beteiligten. Typische Risiken ent-
stehen aus der Nutzung neuer Techniken, aus Natur- 
und Artenschutzgründen, wegen des Baugrunds, Bür-
gerprotesten, witterungsbedingten Bauverzögerungen 
oder Preissteigerungen bei langen Bau- und Planungs-
zeiten. Ohne Risikomanagement, das heißt ohne Vor-
sorgestrategie zur Vermeidung und Verminderung 
von Risiken, können diese aber nicht vermieden oder 
die Folgekosten begrenzt werden. Die Einhaltung des 
Kosten- und Terminrahmens ist nicht mehr möglich, 
wenn vorher keine Risikozuschläge einkalkuliert wur-
den.  

• Vergaben an den Bieter mit dem billigsten Angebot 
und nicht den Bieter, der das wirtschaftlichste Ange-
bot vorgelegt hat, führen zu Qualitätseinbußen und 
vor allem zu Konflikten durch Nachträge. In Preiswett-
bewerben bieten die Unternehmen oftmals sehr nied-
rige Preise an und spekulieren darauf, die Wirtschaft-
lichkeit für sich im Anschluss durch Nachträge zu opti-
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mieren. Konflikte zwischen Bauherrn und Auftragneh-
mern sind wichtige Ursache für Störungen im Projekt-
ablauf. Folge des Preiswettbewerbs können auch In-
solvenzen sein, die den gesamten Prozess terminlich 
und im Hinblick auf Kosten belasten. 

• Viele deutsche Baustellen sind geprägt von Misstrauen 
und konfrontativem Verhalten zwischen den Beteilig-
ten. Aufgrund der vielen Schnittstellen und der unver-
meidlich auftretenden Abstimmungserfordernisse bei 
großen Projekten führt diese fehlende partnerschaftli-
che Zusammenarbeit häufig zu Streit und Konfronta-
tion.  

• Insgesamt gibt es zu wenig Transparenz gegenüber 
der Öffentlichkeit, die ein Recht darauf hat, über Kos-
ten, Risiken und Termine belastbare Informationen zu 
erhalten und rechtzeitig beteiligt zu werden. Ein wich-
tiges Ziel der Reformkommission ist die Rückgewin-
nung des Vertrauens der Bürgerinnen und Bürger in 
die Bauherrenkompetenzen des Staates.  

• In Deutschland ist das IT-gestützte Planen und Bauen 
noch nicht so weit verbreitet wie in anderen Ländern, 
obwohl es große Vorteile bietet und bei richtiger An-
wendung viele der oben genannten Probleme lösen o-
der erheblich verringern kann. Dabei geht es einmal 
um die Nutzung großer Informationsmengen mithilfe 
der modernen Computertechnik und außerdem um 
andere Planungs- und Bauverfahren, die stark auf Ko-
operation und Teamarbeit setzen. 
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IV Ergebnisse der  
Reformkommission  

 

Gegenstand der Arbeit der Reformkommission war der 
Bau von Großprojekten, nicht das Bauen insgesamt. Da 
eine allgemein gültige Definition des Begriffs „Großpro-
jekt“ nicht besteht, sondern die Antwort auf diese Frage 
von vielen Faktoren abhängt, hat die Reformkommission 
von einer starren Definition des Begriffs „Großprojekt“ ab-
gesehen. Sie hat sich aber darauf geeinigt, als groben An-
haltspunkt für das Vorliegen eines Großprojekts ein Inves-
titionsvolumen von mehr als 100 Mio. € anzusehen. Auch 
kleinere, z.B. kommunale Projekte können jedoch ange-
sprochen sein, wenn sie weitere Kriterien erfüllen, die für 
Großprojekte typisch sind. Dazu zählen z.B. eine lange Rea-
lisierungsdauer, eine hohe Komplexität der Baumaßnah-
men mit einer Vielzahl von Einzelvorgängen und Beteilig-
ten und eine hohe politische bzw. gesellschaftliche Bedeu-
tung des Projekts.2  

Die Defizite, Lösungsvorschläge und Handlungsempfehlun-
gen der Reformkommission beziehen sich in erster Linie 
auf die konventionelle Durchführung von Großprojekten 
durch die öffentliche Hand ohne Beteiligung einer privaten 
Finanzierung. Öffentlich-private Partnerschaften (ÖPP-
Projekte) weisen gegenüber konventionellen Projekten 
eine Reihe von Unterschieden auf. So nehmen private 
Geldgeber in größerem Umfang Kontrollfunktionen wahr, 
indem sie z. B. regelmäßige Informationen über Soll und 
Ist des Projekts sowie ein systematisches Kosten- und Risi-
komanagement einfordern, während sich die öffentliche 
Hand auf die Bereitstellung von Liquidität konzentriert. 
Das zeigt die wesentliche Rolle der Finanzierung für die 
Durchführung von Großprojekten unter den heutigen Rah-
menbedingungen.  

Auch wenn sich die Reformkommission in erster Linie mit 
öffentlichen Großprojekten befasst hat, können die meis-
ten Empfehlungen auch auf private Großprojekte übertra-
gen werden. Das gilt auch für privatwirtschaftliche Bau-
herrenoganisationen im Eigentum der öffentlichen Hand. 
Sofern solche Bauherren mit eigenen Mitteln Projekte fi-
nanzieren, gelten sie im Sinne dieses Berichts als private 
Geldgeber. 

                                                                        
2 Siehe Angermeier, Projekt Magazin, Zugriff: 

http://www.projektmagazin.de/glossarterm/grosspro-
jekt [abgerufen am 16.06.2015].  

Der Bericht der Reformkommission behandelt die identifi-
zierten Schlüsselthemen für mehr Kosten- und Terminsi-
cherheit im Wesentlichen in der zeitlichen Abfolge der 
Projektphasen beginnend bei der Bedarfsplanung über die 
Planung, Vergabe bis zur Bauausführung. Am Schluss des 
Berichts stehen die Kapitel zur Projektorganisation und 
zum IT-gestützten Planen und Bauen, da hier Bezüge zu 
den vorher abgehandelten Fragestellungen bestehen.  

Eine besondere Schwierigkeit bei der Darstellung besteht 
darin, dass die einzelnen Lösungen und Handlungsempfeh-
lungen nicht unabhängig voneinander, sondern im Zusam-
menhang miteinander zu sehen sind und auch nicht immer 
einzelnen Phasen zugeordnet werden können. So ist z. B. 
eine vertiefte Bedarfs- und Problemanalyse notwendig für 
ein in Deutschland meist fehlendes Risikomanagement, 
das wiederum im Rahmen von partnerschaftlichen Projek-
ten am effektivsten ist, da es Risiken gibt, die am besten 
von Auftraggeber und Auftragnehmer gemeinsam gema-
nagt werden können. Kooperation und partnerschaftliche 
Zusammenarbeit werden erschwert durch rein preisorien-
tierte Vergaben ebenso wie eine unpräzise oder unzu-
reichend detaillierte Planung, da dann die Gefahr von 
Nachträgen und Streitigkeiten größer ist. Das Risikoma-
nagement ist ein wesentlicher Teil des gesamten Projekt-
managements und sollte von den Projektbeteiligten über 
die gesamte Projektlaufzeit betrieben werden. Auch die 
Vorteile des digitalen Bauens erstecken sich auf alle Pro-
jektphasen und begünstigen das Risikomanagement, prä-
zise Kostenschätzungen und Planungen ebenso wie die 
Steuerung von Bauabläufen. Im Text wird bei Zusammen-
hängen zwischen den Empfehlungen auf die jeweils ein-
schlägigen Kapitel verwiesen.  

Für einen erfolgreichen Projektverlauf sollten alle wesent-
lichen Handlungsempfehlungen Anwendung finden, damit 
eine neue „Baukultur“ mit deutlichen Produktivitätsver-
besserungen und vor allem mehr Kosten- und Termintreue 
entstehen kann.  
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Die Reformkommission ist zudem der Auffassung, dass 
Schuldzuweisungen an eine Adresse, sei es an die Politik, 
den Bauherren oder die Bau- und Planungswirtschaft nicht 
sinnvoll sind.  

Alle am Bau Beteiligten tragen zu den Problemen bei. 
Sie können nur gemeinsam gelöst werden. 
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1 Bedarfsanalyse und Planung 

Zur Sicherstellung von Kosten- und Terminsicherheit sind 
zu Beginn des Projekts eine umfassende Bedarfsanalyse 
und eine detaillierte, abgestimmte Planung einschließlich 
Kosten, Risiken und Zeitplanung unerlässlich.  

Schon in der Phase der Bedarfsanalyse, noch bevor ein 
Projekt überhaupt konzipiert wurde, kann es zu fatalen 
Fehlentscheidungen kommen. Ohne genaue Ermittlung der 
Bauherrenwünsche sind Fehlplanungen, die später zu ho-
hen Kosten revidiert werden müssen, vorprogrammiert. 
Der Bauherr muss als ersten Schritt vor Beginn der kon-
kreten Projektplanung detailliert erfassen, welche Ziele 
und Anforderungen das Projekt erfüllen muss (Bedarfsa-
nalyse).3 Zu spät eingebrachte Bauherrenwünsche, die nur 
durch Umplanungen oder gar Umbauten umgesetzt wer-
den können, bewirken regelmäßig erhebliche Zusatzkos-
ten.  

Auch die sich anschließende Planungsphase ist zur Sicher-
stellung von Kosten- und Terminsicherheit von entschei-
dender Bedeutung. In dieser Phase werden ebenfalls Ent-
scheidungen getroffen, die weichenstellend für die ge-
samte weitere Entwicklung eines Projekts sind. Fehler, die 
hier passieren, können ebenfalls später häufig nur noch 
schwer oder aber mit hohen Folgekosten korrigiert wer-
den. Die Planung trägt entscheidend zum Erfolg oder Miss-
erfolg eines Projekts bei.  

1.1 Bedarfsplanung und Machbarkeitsstudie 

Die Bedarfsplanung geht der Planung voraus und ist von 
grundlegender Bedeutung für den weiteren Verlauf und 
die Kosten des Projekts. Im Hochbau muss die Bedarfspla-
nung Antworten auf die Frage liefern, was genau gebaut 
werden soll und ob die Vorstellungen des Bauherrn im 
Rahmen des Projekts umsetzbar sind.4 Bei Infrastruktur-
projekten wird in dieser Phase ermittelt, ob ein konkretes 
Projekt das erforderliche Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV) 

                                                                        
3 Siehe auch: Bundesstiftung Baukultur (Hrsg.), Baukultur-

bericht 2014/15, Zugriff: http://www.bundesstiftung-
baukultur.de/fileadmin/user_upload/aktionen/baukul-
turbericht/Baukultur-Bericht-2014_15.pdf [abgerufen am 
08.06.2015]. 

4  Kalusche, in: Motzko (Hrsg.), Festschrift anlässlich des 30-
jährigen Bestehens des Instituts für Baubetrieb an der 

aufweist. Das setzt bereits erste Planungen voraus, ohne 
die eine Bestimmung der Kosten nicht möglich wäre. Die 
Verantwortung für die Durchführung der Bedarfsplanung 
liegt beim Bauherrn. Sie ist durch die Grundlagenermitt-
lung der Planer nicht abgedeckt. 

Die Bedarfsanalyse kann – wenn sie richtig durchgeführt 
wird – lange dauern und erhebliche Kosten mit sich brin-
gen. Großprojekte sind komplex und müssen oft zahlrei-
chen Anforderungen genügen. Daher ist die genaue Ana-
lyse der konkreten Anforderungen, die das Projekt erfüllen 
soll, oft sehr aufwändig. Sie ist jedoch für eine kosten- und 
termingerechte Projektrealisierung unerlässlich. Wenn der 
Bedarf nicht klar ist, kann nicht sinnvoll geplant werden.  

Da die Analyse des Bedarfs unterschiedlichen Regeln folgt, 
sollte zwischen Hochbau- und Infrastrukturprojekten un-
terschieden werden.5 

Defizite im Hochbau 

Wenn es beim Bauen Probleme gibt, liegt das oft an einer 
ungenügenden Bedarfsplanung. Seit 1996 gibt es dafür die 
Deutsche Norm DIN 18205 „Bedarfsplanung im Bauwe-
sen“.6 Diese wird in der Praxis nicht ausreichend umge-
setzt. Das heißt, die Bauaufgabe ist ungenügend definiert, 
die Bedürfnisse von Bauherren und Nutzern werden nicht 
ausreichend ermittelt und vermittelt.7 Ein Beispiel ist die 
Elbphilharmonie in Hamburg:  

Technischen Universität Darmstadt – Baubetriebliche 
Aufgaben, S. 169-183. 

5 Auch bei der Verkehrsinfrastruktur gibt es Hochbauten, 
z.B. Bahnhofs- und Flughafengebäude. 

6 Die Norm befindet sich derzeit in Überarbeitung.  
7 Vorwort DIN 18205: 1996-04, Bedarfsplanung im Bauwe-

sen. 

47 von 162 in Zusammenstellung

http://www.bundesstiftung-baukultur.de/fileadmin/user_upload/aktionen/baukulturbericht/Baukultur-Bericht-2014_15.pdf
http://www.bundesstiftung-baukultur.de/fileadmin/user_upload/aktionen/baukulturbericht/Baukultur-Bericht-2014_15.pdf
http://www.bundesstiftung-baukultur.de/fileadmin/user_upload/aktionen/baukulturbericht/Baukultur-Bericht-2014_15.pdf


Bedarfsanalyse und Planung  |  Ergebnisse der Reformkommission          19 

„Die sorgfältige und vollständige Ermittlung der Be-
dürfnisse des Bauherrn und der Nutzer ist eine we-
sentliche Voraussetzung für eine kosten- und termin-
gerechte Realisierung der Baumaßnahme. Die Er-
kenntnis, dass Kostensicherheit die Festlegung dessen, 
was im Einzelnen gebaut werden soll, voraussetzt, ist 
im Grunde banal. Dennoch wird immer wieder – auch 
bei der Elbphilharmonie – mit der weiteren Planung 
und sogar dem Bau begonnen, bevor die Bedarfser-
mittlung abgeschlossen ist.“  

Quelle: Bericht des Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses „Elbphilharmonie“, Drucksache 20/11500, S. 528 

Auch die äußeren Rahmenbedingungen und das Projekt-
umfeld werden häufig nicht ausreichend ermittelt und be-
trachtet. Beispielsweise standen beim Flughafen BER viele 
Einzelanforderungen zu Projektbeginn noch nicht fest. So 
mussten z. B. nachträglich zusätzliche Flächen für den Ein-
zelhandel in die Planung integriert werden. 

Die Erarbeitung einer umfassenden und detaillierten Be-
darfsanalyse ist zeit- und kostenaufwändig. Bauherren 
verfügen häufig nicht über das nötige Personal und Know-
how für umfassende Bedarfsanalysen und müssten exter-
nen Sachverstand in Anspruch nehmen. Dieser Aufwand 
wird häufig gescheut, da zu diesem frühen Zeitpunkt die 
Durchführung des Projekts oft noch nicht feststeht und die 
Bauherren Sorge haben, hohe finanzielle Mittel in ein Pro-
jekt zu investieren, das am Ende nicht realisiert wird. Dazu 
kommt, dass die Projektverantwortlichen aufgrund ihrer 
positiven Einstellung zum Projekt dazu neigen, Kosten und 
Risiken zu unterschätzen. Die Entscheidung, ob das Projekt 
fortgesetzt werden soll, wird somit oftmals nicht auf aus-
reichenden qualitativen Grundlagen getroffen. Dies kann 
dazu führen, dass unwirtschaftliche Projektideen wirt-
schaftlichen Projektideen vorgezogen werden – auch als 
„survival of the unfittest“ bezeichnet.8  

Zudem übersehen Bauherren häufig, dass die Bedarfser-
mittlung nicht unter die Grundleistungen der HOAI fällt 
und gehen davon aus, die Planer seien auch für die Be-
darfsanalyse zuständig. Die Planer weisen auf der anderen 

                                                                        
8  Flyvbjerg, Oxford Review of Economic Policy, Volume 25, 

Number 3, pp. 344-367. 

Seite nicht immer ausreichend darauf hin, dass eine vorlie-
gende Bedarfsanalyse noch unvollständig ist.  

Defizite im Verkehrsinfrastrukturbau 

Vom Bund finanzierte Verkehrsinfrastrukturprojekte kön-
nen nur geplant und gebaut werden, wenn zuvor der Be-
darf dafür festgestellt wurde. Dieser Bedarf wird im Rah-
men der Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans 
(BVWP) ermittelt, der eine verkehrsträgerübergreifende, 
integrierte Planung für Bundesfernstraßen, Bundesschie-
nenwege und Bundeswasserstraßen enthält. Im Rahmen 
der Aufstellung wird nachgewiesen, ob aus Sicht der Bun-
desregierung unter Berücksichtigung aller Vor- und Nach-
teile und Kosten ein Bedarf für ein Projekt besteht und mit 
welcher Dringlichkeit es realisiert werden soll. Die ange-
meldeten Projekte werden einem streng geregelten Ver-
gleichs-, Auswahl- und Reihungsprozess unterzogen. Kern 
des Verfahrens bildet eine Nutzen-Kosten-Analyse, welche 
die Investitionskosten den voraussichtlichen positiven und 
negativen Effekten des Projekts gegenüberstellt. In die Be-
wertung fließen die Veränderungen der Betriebs- und Zeit-
kosten der Verkehrsteilnehmer, der laufenden Wegekos-
ten des Bundes sowie der Umwelt- und Sicherheitskosten 
ein. Maßgeblich für den Erfolg eines Projektes sind die 
prognostizierten verkehrlichen Wirkungen. Basis dafür ist 
eine integrierte Verkehrsprognose der Verkehrsentwick-
lung in Deutschland. Die Nutzen-Kosten-Analyse wird zu-
dem um weitere Bewertungsmodule ergänzt, wie z. B. eine 
umwelt-, naturschutzfachliche und raumordnerische Beur-
teilung. 

Für Bundesfernstraßen (Bundesautobahnen und Bundes-
straßen) und Schienenwege des Bundes beschließt der 
Deutsche Bundestag über die Aufnahme der Projekte in die 
Bedarfspläne der entsprechenden Ausbaugesetze. Diese 
gesetzliche Festlegung gilt als Bedarfsnachweis in allen 
weiterführenden Planungsstufen (z. B. Planfeststellungs-
verfahren). Für die Bundeswasserstraßen existiert kein 
Ausbaugesetz; hier ist die Aufnahme eines Projektes in den 
BVWP mit der Erteilung des Planungsauftrags verbunden.  
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Um bereits auf Ebene des BVWP eine fundierte Beurtei-
lung der Projekte und Kosten zu ermöglichen, ist eine aus-
reichend detaillierte Projektanmeldung und Vorprüfung 
notwendig. Der Planungsstand der im BVWP zu untersu-
chenden Projekte ist sehr unterschiedlich und reicht von 
vollkommen neuen Projektideen bis zu bereits planfestge-
stellten Projekten. Für Projekte im frühen Planungssand 
lagen bisher häufig nur grobe Projektskizzen als Basis für 
den BVWP vor. In der Vergangenheit kam es gerade bei 
diesen Projekten immer wieder zu Kostensteigerungen 
aufgrund der im Nachgang konkretisierten technischen 
und umweltfachlichen Detailplanung.  

Lösungsvorschläge für den Hochbau 

Der Aufwand vor Beginn der eigentlichen Planung sollte 
deutlich erhöht werden. Der Bauherr muss das zu realisie-
rende Projekt inklusive der Anforderungen an den Betrieb 
im Detail verstanden und die Vorteile, Nachteile und Risi-
ken erfasst haben, bevor die Planung beginnt. Dafür sollte 
der Bauherr erheblich mehr Mittel zur Verfügung stellen 
als bisher.  

Die systematische Analyse des Bedarfs, die darauf aufbau-
ende Prüfung der Realisierbarkeit des Projekts und die 
Formulierung detaillierter Projektanforderungen sind ein 
zentraler Grundstein für eine erfolgreiche Projektdurch-
führung.  

Die Bauherren sollten daher vor Einleitung der Planung 
eine detaillierte Bedarfsanalyse durchführen, die alle Pro-
jektanforderungen auflistet. Nach der DIN 18205 bedeutet 
Bedarfsplanung im Bauwesen 

• die methodische Ermittlung der Bedürfnisse von Bau-
herren und Nutzern,  

• deren zielgerichtete Aufbereitung als „Bedarf“ und 

• dessen Umsetzung in bauliche Anforderungen.  

Vor der Planung von Hochbauprojekten sollte der Bauherr 
anhand der Vorgaben der DIN 18205 detailliert ermitteln, 

                                                                        
9 Projektmanagement Services GmbH (Hrsg.), Bedarfspla-

nung nach DIN 18205 – Grundlagen für die Bedarfspla-
nung im Bauwesen, Zugriff: https://www.bbik.de/as-

welche konkreten Anforderungen er an das Projekt stellt. 
Diese müssen anschließend in detaillierte, konkret um-
setzbare Projektanforderungen übersetzt werden. 

Die Bedarfsplanung nach DIN 18205 ist als Prozess zu be-
trachten. Er besteht darin, die Bedürfnisse, Ziele und ein-
schränkenden Gegebenheiten (Mittel, Rahmenbedingun-
gen) des Bauherren und wichtiger Beteiligter zu ermitteln 
und zu analysieren.9 Neben den Vorteilen sind auch die 
Nachteile und Risiken zu betrachten. 

Im Anhang der DIN 18205 werden detaillierte Prüflisten 
bereitgestellt, mit deren Hilfe die Interessen aller am Pro-
jekt Beteiligter, die Rahmenbedingungen, Ziele und Mittel 
sowie die Anforderungen an den Entwurf und die Leistun-
gen des Objekts erfasst werden können.  

Der Verein Deutscher Ingenieure (VDI) plant zudem eine 
Richtlinie „Bedarfsplanung bei Bauvorhaben“ (VDI 6016). 
Sie kann nach Veröffentlichung ergänzend herangezogen 
werden, ist aber ebenso wie die DIN 18205 nicht rechts-
verbindlich, sondern hat lediglich empfehlenden Charak-
ter. 

In die Bedarfsanalyse sollten alle am Projekt Beteiligten 
sowie nach Bedarf Fachexperten einbezogen werden, bei-
spielsweise Architekten, Bauingenieure, Kosten- und Risi-
koexperten, Geologen bei schwierigem Baugrund und 
Energieexperten. Die Bedürfnisse des künftigen Nutzers 
spielen dabei eine sehr wichtige Rolle. Von ihnen hängen 
die zentralen Projektanforderungen ab, daher müssen 
diese detailliert dargelegt werden.  

Auf Grundlage der Bedarfsanalyse muss eine Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung zur Auswahl der Beschaffungsvari-
ante – z. B. Kauf, Neubau, Miete oder ÖPP – durchgeführt 
werden.10 Die Ergebnisse von Bedarfsanalyse und Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung sollten in einer Machbarkeits-
studie festgehalten werden, die ermittelt, ob die Planungs-
aufgabe unter Einhaltung der gegebenen Rahmenbedin-
gungen umgesetzt werden kann. Umfang, Qualität und Ak-
tualität der Machbarkeitsstudie müssen so beschaffen sein, 

sets/files/Seminare/Mitgliederversammlun-
gen/RMV_2014_Bedarfsplanung_Skript.pdf [abgerufen 
am 16.06.2015].  

10  Siehe Kapitel 6.1 – Beschaffungsmodell.  
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dass der Bauherr auf dieser Grundlage eine Entscheidung 
für oder gegen die Projektidee fällen kann. Die Machbar-
keitsstudie sollte detailliert alle Aspekte des Projekts be-
leuchten und insbesondere folgende Punkte beinhalten:  

• Allgemeine Projekterfassung: Zweck, Umfang, Betei-
ligte und Betroffene  

• Äußere Rahmenbedingungen: Grundstückseigenschaf-
ten, Umfeld, Normen, Vorschriften, Terminerwartun-
gen, Finanzierung, etc.  

• Detaillierte und soweit wie möglich präzisierte Anfor-
derungen an den Entwurf und die Leistungen des Ob-
jekts  

• Erste Kosten- und Risikoermittlung einschließlich 
Überprüfung, ob die geschätzten Kosten in angemes-
senem Verhältnis zu den Zielen des Projekts stehen  

• Konzept zur Beteiligung der Öffentlichkeit  

• Ergebnis der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 

Dem Bauherrn ist zudem zu empfehlen, die Ergebnisse der 
Machbarkeitsstudie durch eine externe oder zumindest 
unabhängige Stelle prüfen zu lassen.  

Die Machbarkeitsstudie sollte in ihren wesentlichen Teilen 
veröffentlicht werden, um die Öffentlichkeit, aber auch an-
dere Akteure und Interessengruppen sowie die Politik 
frühzeitig in die Projektvorbereitung einzubinden.  

Es wäre sinnvoll, die Bereitstellung von Haushaltsmitteln 
von der Vorlage einer geprüften Machbarkeitsstudie ab-
hängig zu machen.  

Lösungsansätze in der Verkehrsinfrastruktur 

Im Bereich der Verkehrsinfrastruktur, wo der Bedarf für 
ein Projekt im Rahmen der Erstellung des BVWP ermittelt 
und anschließend gesetzlich festgestellt wird, werden im 
Zuge der Erstellung des BVWP 2015 einige Maßnahmen 
zur Verbesserung der Bedarfsermittlung ergriffen.  

So wird im BVWP 2015 erstmals ein systematisches Pro-
jektplausibilisierungsverfahren durchgeführt. Dazu hat das 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
(BMVI) die Anforderung an Projektanmeldungen deutlich 

erhöht. Die Projektanmelder müssen – sofern nicht durch 
externe Gutachter zur Verfügung gestellt – vertiefende Pla-
nungsinformationen zur Projektanmeldung bereitstellen. 
Zudem wird die Trassenführung der Projekte - insbeson-
dere auch im Hinblick auf ihre Umweltverträglichkeit - un-
tersucht. So können frühzeitig Konflikte identifiziert wer-
den, die zu Kostensteigerungen führen könnten. Anschlie-
ßend werden die Projekte ingenieurtechnisch geprüft und 
die geschätzten Kosten mit empirischen Erfahrungswerten 
verglichen, um stärker als bisher Erfahrungen aus voran-
gegangenen Projekten nutzen zu können. Weiterhin wer-
den im BVWP 2015 sowohl die Verkehrsprognosen als 
auch die Bewertungsverfahren durch einen externen Qua-
litätssicherer geprüft. 

Handlungsempfehlungen 

Dem Bauherrn wird empfohlen, vor Planungsbe-
ginn 

• eine Bedarfsanalyse auf Basis der DIN 18205 so-
wie eine Machbarkeitsstudie zu erarbeiten, dazu 
den erforderlichen projektspezifischen Sachver-
stand in Erfahrung zu bringen und die notwen-
dige Fach- und Beratungskompetenz sicherzu-
stellen. Zu den typischen Fachexperten gehören 
neben Architekten, Bauingenieuren und Kosten- 
und Risikoexperten z.B. auch Geologen und Ener-
gieexperten.  

• die Bedarfsanalyse / Machbarkeitsstudie von ei-
ner unabhängigen Stelle überprüfen zu lassen 
und anschließend zu veröffentlichen. 

Dem Bundesministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur wird empfohlen,  

• bei der Projektbewertung für die Aufstellung des 
Bundesverkehrswegeplans 2015 Risikobetrach-
tungen in die Kostenschätzungen einfließen zu 
lassen. 

Öffentlichen Finanzierern wird empfohlen,  

• ohne abgeschlossene Bedarfsermittlung und 
ohne unabhängige Überprüfung der Bedarfser-
mittlung keine Haushaltsmittel bereitzustellen.  

 

50 von 162 in Zusammenstellung



22          Ergebnisse der Reformkommission  |  Bedarfsanalyse und Planung 

1.2 Planung  

Die Planung ist die Basis für ein Projekt: Es wird gebaut, 
was geplant ist. Der Planungsprozess durchläuft dabei ver-
schiedene Phasen – von der Vorplanung über die Entwurf-
splanung bis hin zur Ausführungsplanung. Dabei verläuft 
die Planung eines Großprojekts häufig nicht geradlinig. 
Vielmehr entwickeln die Beteiligten im Planungsverlauf 
häufig neue Ideen und Lösungen, die geprüft und disku-
tiert werden müssen und anschließend ggf. in Form von 
Alternativen und Varianten in den Planungsprozess einge-
hen („Konkurrenz der Ideen“). 

Änderungen in der Planung während der Baudurchfüh-
rung führen unweigerlich zu Zeitverzug und Kostensteige-
rungen. Bedarf für Änderungen kann entweder durch Feh-
ler oder Ungenauigkeiten in der Planung, die möglicher-
weise erst auf der Baustelle entdeckt werden, oder geän-
derte Vorgaben zu einem späten Zeitpunkt entstehen. Es 
ist daher von zentraler Bedeutung, dass in der Planungs-
phase sorgfältig und detailliert gearbeitet wird. Ziel muss 
sein, dass am Ende eine lückenlose, widerspruchsfreie Pla-
nung vorliegt, die alle Projektdetails enthält und anhand 
derer das gesamte Projekt verwirklicht werden kann, be-
vor mit dem Bau begonnen wird.  

Defizite 

Der Planungsprozess ist bei Großprojekten dadurch ge-
kennzeichnet, dass viele Entscheidungen zu treffen sind. 
Zu jedem einzelnen Punkt ist eine verlässliche Entschei-
dung gefordert. Entscheidungsträger werden jedoch im-
mer wieder damit konfrontiert, dass sie Entscheidungen 
zum weiteren Fortgang der Planung treffen sollen, die da-
für erforderlichen Informationen aber nicht in ausreichen-
der Qualität und Quantität vorliegen. Je unvollständiger die 
Informationslage ist, desto größer wird das Risiko von 
Fehlentscheidungen. Umgekehrt tritt auch der Fall ein, 
dass dem Bauherrn die Fachkompetenz zu Entscheidungen 
fehlt und es dadurch zu Planungsverzögerungen kommt.  

Die Planungen werden im Verlauf des Planungsprozesses 
detaillierter. Dennoch enthalten sie in der Praxis zum Teil 
Unklarheiten, Lücken und Fehler. Zudem fehlt es immer 
wieder an einem ausreichenden Detaillierungsgrad. Fehler 

entstehen insbesondere dadurch, dass die Einzelplanun-
gen unter den beteiligten Fachplanern häufig nicht effi-
zient koordiniert werden. Vielmehr wird sequenziell ge-
plant, und jeder Beteiligte betrachtet vor allem seinen ei-
genen Bereich. Regelmäßige Abstimmungsgespräche fin-
den nicht immer statt. Zudem sind die Verantwortlichkei-
ten nicht immer klar geregelt, Planungsaufträge nicht im-
mer klar definiert und die Informationsgrundlagen der 
Planer nicht identisch. Dadurch entstehen häufig Schnitt-
stellenprobleme und Widersprüche.  

Die Komplexität von Großvorhaben erfordert zudem eine 
immer stärkere Einbindung von Spezialisten, insbesondere 
auf der Bauausführungsseite. Die funktionalen und gesetz-
lichen Anforderungen werden zum Beispiel für den Be-
reich der Technischen Gebäudeausrüstung (TGA) immer 
aufwendiger, beispielsweise in Bezug auf Akustik, Energe-
tik oder Brandschutz. Die zunehmende Komplexität der 
Systeme und Anlagen ist häufig nicht mehr vom Bauherrn 
zu überschauen und wird systematisch unterschätzt. Das 
gilt auch bei innovativen Ausführungssachverhalten. Die 
Einbindung von Spezialisten erfolgt häufig jedoch nicht in 
ausreichendem Umfang. Auch Sonderfachleute wie Geolo-
gen und Hydrologen werden in zu geringem Umfang in die 
Projektvorbereitung eingebunden. Damit werden wichtige 
technische Risiken entweder gar nicht oder nicht im not-
wendigen Umfang erkannt.  

Es gibt in Deutschland zudem in der Regel kein Dokument, 
das die Planung und die Kosten des Projekts als Ganzes zu-
sammenfasst, alle Details und Prozesse enthält und für alle 
Projektbeteiligten Grundlage für die Baudurchführung ist. 
Das führt dazu, dass die Beteiligten ggf. mit unterschiedli-
chen Grundlagen und Informationen arbeiten. Dadurch 
steigt zudem die Gefahr, dass Projektdetails während der 
Bauausführung noch geändert werden, da die Auswirkun-
gen auf die Kosten und Risiken nicht klar sind. Denn solche 
Änderungen sind leichter durchzusetzen, wenn die Aus-
wirkungen der Planänderung nicht in allen Bereichen so-
fort ersichtlich sind. 

Werden Genehmigungsverfahren teilweise vorgezogen 
und wird auf dieser Basis bereits mit dem Bau begonnen, 
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entstehen oft zusätzliche Kosten11, wenn bei der Planung 
der noch offenen Gewerke deutlich wird, dass bei schon 
genehmigten und bereits realisierten Teilen noch Ände-
rungen erforderlich sind.  

Dieses Problem tritt vor allem bei Planungen der Techni-
schen Gebäudeausrüstung auf, wenn sie nicht abgestimmt 
zur Objekt- und Tragwerksplanung erbracht werden. In ei-
nem solchen Fall können erhebliche Mehrkosten entste-
hen.  

„Die wesentliche Ursache [für Kostensteigerungen des 
Projekts] war die verfrühte Ausschreibung, die unvoll-
ständige Planung, die Ausschreibung, die wesentliche 
Lücken hatte, und die natürlich damit auch Tür und 
Tor öffnete für Nachtragsforderungen.“  

Quelle: Bericht des Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses „Elbphilharmonie“, Drucksache 20/11500 

Zudem setzen sich Bauherr und Planer in der Planungs-
phase insgesamt zu wenig mit den Projektrisiken ausei-
nander. Die Projektbeteiligten haben das Projekt auch am 
Ende der Planung in seinem ganzen Ausmaß nicht immer 
detailliert durchdrungen. Das liegt – neben fehlenden Ab-
stimmungsprozessen – unter anderem an einer fehlenden 
systematischen Auseinandersetzung mit dem Projekt und 
den Risiken.12 Zudem fordern öffentliche Projektfinanzie-
rer in den meisten Fällen detaillierte Aussagen, insbeson-
dere zu bestehenden Risiken, nicht ein.  

Es muss immer wieder konstatiert werden, dass aus Sorge 
vor fehlender Zustimmung und politischer Durchsetzbar-
keit die Kosten eher zu niedrig bewertet, der Nutzen eher 
zu hoch angesetzt und Risiken nicht benannt werden. Ein 
Anreiz, Kosten und Risiken von Anfang an realistisch ein-
zuschätzen und zu kommunizieren, besteht nicht. Auch ge-
genüber der Öffentlichkeit wird der erste Kostenrahmen 
häufig zu niedrig kommuniziert, auf bestehende Risiken 
wird nicht hingewiesen. Das führt dazu, dass die Angaben 
im Laufe des Projekts immer weiter nach oben korrigiert 
werden müssen.  

                                                                        
11  Siehe auch Kapitel „Vergabe“. 
12 Siehe Kapitel „Kosten und Risiken“.  
13  Siehe Kapitel „Bürgerbeteiligung“. 

Insgesamt wird die Öffentlichkeit oftmals nicht oder nicht 
ausreichend in die Projektplanung einbezogen oder zu-
mindest informiert. Projekte wie Stuttgart 21 oder die 
Rheintalbahn zeigen, dass dies erhebliche Bürgerproteste 
auslösen kann, die eine zeit- und kostengerechte Realisie-
rung des Projekts gefährden.13 

Lösungsvorschläge  

Es sollte der Grundsatz gelten: Erst planen – dann bauen. 
Die Planung sollte am Ende des Planungsprozesses in allen 
Teilbereichen einen hohen Detaillierungsgrad aufweisen 
und alle Teilbereiche einbeziehen. Sie darf keine Wider-
sprüche enthalten und sollte im Laufe des Prozesses mit 
allen Beteiligten kontinuierlich abgestimmt, auf Kosten 
und Risiken überprüft werden und vollständig abgeschlos-
sen sein, bevor mit dem Bau begonnen wird. 

 

Abbildung 1:  Auswirkungen von Änderungen auf Kosten im Verhältnis zur 
Projektphase (angelehnt an The Construction Users Round 
Table) 

Die Abbildung 1 veranschaulicht die Auswirkungen von 
Änderungen im Planungsprozess im Verhältnis zum Zeit-
punkt der Änderungen.14 Die hell-orangene Linie be-
schreibt die mit fortschreitendem Projektverlauf abneh-
mende Fähigkeit zu ändern, während die hellblaue Linie 
die ansteigenden Kosten symbolisiert. Während die gestri-
chelte blaue Linie die typischen Änderungshäufigkeiten in 

14  Quelle: The Construction Users Round Table (Hrsg.), Col-
laboration, Integrated Information, and the Project Lifecy-
cle in Building Design. 

Idee Entwurf Planung Reali-
sierung Nutzung Rückbau

Traditioneller Prozess
Verschiebung von Änderungen
in frühere Planungsphasen
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einem traditionellen Projektablauf darstellt, zeigt die oran-
gene Linie, wie durch ein Zusammenwirken aus besserer 
Koordination, Kommunikation sowie technologie-gestütz-
ten Analyseverfahren der Zeitpunkt von Änderungen in 
frühere Phasen verschoben werden kann.  

Die Planung sollte im Laufe des Prozesses mit allen Betei-
ligten kontinuierlich abgestimmt, auf Kosten und Risiken 
überprüft werden und vollständig abgeschlossen sein, be-
vor mit dem Bau begonnen wird. Alle Planungsdetails soll-
ten in einer einheitlichen Projektdokumentation zusam-
mengefasst werden, die sowohl die Planung als auch die 
Prozesse enthält. 

Unabhängig von der gewählten Vergabestruktur sollte die 
Planung eines großen Projekts im Team erfolgen. Dazu 
sollte zu Beginn der Planung ein „Planungsteam“15 zusam-
mengestellt werden, das den notwendigen Sachverstand 
mitbringt, um die komplette Entwurfs- und Genehmi-
gungsplanung sowie ggf. die Ausführungsplanung zu er-
stellen. Dazu gehören zum einen Objektplaner und Fach-
planer. Aber auch Know-how zu spezifischen Fragen, wie z. 
B. TGA-Anlagen, Baugrund und Kosten- und Risikoanaly-
sen, ist bereits in frühen Planungsphasen gefragt. Auch zu 
beteiligende Behörden sollten so früh wie möglich einbe-
zogen werden. 

Die einzelnen Planungsteilbereiche müssen inhaltlich um-
fassend koordiniert werden. Dazu sollte der Bauherr zuvor 
eindeutig festlegen, wer welche Planungsbereiche über-
nimmt und Schnittstellen eindeutig regeln. Zudem sollte 
der Planungsprozess vorab schriftlich festgelegt werden 
(„Planung der Planung“), damit für alle Beteiligten ersicht-
lich ist, welche Bereiche parallel und welche nacheinander 
geplant werden, welche Qualitätsanforderungen bestehen, 
welche Planungstiefe zu welchem Zeitpunkt erforderlich 
ist und zu welchen Terminen die Beteiligten ihre Leistun-
gen erbringen müssen. Zudem sind regelmäßige Treffen 
der Planungsverantwortlichen zu empfehlen, in denen der 
aktuelle Stand der Planung inklusive der Auswirkungen 
von Veränderungen diskutiert und abgestimmt wird. Auch 

                                                                        
15  Siehe auch Kapitel „Partnerschaftliche Projektzusammen-

arbeit“.  
16  Näheres siehe Kapitel „Kosten und Risiken“.  

der Bauherr sollte an diesen Treffen regelmäßig teilneh-
men, damit er zeitnah Entscheidungen zum weiteren Fort-
gang der Planung treffen kann. Generell ist es notwendig, 
bei der Planung deutlich mehr zu kooperieren als dies bis-
her der Fall ist.  

Parallel zur Planung muss das Planungsteam gemeinsam 
mit dem Bauherrn systematisch die Projektrisiken identifi-
zieren, analysieren, bewerten und entscheiden, wie mit 
ihnen umgegangen werden soll.16 Risiken, z. B. durch in-
konsistente Planungen, neue Techniken oder aufwändige 
Genehmigungsverfahren, sollten möglichst ausgeschlossen 
oder für den Fall ihres Eintretens mit konkreten Hand-
lungskonzepten unterlegt werden. Während der Planungs-
phase, in der sich die Planung konkretisiert und noch ver-
schiedene Varianten durchgespielt werden können, kön-
nen Kosten und Risiken sich noch stark verändern.  

Der Bauherr sollte schon in der Ausschreibung darauf ach-
ten, dass die beauftragten Planer insbesondere im techni-
schen Bereich der TGA-Planung entsprechende Kompeten-
zen – ggf. mit Unteraufträgen – mitbringen.17 Experten der 
Bauausführungsseite können ggf. auch in offenen Diskussi-
onsrunden zu bestimmten technischen Fragen beteiligt 
werden. Denn das erforderliche Wissen und die Ver-
schränkung der einzelnen TGA-Planungsgewerke mitei-
nander und mit anderen Gewerken nehmen stetig zu. Si-
cherzustellen ist hierbei, dass die Beteiligung der Bauaus-
führungsseite nicht zu einem unzulässigen Kenntnisvor-
sprung bei der späteren Bauvergabe führt. 

Moderne Planungsmethoden wie Building Information Mo-
deling (BIM) ermöglichen die Prüfung, ob Planungen kohä-
rent oder welche Planungsalternativen sinnvoll sind.18 Zu-
dem sind – da das System mit exakten Mengenansätzen ar-
beitet – bereits frühzeitig verlässliche Kostenberechnun-
gen und Simulationen von Bauabläufen möglich. Solche 
Methoden können die Planung daher erheblich unterstüt-
zen. 

Die Öffentlichkeit sollte – je nach möglichen Auswirkungen 
des Projekts – frühzeitig und kontinuierlich in den Prozess 

17  Zu vergaberechtlichen Fragen der Einbeziehung der Bau-
ausführung in die Planung siehe Kapitel „Vergabe“.  

18  Näheres siehe Kapitel „IT-gestützte Methoden – Building 
Information Modeling“.  
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einbezogen werden (z. B. Internetseiten mit der Möglich-
keit zur Meinungsäußerung, proaktive Ansprache durch 
die Projektverantwortlichen, Informations- und Diskussi-
onsrunden etc.).19 Bei umstrittenen Infrastrukturvorhaben 
ist es sinnvoll, Planungsalternativen mit den Betroffenen 
möglichst noch vor dem Raumordnungsverfahren zu dis-
kutieren.  

Bei komplexen Projekten empfiehlt sich zudem ein unab-
hängiges, kontinuierliches Controlling. Dieses Controlling 
sollte parallel zur Entwurfsplanung erfolgen, um den Pla-
nungsprozess nicht zu unterbrechen, und anschließend 
kontinuierlich weitergeführt werden.20 

Die detaillierte und lückenlose Ausführungsplanung für 
das gesamte Projekt sollte einschließlich der Kostenan-
schläge, der bestehenden Risiken und der Zeitplanung21 in 
einer Projektdokumentation zusammengefasst und dem 
Auftraggeber zur endgültigen Bauentscheidung zur Verfü-
gung gestellt werden. Diese Projektdokumentation enthält 
sinnvollerweise auch die Arbeitsprozesse, die Schnittstel-
lenkoordination und die Darlegung der Kommunikation al-
ler Projektbeteiligten. Es empfiehlt sich, sie allen Beteilig-
ten frühzeitig zur Verfügung zu stellen. 

Erst wenn eine abgeschlossene Ausführungsplanung vor-
liegt, sollte – wenn der Bauherr auf dieser Basis mit der 
Realisierung einverstanden ist – mit dem Bau begonnen 
werden. Eine Überlappung der Planung mit der Bauaus-
führung, z. B. auf der Basis von Teilbaugenehmigungen ist 
zu vermeiden. Können in sich geschlossene Teilprojekte o-
der vollständig abtrennbare Gewerke22 gebildet werden, 
ist es möglich, die Planung und Realisierung unabhängig 
voranzutreiben (z. B. abschnittsweise Realisierung von 
Bundesfernstraßen oder Schienenwegen).  

An der zusammengefassten Planung muss sich die gesamte 
Baudurchführung messen lassen, einschließlich späterer 
Änderungswünsche. Dazu ist zu empfehlen, dass der Bau-
herr vor Baubeginn ein klares Verfahren für die Bewer-
tung von Änderungswünschen festlegt. Alle Änderungs-

                                                                        
19  Siehe auch Kapitel „Bürgerbeteiligung“. 
20  Siehe Kapitel „Projektorganisation und Finanzierung“. 
21  Zur Zeitplanung für die Prüfung und Abnahme von TGA-

Anlagen siehe Kapitel „Projektmanagement“.  

wünsche sollten zeitnah auf ihre Auswirkungen hinsicht-
lich Kosten, Risiken und Zeitplan bewertet und das Ergeb-
nis dieser Prüfung dem Bauherrn zur Entscheidung in ei-
nem vorgegebenen Zeitraum vorgelegt werden. Insbeson-
dere politisch motivierte Änderungswünsche – auch durch 
den Bauherrn – lassen sich leichter einer rationalen Ent-
scheidung zuführen, wenn ihre finanziellen und zeitlichen 
Auswirkungen transparent gemacht werden. Das Doku-
ment mit der zusammengefassten Planung sollte ebenso 
wie größere Änderungen, die anschließend vorgenommen 
werden, der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.  

Für eine hochwertigere und sorgfältigere Planung besteht 
der Vorschlag, dass bei nachträglicher Korrektur von Pla-
nungsfehlern ein Teil der Sowieso-Kosten vom Planer ge-
tragen werden müsse. Bei einer fehlerhaften Planung soll 
sich der Planer nur dann mit dem Argument entlasten kön-
nen, dass die Planungskorrektur sowieso erfolgen müsse 
und damit keinen Schadensersatzanspruch begründe, 
wenn er den entsprechenden Nachweis erbringen kann. 
Andernfalls hat er sich am entstandenen Schaden ange-
messen zu beteiligen. Ein anderer Ansatz sieht umgekehrt 
vor, Planungsänderungen als Folge von geänderten Anfor-
derungen des Bauherrn durch einen höheren Satz vergü-
ten zu lassen, um auf Seiten der Bauherren den Anreiz für 
eine ausgereifte Planung bei gleichzeitigem Verzicht auf 
spätere Änderungen zu schaffen. 

22  Solche Fälle treten insbesondere im Bereich der Ver-
kehrswege auf (lange lineare Strukturen). 

54 von 162 in Zusammenstellung



26          Ergebnisse der Reformkommission  |  Bedarfsanalyse und Planung 

Handlungsempfehlungen 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• zur Erstellung der Planung frühzeitig ein inter-
disziplinäres Planungsteam einzusetzen, das In-
formationen zum Stand der Planung, Kosten, Ri-
siken und Zeitplanung regelmäßig austauscht 
und alle Planungsbestandteile kontinuierlich un-
tereinander abstimmt. Dem Team sollten neben 
Objektplanern und Fachplanern weitere Exper-
ten angehören, z. B. für Kosten und Risiken, Bau-
grund, Geologie, Hydrologie oder technische Ge-
bäudeausrüstung.  

• mit dem Bau erst nach Erstellung eines zusam-
menfassenden Dokuments zu beginnen, das die 
Ausführungsplanung für das gesamte Projekt so-
wie detaillierte Angaben zu Kosten, Risiken und 
zum Zeitplan enthält. Auf der Grundlage von Teil-
baugenehmigungen sollte mit dem Bau nur dann 
begonnen werden, wenn es sich um vollständig 
abtrennbare Teilprojekte bzw. um vollständig 
abtrennbare Gewerke handelt. 

• bei komplexen Projekten parallel zur Entwurfs-
planung ein unabhängiges, kontinuierliches Con-
trolling einzurichten.  

• moderne IT-gestützte Planungsmethoden wie 
Building Information Modeling (BIM) verstärkt 
einzusetzen. 
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2 Kosten und Risiken 

Die Einhaltung des Kostenrahmens hängt entscheidend da-
von ab, wann und auf welche Weise die voraussichtlichen 
Kosten des Projekts geschätzt werden. Die erste Zahl zu 
den Kosten sollte erst dann genannt werden, wenn der 
Bauherr über hinreichend belastbare Planungsgrundlagen 
verfügt.23 Darüber hinaus müssen belastbare Daten zu den 
Kosten einzelner Maßnahmen und Bauteile vorliegen. Au-
ßerdem ist kein Bauwerk risikofrei. Für eine erfolgreiche 
Durchführung von Großprojekten unter Einhaltung des 
Kosten- und Terminrahmens ist somit eine frühzeitige, 

kontinuierliche und systematische Auseinandersetzung 
mit den Risiken eines Projekts unerlässlich. Das schließt 
die Quantifizierung der Risiken mit ein. Der einzuhaltende 
Budgetrahmen besteht also, wie in Abbildung 2 darge-
stellt,24 immer aus den Basiskosten für Planung, Bau und 
Nebenkosten, einer Vorsorge für möglicherweise eintre-
tende Risiken (inkl. einer Position für Unbekanntes) und 
der prognostizierten Preissteigerung. Diese Summe ist 
auch im Haushalt zu budgetieren, wenn spätere Budget-
überschreitungen vermieden werden sollen. 

 

 

Abbildung 2:  Kostenstufen im Projekt (angelehnt an Ehrbar) 

                                                                        
23  Siehe dazu Kapitel „Bürgerbeteiligung“.  24  Quelle: Ehrbar, Arbeitsgruppe Kosten und Risiken, Sit-

zungsunterlage zur 4. Sitzung der Reformkommission am 
13. Oktober 2014. 
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2.1 Kostenermittlung 

2.1.1 Anwendung von Datenbanken in der Kostenermitt-
lung 

Im Rahmen der Kostenermittlung von Großprojekten wird 
zur Kalkulation der voraussichtlichen Projektkosten auf 
Grundlage der Bedarfsplanung (Kostenrahmen) oder der 
Vorplanung (Kostenschätzung) gewöhnlich auf sogenannte 
Kostenkennwerte zurückgegriffen. Unter einem Kosten-
kennwert wird dabei ein Wert verstanden, der das Ver-
hältnis von Kosten zu einer Bezugseinheit ausdrückt, wo-
bei die Bezugseinheit immer eine Einheit der Ausführ-
menge (z. B. m² Wohnfläche, km Autobahn) darstellt.25 Die 
Kostenkennwerte werden hierzu, sofern vorhanden,26 aus 
bestehenden Datenbanken entnommen. 

Defizite 

Eine wesentliche Herausforderung bei diesem Vorgehen 
ist, dass die für die Kostenermittlung bestehenden Daten-
banken häufig keine hinreichend detaillierten, differen-
zierten, ggf. bauteilbezogenen Kostenkennwerte enthalten. 
Kennwerte sind somit oftmals nicht projektspezifisch ge-
nug und geben auch den aktuellen Preisstand nicht ausrei-
chend exakt wieder. Dann können die voraussichtlichen 
Projektkosten in der Praxis nicht in der notwendigen Qua-
lität ermittelt werden. Dies führt zu nicht budgetierten 
Kostensteigerungen in späteren Projektphasen und er-
leichtert auch die Unterschätzung der voraussichtlichen 
Kosten, um die politische Durchsetzbarkeit zu verbessern. 
Das gilt umso mehr, wenn die Risiken eines Projekts nicht 
identifiziert, analysiert und monetär bewertet werden, so 
dass sie in die Kalkulation der voraussichtlichen Projekt-
kosten nicht einbezogen werden können.  

                                                                        
25  Vgl. DIN 276: 2008-12, Kosten im Bauwesen. 
26 Vgl. bspw. PLAKODA für den Hochbau der Länder und des 

Bundes (http://www.vbv.baden-wuerttem-
berg.de/pb/,Lde/321628) sowie diverse Datenbanken für 
Ingenieurbauten, Straßen- und Tiefbau. 

27 Vgl. Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Ver-
waltung, Gutachten über das Kostenmanagement im Bun-
desfernstraßenbau, S. 19 f. 

Lösungsvorschläge 

Für eine fundierte Kostenermittlung ebenso wie für die Be-
wertung von Risiken bei Großprojekten sind aktuelle und 
belastbare Datengrundlagen erforderlich. Außerdem soll-
ten die genutzten Kostenkennwerte möglichst bauteil- o-
der trassenbezogen und damit hinreichend detailliert sein. 
Einfache flächen- oder streckenbezogene Kennwerte ohne 
Bezugnahme auf Projektbesonderheiten (Tunnel, Brücken, 
besondere Gebäudeausrüstung) sollten nicht zulässig sein.  

Bei der Kostenberechnung, die detaillierter als die Kosten-
schätzung ist und auf durchgearbeiteten Entwurfsunterla-
gen beruht, ist es wichtig, dass die Kosten immer mit den 
aktuell vorliegenden Preisen ermittelt werden. Dafür soll-
ten regionale Preisdatenbanken gepflegt werden, um eine 
solide Kostenermittlung zu erhalten.27 Zu diesem Zweck 
müssen die endgültig abgerechneten Kosten aus der Kos-
tenfeststellung aktuell und detailliert in Datenbanken er-
fasst und kontinuierlich gepflegt werden. Wo solche Da-
tenbanken angesiedelt werden, ist für die Verkehrsträger 
und den staatlichen Hochbau im Einzelfall von den zustän-
digen öffentlichen Bauherren zu entscheiden. Nach Ab-
schluss der Entwurfsplanung können bei Vorliegen ver-
lässlicher Datenbanken Kosten und Risiken relativ gut ab-
geschätzt werden und als Grundlage für die Budgetierung 
im Haushalt dienen. 

Durch verlässliche Datengrundlagen und Risikobewertun-
gen schon in frühen Projektphasen wird sichergestellt, 
dass die Kostenermittlung einschließlich der Risiken28 in 
den späteren Schritten des Projektverlaufes bereits auf 
fundierten Daten basieren. Damit wird die Kostensicher-
heit der Projekte unmittelbar erhöht 29 und die Möglich-
keit von Kostenmanipulationen reduziert.  

28  Siehe dazu Kapitel „Risikomanagement". 
29  Zur Kostensicherheit in der Planung siehe Kapitel „Be-

darfsanalyse und Planung“, zu den Vorteilen von BIM bei 
der Kostenschätzung siehe Kapitel „IT-gestützte Metho-
den – Building Information Modeling“.  

57 von 162 in Zusammenstellung

http://www.vbv.baden-wuerttemberg.de/pb/,Lde/321628
http://www.vbv.baden-wuerttemberg.de/pb/,Lde/321628


Kosten und Risiken  |  Ergebnisse der Reformkommission          29 

Handlungsempfehlungen 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• zur Schaffung belastbarer Datengrundlagen für 
die Kostenermittlung von Infrastruktur- und 
Hochbauprojekten eingetretene Kosten und Risi-
ken sowie nachträgliche Anforderungen und de-
ren monetäre Auswirkungen zu dokumentieren 
und nachfolgenden Projekten in einem geeigne-
ten Differenzierungsgrad zur Verfügung zu stel-
len.  

Der öffentlichen Hand wird empfohlen, 

• Datenbanken mit differenzierten, ggf. bauteilbe-
zogenen Kostenkennwerten zu schaffen und zu 
pflegen, die auf Daten bereits abgerechneter Pro-
jekte basieren. 

 

2.1.2 Kostentransparenz über den Projektverlauf 

Neben einer verlässlichen und fundierten Kostenbasis zur 
Ermittlung der Gesamtprojektkosten einschließlich der Ri-
siken ist für eine wirksame Kostenkontrolle insbesondere 
eine umfassende Kostentransparenz notwendig. 

Defizite 

In der Praxis wird die Kostenermittlung häufig nicht so 
transparent aufbereitet, dass sie für Außenstehende un-
mittelbar nachvollziehbar ist. Ein Grund hierfür kann sein, 
dass entsprechende Kostenermittlungsschritte zum Teil 
nicht aufeinander abgestimmt und inkonsistent erstellt 
werden.30  

Lösungsvorschläge 

Eine umfassende Kostentransparenz und damit einherge-
hende Kostenkontrolle ist nur mit Hilfe einer klar aufge-

                                                                        
30 Siehe z. B. Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in 

der Verwaltung, Gutachten über das Kostenmanagement 
im Bundesfernstraßenbau. 

bauten und abgestimmten Kostensystematik über den ge-
samten Projektverlauf möglich. Hierzu ist zum einen ein 
konsistentes Kostenberechnungssystem erforderlich, das 
auf aktuelle, bauteilbezogene und differenzierte Kosten-
kennwerte zurückgreift. Darüber hinaus ist erforderlich, 
dass der Bauherr die Entwicklung der Projektkosten ein-
schließlich eingetretener Risiken und Änderungen nach-
vollziehbar dokumentiert. Dazu sind einheitliche Vorgaben 
notwendig.  

Für eine weitere Vergleichbarkeit der Kosten im Projekt-
verlauf ist insbesondere wichtig, dass die Systematik der 
Kostenschätzungen mit derjenigen der Leistungsverzeich-
nisse für die Ausschreibung übereinstimmt.31 Die einzel-
nen Schritte der Kostenermittlung sollten damit insgesamt 
in einer Weise erfasst werden, die eine wirksame Kosten-
steuerung und Kostenkontrolle ermöglicht. 

Handlungsempfehlungen 

Der öffentlichen Hand wird empfohlen, 

• eine transparente und systematische Aufberei-
tung der Kostenermittlung und Risikoerfassung 
auf allen Projektentwicklungsstufen zu imple-
mentieren, so dass diese auch für Außenstehende 
nachvollziehbar und überprüfbar ist;  

• in der Ausführungsphase vertraglich gebundene 
und verausgabte Mittel so zu erfassen, dass eine 
effektive Kontrolle von Kosten, Risiken und Zeit-
planung möglich ist.  

 

2.1.3 Erfassung des Projektbudgets im Haushalt 

Gemäß § 24 Abs. 1 BHO dürfen Ausgaben und Verpflich-
tungsermächtigungen für Baumaßnahmen erst veran-
schlagt werden, wenn Pläne, Kostenermittlungen und Er-
läuterungen vorliegen, aus denen die Art der Ausführung, 
die Kosten der Baumaßnahme, des Grunderwerbs und der 

31  Vgl. Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Ver-
waltung, Gutachten über das Kostenmanagement im Bun-
desfernstraßenbau, S. 19-21. 
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Einrichtungen sowie die vorgesehene Finanzierung und 
ein Zeitplan ersichtlich sind.  

Defizite 

Bei Bundeshochbauprojekten erfolgt die haushaltsmäßige 
Veranschlagung der Projektkosten grundsätzlich auf Basis 
einer Kostenschätzung anhand von Kostenkennwerten zu 
einem sehr frühen Zeitpunkt in der Planungsphase.32 Da-
mit soll die Kostenschätzung faktisch eine kostenbegren-
zende Wirkung entfalten, da nach § 54 Abs. 1 BHO Bau-
maßnahmen ohne neuerliche Leitungsvorlage und Ent-
scheidung nur begonnen werden dürfen, wenn nach der 
Entwurfsplanung Kostenberechnungen vorliegen, die die 
Budgetgrenze der Kostenschätzung einhalten. 

Durch die Obergrenze soll dem im Hochbau als hoch einge-
stuftem Risiko von Kostensteigerungen in der weiteren 
Planung entgegengewirkt werden. Zwar wird vor Festle-
gung dieser Kostenobergrenze die Planung noch einmal 
überprüft, die Entscheidung über die Realisierung eines 
Projektes erfolgt jedoch zu einem Zeitpunkt, zu dem ver-
lässliche Angaben zu Kosten und Risiken aufgrund des frü-
hen Planungsstandes oftmals noch nicht vorliegen. Das 
führt in der Praxis zum Teil zu einer Überschreitung der 
Kostenobergrenze im weiteren Projektverlauf. Im Ausnah-
mefall ist es aber auch möglich, ein Projekt erst nach Ab-
schluss der Entwurfsplanung im Haushalt zu veranschla-
gen, wenn dies für eine verlässliche Kostenermittlung er-
forderlich ist.33 Diese Regelung findet insbesondere bei 
Großprojekten verstärkt Anwendung.  

Bei Infrastrukturmaßnahmen im Verkehrsbereich erfolgt 
eine Budgetierung der Investitionskosten im Haushalt erst 
nach Planfeststellung eines Projekts und damit auf Basis 
der Genehmigungsplanung. 

Lösungsvorschläge 

Bei Bundeshochbauprojekten sollten zunächst nur die Pla-
nungs- sowie alle erforderlichen Voruntersuchungskosten 
in den Haushalt eingestellt werden. Das schließt nicht aus, 

                                                                        
32  Vgl. § 24 Abs. 2 BHO; Windoffer, Verfahren der Folgenab-

schätzung als Instrument zu rechtlichen Sicherung von 
Nachhaltigkeit, S. 262. 

frühzeitige Kostenobergrenzen für die Investitionskosten 
festzusetzen, um unwirtschaftlichen Planungen entgegen-
zuwirken. Diese sollten aber nicht im Haushalt veran-
schlagt werden, da sie wegen des frühen Planungsstandes 
noch nicht hinreichend belastbar sind. Die Investitionskos-
ten sollten erst nach Abschluss der Entwurfsplanung im 
Haushalt veranschlagt werden.34 

Durch diese Maßnahme wird nicht nur die Kostengenauig-
keit erhöht, sondern auch die Kostentransparenz über den 
Projektverlauf bei Hochbauprojekten nachhaltig gestärkt, 
wie dies bei Anwendung der oben genannten Ausnahme-
vorschrift bereits der Fall ist. Außerdem würde die öffent-
liche Verwaltung nicht mehr für Kostensteigerungen ver-
antwortlich gemacht, die sie nicht zu vertreten hat, son-
dern die auf den zu frühen Budgetierungszeitpunkt zu-
rückzuführen sind. Die Kostenobergrenze behält auch bei 
Nichtveranschlagung Steuerungswirkung. Bei Überschrei-
tung kann im Vergabeverfahren die Aufhebung geboten 
sein. 

Handlungsempfehlungen 

Der Bundesregierung wird empfohlen,  

• bei Großprojekten die im Rahmen einer Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung ermittelten Kosten 
und Risiken als Projektbudget im Haushalt zu 
veranschlagen. 

• § 24 BHO für den Bundeshochbau dahingehend 
zu ändern, dass bei Großprojekten zunächst nur 
die Planungskosten in den Haushalt eingestellt 
werden und die Veranschlagung der Investitions-
kosten erst auf Grundlage der Entwurfsplanung 
erfolgt. Kostenobergrenzen für die Investitionen 
sollten weiterhin festgesetzt werden können, 
aber nicht im Haushalt veranschlagt werden. 

 

33  Siehe RBBau, Stand 12. Januar 2015, E 2.2.3.2. 
34  Siehe auch Ahrendt, Orientierungen zur Wirtschafts- und 

Gesellschaftspolitik, 04/2014.  
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2.2 Risikomanagement 

Sir Michael Latham hat 1994 in seinem Grundlagenbericht 
„Constructing the team“ zur Situation der britischen Bau-
wirtschaft festgehalten: „No construction is risk free. Risk 
can be managed, minimised, shared, transferred or ac-
cepted. It cannot be ignored.“ 35 Der Tatsache, dass Pro-
jektrisiken auch heute, insbesondere in den frühen Pro-
jektphasen nicht richtig erkannt oder auch ignoriert wer-
den, ist mit geeigneten Maßnahmen zu begegnen.  

Dies kann jedoch nur dann gelingen, wenn alle Projektbe-
teiligten die Grundsätze eines professionellen Risikomana-
gements in ihrer Denkweise akzeptieren und umsetzen. 
Dazu ist vielerorts ein Kulturwandel im Umgang mit Risi-
ken erforderlich. Es gehört zu den Führungsaufgaben, die 
Risikopolitik vorzugeben und die notwendigen Änderun-
gen nicht nur anzustoßen, sondern auch nachhaltig umzu-
setzen. Nur mit einer ganzheitlichen Herangehensweise, 
die das Ziel hat, die Risiken in allen Projektphasen zu mini-
mieren, werden sich nachhaltige Verbesserungen einstel-
len. Alle Projektbeteiligten sind aufgefordert, diesen Weg 
zu gehen. 

„Risiko bezeichnet die negativen (Gefahren) oder auch po-
sitiven (Chancen) Auswirkungen von Unsicherheit auf 
Ziele.“ 36 Für eine erfolgreiche Projektdurchführung im 
Zeit- und Kostenrahmen ist es notwendig, dass sich die 
Projektverantwortlichen systematisch und von Anfang an 
mit den auch in einem geordneten Projektablauf drohen-
den Gefahren auseinandersetzen. Bei unbekanntem Bau-
grund beispielsweise muss sich von Beginn an mit mögli-
chen Problemen je nach Bodenbeschaffenheit durch eine 
angemessene Baugrunderkundung auseinandergesetzt, 
Gefahren soweit wie möglich reduziert und für Risiken 
entsprechende finanzielle Risikopolster vorgehalten wer-
den. Bei der Wahl einer Trasse für einen Verkehrsweg soll-
ten die möglichen Konflikte mit Anwohnern und dem Na-
turschutz – z. B. bei Durchschneidung der Lebensräume 
gefährdeter Tierarten – früh bedacht und möglicherweise 
durch eine andere Trassenwahl begrenzt oder vermieden 

                                                                        
35 Latham, Constructing the Team. 
36  Vgl. zur Definition des Risikobegriffs ISO-Norm 31000: 

2009-11, Risikomanagement – Allgemeine Anleitung zu 

werden; oder aber man muss die erforderlichen Aus-
gleichsmaßnahmen planen und einpreisen. Auch das 
Schnittstellenrisiko, das heißt die Störung einer nahtlosen 
Zusammenarbeit der Gewerke, bedarf einer hohen Auf-
merksamkeit und Vorsorgemaßnahmen durch das Projekt-
management. Darüber hinaus müssen u. a. Risiken durch 
Rechtsänderungen und verspätete Genehmigungen sowie 
Vergabe-, Vertrags-, Finanzierungs- und Preissteigerungs-
risiken berücksichtigt werden.  

2.2.1 Status Quo bei Verkehrsinfrastruktur und Hochbau 
des Bundes 

Im konventionellen Bundesfernstraßenbau existiert nur 
vereinzelt ein in das Projekt- und Kostenmanagement inte-
griertes strukturiertes Risikomanagement im Sinne der 
ISO 31000. Hinweise zum Umgang mit Risiken enthält die 
„Anweisung zur Kostenermittlung und zur Veranschlagung 
von Straßenbaumaßnahmen – AKVS 2014“. Hierin ist aller-
dings kein frühzeitig einsetzendes, aktives Risikomanage-
ment vorgesehen, sondern ein Ereignis- oder Krisenma-
nagement, wenn ein Schaden bereits eingetreten ist. Da die 
Länder die Planungskosten tragen und der Bund die Inves-
titionskosten, besteht derzeit kein direkter Anreiz für die 
Länder, im Rahmen der Planung für ein fundiertes Risiko-
management mehr Mittel aufzuwenden, um die späteren 
Investitionskosten zu senken („moral hazard“). Eine Pro-
jektoptimierung sollte für das gesamte Projekt jedoch be-
reits in der Planungsphase ansetzen. Mögliche Fehlanreize 
durch unterschiedliche Kostenträger für die Planungskos-
ten und die Baukosten und damit ein mögliches Verschie-
ben von Problemen mit Kostenfolgen von der Planungs-
phase in die Bauphase und damit von einem Kostenträger 
zum anderen sollten vermieden werden. Eine Lösungs-
möglichkeit wäre beispielsweise die Gründung eines Kom-
petenzzentrums, das für Planung, Bau und Kostentragung 
gleichermaßen verantwortlich ist. 

Bei Öffentlich-Privaten-Partnerschaften im Bundesfern-
straßenbau wird der Umgang mit Risiken anders gehand-
habt. Im Zuge der Entwicklung dieser Projekte wird eine 

den Grundsätzen und zur Implementierung eines Risiko-
managements sowie DIN EN 31010: 2010-05, Risikoma-
nagement – Verfahren zur Risikobeurteilung. 
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umfassende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung37 durchge-
führt, die als einen wesentlichen Bestandteil eine Risiko-
kostenermittlung gemäß den Grundsätzen des ISO 31000 
umfasst.38 Die Projektkosten sowie sämtliche identifizierte 
Risiken werden hier konsequent im Zuge der Ermittlung 
des sogenannten Public Sector Comparators39 oder „PSC“ 
abgebildet. Für die bisher fertiggestellten ÖPP-Projekte im 
Bundesfernstraßenbereich zeigt sich im Vergleich zur kon-
ventionellen Beschaffung eine hohe Terminsicherheit. Zu-
dem hat es bei den ÖPP-Projekten der ersten Staffel keine 
größeren Nachtragsverhandlungen gegeben.40 Allerdings 
kann bei angemessener Ausstattung mit Personal und Um-
setzung der Vorschläge der Reformkommission auch die 
öffentliche Verwaltung Projekte kosten- und terminsicher 
realisieren. 

Im Schienenverkehr ist die DB AG, wie alle aktienrechtlich 
organisierten (Bauherren-) Organisationen, verpflichtet, 
ein Risikomanagement gemäß den Auflagen aus dem Ge-
setz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbe-
reich (KonTraG) zu pflegen. Damit wird in der Logik der 
ISO-Norm 31000 das strategische Unternehmensrisikoma-
nagement abgedeckt, nicht aber das operative Projektrisi-
komanagement. Das Projektrisikomanagement im Schie-
nenverkehr wird derzeit maßgeblich durch folgende 
Grundlagendokumente geregelt: 

• Risiko-Management, Richtlinie der DB Mobility Net-
works Logistics, Berlin, 3.August 2011 

• Risikomanagement der DB Netz AG, Risikorichtlinie, 
Stand 2/2012 

• Leitfaden aktives Chancen- und Risikomanagement, 
DB ProjektBau GmbH, Version 3, September 2014 

Der Leitfaden der DB ProjektBau stützt sich bei der Defini-
tion des Risikobegriffs auf die Nomenklatur der ISO 31000 

                                                                        
37  Siehe Kapitel „Projektorganisation und Finanzierung“.  
38  Vgl. Leitfaden Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei 

PPP-Projekten, Rundschreiben des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 20.08.2007 (II A 3 - H 1000/06/0003); 
BMVBS (Auftraggeber, 2008), Leitfaden für Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen für die Vergabe der Betreiber-
modelle nach dem A-Modell im Bundesfernstraßenbau. 

39  Unter „Public Sector Comparator“ versteht man das voll-
ständig quantifizierte konventionelle Referenzprojekt, 

und ist für Großprojekte in den Projektphasen 3-9 zwin-
gend anzuwenden. In den früheren Projektphasen (0-2) 
werden Projektrisiken dagegen nicht in gleichem Maße 
systematisch erfasst und bewertet. Ein durchgängiges Risi-
komanagement über alle Leistungsphasen auf Basis des 
oben genannten Leitfadens wird derzeit erarbeitet.  

Im Bereich der Bundeswasserstraßen sind Risikobetrach-
tungen sowohl bei Projektentscheidungen als auch bei der 
Projektplanung und -realisierung vorgesehen. Art und Um-
fang der Maßnahmen sind allerdings projekt- und risiko-
spezifisch unterschiedlich detailliert. Die Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) stellt für die Ab-
wicklung von Investitions-, Organisations- und IT-Projek-
ten ein umfassendes Projektmanagementhandbuch zur 
Verfügung. Ein Kapitel des Handbuchs widmet sich dem 
Thema Risikomanagement. Mit Hilfe eines qualifizierten 
Risikomanagements sollen die Risiken frühzeitig erkannt, 
analysiert, bewertet und rechtzeitig Gegenmaßnahmen 
eingeleitet werden, um negative Auswirkungen zu verhin-
dern bzw. zu verringern. Nach dem Handbuch sind die 
analysierten Risiken und beschriebenen Maßnahmen re-
gelmäßig zu überwachen und fortzuschreiben.  

Im Bundeshochbau gelten die Richtlinien für die Durchfüh-
rung von Bauaufgaben des Bundes.41 Diese sehen nach Ab-
schluss der Bedarfsplanung eine Untersuchung vor, auf 
welche Art und Weise der festgestellte Bedarf unter Beach-
tung der Wirtschaftlichkeit gemäß § 7 BHO gedeckt wer-
den kann (Variantenuntersuchung).42 Bei dieser Varian-
tenuntersuchung sind die Grundsätze einer lebenszykluso-
rientierten Optimierung der Kosten zu berücksichtigen, 
insbesondere die späteren Betriebs- und sonstigen Nut-
zungskosten sowie die Risikokosten.43 Während dieser 
frühen Projektphase liefert der vom ehemaligen BMVBS 
herausgegebene Leitfaden „Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen bei der Vorbereitung von Hochbaumaßnahmen 

das als Maßstab für den Vergleich zwischen der Konventi-
onellen und einer PPP/ÖPP–Maßnahme herangezogen 
wird. 

40  Vgl. BT-Drucks. 17/6375, S. 5 sowie BT-Drucks. 
17/13116, S. 22 f. 

41  Vgl. RBBau, Stand 12. Januar 2015. 
42  Vgl. RBBau, Stand 12. Januar 2015, E 1.5. 
43  Vgl. RBBau, Stand 12. Januar 2015, E 2.2.2.6. 
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des Bundes“44 konkrete Anleitungen für die systematische 
Berücksichtigung von Chancen und Risiken im Zuge der 
Kostenschätzung. Konkrete Handlungsanleitungen für den 
Umgang mit Risiken sowie ein strukturiertes Risikoma-
nagement im Sinne der ISO 31000 in den weiteren Pro-
jektphasen sind zwar nicht vorhanden, die Veranschlagung 
von Risiken im Haushalt wird jedoch konkret vorangetrie-
ben. 

Defizite  

Zusammenfassend kann für den Bau von Bundesverkehrs-
wegen und den Bundeshochbau festgestellt werden, dass 
es in der Vergangenheit in der Praxis i.d.R. kein durchgän-
giges, systematisches Risikomanagement im Sinne der ISO 
31000 und nur in wenigen Fällen eine vollständige Berück-
sichtigung von Risikokosten gab. Dies ist mindestens zum 
Teil auf eine unzureichende Kultur des offenen Umgangs 
mit Projektrisiken zurückzuführen.  

Hinsichtlich der Qualität des Projektrisikomanagements ist 
Folgendes festzuhalten:  

• Das Verständnis dafür, dass Projektrisikomanagement 
nicht ein Einzelereignis ist, sondern ein früh einset-
zender, kontinuierlich gepflegter, zyklischer Prozess, 
ist vielfach noch nicht vorhanden. Wird dieser Prozess 
nicht bereits in der Bedarfsplanung begonnen und 
dann kontinuierlich durchgeführt, stehen sowohl in 
der Planungsphase als auch in der Ausführungsphase 
wesentliche Informationen zur Maßnahmenplanung 
bzw. zur Auslösung von Maßnahmen nicht rechtzeitig 
zur Verfügung.  

• Der Einsatz des Risikomanagements ist häufig von den 
Leistungsphasen abhängig. Während in den Phasen 
der Projektrealisierung ein Projektrisikomanagement 
– in unterschiedlicher Qualität – relativ oft eingeführt 
wird, fehlt ein solches häufig in den frühen Pro-

                                                                        
44  Vgl. Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-

wicklung (Hrsg.), Leitfaden Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen (WU) bei der Vorbereitung von Hochbaumaß-
nahmen des Bundes.  

jektphasen. Gerade in den frühen Projektphasen ist je-
doch die Hebelwirkung von Managemententscheidun-
gen am größten.  

• Als Folge des fehlenden Risikomanagements in frühen 
Projektphasen fehlt häufig auch die projektspezifische 
und detaillierte Ermittlung der Risikokosten, d. h. der 
Kosten der Maßnahmen, die im Vorfeld oder bei Ein-
tritt von Risiken ergriffen werden müssen. Als 
Behelfslösung werden oft pauschale Zuschläge ge-
macht, was gerade bei großen Projekten zu starken 
Abweichungen gegenüber im Rahmen einer professio-
nellen Risikoanalyse ermittelten Risikokosten führen 
kann. Mit pauschalen Ansätzen geht der Anreiz zu ei-
ner differenzierten Betrachtung von Einzelrisiken zu-
rück, was oft in einer fehlenden Maßnahmenplanung 
endet. Zudem können pauschale Risikozuschläge bei 
öffentlichen Projekten in der Regel haushaltsrechtlich 
nicht veranschlagt werden.  

• Eingetretene Risiken geben oft einen Hinweis auf die 
möglichen Auswirkungen ähnlicher Ereignisse in an-
deren Projekten. Derzeit werden jedoch eingetretene 
Risiken häufig nicht ausreichend und nach vorgegebe-
ner Systematik dokumentiert. Daher lassen sich der-
zeit kaum empirisch belegte Kostenkennwerte für Fol-
geprojekte ermitteln.  

• Der Bieterwettbewerb wird nicht zur Minderung po-
tentieller Risiken genutzt. Damit werden auch nicht 
die auf Seiten der bauausführenden Unternehmen 
vorhandenen Erfahrungen zur Risikominderung ge-
nutzt.  

• Das Fehlen oder die nicht ausreichende Pflege des Ri-
sikomanagements ist ein Indikator dafür, dass das Ri-
sikomanagement nicht als Teil der Führungsaufgabe 
verstanden wird. Dieses Führungsverständnis muss 
jedoch konsequent verlangt werden.  
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2.2.2 Lösungsvorschlag: Etablierung von Risikomanage-
mentprozessen  

Ein angemessenes Risikomanagement erfordert, dass be-
reits ab der Bedarfsanalyse die Chancen und Gefahren des 
Vorhabens, so detailliert wie zu dem jeweiligen Zeitpunkt 
möglich, analysiert werden. Notwendig ist hierzu eine 
frühzeitige Identifikation möglicher Risiken, ihre Analyse 
und Bewertung sowie die Festlegung von Maßnahmen zu 
ihrer Vermeidung oder Verminderung. Es wird empfohlen, 
ein systematisches Projektrisikomanagement gemäß der 
Normen ISO 31000 und DIN EN 31010 für jedes Großpro-
jekt bereits ab der Bedarfsanalyse obligatorisch zu imple-
mentieren.  

Das Risikomanagement ist kein Einzelereignis, sondern ein 
bereits in der Bedarfsanalyse einsetzender, bis zum Pro-
jektende kontinuierlich gepflegter Prozess. Laut ISO 31000 
werden unter Risikomanagement alle koordinierten Akti-
vitäten zur proaktiven Lenkung und Steuerung von Risiken 
verstanden.45 Mit dem konsequenten Einsatz eines profes-
sionellen Risikomanagements bei der Entwicklung von 
Großprojekten werden unter anderem die folgenden Ziele 
verfolgt: 

• Befähigung der Entscheidungsträger, Chancen und Ge-
fahren so früh wie möglich (ab der Bedarfsplanung) 
zu erkennen. Dadurch können Gegensteuerungsmaß-
nahmen zeitgerecht erarbeitet und umgesetzt werden 
mit dem Ziel, die Projektkosten zu minimieren, Zeit zu 
sparen und Fehlleistungen zu vermeiden. 

• Höhere Belastbarkeit von Nutzen-Kosten-Analysen, 
die der Entscheidung über die Durchführung des Pro-
jekts zugrunde liegen durch die Einbeziehung der Risi-
ken. Entscheidungen zur Projektfortführung bzw. zum 
Projektabbruch werden besser nachvollziehbar. 

• Sicherstellen einer höheren Qualität der Entschei-
dungsgrundlagen durch frühzeitiges und systemati-
sches Analysieren aller Projektanforderungen (z.B. 
Qualität, Kosten, Termine, Umweltanforderungen, An-
forderungen der Arbeitssicherheit, an Prozesse und 

                                                                        
45  Vgl. DIN EN 31010: 2010-05, Risikomanagement – Ver-

fahren zur Risikobeurteilung. 

Organisationen sowie öffentliche Meinung bzw. Repu-
tation und Marktanforderungen).  

• Verbesserung der Kommunikation über die Ungewiss-
heiten eines Projektes. Interne Kontrollen werden ob-
jektiver, optimiert und die Diskussionen in der Öffent-
lichkeit werden versachlicht. 

• Erhöhung der Rechtssicherheit dank bewusstem Um-
gang mit den Projektrisiken in den Vertragswerken 
zwischen Auftraggebern, Planern und Baufirmen. 
Dazu gehört die Festlegung einer fairen, effektiven 
und nachvollziehbaren Risikoverteilung in den Verträ-
gen. 

• Proaktive, gemeinsame Risikominderung zwischen 
den Vertragspartnern zwecks Minimierung der ge-
samten Projektkosten durch Anreize in den Vertrags-
werken, wie z. B. Zielpreissysteme.  

• Erhöhung des Vertrauens in die Leistungsfähigkeit 
und Verlässlichkeit einer Organisation womit Reputa-
tionsschäden vermindert oder vermieden werden sol-
len.  

Risikomanagement ist ein unabdingbarer Teil des Projekt-
managements. Es kann aber nicht die Fehler eines unpro-
fessionellen oder lückenhaften Projektmanagements aus-
gleichen. Bei selbstkritischer Anwendung kann es jedoch 
helfen, die Fehler in der Organisation zu erkennen.  

Risikokultur. Ein sachgerechtes Risikomanagement ist 
nur dann möglich, wenn in einer Organisation die Bereit-
schaft besteht, sich mit Risiken unvoreingenommen ausei-
nanderzusetzen sowie ein Risikomanagement einzuführen 
und kontinuierlich zu pflegen. Dazu ist eine offene Risiko-
kultur erforderlich, welche durch das Bekenntnis der 
obersten Führungsebene zu dieser Denkweise unterstützt 
werden muss. Vorgaben der Führungsebene allein reichen 
in der Regel jedoch nicht aus. Vielmehr müssen alle Betei-
ligten von den Vorteilen eines systematischen Risikomana-
gements überzeugt sein und dieses zum Bestandteil der 
täglichen Arbeit machen.  
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Deshalb sollten die Leitungen von Ministerien, Länderbe-
hörden und Kommunen eine klare Richtungsentscheidung 
treffen und ihren Bauverwaltungen verbindliche Vorgaben 
für die sachgerechte Durchführung eines kontinuierlichen 
und systematischen Risikomanagements machen.  

Rahmenbedingungen. Damit das Risikomanagement ope-
rativ erfolgreich umgesetzt werden kann, muss ein ent-
sprechender Rahmen im Sinne eines ganzheitlichen Pro-
jektmanagements geschaffen werden. Dazu gehört u. a. die 
Eingliederung in die organisatorischen Prozesse des Pro-
jekts, eine klare Risikostrategie (insbesondere mit Aussa-
gen zur Risikotragfähigkeit, zu den Grundsätzen der Risi-
kobehandlung und zu den zu verwendenden Verfahren 
und Methoden), klare Verantwortlichkeiten und Befug-
nisse der am Risikomanagement Beteiligten einschließlich 
eines Hauptverantwortlichen, festgelegte Kommunikati-
onsprozesse sowie die Bereitstellung der notwendigen 
Ressourcen. Die Verantwortung für das Umsetzen des Risi-
komanagements liegt auf der Führungsebene des Bau-
herrn und muss über die Linienorganisation des Projekts 
umgesetzt werden. Der Bauherr muss dabei sicherstellen, 
dass die von ihm beauftragte Projektleitung die übertra-
gene Verantwortung wahrnimmt.  

Risikobeurteilung. Die Risikobeurteilung (Risikoidentifi-
kation, Risikoanalyse und Risikobewertung) muss frühzei-
tig beginnend mit der Bedarfsanalyse in angemessenem 
Detaillierungsgrad erfolgen. Der Ablauf der Risikobeur-tei-
lung und ihre Einbindung in das Risikomanagement sind in 
Abbildung 3 beschrieben.46 Sie ist kontinuierlich über die 
gesamte Projektlaufzeit zu aktualisieren und fortzuschrei-
ben. Die Entwicklung des Projektes, neue Erkenntnisse 
und etwaige Änderungsverlangen sind zu berücksichtigen. 
Die Risikobeurteilung sollte während der Grundlagener-
mittlung und der Vorentwurfsphase (HOAI - Leistungspha-
sen 1 und 2) situationsbedingt, jedoch mindestens viertel-
jährlich erfolgen, von der Entwurfsphase bis zur Fertigstel-
lung (HOAI - Leistungsphasen 3 bis 9) monatlich, in kriti-
schen Projektphasen, z. B. bei Sonderereignissen ggf. öf-
ters. Die Risikobeurteilung sollte wesentlicher Bestandteil 
von monatlichen ganzheitlichen Projektanalysen (Kosten, 
                                                                        
46  Quelle: : Ehrbar, Arbeitsgruppe Kosten und Risiken, Sit-

zungsunterlage zur 4. Sitzung der Reformkommission am 
13. Oktober 2014. 

Chancen, Zeit, Änderung) sein. Den übergeordneten In-
stanzen sollte mindestens quartalsweise Bericht erstattet 
werden. Ein formalisierter Prozess ist unabdingbar.  

 
Abbildung 3:  Risikomanagement nach DIN EN 31010 

Die proaktive Risikobetrachtung ist eine zentrale Aufgabe 
des Projektleiters und des gesamten Projektteams. Detail-
lierte Risikoberechnungen für die Vielzahl der vom Team 
erkannten Risiken sind dann von den zuständigen Fach-
kräften eines Projektteams zu ermitteln (Eintrittswahr-
scheinlichkeiten, Schadenerwartungswert, Festlegung von 
Gegenmaßnahmen inkl. der Kosten aus der Risikovermei-
dungs- oder Risikominderungsstrategie, schadensreduzie-
rende Wirkungen). Dazu sind qualifizierte Mitarbeiter er-
forderlich, die mit dem Erkennen von Risiken, der Analyse, 
der Maßnahmenplanung zur Vermeidung und Minderung, 
aber auch der Kostenbewertung vertraut sind. Auch 
Kenntnissen und Erfahrungen im Bereich der technischen 
Leitung sowie dem Zeit-, Änderungs- und Kostenmanage-
ment kommt eine wesentliche Bedeutung zu.  

Risikoidentifikation. Die Risikoidentifikation ist der Pro-
zess des Suchens, Erkennens und Aufzeichnens von Risi-
ken, in den alle Projektbeteiligten eingebunden sein soll-
ten, damit keine wesentlichen Risiken unerkannt bleiben. 
Der Prozess umfasst das Ermitteln und Erkennen der Ursa-
chen und Quellen des Risikos, das heißt der Ereignisse, Si-
tuationen oder Umstände, die eine materielle Auswirkung 
auf die Zielsetzungen haben könnten. Zu den Verfahren 
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der Risikoermittlung gehören z. B. vergleichende Verfah-
ren (Prüflisten) und systematische Vorgehensweisen in ei-
nem Team (Risikoworkshops). Die ersten Workshops soll-
ten am Ende der Bedarfsermittlung stattfinden. Der Bei-
trag der Planer zur Risikoermittlung gehört aktuell nicht 
ausdrücklich zu den Grundleistungen der Planer nach den 
Leistungsbildern der Honorarordnung für Architekten und 
Ingenieure (HOAI), so dass hier eine entsprechende Klar-
stellung erfolgen sollte.  

Risikoanalyse. Durch die Risikoanalyse soll ein tiefgrei-
fendes Verständnis für das Risiko geschaffen werden. Die 
Risikoanalyse stellt eine Eingangsgröße für die Risikobeur-
teilung dar. Sie bildet die Grundlage für Entscheidungen, 
ob Risiken behandelt werden müssen und liefert Hinweise 
über die am besten geeigneten Behandlungsstrategien und 
Verfahren. Zur Risikoanalyse gehören üblicherweise eine 
Schätzung der potenziellen Folgen, die sich bei Risikoein-
tritt ergeben können, sowie der zugehörigen Wahrschein-
lichkeiten. Die zur Analyse des Risikos verwendeten Ver-
fahren können qualitativ (Risikoniveau hoch, mittel, nied-
rig), semi-quantitativ oder quantitativ (Zahlenwerte für 
das Risikoniveau) sein. Dabei ist die Unsicherheit in Bezug 
auf die tatsächlichen Endkosten am Beginn des Planungs-
prozesses am höchsten.  

In frühen Projektphasen und bei unkonsolidierten Projekt-
kenntnissen, können die Projektrisiken nur zum Teil über 
Risikoanalysen quantifiziert werden. Es empfiehlt sich da-
her, für den Anteil „Unbekanntes“ auf Erfahrungen beru-
hende, phasengerechte Pauschalbeträge in die Risikovor-
sorge aufzunehmen. Für die Risikokosten aus Chancen 
(positiv) und Gefahren (negativ) werden zu Beginn der 
Planung zunächst Pauschalbeträge als Risikovorsorge ver-
anschlagt. Im Projektverlauf sind diese Kosten für zu-
nächst unbekannte Ereignisse zu ergänzen und um nicht 
eingetretene Gefahren zu korrigieren. Für Rückstellungen 
im Haushalt ist allerdings eine Quantifizierung der entste-
henden Kosten bei Risikoeintritt notwendig.  

Risikobewertung. Die Risikobewertung knüpft an die Ri-
sikoidentifikation und –analyse an und beschäftigt sich mit 
der Beurteilung/Klassifizierung der Risiken (z.B. kein 
Handlungsbedarf - vernachlässigbare Risiken, mittlerer 

Handlungsbedarf – Nutzen-Kosten-Abwägung der Risiko-
behandlung, zwingender Handlungsbedarf – Höhe des Ri-
sikos und/oder Höhe des potentiellen Schadens inakzepta-
bel). Die Risikobewertung dient zur Unterstützung der 
Entscheidungsfindung über die Notwendigkeit und die Pri-
oritäten der Risikobewältigung. Für diese Risikobewer-
tung existiert derzeit auf Ebene der Aufgabenträger in den 
Bereichen Infrastruktur und Hochbau kein einheitliches 
Verfahren bzw. Vorgehen. Auch die DIN 276 „Kosten im 
Bauwesen“ enthält keine detaillierten Regeln zum Umgang 
mit Kostenrisiken. In den Leitfäden für Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen im Hoch- und Straßenbau wird dagegen 
die Vorgehensweise zum Umgang mit Risiken dargelegt. 

Berichtswesen. Damit das Risikomanagement gelebt 
wird, ist ein systematisiertes internes Berichtswesen zu 
schaffen, das die komplexen Zusammenhänge den Ent-
scheidungsträgern in leicht lesbarer Form übermittelt. Die 
Häufigkeit der Zwischentermine kann in Abhängigkeit von 
der Projektphase variieren. Zudem sollte zum Abschluss 
jeder HOAI-Leistungsphase ein Bericht veröffentlicht wer-
den. Damit wird auch die Öffentlichkeit regelmäßig über 
Sachstand, Zeitplan, Kosten, Risiken und Änderungen in-
formiert. 

Partnerschaftliche Zusammenarbeit. Unter den Projekt-
beteiligten empfiehlt sich eine Zusammenarbeit, die durch 
eine gemeinsame Verpflichtung auf die Projektziele, eine 
gemeinsame Fortschrittskontrolle und eine abgestimmte 
Maßnahmenplanung für den Fall von Abweichungen ge-
prägt ist. Das Risikoportfolio und die zugehörige Maßnah-
menplanung sollten Gegenstand einer offenen Kommuni-
kation unter den betroffenen Partnern sein. In der vertrag-
lichen Umsetzung sind zum Umgang mit Risikokosten ver-
schiedene Ansätze denkbar (z. B. Zielpreisverträge mit of-
fenen Büchern, Einheitspreisverträge mit klaren Risikozu-
teilungen). Vertragliche Vereinbarungen zur außergericht-
lichen Konfliktbewältigung (Mediation, Adjudikation, 
Streitschlichtung, Schiedsgericht) sind hilfreiche Zusatz-
maßnahmen im Rahmen des partnerschaftlichen Ansatzes, 
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um unnötige Eskalationen mit den entsprechenden Kos-
ten- und Reputationsfolgen zu vermeiden.47  

Vergabe. Im Zuge des Ausschreibungsverfahrens sollten 
die Erfahrungen ausführender Unternehmen eingebunden 
werden. Dazu sollte der Bauherr seine qualitativen Überle-
gungen zur Bewältigung technischer Risiken offen legen. 
Die Bieter sind danach aufgefordert, bei der Angebotser-
stellung das unternehmerseitige technische Risikomanage-
ment darzulegen, aus ihrer Erfahrung erkannte zusätzliche 
Risiken offenzulegen und Vorschläge zur Risikovermei-
dung, -reduzierung bzw. Risikofolgenbeseitigung in ihrem 
Einflussbereich einzubringen. Möglich wäre auch, den Bie-
tern Fragenkataloge zum Umgang mit Risiken zu übersen-
den. Die Antworten der Bieter sollten als zusätzliches, im 
Vorhinein klar definiertes Wertungskriterium herangezo-
gen werden.48  

Alle Ergebnisse und Erkenntnisse aus dem Risikomanage-
ment müssen umfassend und nachvollziehbar dokumen-
tiert werden (Welche erwarteten / nicht erwarteten Risi-
ken sind eingetreten? Ursachen für den Risikoeintritt, Um-
fang der Schadensbegrenzung, Mittel der Schadensbegren-
zung). Sie sollten zudem in Datenbanken zur Generierung 
von Kostenkennwerten eingepflegt werden. Risikocheck-
listen mit Handlungsanregungen zur Risikominderung 
bzw. –vermeidung sind sinnvolle (fallweise bereits vor-
handene oder noch zu schaffende) Hilfsmittel, welche aber 
den projektspezifischen Analyseprozess nicht ersetzen. 
Eingetretene Risiken oder nicht genutzte Chancen sollten 
im Sinne eines kontinuierlichen Verbesserungsprozesses 
systematisch ausgewertet werden (Risikowissenstrans-
fer). Im Rahmen des Risikomanagements ist dabei auf 

                                                                        
47  Siehe auch Kapitel „Partnerschaftliche Projektzusammen-

arbeit“.  
48  Siehe auch Kapitel „Vergabe und Vertragsgestaltung“.  

Schuldzuweisungen gegenüber den Projektbeteiligten zu 
verzichten.  

Bezüglich der methodischen Ansätze wird auf die DIN EN 
31010, Anhang B verwiesen. Sie enthält eine Auflistung 
von Verfahren und Hinweisen zur deren Auswahl. Welche 
Methode angewendet wird, hängt von den einzelnen Pro-
jektrandbedingungen ab. Oft fehlt im Bauwesen eine geeig-
nete Datenbasis für statistische Modelle oder die Anwen-
dung von Fehlerbaumanalysen. Viele erfolgreich abgewi-
ckelte Großprojekte zeigen, dass oft einfache Methoden 
zur Risikobeurteilung genügen. Welcher methodische An-
satz gewählt wird, ist im Rahmen der Risikopolitik vorzu-
geben oder von den Projektpartnern zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt zu vereinbaren, um Kompatibilitätsprob-
leme unter den Analysen der einzelnen Partner zu vermei-
den. Der gewählte Ansatz ist klar zu kommunizieren.  

Überwachung und Überprüfung sind ein Teil des Risiko-
managementprozesses und umfassen eine regelmäßige 
Kontrolle. Kontrollen werden periodisch (z.B. quartals-
weise) oder bei gegebenem Anlass (z.B. beim Abschluss ei-
ner Projektphase) durchgeführt.  

Digitale Methoden wie z. B. „Building Information Mode-
ling“ können zudem wesentlich zur Begrenzung von Risi-
ken beitragen, sowohl was Planungs-, als auch Vergabe- 
und Schnittstellenrisiken angeht, da diese Risiken durch 
Kollisionsprüfungen vermieden, präzise Leistungsver-
zeichnisse erstellt und Baustellenabläufe simuliert werden 
können.49  

49  Siehe Kapitel „IT-gestützte Methoden – Building Informa-
tion Modeling“.  
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Handlungsempfehlungen 

Den Leitungen von Ministerien, Länderbehörden und Kommunen wird empfohlen,  
• eine klare Richtungsentscheidung zur Einführung eines systematischen Risikomanagements bei allen größeren 

Projekten zu treffen. Die Mitarbeiter sollten geschult und von den Vorteilen des Risikomanagements überzeugt 
werden.  

• die Identifikation von Risiken, ihre Analyse, Bewertung und die Durchführung von Maßnahmen zu ihrer Begren-
zung und Vermeidung, die Fortschreibung der Risiken im Projektverlauf und ihre Dokumentation in den ein-
schlägigen Regelwerken verbindlich vorzuschreiben. Eckpunkte dieses Risikomanagements sollten sein:  

 - Beginn der systematischen Risikoermittlung und des Risikomanagements bereits mit der Bedarfsanalyse 
und Fortführung über den gesamten Projektablauf.  

 - Orientierung des Projektrisikomanagements an den Begriffen und Prozessen der ISO 31000 „Risk manage-
ment – Principles and guidelines“ und der DIN EN 31010 „Risikomanagement – Verfahren zur Risikobeurtei-
lung“.  

 - Bezifferung der Kosten, die zur Schadensprävention sowie bei Risikoeintritt zur Minimierung bzw. Beseiti-
gung des Schadens erforderlich sind, sowie deren Angabe bei der Haushaltsanmeldung.  

 - Vorlage einer umfassenden Risikodokumentation mindestens zum Abschluss jeder Projektphase und bei 
Projektabschluss.  

 - Regelmäßige Überprüfung des Risikomanagements durch unabhängige Experten.  
• Eckwerte für die Ermittlung von Risikokosten festzulegen. Hierbei können – soweit bereits vorhanden – detail-

lierte Kostenkennwerte als Hilfsmittel genutzt werden, ohne aber den Bauherrn von der projektspezifischen 
Analyse der Risiken zu entbinden. 

• die Ergebnisse und Erkenntnisse aus dem Risikomanagement in einer Datenbank beispielsweise zur Generie-
rung von Kostenkennwerten zu erfassen. Hieraus können Risikochecklisten mit Handlungsempfehlungen zur 
zukünftigen Risikominderung bzw. -vermeidung erstellt werden. Ferner sollen im Zuge eines Risikowissens-
transfers eingetretene Gefahren oder nicht genutzte Chancen systematisch ausgewertet und analysiert werden.  

Dem Bundesministerium der Finanzen, den Länderfinanzministerien und den Kommunen wird empfohlen, 
• Haushaltsmittel nur dann zur Verfügung zu stellen, wenn ein fundiertes Risikomanagement vorliegt. 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  
• eine frühzeitige Risikoermittlung und ein kontinuierliches Risikomanagement entsprechend der Normen ISO 

31000 und DIN EN 31010 durchzuführen.  

Dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird empfohlen, 

• aufgrund der herausragenden Bedeutung des Themas „Risiko“ bei der Planung und Entwicklung von Großpro-
jekten bei der nächsten Revision der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) neben der Kosten-
ermittlung auch die Risikoermittlung ausdrücklich als Grundleistung aufzunehmen. 

Der Bau- und Planungswirtschaft wird empfohlen, 
• ein systematisches Risikomanagement durchzuführen. 

Dem Deutschen Institut für Normung wird empfohlen, 
• bei der nächsten Revision der DIN 276 „Kosten im Bauwesen“ detaillierte Regelungen zum Umgang mit Kosten-

risiken aufzunehmen. In Anlehnung an die bestehende Struktur sollte eine sektorenspezifische Risikozuord-
nungsstruktur mit in mehrere Ebenen gegliederten Risikogruppen entwickelt werden. 
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2.2.3 Lösungsvorschlag: Sachgemäße Erfassung von Risi-
kokosten im Haushalt 

Eine Erfassung von Risiken im Haushalt ist grundsätzlich 
möglich. Allerdings existiert dafür im System der Haus-
haltsfinanzierung in Bund und Ländern keine einheitliche 
Praxis. Der BMF-Leitfaden „Einführung in Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen“ empfiehlt bei der Aufstellung der 
Einnahmen- und Ausgabenplanung, die erwarteten Risiko-
kosten zusätzlich zu den Basiskosten (Menge x Preis) mit 
zu erfassen.50 Risikokosten können danach erfasst werden 
und im Rahmen des Erwartungswertes in das Projekt-
budget eingehen, wenn die Risiken hinlänglich quantifi-
zierbar sind.  

Einige Bundesländer sehen darüber hinaus explizite Risi-
kobudgets vor. Zur Absicherung verbleibender Risiken be-
rücksichtigt die Bauverwaltung im Land Berlin nach Prü-
fung und Genehmigung der Bauplanungsunterlagen einen 
Vorsorgebetrag für „Unvorhergesehenes“ von 5-15% in 
der Kostenplanung.51 Zusätzlich sind in Berlin nach § 24 
Abs. 5 LHO Bln die Baukosten vor der Veranschlagung im 
Haushalt auf den voraussichtlichen Fertigstellungszeit-
punkt jährlich um die durchschnittlichen statistischen 
Baukostensteigerungen der letzten fünf Jahre fortzuschrei-
ben. 

Die Bauverwaltung Baden-Württemberg kann im staatli-
chen Hochbau seit 2015 Kosten für Baupreissteigerungen 
und für politisch bedeutsame Projekte mit hohem Risiko-
potential Bauherrenrisiken budgetieren. Das Baupreisri-
siko wird auf Basis der Preisindizes für die Bauwirtschaft 
prognostiziert und nachrichtlich im Haushalt kommuni-
ziert. Als Bauherrenrisiko können das Baugrund-, Bausub-
stanz- und Genehmigungsrisiko berücksichtigt werden.  

                                                                        
50  Vgl. Arbeitsanleitung Einführung in Wirtschaftlichkeits-

untersuchungen, Rundschreiben des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 12.01.2011 (II A 3 - H 1012-
10/08/10004), geändert durch Rundschreiben vom 
20.12.2013, S. 1.  

Defizite 

Risikokosten finden bei öffentlichen Projekten überwie-
gend keinen Eingang in das Projektbudget. Sie werden da-
mit auch in der Regel nicht im Haushalt veranschlagt. Da 
kein Projekt risikofrei ist, führt diese Praxis dazu, dass die 
im Haushalt budgetierten Kosten regelmäßig überschrit-
ten werden. Budgets müssen angehoben und Termine ver-
längert werden.  

Lösungsvorschläge 

Risiken, die hinsichtlich ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit 
und Kostenhöhe im Schadensfall sachverständig und plau-
sibel beschrieben und eingeschätzt worden sind, müssen 
bei öffentlichen Projekten bereits bei der Haushaltsanmel-
dung benannt werden, damit eine entsprechende Vorsorge 
im Haushalt getroffen werden kann. Dies muss bei großen, 
besonders wichtigen und öffentlichkeitswirksamen Pro-
jekten die Regel sein. Darüber hinaus empfiehlt es sich, ei-
nem ggf. noch unkonsolidierten Projektkenntnisstand 
durch eine sachgemäße Kostenvorsorge für „Unbekanntes“ 
Rechnung zu tragen. Im Gegensatz zu benachbarten Län-
dern, wie z. B. Österreich, können in Deutschland nicht be-
kannte Risiken im Bundeshaushalt nicht veranschlagt wer-
den. Gleichwohl muss auch mit solchen Risiken gerechnet 
werden, insbesondere bei Projekten mit einem langen Pla-
nungs- und Realisierungszeitraum. Hier ist ggf. ein späte-
rer Nachtrag erforderlich. Diese Möglichkeit der Kosten-
steigerung durch zum jeweiligen Zeitpunkt „Unbekanntes“ 
muss deshalb frühzeitig nach außen kommuniziert wer-
den.  

Das im Haushalt zu veranschlagende Budget für die Pla-
nungs- und Bauphase eines Projektes muss sich mindes-
tens aus ermittelten Kosten und Rückstellungen für konk-
ret beschriebene Risiken (Risikokosten) zusammensetzen. 
In einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung identifizierte 
und quantifizierte Risiken sollten im Haushalt budgetiert 

51  Vgl. Ziffer 4.1 Abschnitt II 140.H der Allgemeinen Anwei-
sung für die Vorbereitung und Durchführung von Bauauf-
gaben Berlins (Stand: Dezember 2014) und Mitteilung 
von SenStadtUm an das Abgeordnetenhaus Berlin vom 18. 
April 2013 über Höhere Genauigkeit bei der Ermittlung 
des Kostenrahmens bei öffentlichen Baumaßnahmen, 
Drs. 17/0961, S. 4 f. 
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und explizit ausgewiesen werden. Das Baupreisrisiko 
sollte zumindest nachrichtlich im Haushalt ausgewiesen 
werden.  

Über eine qualifizierte Prüfung der zu veranschlagenden 
Haushaltsmittel inklusive Risiken einer Baumaßnahme 
durch einen unabhängigen Controller muss sichergestellt 
sein, dass der Bedarfsträger sein Vorhaben nicht mit einer 
zu gering veranschlagten Maßnahme im Haushalt anmel-
det. Dabei darf die Kostenprüfungsstelle nicht selbst ein 
Realisierungsinteresse an der Maßnahme haben.52 

Um im Rahmen des Risikomanagements flexibel reagieren 
zu können, sollte sichergestellt sein, dass die Projektlei-
tung kontrollierten, aber sofortigen Zugang zu definierten 
Risikomitteln hat (innerhalb von 14 Tagen). Ein wesentli-
cher Bestandteil der Risikominderung wäre, dass sich die 
Finanzierung auf den im Projektplan entwickelten Bedarf 
bezieht und nicht auf (jährliche) Finanzierungsvorgaben.  

Die Bildung von Rücklagen für Risiken im Haushalt darf 
nicht dazu führen, dass sich die Projektverantwortlichen 
weniger um die Vermeidung und Minderung von Risiken 
kümmern als ohne die Risikovorsorge („moral hazard“). 
Dies muss durch die Implementierung von Strategien einer 
systematischen Risikobehandlung und -steuerung im Rah-
men des Projektmanagements sichergestellt werden, wel-
che die Eintrittswahrscheinlichkeiten reduzieren und den 
Schaden minimieren bzw. vermeiden helfen. Zudem muss 
deutlich gemacht werden, dass es sich bei den zu veran-
schlagenden Risikokosten um die erwarteten Kosten zur 
Schadensprävention (Reduktion der Eintrittswahrschein-
lichkeit und Schadensminimierung) sowie zur Schadensbe-
seitigung handelt, aber z. B. nicht um Kosten zur Absiche-
rung einer mangelhaften Vertragserfüllung.  

                                                                        
52  Die AG Finanzierung hat die Einbindung einer unabhängi-

gen öffentlichen Einheit (Infrastruktur-Controlling-Ein-
heit) vorgeschlagen.  

53  Vgl. Leitfaden Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei 
PPP-Projekten, Rundschreiben des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 20.08.2007 (II A 3 - H 1000/06/0003); 

Darüber hinaus ist das Verfahren zum Umgang mit Risiken 
im Haushalt im Einzelnen zu klären. Hierzu bilden die Leit-
fäden für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen53 eine geeig-
nete Grundlage. 

Handlungsempfehlungen 

Dem Bundesministerium der Finanzen, den Län-
derfinanzministerien und den Kommunen wird 
empfohlen,  

• Risiken des Bauherrn bei der Umsetzung von 
Großprojekten, die hinsichtlich ihrer Eintritts-
wahrscheinlichkeit und Kostenhöhe im Scha-
densfall sachverständig und plausibel beschrie-
ben und eingeschätzt worden sind, zukünftig im 
Haushalt zu berücksichtigen. Konkret beschrie-
bene Risiken müssen bei öffentlichen Projekten 
bereits bei der Haushaltsanmeldung benannt 
werden, damit eine entsprechende Vorsorge im 
Haushalt getroffen werden kann.  

• Kosten und Risiken erst dann in den Haushalt 
einzustellen, wenn die Entwurfsplanung vorliegt, 
um belastbare Kostenberechnungen und Risiko-
abschätzungen vornehmen zu können.  

• Baupreissteigerungen durch eine jährliche Fort-
schreibung der verbleibenden Gesamtkosten im 
Haushalt zumindest nachrichtlich auszuweisen. 

• einheitliche Verfahren zum Umgang mit Risiken 
bei der Veranschlagung im Haushalt festzulegen. 

Dem Bundesministerium der Finanzen wird 
empfohlen, 

• das in den Leitfäden zu Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen dargestellte Verfahren für die Budge-
tierung von Risiken im Haushalt allgemein anzu-
erkennen. 

BMVBS (Auftraggeber, 2008), Leitfaden für Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen für die Vergabe der Betreiber-
modelle nach dem A-Modell im Bundesfernstraßenbau; 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung (Hrsg.), Leitfaden Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen (WU) bei der Vorbereitung von Hochbaumaßnahmen 
des Bundes. 
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3 Vergabe und Vertragsgestaltung 

In Deutschland dominieren preisorientierte Vergabever-
fahren. Sie führen häufig zu unwirtschaftlich niedrigen An-
geboten und hohen Nachtragsforderungen gegenüber dem 
Auftraggeber. Dieser Ablauf ist nicht nur eine der wichtigs-
ten Ursachen von Kosten- und Terminüberschreitungen, 
sondern auch ein Grund für überteuertes Bauen und zahl-
reiche Bauinsolvenzen. Hier sind Änderungen dringend er-
forderlich.  

Für die Realisierung von Großprojekten führt der Bauherr 
eine Vielzahl von Vergabeverfahren über Projektsteue-
rungsleistungen, Planungsleistungen, Bauleistungen und 
Betriebsleistungen durch. Durch die Vergaben wird ent-
schieden, wer das Projekt plant, baut, betreibt und gegebe-
nenfalls auch finanziert und wie die Aufgaben der Projekt-
organisation verteilt werden. Fehlentscheidungen können 
durch Schlechtleistungen, Verzögerungen, Streitigkeiten o-
der Insolvenzen fatale Auswirkungen auf die Termin- und 
Kostensicherheit des Projekts haben. Entscheidend ist da-
her, im Vergabeverfahren zuverlässig die Auftragnehmer 
zu ermitteln, die die Aufträge am wirtschaftlichsten erfül-
len können. Deshalb sollte ein öffentlicher Auftraggeber 
auf die Ausgestaltung der Vergabeverfahren besonderen 
Wert legen.  

Für eine konstruktive Durchführung des Projekts müssen 
die Verträge mit allen Beteiligten eindeutig und lückenlos 
ausgestaltet sein. Denn Streitigkeiten über vertragliche 
Verpflichtungen können ein Projekt lähmen, die Zusam-
menarbeit zwischen den Beteiligten zum Erliegen bringen 
und erhebliche Folgekosten auslösen.  

3.1 Vergabeverfahren  

Defizite  

Die Chancen wettbewerblicher Vergabeverfahren um Pla-
nungs- und Bauleistungen werden für öffentliche Bauvor-
haben zu wenig genutzt. Vergabeverfahren werden viel-
fach unzureichend vorbereitet und vor Abschluss der Pla-
nung, vor Klärung der Schnittstellen, vor Etablierung einer 

                                                                        
54 Dazu Kapitel „Projektorganisation und Finanzierung“.  

Projektorganisation und ohne Vergabestrategie (z.B. Los-
bildung, Vergabeart und Wertungskriterien) eingeleitet. 
Folge sind langwierige Vergabeverfahren, hohe Streitanfäl-
ligkeit und mangelnde Nutzung des Wertschöpfungspoten-
tials von Wettbewerb.  

Die zu Projektbeginn zu definierende Projektorganisa-
tion54 hat maßgeblichen Einfluss auf die Vergabestrategie. 
Denn daraus ergibt sich, welche Leistungen der Bauherr 
mit dem ihm zur Verfügung stehenden Personal selber er-
bringen kann, welche er ausschreiben muss und welche 
Anzahl von Vergabeverfahren und Aufträgen er durchfüh-
ren, steuern und überwachen kann.  

Die Gestaltung von Vergabeverfahren ist vielfach durch die 
Sorge vor Nachprüfungsverfahren gekennzeichnet. 
Dadurch rücken die eigentlich maßgeblichen wirtschaftli-
chen Überlegungen in den Hintergrund. Weil Nachprü-
fungsverfahren zu erheblichen Projektverzögerungen und 
damit substantiellen Kostensteigerungen führen können, 
handhaben öffentliche Auftraggeber das Vergaberecht im 
Interesse einer maximalen Rechtssicherheit vielfach über-
mäßig formalistisch. Die Gestaltungsspielräume der Auf-
traggeber zur Strukturierung der Leistungen, zur Nutzung 
des Wettbewerbs und zur Bewertung von Angebotsquali-
täten bleiben oftmals ungenutzt. Dabei bestehen 15 Jahre 
nach Einführung des Vergaberechts erhebliche Spiel-
räume, das Vergabeverfahren zur bestmöglichen Wert-
schöpfung bei der Ausschreibung von Planungs- und Bau-
leistungen zu nutzen.  

Auf die Möglichkeit zur Verhandlung der Leistungsinhalte 
und -konditionen wird auch bei Vorliegen der entspre-
chenden Voraussetzungen bei der Vergabe von Bauleistun-
gen vielfach verzichtet und auf die formstrengeren Regel-
verfahren (offenes und nicht offenes Verfahren) zurückge-
griffen. Nebenangebote werden vielfach nicht zugelas-
sen,55 so dass das Know-how der ausführenden Unterneh-
men in die Definition der Leistung nicht eingebunden wird.  

Die Zuschlagskriterien werden bei Bauvergaben in den 
überwiegenden Fällen auf die Höhe des Angebotspreises 

55  Siehe hierzu Kapitel „Partnerschaftliche Projektzusam-
menarbeit“. 
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beschränkt. In der Praxis verzichten Auftraggeber oft da-
rauf, Qualitätskriterien der Zuschlagsentscheidung zu 
Grunde zu legen. Stattdessen wird die Qualität durch die 
Leistungsbeschreibung definiert und der Wettbewerb auf 
einen Preiswettbewerb beschränkt. Grund ist die Sorge, 
dass Vergabeverfahren durch den Verzicht auf rein „ma-
thematische“ Kriterien und durch die Nutzung des Beurtei-
lungsspielraums rechtlich angreifbarer werden. Zudem 
wird der Mehraufwand gescheut, wenn keine ausreichen-
den Erfahrungen mit qualitativen Wertungskriterien vor-
liegen, auf die zurückgegriffen werden kann. 

Durch den reinen Preiswettbewerb müssen die potentiel-
len Auftragnehmer möglichst niedrig anbieten, um den Zu-
schlag zu erhalten. Die Folge sind oftmals Zuschläge zu ei-
nem Preis unterhalb der Wirtschaftlichkeitsgrenze. Das 
wiederum birgt ein erhebliches Nachtragspotential, weil 
Unternehmer den Auftrag nur noch über Nachträge in die 
Wirtschaftlichkeit heben können. Beim reinen Preiswett-
bewerb ist es mithin teilweise Strategie der Bauunterneh-
men, die Angebotskosten niedrig zu halten und auf das 
Nachtragspotential zu spekulieren. Diese Nachträge führen 
zu Streit und damit oft drastischen Verzögerungen und 
Kostensteigerungen. Sie erzeugen zudem ein chronisches 
Misstrauen zwischen den Projektbeteiligten und verhin-
dern einen geordneten Projektablauf. 

3.1.1 Lösungsvorschlag: Vergabe an den wirtschaftlichs-
ten, nicht an den billigsten Bieter  

Die öffentlichen Bauherren sollten auch Vergabeverfahren 
von Bauleistungen so ausgestalten, dass der Beste mit dem 
wirtschaftlichsten Angebot und nicht der Billigste den Zu-
schlag erhält. Denn das preisgünstigste Angebot ist bei rea-
listischer Betrachtung oftmals nicht das wirtschaftlichste 
Angebot. Vielmehr birgt die Vergabe von Bauprojekten 
nach reinem Preiswettbewerb das Risiko, dass sich der 
vermeintliche Vorteil des Billigbieterprinzips auf lange 
Sicht in sein Gegenteil für den öffentlichen Auftraggeber 
verkehrt. Bei der Vergabe von Planungsleistungen wird 
etwa, auch aufgrund der festen Kalkulationsgrundlagen für 
                                                                        
56  Vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 27. November 2013, 

Az. Verg 20/13.  
57  Nach OLG Düsseldorf, Beschluss vom 19. November 2014, 

Az. Verg 30/14, genügt es, wenn Qualitätskriterien mit 
dem Auftragsgegenstand „in Verbindung stehen“. 

die Planungshonorare, regelmäßig auf Qualitätskriterien 
oder Planungswettbewerbe gesetzt.  

Ein reiner Preiswettbewerb kann nur dann sinnvoll sein, 
wenn die Qualität der ausgeschriebenen Leistung erschöp-
fend beschrieben und damit die Qualität durch das Leis-
tungsverzeichnis vollständig sichergestellt werden kann. 
Das ist bei komplexen Aufträgen aber häufig nicht der Fall. 
Daher müssen hier weitere Kriterien angesetzt werden, 
um das wirtschaftlichste Angebot zu ermitteln. 

Bereits jetzt müssen Auftraggeber den Zuschlag auf das 
wirtschaftlichste Angebot erteilen, § 97 Abs. 5 GWB. 
Grundsätzlich können bei der Angebotswertung nach § 97 
Abs. 5 GWB alle Aspekte der Wirtschaftlichkeit berücksich-
tigt werden. Als Zuschlagskriterien kommen neben dem 
Preis zum Beispiel Qualität, technischer Wert, Ästhetik, 
Zweckmäßigkeit, Umwelteigenschaften sowie Betriebs- 
und Folgekosten in Betracht.  

Solche qualitativen Zuschlagskriterien sollten genutzt und 
nachhaltig gewertet werden. Zwar muss der Preis wegen 
des Wirtschaftlichkeitsgebots nach § 97 Abs. 5 GWB die 
Vergabeentscheidung substantiell beeinflussen. Eine be-
stimmte Gewichtung ist daran jedoch nicht geknüpft, ent-
scheidend ist, dass sich die Preise der Bieter auf deren 
Platz in der Wertungsreihenfolge auswirken (können).56  

Die Rechtsprechung räumt dem öffentlichen Auftraggeber 
große Freiheiten bei der Auswahl der Zuschlagskriterien 
ein.57 Im Rahmen der Angebotswertung haben die Auftrag-
geber Beurteilungsspielräume, die durch die Vergabekam-
mern und –senate nur eingeschränkt überprüfbar sind.58 
Damit ist im Ergebnis die qualitative Wertung gerichtlich 
nur daraufhin überprüfbar, dass der Auftraggeber zuläs-
sige Kriterien und Bewertungsmethoden wählt, die Ent-
scheidung transparent dokumentiert und sich an die den 
Bietern mitgeteilten Kriterien und Beurteilungsmaßstäbe 
hält. 

Die neue EU-Vergaberichtlinie sieht darüber hinaus vor, 
dass nicht nur bei der Vergabe von Planungsleistungen (so 

58  OLG Celle, Beschluss vom 12. Januar 2012, Az. 13 Verg 
8/11. 
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bereits § 5 Abs. 1 VgV), sondern auch bei Bauvergaben zu-
sätzlich „Organisation, Qualifikation und Erfahrung des mit 
der Ausführung des Auftrags betrauten Personals“ als Zu-
schlagskriterien verwendet werden dürfen, wenn die Qua-
lität des eingesetzten Personals erheblichen Einfluss auf 
das Niveau der Auftragsausführung haben kann (Artikel 67 
Abs. 2 lit. b) Vergaberichtlinie 2014/24/EG).  

Auch die Richtlinie lässt den Auftraggebern bei der Aus-
wahl der Zuschlagskriterien einen großen Spielraum. Zu-
schlagskriterien müssen zwar mit dem Auftrag in Verbin-
dung stehen. Dafür reicht es aber aus, dass sich das Krite-
rium in irgendeiner Hinsicht und in irgendeinem Lebens-
zyklusstadium auf die zu erbringende Bauleistung oder auf 
Faktoren bezieht, die mit dem Prozess der Herstellung o-
der Bereitstellung der Bauleistung oder einem Prozess in 
Bezug auf ein anderes Lebenszyklusstadium zusammen-
hängen. Eine Auswirkung dieser Faktoren auf die materiel-
len Eigenschaften des Auftragsgegenstandes ist nicht er-
forderlich. Nach dem OLG Düsseldorf ist die Zulässigkeit 
qualitativer Wertungskriterien schon vor Ablauf der Um-
setzungsfrist im April 2016 im Sinne der Richtlinie auszu-
legen.59 Hinreichend sei es danach etwa, dass Qualitätskri-
terien mit dem Auftragsgegenstand „in Verbindung ste-
hen“ und sich auf die ausgeschriebene Leistung beziehen. 
Zuschlagskriterien müssten aber nicht durch den Auftrags-
gegenstand „gerechtfertigt“ sein oder sich unmittelbar aus 
dem Leistungsgegenstand ergeben. 

Unter Berücksichtigung dieses Rechtsrahmens kommt als 
qualitatives Zuschlagskriterium im Einzelfall auch die Qua-
lität der Antworten einzelner Bieter auf Fragen des Auf-
traggebers zur Auftragsdurchführung in Betracht:  

• Öffentliche Auftraggeber können den Bietern Fragen 
zum Risikomanagement stellen. Die Bieter würden in 
diesem Fall für ihre Darstellung mit dem Umgang mit 
Risiken bewertet. Dabei kann der Umgang mit den 
vom Bieter selbst übernommenen Risiken themati-
siert werden, aber auch der Umgang mit Risiken, die 
zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer geteilt 
werden. Die Konkretisierungen des Risikomanage-
ments durch den Bieter werden Teil seines Angebots 

                                                                        
59  OLG Düsseldorf, Beschluss vom 19. November 2014, Az. 

Verg 30/14. 

und anschließend zum Vertragsgenstand erhoben. 
Dieses Zuschlagskriterium wird zum Beispiel in Groß-
britannien und den Niederlanden praktiziert. Dadurch 
kann der Auftraggeber sicherstellen, dass jeder Auf-
tragnehmer Risikoüberlegungen zum konkreten Pro-
jekt anstellt und zum Gesamtrisikomanagement des 
Projekts qualifizierte Beiträge leistet. Solche Kriterien 
sollten auch in Deutschland genutzt werden.  

• Auch das Aufdecken von Fehlern, Lücken und Wider-
sprüchen in den Vergabeunterlagen des Auftraggebers 
durch einen Bieter kommt als Zuschlagskriterium in 
Betracht, wobei bei der konkreten Ausgestaltung da-
rauf zu achten ist, dass die Möglichkeiten nicht durch 
Bieter missbraucht werden können. Dadurch entsteht 
für den Bieter ein Anreiz für eine konstruktive Beteili-
gung am Vergabeverfahren, weil er sich hieraus einen 
Wertungsvorsprung vor seinen Wettbewerbern erar-
beiten kann. Wenn ein Bieter Fehler in der Leistungs-
beschreibung aufdeckt, kann er die Qualität der Leis-
tungsausführung verbessern. Die Identifizierung von 
Fehlern ist Ausdruck des Projektmanagements des 
Bieters für das konkrete Projekt und kann als Mehr-
wert schon in der Phase vor Vertragsschluss positiv 
gewertet werden. Zur Sicherung von Transparenz und 
Gleichbehandlung wird den Bietern dazu im Vergabe-
verfahren mitgeteilt, dass sie Lücken oder Fehler in 
der Leistungsbeschreibung in einer bestimmten Frist 
mitteilen können und sie hierfür – je nach Schwere-
grad – Wertungspunkte erhalten. Die Korrekturen 
würden dem Bieterkreis insgesamt durch Anpassung 
des Leistungsverzeichnisses bekannt gegeben. Der 
Bieter, der eine Lücke oder einen Fehler aufgezeigt 
hat, der vom öffentlichen Auftraggeber anerkannt 
wird, erhielte hierfür im Rahmen der Wertung zusätz-
liche Punkte. Das Aufdecken eines Fehlers käme damit 
im Vergabeverfahren exklusiv dem Bieter zu Gute, der 
den Fehler aufgedeckt hat. Dadurch wird ein Anreiz 
geschaffen, Lücken in der Leistungsbeschreibung 
schon vor Vertragsschluss aufzudecken, statt auf 
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Nachträge zu spekulieren. Die konkrete Ausgestaltung 
und Gewichtung müssen im Einzelfall geklärt werden. 

Öffentliche Auftraggeber anderer Mitgliedstaaten haben 
weitere Modelle entwickelt, über deren Umsetzung auch in 
Deutschland nachgedacht werden sollte.  

Beispiel Beschaffungen von Infrastrukturarbeiten 
in den Niederlanden: 

Gegenstand der Bewertung ist ausschließlich ein um 
fiktive Elemente erweiterter Preis. Neben dem von 
den Bietern angebotenen Preis wird ein bei der Wer-
tung ausschlaggebender fiktiver Wertungspreis un-
ter Einbeziehung des Gegenwerts von qualitativen 
Bewertungsgesichtspunkten gebildet. Folgende qua-
litative Bewertungskriterien werden dabei berück-
sichtigt: 

• Risikomanagement. Der Bieter wird aufgefor-
dert, den Umgang mit Risiken (ggf. auch solcher 
Risiken, die er selbst nicht kontrollieren kann) 
aufzuzeigen.  

• Optimierungen. Der Bieter wird aufgefordert, 
Optimierungen, die das Erreichen der Projekt-
ziele fördern, aufzuzeigen. 

• Terminplanung. Die Bieter sollen Zeitpläne vor-
legen, aus denen hervorgeht, welche Auswirkun-
gen der Umgang mit Risiken und die vorgeschla-
genen Optimierungen haben. 

• Interviews. Die Bieter werden eingeladen, in In-
terviewterminen ihre Projektleiter vorzustellen 
und anhand eines festgelegten Fragenkatalogs 
ihr Verständnis des Projekts darzulegen. 

Sämtlichen qualitativen Bewertungskriterien sowie 
ggf. ihren Unterkriterien wird ein fiktiver, monetärer 
Gegenwert beigemessen.  

 

Handlungsempfehlungen 

Dem Bauherrn wird empfohlen, 

• die Ausschreibung von Bauleistungen nicht aus-
schließlich auf Basis des Preises vorzunehmen, 
sondern qualitative Wertungskriterien (z. B. Qua-
lität, technischer Wert oder Betriebs- und Folge-
kosten) einzubeziehen und ggf. höher als den 
Preis zu gewichten.  

• als zusätzliche qualitative Wertungskriterien die 
Qualität der Antworten der Bieter auf Fragen des 
Auftraggebers zur Auftragsdurchführung und 
zum Risikomanagement einzubeziehen. 

• ggf. das Aufdecken von Fehlern, Lücken und Wi-
dersprüchen in den Vergabeunterlagen des Auf-
traggebers durch einen Bieter in die Bewertung 
aufzunehmen. 

 

3.1.2 Lösungsvorschlag: Feststellung der Vergabereife 
als Voraussetzung für den Beginn des Vergabever-
fahrens 

Auftraggeber müssen sicherstellen, dass Verfahren zur 
Vergabe von Bauleistungen erst eingeleitet werden, wenn 
alle Vergabeunterlagen fertig gestellt sind und innerhalb 
der angegebenen Fristen mit der Ausführung begonnen 
werden kann, § 2 EG Abs. 5 VOB/A.  

In der Praxis wird diese grundlegende Vorgabe, insbeson-
dere zur Erreichung von Terminzielen, oft missachtet. Bau-
leistungen werden häufig auf Basis unvollständiger, lü-
ckenhafter und widersprüchlicher Leistungsverzeichnisse 
ausgeschrieben. Die unzureichende Planung und Vorberei-
tung kann aber im Vergabeverfahren nicht geheilt werden, 
wie das Oberlandesgericht Düsseldorf scharf formuliert 
hat:  

73 von 162 in Zusammenstellung



Vergabe und Vertragsgestaltung  |  Ergebnisse der Reformkommission          45 

„Das planlose Vorgehen des Antragsgegners führt viel-
mehr neben einer durch ein Nachprüfungsverfahren 
verzögerten Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung 
vor allem zu im Vorhinein absehbaren und deshalb un-
zulässigen Nachträgen, die klassische Ursache unwirt-
schaftlicher Beschaffung sind.“ 

Quelle: OLG Düsseldorf, 11.12.2013, VII-Verg 22/1-2. 

Auftraggeber sollten bei der Vergabe von Bauleistungen ei-
nen internen formalisierten Beschluss über die vollstän-
dige Vergabereife fassen. Wer diesen Beschluss fasst, sollte 
vorab bei der Abstimmung der Prozesse und Entschei-
dungswege geklärt und schriftlich fixiert werden.60  

Der Beschluss dient dazu, in einem internen Prozess die 
Vergabereife im Hinblick auf abgeschlossene Planung, Fi-
nanzierung, Finanzierbarkeit, Baurecht, Leistungsbe-
schreibung, Risikoverteilung und Vergabestrategie formal 
festzustellen.  

Durch den Beschluss wird die Hemmschwelle für nach-
trägliche Änderungswünsche und andere Eingriffe in das 
Verfahren – insbesondere nach Integration seiner Inhalte 
in die Projektdokumentation – heraufgesetzt. Ein z. B. auf 
der Grundlage von Checklisten formalisierter Beschluss 
über die Vergabereife zwingt zudem die Entscheidungsträ-
ger und die vorbereitenden Personen dazu, sich mit dem 
Projekt intensiv auseinanderzusetzen und ein hohes Ver-
ständnis für das Bauprojekt zu entwickeln. Dies ist insbe-
sondere deswegen von großer Bedeutung, weil die Einlei-
tung des Vergabeverfahrens und die damit einhergehende 
Festlegung des Vergabegegenstandes, der Vergabekonditi-
onen und der Zuschlagskriterien in der Praxis viel größere 
Beurteilungsspielräume eröffnen, als die eigentliche 
Vergabeentscheidung am Ende des Verfahrens. Der Be-
schluss sichert darüber hinaus eine frühzeitige Befassung 
der Entscheidungsträger mit der Festlegung des Leistungs-
umfangs vor dem Hintergrund der Varianten, der Finanzie-
rung, der Genehmigungssituation, der Risikoverteilung 
und der Vergabestrategie (z.B. Losbildung, Vergabeart und 

                                                                        
60 Siehe dazu Kapitel „Projektorganisation und Finanzie-

rung“.  
61  Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche Auf-
tragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 
2004/18/EG, Erwägungsgründe 79 ff. und Art. 46. 

Wertungskriterien). Der Beschluss ist zwar zu dokumen-
tieren, bleibt aber rein intern und hat keine drittschüt-
zende Wirkung.  

Handlungsempfehlung 

Dem Bauherrn wird empfohlen, 

• bei der Vergabe von Bauleistungen die Vergabe-
reife gemäß § 2 EG Abs. 5 VOB/A durch einen in-
ternen formalisierten Beschluss festzustellen 
und erst auf dieser Basis die Ausschreibung ein-
zuleiten. 

 

3.1.3 Lösungsvorschlag: Teil- und Fachlosvergabe oder 
Gesamtlosvergabe 

Teil- und Fachlosvergabe. Regelmäßig werden Planungs- 
und Bauleistungen in Teil- und Fachlosen vergeben. Die 
Teil- und Fachlosvergabe ist zum Schutz des Mittelstands 
das Regelmodell im deutschen Vergaberecht (§ 97 Abs. 3 
GWB). Die Berücksichtigung der Interessen kleiner und 
mittlerer Unternehmen bei der Vergabe hebt auch die 
neue EU-Vergaberichtlinie 2014/24/EU hervor.61 Danach 
soll die öffentliche Vergabe an die Bedürfnisse von kleine-
ren und mittleren Unternehmen angepasst werden.62 
Kernelemente zur Berücksichtigung mittelständischer In-
teressen: 63  

• Großzügige Fristen: Ermöglichung der Konsortialbil-
dung im Teilnahmewettbewerb 

• Maßvolle Eignungsanforderungen: Qualität statt 
Quantität, keine Belohnung bloßer Größe 

• Vertragsgestaltung: Vorgabe, dass Vertragskonditio-
nen der Nachunternehmer nicht schlechter sein dür-
fen als unter dem Hauptvertrag 

62  Erwägungsgrund 78 der Richtlinie 2014/24/EU.  
63  Partnerschaften Deutschland – ÖPP Deutschland AG 

(Hrsg.), ÖPP und Mittelstand, S. 124. 
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Die Teil- und Fachlosvergabe bietet viele Chancen. Sie er-
laubt dem öffentlichen Auftraggeber die Einbindung des 
jeweils besten Unternehmens für die Teilleistungen des 
Bauvorhabens und ermöglicht bei sukzessiver Vergabe im 
Projektfortschritt, auf eingetretene Änderungen oder Her-
ausforderungen zu reagieren.  

Losbündelung. Das Vergaberecht lässt aus wirtschaftli-
chen oder technischen Gründen aber auch einen Verzicht 
auf eine losweise Vergabe zu. Solche Gründe liegen vor, 
wenn 

• eine Aufteilung in Fach- und Teillosvergabe nur mög-
lich ist, indem die (funktionalen) Ziele und Zwecke des 
Beschaffungsprojekts aufgegeben werden64 oder  

• die wirtschaftlichen und/oder technischer Vorteile für 
den öffentlichen Auftraggeber die Nachteile für mittel-
ständische Unternehmen überwiegen,65 wobei es für 
das Maß des Überwiegens keine allgemeinen Grunds-
ätze gibt.66 

Maßgebliche Kriterien sind die Ressourcen beim Bauherrn, 
die Konditionen des Anbietermarktes, spezifische techni-
sche Anforderungen des Bauprojektes und das Synergie-
potential von Bündelungen.67 Diese Aspekte muss der öf-
fentliche Auftraggeber detailliert prüfen, wenn er von der 
Teil- und Fachlosvergabe abweichen will. Bei Vergabe gro-
ßer Lose sollte der Bauherr darauf hinwirken, dass Nach-
unternehmer faire Verträge erhalten. 

Die Komplexität von Großprojekten kann öffentlichen Auf-
traggebern sogar gebieten, Leistungen zu bündeln. Denn 
mit der Größe und Komplexität eines Projektes steigt auch 
die Anzahl der Schnittstellen, so dass die Managementka-
pazitäten öffentlicher Auftraggeber hierfür ggf. nicht aus-
reichen. Zu diesen Managementaufgaben gehört insbeson-
dere auch die Herausforderung, im Falle unvorhersehba-
rere Ereignisse, bei Schlechtleistungen eines Bauunterneh-
mers oder bei Insolvenzen zügig zu disponieren und etwa 

                                                                        
64  OLG Celle, Beschluss vom 26. April 2010, Az. 13 Verg 

4/10. 
65  OLG Koblenz, Beschluss vom 30. März 2012, Az. 1 Verg 

2/11. 
66  OLG Düsseldorf, Beschluss vom 21. März 2012, Az. Verg 

92/11. 

einen Bauunternehmer auszutauschen. Zu vermeiden ist 
der Eintritt des sogenannten „Dominoeffekts“, bei dem ein 
Baustillstand in einem Los zu Behinderungen bei anderen 
Losen führt.  

Eine Losbündelung kann zudem gerechtfertigt sein, wenn 
hierdurch im konkreten Projekt eine höhere Terminsicher-
heit zu erwarten ist und diese Terminsicherheit für das 
Bauvorhaben wesentlich ist oder wenn trotz der Manage-
mentkosten des Generalunternehmers aufgrund von zu er-
wartenden Effizienzvorteilen mit einer höheren Wirt-
schaftlichkeit zu rechnen ist. Die Bündelung von 
Leistungen kann zu einer früheren Termin- und Kostensi-
cherheit führen. Bei konventioneller, sukzessiver Los-
vergabe stehen nach einer Untersuchung von Prof. Racky 
75% der Baukosten erst nach ca. 40% der Bauzeit und 
95% der Baukosten erst nach 70% der Bauzeit fest. Der 
Gesamtfertigstellungstermin steht nach dieser Untersu-
chung häufig erst nach 2/3 der Gesamtbauzeit fest.68 Bei 
einer Vergabe an einen Generalunternehmer seien Kosten 
und Termine dagegen früher belastbar. Für sich genom-
men rechtfertigt dies die Wahl der Gesamtlosvergabe je-
doch noch nicht. Zur Ermittlung der wirtschaftlichen und 
technischen Vorteile sind auch die Kosten der Gesamtlos-
vergabe zu betrachten und dabei insbesondere die Kosten 
für die vom Generalunternehmer übernommenen Manage-
mentleistungen. In jedem Fall sind etwaige Vorteile der Ge-
samtlosvergabe stets abzuwägen gegen das gesetzgeberi-
sche Ziel der Mittelstandsförderung. 

Nachteil einer Gesamtlosvergabe ist, dass die Abhängigkeit 
des öffentlichen Bauherrn gegenüber dem Auftragnehmer 
steigt. Dem muss durch Eintritts- und Ablöserechte gegen-
über Nachunternehmern und durch Einräumung von Nut-
zungs- und Änderungsrechten an Planungen Rechnung ge-
tragen werden.  

Bei angemessener Dokumentation der vergaberechtlich 
anerkannten Gründe für die Leistungsbündelung sind die 

67  Vgl. zur Wahl des Organisationsmodells das Kapitel „Pro-
jektorganisation“. 

68  Racky, Fachlosweise Vergabe oder Generalunternehmer-
vergabe als Entscheidungsproblem des Bauherrn, S. 8 ff., 
Zugriff: http://www.bauindustrie.de/media/uplo-
ads/publikationen/racky-gutachten_fachlos-
weise_vergabe.pdf [abgerufen am 16.06.2015]. 
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vergaberechtlichen Risiken beherrschbar. Denn die Leis-
tungsbündelung kann nur bis zum Ablauf der Fristen im 
Teilnahmewettbewerb angegriffen werden, wenn für die 
Bewerber erkennbar ist, wie die Abweichung vom Gebot 
der Teil- und Fachlosvergabe gerechtfertigt wird.69 Damit 
besteht zu einem sehr frühen Zeitpunkt des Vergabepro-
zesses Rechtssicherheit. Nachprüfungsanträge gegen Ge-
samtlosvergaben sind selten erfolgreich. Denn nur in neun 
(rd. 21%) von 43 Verfahren haben die Vergabekammern 
und -senate gegen den Auftraggeber entschieden, wobei in 
fünf Verfahren hiervon die Dokumentation unzureichend 
war.70 Zum Vergleich: die Erfolgsquote von Antragstellern 
im Rahmen von Sachentscheidungen lag 2013 vor den 
Vergabekammern bei 48%.71 Auch eine Befragung von 
Vergabestellen im Rahmen eines vom BMWi beauftragten 
Forschungsprojektes im Jahr 2014 bestätigt dies: 

„... Probleme bei der Losaufteilung spielten dabei nach 
beiden Befragungen eine vernachlässigbare Rolle. So 
gab keine der persönlich und nur eine der online be-
fragten Vergabestellen eine Aufhebung wegen fehlen-
der Teillosbildung an. Vergleichbare Ergebnisse lie-
ferte die Frage nach möglichen Verzögerungen bei der 
Erteilung von Zuschlägen in Vergabeverfahren. Auch 
diese Verzögerungen wurden ganz überwiegend nicht 
auf Probleme bei der Teil- oder Fachlosbildung zu-
rückgeführt. So berichtete nur eine der persönlich be-
fragten Vergabestellen von Verzögerungen infolge ei-
nes Nachprüfungsverfahrens zur Teillosbildung, und 
zwei der online befragten Vergabestellen gaben an, es 
sei zu Verzögerungen wegen Problemen mit der Teil-
losbildung gekommen“  

Quelle: Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie, „Wie kann § 97 Abs. 3 GWB hinsichtlich 
der Pflicht zur Aufteilung eines öffentlichen Auftrags in 
Teillose rechtssicher in die Beschaffungspraxis überführt 
werden?“, 2014, S. 46, 16 Antworten aus Präsenzinter-
views, 24 Antworten aus Online-Interviews 

 

                                                                        
69  Vergaberechtsverstöße, die aus der Bekanntmachung er-

kennbar sind, müssen bis zum Ablauf der Teilnahmefrist 
gerügt werden, § 107 Abs. 3 Nr. 3 GWB. An die Erkenn-
barkeit stellt die Rechtsprechung aber hohe Anforderun-
gen. Der Bauherr sollte die Gründe für die Wahl der Ge-
samtlosvergabe daher von vornherein nennen, um dem 
Markt zu erlauben, eine eigene Einschätzung zur Zulässig-
keit treffen zu können. 

70  Vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 07. März 2012, Az. 
Verg 82/11; VK Südbayern, Beschluss vom 29. Juni 2010, 

Viele Auftraggeber schrecken gleichwohl davor zurück, 
von dem Gebot der Losvergabe abzuweichen, auch wenn 
die Voraussetzungen dafür vorliegen, zumal bei mit För-
dermitteln durchgeführten Projekten die Gefahr der Rück-
forderung von Fördermitteln hinzukommt, wenn ein Zu-
wendungsgeber im Rahmen der Mittelverwendungsprü-
fung die Losbündelung als nicht begründet ansieht. Daher 
sollte der Gesetzgeber in der Gesetzesbegründung zu § 97 
Absatz 3 GWB klarstellen, dass öffentliche Auftraggeber 
bei Großprojekten mit einem Bauvolumen von über EUR 
100 Mio. regelmäßig nicht verpflichtet sind, die Planungs- 
und Bauleistung in Losen zu vergeben. 

Handlungsempfehlungen 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• bei komplexen Vorhaben frühzeitig sorgfältig zu 
prüfen, welche Leistungen in welchen Losen kon-
kret vergeben werden sollen.  

Dem Gesetzgeber wird empfohlen,  

• in der Gesetzesbegründung zu § 97 Abs. 3 GWB 
klarzustellen, dass öffentliche Auftraggeber bei 
Großprojekten mit einem Bauvolumen über EUR 
100 Mio. nicht verpflichtet sind, die Planungs- 
und Bauleistung in Losen zu vergeben. 

 

3.1.4 Lösungsvorschlag: Gerechtere Verteilung der Risi-
ken aus Nachprüfungsverfahren 

Nachprüfungsverfahren führen zu erheblichen Verzöge-
rungen von Großbauprojekten. Denn die Einleitung eines 
Nachprüfungsverfahrens begründet ein Zuschlagsverbot 
für die Auftragsvergabe. Das ergibt sich aus § 115 Abs. 1 

Az. Z 3 - 3 -3194 -1 - 35 – 05/10; VK Arnsberg, Beschluss 
vom 25. November 2009, Az. VK 29/09; VK Nordbayern, 
Beschluss vom 19. Mai 2009, Az. 21 VK - 3194 - 13/09 
und 14/09. 

71  Quelle: Statistische Meldungen über Vergabenachprü-
fungsverfahren gemäß § 129a GWB, 
http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/G/gesam-
tuebersicht-vergabekammern-2011-2013,pro-
perty=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf 
[abgerufen am 18.11.2014]. 
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GWB. Danach darf vor einer Entscheidung der Vergabe-
kammer und dem Ablauf der Beschwerdefrist der Zuschlag 
nicht erteilt werden. Nachprüfungsanträge lösen so häufig 
erhebliche Zeitverzögerungen aus. 

Beispiel Schutz- und Leiteinrichtungen für die 
Bundesautobahn A71 

Im Sommer 2012 schrieb die DEGES (Deutsche Ein-
heit Fernstraßenplanungs- und Bau GmbH) Schutz- 
und Leiteinrichtungen für einen 17 km langen Neu-
bauabschnitt der Bundesautobahn A71 zwischen 
Sangerhausen und Heldrungen in Thüringen aus. Bis 
auf die fehlenden Schutzplanken war die Autobahn 
bereits fertig zur Inbetriebnahme. Im Rahmen des 
Vergabeverfahrens hat ein Bieter wegen Verfahrens-
fragen ein Nachprüfungsverfahren angestrengt. Am 
Ende des über zwei Instanzen laufenden Nachprü-
fungsverfahrens wurde die Rechtmäßigkeit des 
Vergabeverfahrens bejaht. Trotzdem verzögerte sich 
hierdurch die Freigabe des Neubauabschnitts für den 
Verkehr um mehr als sechs Monate. Der Nutzen des 
Projektes trat entsprechend später ein. 

Eine Beschleunigung kann theoretisch dadurch erreicht 
werden, dass ein Antrag auf Vorabgestattung der Zu-
schlagserteilung nach § 115 Abs. 2 GWB gestellt wird. In 
der Praxis wird diesem Antrag jedoch kaum entsprochen, 
wie die folgende Statistik zeigt:72 

                                                                        
72  Quelle: Statistische Meldungen über Vergabenachprü-

fungsverfahren gemäß § 129a GWB, 
http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/G/gesam-

Jahr Gesamtanzahl 
Nachprüfungsver-
fahren 

Anträge nach 
§ 115 Abs. 2 
GWB 

Statt-
gabe 

2011 989 22 10 

2012 893 9 0 

2013 817 25 3 

Die wirtschaftlichen Folgen verzögerter Vergaben treffen 
die öffentliche Hand: je nach Einzelfall kann das Interims-
kosten und Folgekosten bei anderen Losen umfassen.  

Darüber hinaus hat der Auftraggeber gegebenenfalls die 
Mehrvergütung des Auftragnehmers zu tragen. Denn unab-
hängig vom Ausgang des Nachprüfungsverfahrens erhöhen 
sich die Kosten des angegriffenen Vertrages, wenn der ver-
spätete Zuschlag dazu führt, dass die angebotenen Fristen 
für die Auftragserfüllung nicht mehr eingehalten werden 
können. Der Vertrag wird dann dahingehend ausgelegt, 
dass die Bauzeit in Anlehnung an die Grundsätze des § 2 
Nr. 5 VOB/B anzupassen ist. Die damit verbundenen Mehr-
kosten trägt der Auftraggeber.73 Das gleiche gilt für durch 
den verspäteten Zuschlag erforderliche Preisanpassungen.  

Eine Schadensersatzpflicht des antragstellenden Unter-
nehmens im Falle des Unterliegens im Nachprüfungs- bzw. 
Beschwerdeverfahren besteht nur in Fällen des Rechts-
missbrauchs (§ 125 Absatz 1 GWB).  

Vor diesem Hintergrund sollte § 115 Abs. 2 Sätze 4 GWB 
dahingehend geändert werden, dass für eine Vorabgestat-
tung des Zuschlags die Erfolgsaussichten des Nachprü-
fungsantrages im Rahmen der Abwägung nicht mehr be-
rücksichtigt werden. Vielmehr sollte nur noch eine Ge-
samtabwägung der Interessen des Antragsstellers und des 
öffentlichen Bauherrn erfolgen. Die Rechtsmittelrichtlinie 
2007/66/EG vom 11. Dezember 2007 verlangt in ihrem 

tuebersicht-vergabekammern-2011-2013,pro-
perty=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf 
[abgerufen am 18.11.2014]. 

73  Zuletzt BGH, 18. Dezember 2014, Az. VII ZR 60/14. 
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Art. 2 Abs. 5 nicht, dass die Nachprüfungsinstanzen bei ih-
rer Abwägung die Erfolgsaussichten des Nachprüfungsan-
trages einbeziehen. Verlangt wird lediglich eine Abwägung 
zwischen den Vorteilen des Zuschlagsverbots und dessen 
nachteiligen Folgen für den öffentlichen Auftraggeber und 
die Allgemeinheit. 

Darüber hinaus sollte § 125 GWB dahingehend geändert 
werden, dass eine Schadenersatzpflicht des antragstellen-
den Unternehmens – bis zur vollen Höhe oder eines Teils 
der Auftragssumme – nicht erst bei „Missbrauch des An-
trags- oder Beschwerderechts“, sondern bereits dann ent-
steht, wenn ein Antragsteller gegen eine Entscheidung der 
Vergabekammer Beschwerde einlegt und mit seiner Be-
schwerde unterliegt. 

Mit dem Vorschlag wird ein Kompromiss zwischen dem 
Anspruch auf effektiven Rechtsschutz einerseits und den 
gerechtfertigten Ansprüchen auf Schadenersatz des An-
tragsgegners und des beigeladenen Bieters für den Fall 
hergestellt, dass sich ein Nachprüfungsantrag im Be-
schwerdeverfahren als unbegründet erweist. Hier sind 
aber noch weitere Differenzierungen möglich, z. B. könnte 
die Vergabekammer verpflichtet werden, auszusprechen, 
ob der Antrag „nur“ unzulässig oder unbegründet ist oder 
aber (wie jetzt im Rahmen des § 110 Abs. 2 GWB zu einem 
früheren Stadium des Verfahrens geregelt), ob der Antrag 
„offensichtlich“ unzulässig oder unbegründet ist. Die Scha-
denersatzpflicht könnte dann davon abhängig gemacht 
werden, dass Beschwerde eingelegt wurde, obwohl die 
Vergabekammer den Antrag als „offensichtlich“ unzulässig 
oder unbegründet beurteilt hat. 

                                                                        
74  Siehe Kapitel „Bedarfsanalyse und Planung“.  

Handlungsempfehlungen 

Dem Gesetzgeber wird empfohlen, 

• § 115 Abs. 2 Sätze 1 – 4 GWB in Anlehnung an die 
RL 2007/66/EG dahingehend zu ändern, dass die 
Erfolgsaussichten des Nachprüfungsantrages 
nicht mehr Gegenstand der Abwägung sind. 

• § 125 GWB dahingehend zu ändern, dass eine 
Schadenersatzpflicht nicht erst bei „Missbrauch 
des Antrags- oder Beschwerderechts“, sondern – 
beschränkt auf die Höhe der Auftragssumme – 
bereits dann entsteht, wenn ein Antragsteller ge-
gen eine Entscheidung der Vergabekammer Be-
schwerde einlegt und mit seiner Beschwerde un-
terliegt. 

 

3.2 Vertragsgestaltung 

Eine klare Ausgestaltung der Verträge hat wesentliche Be-
deutung für das Gelingen eines Projekts. Zentrale Eck-
punkte sind klare Leistungsinhalte, Leistungstermine und 
Haftungsregeln. Auch die Schnittstellen zwischen den ein-
zelnen Beteiligten müssen genau betrachtet werden. Das 
setzt bei der Bauvergabe eine präzise Planung sowohl des 
Bauwerks als auch der Bauprozesse voraus.74 

Defizite  

In der Praxis sind die Verträge – auch aufgrund der Kom-
plexität von Großprojekten – nicht immer eindeutig und 
mit den Leistungsverzeichnissen kohärent. Das liegt häufig 
daran, dass die an der Vertragserstellung Beteiligten mit 
den Erstellern der Leistungsverzeichnisse nicht ausrei-
chend zusammenarbeiten. Dadurch entsteht ein komple-
xes Vertragsgefüge mit vielfältigen Anlagen unterschiedli-
cher Verfasser. Unklare Schnittstellen zwischen Objektpla-
nung, Fachplanung, Bauherren und Unternehmern, aber 
auch Doppelregelungen und widersprüchliche Klauseln 
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sind die Folge. Teilweise fehlt den Verträgen ein detaillier-
ter Zeitplan.  

3.2.1 Lösungsvorschlag: Klarer Vertragsaufbau  

Um den daraus entstehenden Risiken für die Vertragsab-
wicklung entgegenzuwirken, sollten Verträge – ggf. basie-
rend auf Musterverträgen – individuell gestaltet werden. 
Auf reine Musterverträge sollte nur zurückgegriffen wer-
den, wenn es, wie etwa bei der Ausführung von großen Inf-
rastrukturvorhaben oder großen Hochbaumaßnahmen des 
Bundes, bereits bewährte Musterverträge und Muster-
Klauselwerke gibt, zumal wenn diese auf spezielle Gege-
benheiten der jeweiligen Infrastrukturmaßnahme (Straße, 
Wasserstraße, Schiene) zugeschnitten sind. Aber auch in 
diesen Fällen sollte bei großen, komplexen Projekten stets 
hinterfragt werden, ob Zusatzregelungen erforderlich sind. 
Solange die §§ 631 ff. BGB nicht zu einem in sich geschlos-
senen Bauvertragsrecht gesetzlich weiter entwickelt wer-
den, ist die ergänzende Berücksichtigung der VOB/B not-
wendig, um gesetzliche Regelungsdefizite und -lücken an-
gemessen zu schließen. Die VOB/B hat sich bei der Ab-
wicklung von Bauverträgen im gewerblichen Bereich und 
im Bereich der öffentlichen Hand bewährt. 

Beim Aufbau aller Verträge – sowohl Planungs- als auch 
Bauverträge – ist auf eine klare Trennung zwischen recht-
lichen (Rahmen-) Bedingungen einerseits und der Leis-
tungsbeschreibung andererseits zu achten. Die für das Pro-
jekt wesentlichen technischen und baubetrieblichen Ge-
sichtspunkte der Leistungsbeschreibung sind auch bei der 
Ausgestaltung der rechtlichen Rahmenbedingungen zu be-
rücksichtigen, etwa die Risikoverteilung, Terminvorgaben, 
Abnahmeregelungen oder die Kommunikation zwischen 
Bauherr und Auftragnehmer. 

Überschneidungen, Wiederholungen, Lücken und Wider-
sprüche zwischen beiden und in beiden Teilen sind zu ver-
meiden. Die Rangfolge der Vertragsbestandteile ein-
schließlich ihrer Anlagen ist klar zu regeln; nachzu-
reichende vertragswesentliche Anlagen sind zu vermeiden. 
Zur Sicherheit sollten Regelungen zur eindeutigen Auflö-
sung von Widersprüchen in den Vertragsbestandteilen und 

ihren Anlagen in die Verträge aufgenommen werden, ins-
besondere soweit die entsprechenden Unterlagen prinzipi-
ell von der Rangfolge als gleichartig angesehen werden. 

Zur Vermeidung von Streitigkeiten über den Leistungsum-
fang und zur Reduktion des Nachtragspotentials ist sicher-
zustellen, dass die Verträge in ihrer Gesamtschau die für 
das Projekt erforderlichen Leistungen vollständig erfassen. 
Die Leistungspflichten und –grenzen müssen klar be-
schrieben sein. 

Bei Bauvergaben sind die Schnittstellen zwischen dem 
Auftragnehmer und den anderen Baubeteiligten ebenfalls 
klar zu regeln. Dies betrifft das Verhältnis zu anderen bau-
ausführenden Unternehmern, zum Auftraggeber, zu Archi-
tekten und Fachplanern sowie zu Projektsteuerern und 
zum Projektmanagement. Soweit Dritte einzubeziehen 
sind – z.B. aufgrund spezieller Berücksichtigung nachbar-
schaftlicher Belange –, sind auch hierzu die erforderlichen 
Regelungen vertraglich zu treffen. 

Nach der vorbereitenden Entwicklung der beiden Ver-
tragsteile ist eine gesonderte Überprüfung und Abstim-
mung daraufhin vorzunehmen, ob den vorgenannten An-
forderungen bei den beiden Vertragsteilen jeweils und 
darüber hinaus auch übergreifend Beachtung beigemessen 
wurde.  

3.2.2 Lösungsvorschlag: Regelungen zum Risikomanage-
ment  

Projektspezifische Risiken sollten Bestandteil aller Ver-
träge sein, die zur Realisierung komplexer Projekte ge-
schlossen werden. Sie sollten den unterschiedlichen Ver-
tragsbeteiligten (Planern, Bauausführenden) eindeutig zu-
geordnet werden. Risikomanagement ist keine alleinige 
Bauherrenaufgabe. Denn Risiken tragen Auftraggeber und 
Auftragnehmer. Auch der Auftragnehmer sollte deshalb 
ein Risikomanagement vorsehen, dessen Qualität im 
Vergabeverfahren berücksichtigt werden sollte.  
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Alle Auftragnehmer sollten vertraglich verpflichtet wer-
den, während der gesamten Vertragslaufzeit ein eigenes 
Risikomanagementsystem für das Projekt durchzuführen. 
Dazu könnte ein bestimmter Standard vorgegeben werden 
(z.B. DIN EN 31010).75  

Die Auftragnehmer sollten zudem vertraglich verpflichtet 
werden, ihre Daten und Erkenntnisse zu Risiken und deren 
Minimierung dem Gesamtprojektrisikomanagement zur 
Verfügung zu stellen und an regelmäßigen Risikotreffen 
teilzunehmen. Zudem sollten sich die Auftragnehmer ver-
pflichten, dem Projektcontrolling regelmäßig zuzuarbeiten 
und die dafür nötigen Unterlagen zur Verfügung zu stellen.  

Werden diese Anforderungen nicht eingehalten, stellt dies 
eine wesentliche Pflichtverletzung des Auftragnehmers 
dar, die den Auftraggeber nach Ablauf einer Nachfrist zur 
Minderung, zur Forderung von Schadensersatz und gege-
benenfalls zur außerordentlichen Kündigung berechtigt.  

3.2.3 Lösungsvorschlag: Klare Regelungen für Nachträge 
zum Vertrag 

Es sind klare Regelungen zur Anordnungsbefugnis des Auf-
traggebers, ihrem Umfang und dem einzuhaltenden Proze-
dere nach erfolgter Anordnung in den Vertrag aufzuneh-
men. Die Vorgaben zum Änderungsmanagement,76 vor al-
lem die Vorlage, die Behandlung und die Vereinbarung von 
Nachträgen sind klar zu regeln, einschließlich der Preisan-
passung und -fortschreibung bei geänderten und zusätzli-
chen Leistungen sowie der Behandlung nachtragsbedingt 
geänderter bzw. anzupassender Bauzeit. 

                                                                        
75 Zu Einzelheiten siehe oben Kapitel „Kosten und Risiken“.  
76  Siehe Kapitel „Projektmanagement“. 

Beispiel Tunnelbau  

Das Baugrundrisiko ist den Bauverträgen für Tun-
nelbauten immanent. Gutachterlich lässt sich die ge-
naue Menge von auszubrechendem Gestein je Klassi-
fizierung wohl bestimmen. Der effektive Aufwand 
hängt aber von den vor Ort angetroffenen Baugrund-
verhältnisse ab, was zu einer veränderten Verteilung 
in der Klassifizierung führen kann. Um Risiken aus 
späteren Nachträgen zu begrenzen, lassen sich Auf-
traggeber deshalb bei Angeboten für Tunnelbauar-
beiten Preise für unterschiedliche Vortriebs- und Si-
cherungsklassen anbieten, die zum Ausbruch und 
zur Sicherung von Gestein unterschiedlicher Klassifi-
zierung genutzt werden. Zudem werden oft Mecha-
nismen zur Vergütung bauzeitabhängiger Kosten 
vereinbart. 

Auch Regelungen zu baubegleitenden Streitlösungsmecha-
nismen, insbesondere zu den vorgenannten beiden Punk-
ten sollten aufgenommen werden.77 Ergänzend sind Rege-
lungen vorzusehen, ob und unter welchen Umständen der 
Auftragnehmer ausnahmsweise befugt ist, seine Arbeiten 
einzustellen. 

3.2.4 Lösungsvorschlag: Regelungen zur Bauzeit 

Bei Bauverträgen sollten Ausführungsfristen in Abstim-
mung der Parteien untereinander ermittelt und festgelegt 
werden. Ein möglichst detaillierter Vertragsterminplan 
sollte vor Vertragsabschluss abgestimmt und mit Vertrags-
abschluss verbindlich vereinbart werden.  

Wesentliche Zwischentermine sollten als verbindlich in 
den Vertrag aufgenommen werden. Auch Regelungen zu 
Pufferzeiten, insbesondere bei Bauablaufstörungen, sowie 
Vertragstrafenregelungen zu verbindlichen Zwischen- und 
Endterminen sollten vorgesehen werden.  

Der Bauvertrag sollte Regelungen zur Sicherstellung aus-
reichender Förderung der Bauleistungen durch den Auf-
tragnehmer enthalten. Diese können in Zusammenhang 

77 Einzelheiten zur Streitbeilegung siehe Kapitel „Partner-
schaftliche Projektzusammenarbeit“.  
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mit bereitzuhaltenden Personal- und Sachkapazitäten ge-
stellt werden. In Betracht kommt auch eine Umkehr der 
Beweislast in Bezug auf einen ausreichenden Förder-
pflichtnachweis zu Lasten des Auftragnehmers. 

Eine einheitliche und in kurzen Zeitabständen fortzu-
schreibende Dokumentation des Bau-IST sollte vertraglich 
sichergestellt werden. Zudem sollten Regelungen zur Fort-
schreibung überholter Termine (einschließlich erneuter 
Pönalisierung) getroffen werden.  

Unter Umständen sind spezielle Vereinbarungen vorzuse-
hen, unter welchen Voraussetzungen der Auftragnehmer 
seine Leistungen zu beschleunigen hat. Ein etwaiges (ein-
geschränktes) Anordnungsrecht des Auftraggebers zur 
Ausführung von Beschleunigungsmaßnahmen kann 
ebenso in Betracht kommen wie ein festgelegtes Prozedere 
zur Herbeiführung von Beschleunigungsleistungen. Für 
den Fall von Beschleunigungsleistungen sollten die sich 
hieraus ergebenden Kostenfolgen dem Grundsatz nach be-
reits im Vertrag geregelt werden. Es kann auch sinnvoll 
sein, das Wiedererreichen bestimmter Termine mit Bonus-
zahlungen zu verknüpfen. Bei Bonuszahlungen ist aller-
dings darauf zu achten, dass zwischen ausführungs- und 
erfolgsbezogenen Zahlungsverpflichtungen unterschieden 
wird.78  

3.2.5 Lösungsvorschlag: Regelungen zur Abnahme 

Zur Durchführung des förmlichen Abnahmeverfahrens 
sollten in Bauverträgen klare Regelungen getroffen wer-
den. Insbesondere bei haustechnischen oder sonstigen 
technischen Gewerken sind ausführliche Regelungen sinn-
voll, insbesondere zur Inbetriebnahme der Anlagentech-
nik, zur rechtzeitigen Durchführung von Prüfungen und 
Tests sowie zur Einweisung des Auftraggebers, der Nutzer 
und/oder der Bediener. Außerdem sind Regelungen zur 
ausreichenden Dokumentation der fertiggestellten Bau-
leistungen einschließlich Bereitstellungs-/Lieferzeitpunkt 
sinnvoll. Darüber hinaus sollten bereits im Bauvertrag 
Vorkehrungen für später notwendige Wartungsverträge zu 
den haustechnischen Gewerken/technischen Anlagen vor-
gesehen werden. 

                                                                        
78  Siehe auch Kapitel „Partnerschaftliche Projektzusammen-

arbeit“. 

3.2.6 Ergänzende Lösungsvorschläge für Planungsver-
träge 

Bei Planungsverträgen sollten klare vertragliche Regelun-
gen zur planungsbezogenen Einhaltung von Budgetvorga-
ben (Kostenrahmen/Kostenobergrenze), zur Budgetfort-
schreibung bei geänderten und zusätzlichen Planungsan-
forderungen, zu Kostenermittlungen und Kostenfortschrei-
bungen (Kostenkontrolle) einschließlich der Folgen bei 
Budget-/ Kostenüberschreitungen getroffen werden.  

Es sind Regelungen zum Planungsverlauf (Planungszeit) 
und zum Bauüberwachungszeitraum einschließlich klarer 
Festlegung von Mitwirkungspflichten/Mitwirkungszeit-
punkten des Auftraggebers sowie zur Bewältigung eines 
gestörten Planungs-/Bauüberwachungsverlaufes (Planän-
derungen, Behinderung, Beschleunigung, Bauzeitverlänge-
rung einschließlich der Honorierung) zu vereinbaren. 

Klare vertragliche Regelungen zu den Möglichkeiten ver-
änderter Planungsvorgaben des Auftraggebers (Anordnun-
gen) sowie der sich hieraus ergebenden Folgen (Planungs-
/Bauzeitverlängerung, Honorarbemessung) sind sinnvoll. 
Es empfehlen sich weiterhin klare Vereinbarungen zur Ab-
nahme der Planerleistungen, wobei die Vornahme einer 
Teilabnahme nach Fertigstellung der Bauleistungen in der 
Leistungsphase 8 anzuraten ist.  

Die Schnittstellen mit anderen Bau- und Planungsbeteilig-
ten und den von ihnen übernommenen vertraglichen Leis-
tungspflichten und Verantwortlichkeiten (Bauherr, Bauun-
ternehmer, Architekt, Fachplaner, Projektsteuerer) sollten 
klar geregelt werden.  

Es sind zudem eindeutige Regelungen zur Behandlung be-
stehender Urheberrechte der Architekten und Fachplaner 
für die Abwicklung des Bauvorhabens einschließlich der 
Folgen von Planungsänderungen des Auftraggebers und 
Fälle vorzeitiger Vertragsbeendigung in den Vertrag mit 
aufzunehmen. 
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Handlungsempfehlungen 

Dem Bauherrn wird empfohlen, 

• nicht ausschließlich auf Musterverträge zurück-
zugreifen, sondern die Verträge – ggf. auf der Ba-
sis von Musterverträgen – individuell auszuge-
stalten; 

• die Verträge so zu gestalten, dass sie in angemes-
sener und ausgewogener Weise den Interessen 
beider Vertragsparteien entsprechen; 

• rechtliche Bedingungen von der technischen 
Leistungsbeschreibung zu trennen und nachzu-
reichende wesentliche Anlagen zu vermeiden; 

• im Rechtsteil des Vertrages die Verantwortlich-
keiten und Schnittstellen eindeutig zu regeln, 
projektspezifische Risiken zuzuordnen und die 
Auftragnehmer zu einem Risikomanagement zu 
verpflichten; 

• im Rechtsteil des Vertrages Regelungen zur Auf-
lösung von Widersprüchen und für die Vorlage, 
Behandlung und Vereinbarung von Nachträgen 
sowie der Lastenverteilung bei eintretenden Risi-
ken (auch zur nachtragsbedingten Preisanpas-
sung, Bauzeitänderung) vorzusehen; 

• angemessene Ausführungsfristen zu vereinbaren 
und ihre Einhaltung durch vertraglich bindende 
Zwischentermine, Pufferzeiten und Vertrags-
strafenregelungen abzusichern; 

• eine Regelung zu treffen, um eine einheitliche 
Dokumentation des Bauablaufs sicherzustellen; 

• Regelungen zur Durchführung eines förmlichen 
Abnahmeverfahrens zu vereinbaren.  
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4 Partnerschaftliche Projektzusammenarbeit 

In Großprojekten treffen viele Projektbeteiligte mit unter-
schiedlichen Interessen aufeinander. Großbauprojekte 
sind dadurch konfliktanfällig. Misstrauen zwischen den 
Vertragspartnern führt zu einer konfrontativen Projektab-
wicklung und trägt stark zu Termin- und Kostenüber-
schreitungen bei. Erfolgreiche Großprojekte sind vielfach 
durch eine partnerschaftliche Projektzusammenarbeit ge-
kennzeichnet. Eine solche erfordert Verständnis der unter-
schiedlichen Ziele von Auftraggebern und Auftragneh-
mern: Auftraggeber möchten das Projekt in dem zur Verfü-
gung stehenden Kosten- und Zeitrahmen fertigstellen. Auf-
tragnehmer möchten durch die Vertragserfüllung ihren 
Ruf festigen und den kalkulierten Gewinn erwirtschaften. 
Die Akzeptanz dieser unterschiedlichen Ziele ist Voraus-
setzung für die Entwicklung eines gegenseitigen Vertrau-
ens.  

Jeder Einzelne an einem Großprojekt Beteiligte beeinflusst 
das Tun von anderen und hat damit Auswirkungen auf den 
Gesamtprozess. Kommt es in einem Teilprozess zur Verzö-
gerung, z. B. wegen eines Streits, kann die gesamte Projek-
tabwicklung ins Wanken kommen. Grundvoraussetzung 
für einen effektiven Projektverlauf ist daher zunächst, dass 
das Projekt in seiner gesamten Abwicklung so ausgestaltet 
wird, dass möglichst wenige Streitquellen entstehen. Dazu 
müssen vor allem Ursachen für Nachträge, wie beispiels-
weise unpräzise Planungsunterlagen oder Vergaben an 
den billigsten statt wirtschaftlichsten Bieter vermieden 
werden. 

Defizite  

Das Verhältnis der Projektbeteiligten zueinander ist oft-
mals von einer stark konfrontativen Verhaltensweise und 
einem fehlenden Verständnis für die unterschiedliche Inte-
ressenlage geprägt. Häufig besteht auch eine unzu-
reichende Kommunikation zwischen den Projektbeteilig-

                                                                        
79 Dabei haben sich verschiedene Ausprägungen herausge-

bildet: z.B. Alliancing, Project Partnering, Integrated Pro-
ject Delivery, Early Contractor Involvement, etc. 

ten, so dass notwendige Abstimmungen zwischen zusam-
menhängenden Projektteilen nicht erfolgen. Prozesse, 
Kompetenzen und Entscheidungswege sind oft nicht klar 
definiert. Dies führt zu fehlerhaften Abläufen, zu Verzöge-
rungen wegen nicht erfolgter Entscheidungen und zu ver-
späteter Reaktion auf Fehlentwicklungen. Die daraus ent-
stehenden Konflikte eskalieren häufig, statt einer Lösung 
zugeführt zu werden.  

Die fehlende Nutzung vergaberechtlicher Spielräume lässt 
zudem die Chance ungenutzt, bereits vor Vertragsschluss 
durch die Verhandlung von Terminplänen, Ausführungsva-
rianten und Risiken oder durch Vergütungsregeln einen 
Interessenausgleich herbeizuführen. Ebenso können An-
reize zu partnerschaftlichem Verhalten vereinbart werden.  

Lösungsvorschläge 

Um der konfrontativen Grundhaltung der Vertragspartner 
bei öffentlichen Großbauprojekten entgegenzuwirken, 
wird in anderen Ländern zunehmend ein partnerschaftli-
ches Zusammenwirken zwischen allen Projektbeteiligten 
systematisch vertraglich geschaffen.79 Die partnerschaftli-
che Projektzusammenarbeit beginnt bereits in einer frü-
hen Leistungsphase und ist geprägt durch die Festlegung 
gemeinsamer Ziele und Methoden der Zusammenarbeit, 
die kontinuierliche Suche nach Verbesserungen und die 
Vereinbarung von Konfliktlösungsmechanismen. Partner-
schaftliche Zusammenarbeit führt in der Regel zu besseren 
und schnelleren Entscheidungen, zu einem wirtschaftliche-
ren Ressourceneinsatz und einem lösungsorientierteren 
Vorgehen. Die Idee einer partnerschaftlichen Projektzu-
sammenarbeit findet in Deutschland regelmäßig Anwen-
dung bei privaten Bauvorhaben,80 konnte sich aber für 
Großbauprojekte der öffentlichen Hand noch nicht durch-
setzen. 

 

 

80 Vgl. Eschenbruch/Racky (Hrsg.), Partnering in der Bau- 
und Immobilienwirtschaft – Projektmanagement und Ver-
tragsstandards in Deutschland, Rn. 17 ff. 
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Ein einheitliches Modell einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit existiert nicht. Vielmehr kann die Zusammenarbeit 
aus einer Vielzahl von Elementen gestaltet werden: 

 

Abbildung 4:  Module einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit (eigene Darstellung) 

Lösungsvorschläge zu den vier Themenkreisen der Partnerschaftlichen Zusammenarbeit (Projektkultur, Vergabe- und 
Vertragsmodelle, Anreizmechanismen und Konfliktlösung) werden im Folgenden näher beschrieben. 

  

4.1 Projektkultur 

Voraussetzung für eine partnerschaftliche Projektzusam-
menarbeit ist eine Projektkultur des Respekts, des Ver-
trauens und des Zusammenwirkens zwischen den Projekt-
beteiligten. Diese scheinbar „weiche“ Forderung ist fak-
tisch eine „harte“ Grundlage für den Erfolg des Projekts, 
die zu etablieren und zu leben ist.  

Um die Zusammenarbeit zwischen den Beteiligten auf eine 
andere Basis zu stellen, sollte der Bauherr frühzeitig ge-
meinsam mit den Beteiligten in einer Projektcharta auf 
Leitungsebene die Grundsätze der Zusammenarbeit festle-
gen. Zwar lässt sich eine partnerschaftliche Kultur nicht 
formalisieren oder vertraglich erzwingen. Ihre Grundsätze 
können aber zum Beispiel in die Präambel der Verträge 
aufgenommen werden. 

 

Abbildung 5:  Schaubild Partnerschaftliche Zusammenarbeit (eigene Dar-
stellung) 

Eine partnerschaftliche Zusammenarbeit setzt die Aner-
kennung der unterschiedlichen Motive, Interessen und 
Prozesse der Beteiligten voraus. Hierauf aufbauend sollten 
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die Beteiligten gemeinsame Ziele definieren. Vor dem Hin-
tergrund, dass Auftraggeber und Auftragnehmer – wie 
oben dargelegt – (auch) unterschiedliche Ziele verfolgen, 
wird deutlich, welche Herausforderung die Vereinbarung 
gemeinsamer Ziele bedeutet. Die Projektziele müssen für 
beide Projektpartner zum Maßstab für die Beurteilung der 
erfolgreichen Abwicklung des Projekts sein. Wichtig ist da-
her, dass die Projektleitungen der Partner diese Ziele für 
sich als richtig anerkennen und sich gegenüber den Betei-
ligten hierzu bekennen.  

In einem Pilotprojekts der DEGES „Neubau der A 71 zwi-
schen Artern und Heldrungen“81 zur Anwendung einer 
partnerschaftlichen Projektzusammenarbeit, das von der 
Universität Kassel wissenschaftlich begleitet wurde, haben 
sich die Projektpartner z. B. auf folgende Präambel in den 
Verträgen geeinigt:  

„Die Projektpartner […] wollen gemeinsam das Projekt 
[…] erfolgreich abschließen. Erfolgreich heißt hierbei, 
dass die im Projektvertrag vereinbarten Ziele (tech-
nisch, finanziell, zeitlich) nachhaltig erreicht werden 
und dass das Projekt im Sinne eines Win-Win von bei-
den Seiten als Erfolg betrachtet wird.“ 

Schlüssel des Erfolges ist eine sachliche und regelmäßige 
Kommunikation. Zu Projektbeginn können die Partner in 
einem Workshop auf Leitungsebene ihre Ziele offenlegen 
und ihre internen Prozesse und Risiken erläutern. Dabei 
sollte nach Wegen gesucht werden, wie die Ziele, Prozesse 
und Risiken bei der jeweils anderen Partei Berücksichti-
gung finden können und wie die Leitungsebene in das Pro-
jekt eingebunden bleibt. Neben der Formulierung gemein-
samer Ziele muss eine hinreichende Transparenz zwischen 
den Vertragspartnern geschaffen werden und eine Offen-
heit herrschen, die einfache und schnelle Kommunikati-
onswege ermöglicht. Die Projektparteien sollten immer 
über die gleichen Informationen verfügen82 und „auf Au-
genhöhe“ zusammenarbeiten. Insofern ist eine wesentliche 

                                                                        
81 Siehe Spang/Riemann, Abschlussbericht zum Forschungs-

projekt Partnerschaftliche Projektabwicklung bei Infra-
strukturprojekten zwischen Auftraggeber und Auftrag-
nehmer. 

82  Siehe auch Kapitel „Projektmanagement“.  

Aufgabe der Projektleitung, einen kontinuierlichen Infor-
mationsfluss zu sichern. Dazu ist die Einrichtung einer für 
alle Projektpartner zugänglichen Datenplattform sinnvoll. 

Vertraglich allein lässt sich diese Transparenz und Zusam-
menarbeit weder herstellen noch sichern. Hierbei handelt 
es sich vielmehr um eine andere Projektkultur, deren Ent-
stehung alle Projektbeteiligten fördern sollten. Durch die 
Einberufung regelmäßiger Treffen sollte der Bauherr si-
cherstellen, dass die Beteiligten Arbeitsergebnisse offenle-
gen, Wissen untereinander austauschen, sich dieses 
zunutze machen und gemeinsam ihre Arbeitsergebnisse 
optimieren. Ein wesentliches Element sind dabei Work-
shops zur laufenden Identifikation und Bewertung von Ri-
siken.83 Auch bei schon eingetretenen Risiken oder Proble-
men sollten die Beteiligten gemeinsam nach Wegen su-
chen, um die Projektziele zu erreichen. Darüber hinaus 
sollte der Bauherr gemeinsam mit den anderen Beteiligten 
frühzeitig alle Verfahrens- und Entscheidungsprozesse 
eindeutig festlegen.84 Hierfür ist auch ein angemessener 
Informationsfluss sicherzustellen. Virtuelle Projekträume 
und Methoden des „Building Information Modeling“ (BIM) 
können dies erheblich vereinfachen.85 

Der Bauherr kann eine Kooperationskultur auch dadurch 
fördern, dass er gemeinsame Projektbüros mit den Planern 
und Bauunternehmen nutzt und damit eine räumliche 
Nähe der Projektbeteiligten einschließlich der Entschei-
dungsträger herstellt. Dadurch können Sachverhalte und 
Problemstellungen schneller und einfacher gemeinsam 
aufgenommen, analysiert und entschieden werden.  

Die dargestellten Verfahren der gemeinsamen, partner-
schaftlichen Projektabwicklung entsprechen dem, was in 
vorangegangenen Kapiteln als eine der zentralen Voraus-
setzungen der erfolgreichen Durchführung von Großpro-
jekten genannt wurde: eine systematische Kooperation al-
ler Projektbeteiligten von Anfang an. Nur mit systemati-
scher Teamarbeit ist es möglich, die Komplexität von 

83  Zu regelmäßigen Risikoworkshops siehe Kapitel „Kosten 
und Risiken“.  

84  Siehe dazu Kapitel „Projektorganisation“ und „Bedarfsa-
nalyse und Planung“.  

85  Siehe Kapitel „IT-gestützte Methoden – Building Informa-
tion Modeling“.  
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Großprojekten zu erfassen und in der Realisierungsphase 
zu beherrschen.86 

Handlungsempfehlungen 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• darauf hinzuwirken, dass die Führungskräfte der 
beteiligten Vertragspartner sich von Beginn an 
öffentlich zu einer partnerschaftlichen Projektab-
wicklung verpflichten (z. B. Projekt-Charta). 

• durch einen Start-Workshop zwischen Auftrag-
geber und Auftragnehmern und durch regelmä-
ßige Folge-Workshops zur Etablierung und Auf-
rechterhaltung der Kooperationskultur im Pro-
jekt beizutragen, so dass sich alle Vertragspar-
teien als gleichwertige Projektpartner fühlen. 

• während der gesamten Projektabwicklung auf ei-
nen gleichen Informationsstand aller Vertrags-
parteien hinzuwirken. Dazu sollte ein angemes-
sener Informationsfluss sichergestellt werden, 
etwa durch eine für alle Projektbeteiligten zu-
gängliche Daten- und Informationsplattform, die 
laufend aktualisiert wird.  

• darauf hinzuwirken, dass sich die Projekt-Teams 
der einzelnen Beteiligten räumlich so anordnen, 
dass eine schnelle und effiziente persönliche 
Kommunikation möglich ist. 

Den Auftragnehmern wird empfohlen,  

• durch eigenes Handeln deutlich zu machen, dass 
sie sich den gemeinsamen Projektzielen ver-
pflichtet fühlen und die hohe Transparenz in glei-
cher Weise wie der Bauherr nicht zu Lasten des 
Vertragspartners ausnutzen. 

 

                                                                        
86 Nicht umsonst nannte Sir Michael Latham seinen Bericht 

mit Empfehlungen zur Steigerung der Effizienz der briti-
schen Bauindustrie „Constructing The Team“. Siehe: 
Latham, Constructing the Team. 

4.2 Partnerschaftliche Vergabe- und Vertrags-
modelle für Bauleistungen 

In der Regel werden Bauleistungen in Deutschland nach 
Erstellung einer Leistungsbeschreibung im offenen Verfah-
ren vergeben und Nebenangebote nicht zugelassen. Eine 
Einbeziehung des Know-how ausführender Unternehmen 
in die Planung und damit die Definition der Leistung findet 
in der Praxis kaum statt. Sie bietet jedoch oft Chancen für 
eine wirtschaftlichere Projektabwicklung.  

Öffentliche Bauherren sollten daher – insbesondere bei in-
novativen technischen Lösungen – eine stärkere Einbezie-
hung bauausführenden Know-hows anstreben. Die Einbe-
ziehung eines ausführenden Bauunternehmens in die Vor-
bereitung der Auftragsvergabe ist nur in engen Grenzen 
zulässig, um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden.  

Unabhängig vom Vergaberecht ist es gerade bei der Aus-
führungsplanung von Bedeutung, bauausführendes Know-
how vor Baubeginn einzubeziehen. Die Übertragung der 
Ausführungsplanung auf die bauausführenden Unterneh-
men ist hierfür eine Möglichkeit. 

Vergabearten. Um das erhebliche Optimierungspotential 
der Bieter für den Bauherrn, auch hinsichtlich der Be-
triebs- und Folgekosten, besser zu nutzen, sollten öffentli-
che Auftraggeber nicht nur bei der Vergabe von Planungs-
leistungen, sondern auch bei der Vergabe von Bauleistun-
gen das Verhandlungsverfahren und den wettbewerbli-
chen Dialog – bei Vorliegen der entsprechenden Voraus-
setzungen – anwenden. Darüber hinaus sollten sie, im Rah-
men des geltenden Vergaberechts, Vergabe- und Vertrags-
modelle nutzen, bei denen Planung und Bau unter Mitwir-
kung des Auftraggebers miteinander einen konstruktiven 
Dialog über den Inhalt der Leistungen führen.  

Verhandlungsverfahren. § 3 EG Abs. 4 Nr. 3 VOB/A er-
laubt die Wahl eines Verhandlungsverfahrens, wenn die 
Leistung nach Art und Umfang oder wegen der damit ver-
bundenen Wagnisse nicht eindeutig und nicht so erschöp-
fend beschrieben werden kann, dass eine einwandfreie 
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Preisermittlung zur Vereinbarung einer festen Vergütung 
möglich ist. Insbesondere bei komplexen Projekten, inno-
vativen Lösungen und technischen Neuerungen sind diese 
Voraussetzungen häufig gegeben. Zudem sind große Pro-
jekte oft mit zahlreichen Risiken verbunden, die nur im 
Wege einer Verhandlung sachgerecht verteilt werden kön-
nen. Denn nur in den Verhandlungen können der öffentli-
che Auftraggeber und der spätere Auftragnehmer ein ge-
meinsames Verständnis über Unwägbarkeiten gewinnen. 

Wettbewerblicher Dialog. Ein wettbewerblicher Dialog 
ist nach § 3 EG Abs. 7 Nr. 1 VOB/A zulässig, wenn der Auf-
traggeber objektiv nicht in der Lage ist, (a) die technischen 
Mittel anzugeben, mit denen seine Bedürfnisse und Anfor-
derungen erfüllt werden können, oder (b) die rechtlichen 
oder finanziellen Bedingungen des Vorhabens anzugeben. 
Grundidee dieser Regelungen ist, die Einbeziehung der 
Kenntnisse der Bauausführungsseite in die Definition der 
Leistung dann zu ermöglichen, wenn die ausgeschriebenen 
Leistungen über das tägliche Baugeschehen hinausgehen.  

Die Wahl des Verhandlungsverfahrens oder des wettbe-
werblichen Dialogs birgt ein nur geringes Nachprüfungsri-
siko. Die Wahl der falschen Vergabeart müsste von Bietern 
bis zur Teilnahmefrist gerügt werden, § 107 Abs. 3 Nr. 2 
GWB, wenn den Bewerbern bereits aus der Bekanntma-
chung erkennbar ist, mit welchen Gründen der Bauherr ein 
Verhandlungsverfahren für zulässig erachtet.87 Das Ver-
handlungsverfahren findet vielmehr hohe Akzeptanz am 
Markt.  

Um das Verhandlungsverfahren und den Wettbewerbli-
chen Dialog optimal für die Einbindung von Know-how 
nutzen zu können, muss die Leistungsbeschreibung offen 
gestaltet werden. Verbindliche Vorgaben der Leistungsbe-
schreibung sind auch im Verhandlungsverfahren nicht ver-
handelbar.88  

Partnerschaftliche Vergabe- und Vertragsmodelle. 
Nach einem vor allem bei internationalen Großprojekten 
genutzten Modell wird der Bauunternehmer bereits vor 
deren Abschluss in die Planung eingebunden. Dies kann in 

                                                                        
87  Vgl. OLG Celle, Beschluss vom 24. September 2014, Az. 13 

Verg 9/14. 
88  EuGH, Urteil vom 05. Dezember 2013, Az. C-561/12. 
89 Richtlinie 2014/24/EU. 

der Form geschehen, dass dem Bauunternehmen nicht nur 
die Verantwortung für die Ausführungsplanung, sondern 
auch schon für die Entwurfsplanung auf der Basis funktio-
naler Ziele übertragen wird („Early Contractor Involve-
ment“). Bei diesem Modell schwindet jedoch der Einfluss 
des Auftraggebers auf die Planungsinhalte und ihre Quali-
tät, was ein wesentlicher Vorteil des Grundmodells der 
Trennung von Planung und Bau ist. Eine andere Alterna-
tive bietet die Innovationspartnerschaft. Dabei wird der 
Partner auf Basis eines vom Auftraggeber definierten Pla-
nungsziels und eines von den Bietern angebotenen Ziel-
preises zunächst mit Planungsleistungen und nur optional 
auch mit Bauleistungen beauftragt. Der Auftragnehmer er-
bringt dann in einer ersten Phase Planungsleistungen oder 
wirkt jedenfalls an der Planung mit, auf deren Basis er an-
schließend den Preis für die Ausführung konkretisiert. Der 
Auftraggeber entscheidet anschließend, ob er das Projekt 
auf dieser Basis fortsetzen möchte und erteilt gegebenen-
falls dem Auftragnehmer den Bauauftrag für die zweite 
Phase oder vergütet ihn für die erbrachten Leistungen und 
beendet die Zusammenarbeit. Damit entspricht dieses Mo-
dell der auch in Artikel 31 Absatz 2 der neuen Vergabe-
richtlinie RL 2014/24/EU89 kodifizierten Vorgehensweise 
der Innovationspartnerschaft. Die Innovationspartner-
schaft wird in aufeinanderfolgenden Phasen strukturiert 
und kann die Herstellung der Produkte, die Erbringung ei-
ner Dienstleistung oder die Fertigstellung einer Bauleis-
tung umfassen. Sie legt zunächst die von den Partnern zu 
erreichenden Zwischenziele fest. Auf der Grundlage dieser 
Ziele kann der öffentliche Auftraggeber am Ende jeder 
Phase darüber befinden, ob er die Innovationspartner-
schaft beendet. Die Innovationspartnerschaft ist nach Art. 
31 Abs. 1 UA 2 RL 2014/24/EU anwendbar, wenn ein öf-
fentlicher Auftraggeber innovative Bauleistungen beschaf-
fen will, die nicht bereits auf dem Markt verfügbaren Bau-
leistungen entsprechen.  

Partnerschaftliche Modelle werden in Deutschland von öf-
fentlichen Auftraggebern derzeit nicht genutzt. Sie sind je-
doch etablierte Modelle der Privatwirtschaft.90 In anderen 

90 Vgl. Hauptverband der Deutschen Bauindustrie (Hrsg.), 
Partnering bei Bauprojekten; vgl. auch www.zechbau-
partnering.de oder www.zueblin-teamconcept.de. 
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EU-Mitgliedsstaaten wird das Modell auch von öffentlichen 
Auftraggebern erfolgreich genutzt. Kooperative Vergabe- 
und Vertragsmodelle sollten daher auch in Deutschland 
genutzt werden. Ihre Zulässigkeit sollte durch Anpassung 
der vergaberechtlichen Regelungen klargestellt werden.  

Nebenangebote. Öffentliche Bauherren sollten Nebenan-
gebote stärker zulassen und den Bauunternehmen 
dadurch häufiger die Möglichkeit einräumen, sich mittels 
zusätzlicher Kompetenzen von ihren jeweiligen Wettbe-
werbern abzuheben. Durch Nebenangebote können Bieter 
ihr Know-how und ihre Innovationen in das Verfahren ein-
bringen, ohne Sorge zu tragen, dass diese Informationen 
durch Weiterleitung an andere Bieter „sozialisiert“ wer-
den. Nebenangebote sind daher ein effektives Mittel zur 
Steigerung des Wettbewerbs. Mit den Worten des Bundes-
gerichtshofes: 

„Die Zulassung von Nebenangeboten soll das unter-
nehmerische Potenzial der für die Deckung des Verga-
bebedarfs geeigneten Bieter dadurch erschließen, dass 
der Auftraggeber Alternativlösungen vorgeschlagen 
bekommt, die er selbst nicht hätte ausarbeiten kön-
nen, weil seine Mitarbeiter naturgemäß nicht in allen 
Bereichen über so weitreichende Fachkunde wie die 
Bieter verfügen.“ 

Quelle: BGH, 07.01.2014, X ZB 15/13, Rn. 20. 

Auch die neue EU-Vergaberichtlinie hebt dieses Potential 
hervor: 

„Aufgrund der Bedeutung von Innovation sollten die 
öffentlichen Auftraggeber aufgefordert werden, so oft 
wie möglich Varianten zuzulassen. Die öffentlichen 
Auftraggeber sollten folglich darauf aufmerksam ge-
macht werden, dass die Mindestanforderungen für Va-
rianten definiert werden müssen, bevor angegeben 
wird, dass Varianten eingereicht werden können.“ 

Quelle: Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffent-
liche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 
2004/18/EG, Erwägungsgrunde 48. 

 

                                                                        
91 Vgl. Conrad, ZfBR 2014, 342; Kirch, NZBau, 2014, 212; Lu-

ber, ZfBR 2014, 448 

Öffentliche Auftraggeber scheuen die Zulassung von Ne-
benangeboten.91 Dies beruht auf gestiegener Unsicherheit 
im Umgang mit der Rechtsprechungsänderung zur Wer-
tung von Nebenangeboten.92  

Grundsätzlich gibt es für die Zulassung von Nebenangebo-
ten keine rechtlichen Hürden. Die Rahmenbedingungen 
sind klar: Öffentliche Auftraggeber müssen nach 
§ 8 EG Abs. 3 Nr. 3 VOB/A bereits bei der Bekanntmachung 
über die Einleitung eines Vergabeverfahrens entscheiden, 
ob sie Nebenangebote zulassen wollen. Ohne die ausdrück-
liche Zulassung von Nebenangeboten dürfen diese nicht 
berücksichtigt werden. § 8 EG Abs. 2 Nr. 3 VOB/A verlangt 
darüber hinaus, dass der Auftraggeber die Mindestanfor-
derungen für Nebenangebote benennt und erklärt, ob ein 
Nebenangebot ausnahmsweise nur neben einem Hauptan-
gebot zulässig ist. Die Herausforderung für die Verfahrens-
gestaltung ist eine wettbewerbskonforme Wertung von 
Nebenangeboten, die nach der Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs nicht nur die Vorgabe von Mindestanfor-
derungen verlangt, sondern auch eine qualitative Wertung, 
damit gewährleistet ist, dass insgesamt das wirtschaft-
lichste Angebot den Zuschlag erhält.93 Die Wertung der 
Angebotsqualität ist jedoch ohnehin eine sinnvolle Maß-
nahme, um die Erreichung der Projektziele nachhaltiger zu 
sichern und damit kein überzeugendes Argument gegen 
die Zulassung von Nebenangeboten. 

Um das Potential von Nebenangeboten stärker nutzen zu 
können, brauchen die öffentlichen Auftraggeber ein höhe-
res Vertrauen in die Zulässigkeit von Nebenangeboten. Aus 
diesem Grund wäre es wünschenswert, dass Nebenange-
bote grundsätzlich für zulässig erklärt werden. Außerdem 
sollten die Anforderungen an die Berücksichtigung von Ne-
benangebote konkretisiert werden. 

92  BGH, Urteil vom 07. Januar 2014, Az. X ZB 15/13. 
93  BGH, Urteil vom 07. Januar 2014, Az. X ZB 15/13. 
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Handlungsempfehlungen 

Dem Bauherrn wird empfohlen, 

• die Vergabearten des Verhandlungsverfahrens 
und des Wettbewerblichen Dialogs – bei Vorlie-
gen der entsprechenden Voraussetzungen – ver-
stärkt zu nutzen. 

• in den Vergabeverfahren Nebenangebote zuzu-
lassen. Bieter sollten hierdurch die Gelegenheit 
haben, eigenes Know-how bzgl. innovativer und 
wirtschaftlicher Bauverfahren, Bauweisen und 
Baumaterialien in das Projekt einzubringen. Für 
Auftraggeber bieten sich ggf. Möglichkeiten zur 
Gesamtoptimierung des Projektes.  

Dem Gesetzgeber und dem Deutschen Vergabe- 
und Vertragsausschuss für Bauleistungen (DVA) 
wird empfohlen, 

• die vergaberechtlichen Grundlagen für die An-
wendung kooperationsorientierter Vertragsmo-
delle zu schaffen, die bei privaten Bauprojekten 
in Deutschland und bei öffentlichen Bauprojek-
ten im Ausland bereits erprobt sind (z.B. zwei-
stufige Partnerschaftsmodelle/Innovationspart-
nerschaft, Early Contractor Involvement). 

• die grundsätzliche Zulässigkeit von Nebenange-
boten und die Anforderungen an die Ausgestal-
tung und Wertung von Nebenangeboten zu re-
geln.  

Der öffentlichen Hand wird empfohlen,  

• in Modellprojekten innovative Formen der Ver-
tragsgestaltung zu testen und zu analysieren. 

 

4.3 Anreizmechanismen 

Die unterschiedlichen Interessen von Auftraggebern und 
Auftragnehmern lassen sich durch Vergütungsregelungen 

                                                                        
94  Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt des 

Landes Berlin, Abteilung X – Tiefbau. 

stärker miteinander in Einklang bringen. Der Bauherr 
kann dafür auch bei Bindung an das Haushalts- und Verga-
berecht etwa Beschleunigungsprämien, Optimierungsprä-
mien oder Zielpreismodelle wählen. 

Eine Beschleunigungsprämie wird gewährt für eine vor-
zeitige Fertigstellung des Bauvorhabens. Sie ist damit das 
Pendant zur Vertragsstrafe für verspätete Fertigstellung. 
In der Praxis ist eine solche Vertragsstrafe oftmals schwer 
durchzusetzen, weil sie voraussetzt, dass der Auftragneh-
mer die Verspätung zu verschulden hat, was insbesondere 
bei Mitwirkung mehrerer Gewerke oftmals strittig ist. Die 
Beschleunigungsprämie hingegen schafft auf transparente 
Weise einen positiven Anreiz. 

Beispiel Ausbau A 115 in Berlin (Avus)94 

Die Gesamtkosten für die grundhafte Erneuerung 
der Autobahn A 115 in Berlin (Avus) im Abschnitt 
zwischen der Anschlussstelle Spanische Allee und 
dem Autobahndreieck Funkturm wurden vor Auf-
tragsvergabe mit ca. 28 Millionen Euro berechnet. Da 
die Avus ein zentraler Zubringer nach Berlin unter 
hoher Verkehrsbelastung ist, war dem Land Berlin 
die rechtzeitige Fertigstellung der Erneuerungsar-
beiten von großer Bedeutung. Aus diesem Grund 
wurde für eine Unterschreitung des Fertigstellungs-
termins von bis zu zwei Monaten eine Beschleuni-
gungsprämie von EUR 20.000 für jeden Tag der 
früheren Verkehrsfreigabe ausgelobt. Der Strecken-
abschnitt konnte aufgrund von Beschleunigungs-
maßnahmen des Auftragnehmers und milder Winter 
mehr als zehn Monate vorzeitig für den Verkehr frei-
gegeben werden, so dass die maximale Prämie in 
Höhe von EUR 1 Mio. an das Baukonsortium ausge-
zahlt wurde. Insgesamt wurde eine Kostenunter-
schreitung um ca. 1,6 Millionen Euro erzielt. Der 
Rechnungshof hat die Wirtschaftlichkeit der Gesamt-
maßnahme geprüft und keine Einwände hinsichtlich 
der Beschleunigungsvergütung geäußert. 
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Ein weiteres Prämienmodell ist die Prämie für Kostenop-
timierungen. Sie wird dann gewährt, wenn das bauaus-
führende Unternehmer bei gleichbleibenden Qualitätsstan-
dards Änderungen an der Ausführungsplanung vorschlägt, 
deren Umsetzung zu Kosteneinsparungen führt. Die Prä-
mie ist der notwendige Anreiz dafür, dass solche Optimie-
rungen erarbeitet werden. Der Auftragnehmer darf dem 
Auftraggeber nach Vertragsabschluss Vorschläge zur Opti-
mierung der Ausführungsplanung unterbreiten. Dazu legt 
er dem Auftraggeber auf freiwilliger Basis die einzelnen 
Maßnahmen und das damit verbundene Einsparpotential 
detailliert und plausibel dar. Etwaige negative Einflüsse 
(Zeit, Kosten) auf andere Bereiche (Gewerke) und damit 
ggf. verbundene weitere Änderungen sind ebenfalls im 
Einzelnen darzustellen und zu erläutern. Soweit durch Op-
timierungen Einsparungen erzielt werden, sind die damit 
verbundenen Kosteneinsparungen bei der Schlussabrech-
nung nach einer im Vorfeld festgelegten Quote zwischen 
den Vertragsparteien aufzuteilen. Ob vorgeschlagene Än-
derungen umgesetzt werden sollten, muss der Auftragge-
ber angesichts des fortgeschrittenen Planungsstandes im 
Einzelfall sorgfältig abwägen. Für Planungsleistungen, die 
zu einer Kosteneinsparung führen, ist mit § 7 Abs. 6 eine 
entsprechende Regel in die HOAI aufgenommen worden.95 

Beispiel PPZ Pilotprojekt Neubau der A 71 zwi-
schen Artern und Heldrungen 

„Im Pilotprojekt A 71 wurde die Möglichkeit, Opti-
mierungen einzubringen und damit einen monetären 
Bonus zu erreichen, seitens des AN stark genutzt. Es 
wurden 20 Vorschläge eingereicht, von denen zehn 
vom AG beauftragt wurden. […] Die Einsparung des 
AG beläuft sich auf ca. 1.000.000 EUR (netto); damit 
konnten 2,8 % der Baukosten (Netto-Auftrags-
summe) gespart werden.“96 

 

                                                                        
95  „Für Planungsleistungen, die technisch-wirtschaftliche o-

der umweltverträgliche Lösungsmöglichkeiten nutzen 
und zu einer wesentlichen Kostensenkung ohne Vermin-
derung des vertraglich festgelegten Standards führen, 
kann ein Erfolgshonorar schriftlich vereinbart werden. 
Das Erfolgshonorar kann bis zu 20% des vereinbarten 
Honorars betragen […].“  

Die Möglichkeit der Vereinbarung solcher Anreizsysteme 
wird von öffentlichen Auftraggebern häufig aufgrund haus-
haltsrechtlicher Bedenken nicht genutzt. Die Vereinbarung 
einer Beschleunigungsprämie sowie einer Prämie für Kos-
tenunterschreitungen entspricht jedoch den haushalts-
rechtlichen Grundsätzen. Die Würdigung der Anreizsys-
teme und ihrer Funktion in einer Gesamtschau führt insbe-
sondere nicht zu einer Verletzung der Prinzipien der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit gemäß §7 der Bundeshaus-
haltsordnung. Der Wirtschaftlichkeitsgrundsatz be-
schränkt sich nicht auf eine Betrachtung der Kosten, son-
dern fordert eine Bewertung der Nutzen-Kosten-Relation. 
Die mit den geringsten Kosten verbundene Beschaffungs-
variante ist daher im Hinblick auf die Aufgabenerfüllung 
nicht zwingend auch die wirtschaftlichste. Vielmehr sind 
Mittelaufwand sowie Art, Umfang und Qualität der Aufga-
benerfüllung in ein Verhältnis zueinander zu setzen.97 Da-
bei kann unter anderem auch die Beschleunigung als Nut-
zen berücksichtigt werden. Nach § 9 EG Abs. 5 VOB/A ist 
eine Beschleunigungsvergütung ausdrücklich zulässig, 
wenn die Fertigstellung vor Ablauf der Vertragsfristen er-
hebliche Vorteile bringt. 

„Sehr wohl kann dagegen zukünftig ein ausländisches 
Beispiel für die deutsche Gewinnvereinbarung Anwen-
dung finden. Es ist dies der Anreizgewinn. Er besteht in 
einer Teilung der ersparten Kosten (erspart gegen-
über Vorkalkulation) zwischen Auftraggebern und 
Auftragnehmer. Ein solcher Anreizgewinn, der in ver-
schiedenen Formen angewandt werden kann, bringt 
beiden Vertragspartnern Vorteil. Dem Auftraggeber 
eine Kostenersparnis, dem Auftragnehmer einen er-
höhten Gewinn. Voraussetzung der Vereinbarung ei-
ner solchen Teilung ersparter Kosten ist natürlich eine 
hinreichend zuverlässige Schätzung […]“ 

Grote-Mismahl, 1967, S. 170ff.; Ebisch/Gottschalk/Hoff-
jan/Müller/Waldmann, Preise und Preisprüfungen bei öf-
fentlichen Aufträgen, 8. Auflage 2010, Nr. 52 LSP, Rn. 12ff. 

 

96 Siehe Spang/Riemann, Abschlussbericht zum Forschungs-
projekt Partnerschaftliche Projektabwicklung bei Infra-
strukturprojekten zwischen Auftraggeber und Auftrag-
nehmer, S. 257. 

97  Vgl. OVG Münster, Beschluss vom 26. Oktober 1990, Az. 
15 A 1099/87. 

90 von 162 in Zusammenstellung



62          Ergebnisse der Reformkommission  |  Partnerschaftliche Projektzusammenarbeit 

Eine Besonderheit betrifft allerdings Projekte, die mit Zu-
wendungen gefördert werden. Nach Ziffer 2.1 der Allge-
meinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Pro-
jektförderung (ANBest-P) ermäßigt sich die Zuwendung, 
wenn sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungs-
plan veranschlagten Gesamtausgaben für den Zuwen-
dungszweck ermäßigen. Kostensenkungen können nach 
ANBest-P also dazu führen, dass sich auch der Zahlungsan-
spruch reduziert. Hierzu ist eine Klarstellung erforderlich. 
Da nach Ziffer 1.1 ANBest-P Zuwendungen wirtschaftlich 
und sparsam zu verwenden sind, darf die Gewährung von 
Anreizmechanismen, die zur sparsamen Mittelverwendung 
beitragen, nicht zu einer Zuwendungskürzung führen. 

Die Vereinbarung eines Zielpreises ist unter anderem 
dann ein effektives Preismodell, wenn der Zuschlag zu ei-
nem Zeitpunkt erteilt wird, zu dem die vor Baubeginn 
durchzuführenden Planungsleistungen noch nicht abge-
schlossen sind und der Bauunternehmer zur Optimierung 
der Planung bei gleichbleibenden Qualitätsstandards auf-
gefordert ist. Beim Zielpreisvertrag vereinbaren die Part-
ner zu Projektbeginn noch keinen Festpreis für die Bau-
leistungen, sondern lediglich ein Kostenziel. Abgerechnet 
werden am Ende die Projektkosten. Diese bestehen aus 
den Selbstkosten des Bauunternehmers für seine Eigen-
leistungen, den Kosten für seine Nachunternehmerleistun-
gen, seinen Management- und Regiekosten, seinen Allge-
meinen Geschäfts- sowie die Baustellengemeinkosten und 
seinen Anteilen für Wagnis und Gewinn. Neben dem Ziel-
preis wird zwischen den Partnern eine Verteilung der Dif-
ferenz zwischen den tatsächlichen Kosten und dem Ziel-
preis vereinbart. Das Kostenrisiko kann dabei so verteilt 
werden, dass der Auftragnehmer Mehrkosten selbst trägt 
und nur an Kosteneinsparungen partizipiert („Garantierter 
Maximalpreis - GMP“) oder aber sowohl Kosteneinsparun-
gen als auch Kostensteigerungen geteilt werden („pain-
share/gain-share“). In beiden Fällen wird ein Anreiz ge-
schaffen, durch Optimierungen bzw. durch eine kosten-
günstige Beauftragung von Nachunternehmern, Einspa-
rungen zu erzielen und somit den im Vorfeld vereinbarten 
Zielpreis zu unterschreiten. Die Zielpreisvereinbarung 
setzt voraus, dass sich Auftraggeber, Planer und Auftrag-
nehmer bei noch nicht abgeschlossener Planung auf die zu 
erbringende Qualität der Leistung einigen.  

Insbesondere in Großbritannien werden bei öffentlichen 
Großbauprojekten regelmäßig Zielpreise auf der Grund-
lage der Vertragsmodelle des New Engineering Contract 
(NEC3) vereinbart.  

Beispiel: NEC3 Option C Target Contract with Ac-
tivity Schedule 

Der NEC3 Engineering and Construction Contract 
Option C aus der Familie der NEC3 Verträge enthält 
eine Zielpreisvereinbarung als Selbstkostenpreisver-
einbarung mit Zuschlag für allgemeine Geschäftskos-
ten, Wagnis und Gewinn. Eingesparte Kosten bzw. 
Kostenüberschreitungen werden anteilig auf Auf-
traggeber und Auftragnehmer umgelegt. Nach Ziffer 
1, 23 („Defined Cost“) ist genau festgelegt, welche 
Kosten als Selbstkosten berechnet werden. Dazu 
zählen Zahlungen des Auftragnehmers an Nachun-
ternehmer sowie alle Kosten, die in einem Kosten-
verzeichnis für Maßnahmen festgelegt werden, abzü-
glich einiger ausdrücklich nicht anerkannter Kosten. 
Nach Ziffer 53 ist festgelegt, dass der Auftragnehmer 
für eingesparte Kosten anteilig vergütet wird und für 
Kostenüberschreitungen anteilig zahlt („pain-
share/gain-share“). Die jeweils fälligen Zahlungen 
werden danach vom Projektmanager festgelegt. Die 
Anteile und entsprechenden Anteilsquoten des Auf-
tragnehmers werden im jeweiligen Vertrag festge-
legt (vgl. Contract Data, S. 54 NEC3 Option C). 
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Die Vereinbarung eines Zielpreisvertrages zwischen den 
Partnern erfordert eine hohe Kostentransparenz. Dies gilt 
sowohl für die Selbstkosten als auch die Kosten der Nach-
unternehmer. Diese Transparenz kann durch das Open-
Book-Verfahren („Prinzip der gläsernen Taschen“) erreicht 
werden. Dabei erhält der Auftraggeber das Recht, Einsicht 
in die Angebote der Nachunternehmer zu nehmen bzw. an 
der Vergabe der Nachunternehmerleistungen teilzuneh-
men. Ebenso ist hohe Transparenz über die Kalkulation 
der Selbstkosten des Partners herzustellen.  

Beispiel „2012 London Olympics“ 

Für einzelne Großprojekte wie die Errichtung des 
Olympischen Stadions sowie die Errichtung des Ve-
lodroms wurde der NEC3 Vertrag „Option C Target 
Contract with Activity Schedule“ genutzt. Dabei han-
delt es sich um einen Zielpreisvertrag, der zudem 
durch ein Bonussystem dem Auftragnehmer Anreize 
gibt, durch Planungsoptimierungen Kosteneinspa-
rungen zu erzielen. Auftraggeber, Planer und Bauun-
ternehmer erbrachten ihre Leistungen in enger Ko-
operation zueinander. Bei der Errichtung des Velo-
droms schlug der Bauunternehmer zum Beispiel eine 
innovative Dachkonstruktion vor, die zu Einsparun-
gen in Höhe von £ 1,5 Mio. führten.98 Das Gesamt-
projekt konnte schließlich frühzeitiger als geplant 
abgeschlossen werden und wies bei einem Gesamt-
budget von £ 9,29 Mrd. Einsparungen in Höhe von 
insgesamt £ 528 Mio. auf.99 

 

                                                                        
98 Department for Environment, Food & Rural Affairs, Lon-

don 2012 Olympic and Paralympic Games, The Legacy: 
Sustainable Procurement for Construction Projects, p. 16. 

99 Grieve, Written Statements – Attorney General, R v 
Mouncher and Others (Disclosure Handling), Zugriff: 

Handlungsempfehlungen 

Dem Gesetz- und Verordnungsgeber wird emp-
fohlen,  

• die Zulässigkeit der Vereinbarung von Bonus-
Malus-Regelungen in Bauverträgen ausdrücklich 
rechtlich zu regeln.  

• in den Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zu-
wendungen zur Projektförderung (ANBest-P) 
klarzustellen, dass Bonuszahlungen Teil der In-
vestitionskosten sind und ihre Gewährung nicht 
zur Rückzahlung von Fördermitteln führt.  

• der öffentlichen Hand die Möglichkeit zur Nut-
zung von Zielpreissystemen zu eröffnen. 

  

http://www.publications.parlia-
ment.uk/pa/cm201314/cmhansrd/cm130716/wmstext/
130716m0001.htm [abgerufen am 16.06.2015]. 
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4.4 Konfliktlösung 

Streitigkeiten zwischen Auftraggebern und Auftragneh-
mern sind durch lange Gerichtsverfahren, Unsicherheit des 
Prozessausgangs und hohe Kosten bei in der Regel stets 
erforderlichen Sachverständigengutachten gekennzeich-
net.100 Die Lösung von Konflikten im Baubereich erfolgt in 
Deutschland größtenteils über die staatliche Gerichtsbar-
keit. Im Rahmen einer Umfrage des Deutschen Bauge-
richtstags e.V. über die Erfahrungen bei der Bewältigung 
von Streitfällen bei Bauprojekten gaben 94 % der etwa 
240 teilnehmenden Auftraggeber und 95 % der ebenfalls 
etwa 240 teilnehmenden Auftragnehmer von Bauleistun-
gen an, an Klageverfahren beteiligt gewesen zu sein.101 So-
weit an den Gerichten keine Kammern für Baustreitigkei-
ten gebildet sind, fehlt oftmals die Erfahrung mit Baupro-
zessen. Dabei ist insbesondere die lange Prozessdauer bei 
hohem Kostendruck eine Belastung für die Bauwirt-
schaft.102 Gerichtliche Streitigkeiten über die Vergütung o-
der über Schadensersatzansprüche bei Bauwerkverträgen 
sowie Architekten- und Ingenieurverträgen dauern zwi-
schen sechs und 45 Monaten, in Extremfällen bis zu 120 
Monaten, mit einer Häufung bei einem Durchschnitt von 
14 Monaten bis zu 30 Monaten.103 Die Verfahren sind für 
die Beteiligten oftmals besonders teuer, insbesondere auch 
wegen der Verzugsschäden. Zeitaufwand und Kosten sind 
unter anderem den durch Sachverständige zu entscheiden-
den technischen und baubetrieblichen Problemen geschul-
det.104 Öffentliche Bauherren sollten daher im Projekt so-
wohl interne als auch externe Konfliktlösungsmechanis-
men verankern. Streitigkeiten sollten frühzeitig geklärt 
werden, um den Einfluss auf die Fortführung der Baumaß-
nahme möglichst gering zu halten.  

Interne Konfliktlösungsmechanismen sehen in der Regel 
mehrere Eskalationsstufen auf unterschiedlichen Ebenen 
vor. Kommen die Parteien auf einer Ebene zu keinem Er-
gebnis, wird die nächsthöhere Ebene mit der Frage befasst. 

                                                                        
100  Ax/Schneider (Hrsg.), Außergerichtliche Streitbeilegung 

im Bauwesen: Kommentierung, Beispiele, Praxishinweise, 
S. 15; Siehe auch Spang/Riemann, Abschlussbericht zum 
Forschungsprojekt Partnerschaftliche Projektabwicklung 
bei Infrastrukturprojekten zwischen Auftraggeber und 
Auftragnehmer, S. 163. 

101  Gralla/Sundermeier, BauR 2007, 1961, 1963. 

Entscheidend ist, dass sich alle Beteiligten zu Projektbe-
ginn auf das Verfahren einigen und die jeweils zu befassen-
den Stellen konkret benennen.  

Für den Fall, dass ein Konflikt intern nicht beigelegt wer-
den kann, sollte der Bauherr mit den Beteiligten – im Rah-
men der bestehenden rechtlichen Möglichkeiten und ohne 
ein gerichtliches Verfahren auszuschließen – ein externes 
Streitbeilegungsverfahren vereinbaren. Solche Verfahren 
können Transaktionskosten und Zeitaufwand erheblich re-
duzieren, werden in Deutschland im Rahmen von Baupro-
jekten der öffentlichen Hand jedoch selten genutzt.  

Außergerichtliche Streitbeilegungsmethoden können auch 
von öffentlichen Auftraggebern rechtlich zulässig verein-
bart werden. Der Justizgewährungsanspruch (Art. 2 Abs. 1 
i. V. m. Art. 20 GG) ist gewahrt, soweit gegen Entscheidun-
gen in der außergerichtlichen Streitbeilegung der Zugang 
zu staatlichen Gerichten offen bleibt. Vertragsänderungen 
oder Vergleiche, die mit einer Entscheidung in der außer-
gerichtlichen Streitbeilegung einhergehen, sind mit § 58 
BHO vereinbar, wenn sie wirtschaftlich und zweckmäßig 
sind. Je größer ein Auftrag ist, desto eher sind hierbei die 
Kosten der außergerichtlichen Streitbeilegung gerechtfer-
tigt.  

Die für den Bau wesentlichen externen Mechanismen der 
außergerichtlichen Streitbeilegung sind die Mediation, das 
Schlichtungsverfahren, die Adjudikation, das Schiedsgut-
achten sowie das Schiedsgericht. 

Mediation. Die Mediation ist in Deutschland seit 2012 
durch das Mediationsgesetz (MediationsG) gesetzlich gere-
gelt, welches die Richtlinie 2008/52/EG umsetzt. Die Me-
diation ist ein strukturiertes Konfliktlösungsverfahren, in 
dem die Parteien auf freiwilliger Basis mithilfe eines oder 
mehrerer Mediatoren versuchen, eine einvernehmliche 
Konfliktregelung auszuarbeiten. Bei einem Mediator han-
delt es sich um eine unabhängige, neutrale Person, deren 
Rolle sich darauf beschränkt, das Verfahren zu leiten sowie 

102  Teubner Oberheim, Endbericht des Projekts „Construction 
Adjudication in England – ein Vorbild für baurechtliche 
Konfliktlösung in Deutschland?“, S. 2.  

103  Diederichs, NZBau 2004, 490, 492. 
104  In über 90 % aller Fälle finden Sachverständigengutach-

ten unmittelbar Eingang in die Entscheidung des Gerichts, 
vgl. Diederichs, NZBau 2004, 490, 491. 
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die Kommunikation und eine selbsterarbeite einvernehm-
liche Einigung zwischen den Parteien zu fördern. Insbe-
sondere ist der Mediator nicht an der inhaltlichen Ausge-
staltung einer Einigung beteiligt. Diese obliegt den Par-
teien als Ausdruck ihrer Eigenverantwortlichkeit. 

Schlichtung. Wie auch die Mediation ist die Schlichtung 
ein freiwilliges Konfliktlösungsverfahren. Ziel ist es, eine 
einvernehmliche Konfliktregelung zwischen den Parteien 
zu erwirken. Im Gegensatz zur Mediation ist der Schlichter 
jedoch angehalten, eigene Lösungsvorschläge zu unter-
breiten, sofern die Parteien hierzu nicht im Stande sind. 
Ein Entscheidungsvorschlag des Schlichters (Schlichter-
spruch) ist für die Parteien nicht zwingend verbindlich. Ein 
bekanntes Beispiel im Baubereich sind die Schlichtungs-
ausschüsse der Architektenkammern. 

Adjudikation. Die Adjudikation ist eine Streitbeilegungs-
form, bei der ein neutraler, sachverständiger Experte (Ad-
judikator) eine zumindest vorläufig bindende Entschei-
dung herbeiführt. Sowohl rechtliche als auch tatsächliche 
Streitfragen sind von der Entscheidungskompetenz des 
Adjudikators erfasst. Ebenso obliegt diesem die Sachver-
haltsermittlung. Um eine schnelle Entscheidung zu ge-
währleisten, ist die Verfahrensdauer kurz, Fristen sind 
dementsprechend knapp bemessen. Die in einem Adjudi-
kationsverfahren ergehende Entscheidung ist für die Par-
teien bindend, solange nicht mindestens eine Partei dieser 
widerspricht und ein streitiges Gerichtsverfahren einleitet. 
In einem solchen Gerichtsverfahren erfolgt eine eigenstän-
dige Entscheidung in der Sache. Die Adjudikations-Ent-
scheidung ist somit nicht Streitgegenstand, kann aber 
durch Urteil oder Vergleich substituiert werden. 

Schiedsgutachten. Das Schiedsgutachten führt eine ver-
bindliche Streitentscheidung über einzelne Aspekte einer 
rechtlichen oder tatsächlichen Streitfrage durch einen 
neutralen, unabhängigen Sachverständigen herbei. Voraus-
setzung ist eine zwischen den Parteien abgeschlossene 
Schiedsgutachtenvereinbarung. Die Entscheidung eines 
umfassenden Rechtsstreits und sich hieraus ergebender 

                                                                        
105  Spang/Riemann, Abschlussbericht zum Forschungspro-

jekt Partnerschaftliche Projektabwicklung bei Infra-struk-
turprojekten zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer, 
S. 191. 

Rechtsfolgen ist nicht Aufgabe des Gutachters. Schiedsgut-
achten unterliegen einer eingeschränkten Überprüfung 
staatlicher Gerichte und können unter bestimmten Voraus-
setzungen für unverbindlich erklärt werden. 

 

Abbildung 6:  Schaubild alternative Streitbeilegungsinstrumente (angelehnt 
an Spang/Riemann) 105 

Schiedsgericht. Schiedsgerichte sind nichtstaatliche, pri-
vate Gerichte, deren Kompetenz zur Streitbeilegung durch 
eine zwischen den Parteien bestehende Schiedsvereinba-
rung begründet wird. Durch die Schiedsvereinbarung wird 
für die Parteien der Rechtsweg vor staatlichen Gerichten 
ausgeschlossen. Üblicherweise besteht ein Schiedsgericht 
aus einem oder drei Schiedsrichtern, deren Anzahl und Be-
nennung durch die Parteien bestimmt wird. Es ist zwi-
schen Ad-hoc- und institutionellen Schiedsverfahren zu 
unterscheiden. Ad-hoc-Verfahren unterliegen in ihrer Aus-
gestaltung der Parteiautonomie, in institutionellen Verfah-
ren ist der Ablauf durch die Regeln der von den Parteien 
vereinbarten Schieds-institutionen geregelt. Ein in einem 
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Schiedsverfahren ergangener Schiedsspruch ist rechtsver-
bindlich und vollstreckbar. Dieser wird von staatlichen Ge-
richten lediglich noch auf grobe Verfahrensverstöße und 
inhaltlich nur auf Verstöße gegen den ordre public über-
prüft. Im Unterschied zu staatlichen Verfahren sind 
Schiedsverfahren zudem von der Öffentlichkeit ausge-
schlossen und auf eine Instanz beschränkt.  

Die im Rahmen des Forschungsprojekts „Partnerschaftli-
che Projektabwicklung bei Infrastrukturprojekten zwi-
schen Auftraggeber und Auftragnehmer“ der Universität 
Kassel erarbeitete Leitlinie zu Modulen einer partner-
schaftlichen Zusammenarbeit unterteilt die verschiedenen 
Konfliktlösungsmechanismen nach der Intensität des Ein-
bezugs Dritter: Sie unterscheidet zwischen Konfliktlösung 
durch „eigenständiges Verhandeln“, Konfliktlösung „mit 
Hilfe von Dritten“ sowie Konfliktlösung „durch Dritte“. Sie 
kombiniert diese Modelle in einem 3-Phasen-Modell. Dabei 
sind alle Phasen selbständig auf eine Lösung des entstan-
denen Konflikts ausgerichtet. Ist eine Konfliktlösung inner-
halb einer Phase nicht möglich, wird die nächste Phase ein-
geleitet. Innerhalb der ersten Phase erfolgt eine interne 
Konfliktlösung durch Gespräche auf operativer bzw. stra-
tegischer Ebene des Projekts. Sollten diese keine Lösung 
herbeiführen, wird mit der zweiten Phase ein Schlich-
tungsverfahren eingeleitet. Sollte durch die Schlichtung 
wiederum kein von beiden Seiten akzeptiertes Ergebnis 
erreicht werden, steht beiden Parteien der Gang vor ein 
ordentliches Gericht zur endgültigen Klärung offen. Dieser 
phasenweise Aufbau des Streitlösungsmechanismus stellt 
damit den partnerschaftlichen Grundgedanken in den Vor-
dergrund. Denn die ersten beiden Phasen der Konfliktlö-
sung sind auf den Dialog und eine einvernehmliche Lösung 
zwischen den Partnern ausgerichtet. Ein weiteres Beispiel 
für einen phasenweisen Streitbeilegungsmechanismus ent-
halten die Regelungsvorschläge der Streitlösungsordnung 
für das Bauwesen (SL Bau) der Deutschen Gesellschaft für 
Baurecht e.V. und des Deutschen Beton- und Bautechnik-

Vereins e.V. Deren Anwendung kann, soweit sie im Einzel-
fall geeignet sind, individuell und modulweise zwischen 
den Vertragsparteien vereinbart werden. 

Handlungsempfehlungen 

Dem Bauherrn wird empfohlen, 

• bei Großprojekten in den Verträgen mit den Pro-
jektbeteiligten sowohl einen internen als auch ei-
nen externen Konfliktlösungsmechanismus zu 
verankern. 

Der öffentlichen Hand wird empfohlen,  

• rechtliche Hemmnisse für die öffentliche Hand 
bei der Vereinbarung und Durchführung exter-
ner Streitbeilegungsverfahren – auch soweit sie 
verfassungsrechtlich verbürgte Rechtsschutzge-
währleistungen betreffen – zu identifizieren und 
ggf. zu beseitigen. 

• im Anschluss daran zu prüfen, inwieweit im Rah-
men von § 18 Abs. 3 VOB/B zukünftig die Durch-
führung außergerichtlicher Streitbeilegungsver-
fahren bereits dann vorgesehen werden kann, 
wenn nur eine Partei dieses fordert bzw. 
wünscht.  

• für die Ausgestaltung externer Konfliktlösungs-
mechanismen Verfahrensordnungen für Media-
tion und Adjudikation zur Verfügung zu stellen, 
aus denen öffentliche Bauherren dann die jeweils 
geeigneten Instrumente auswählen können.  

• Pilotprojekte in den Bereichen Hochbau und Inf-
rastruktur zur partnerschaftlichen Zusammenar-
beit durchzuführen, in denen die Handlungsemp-
fehlungen zur partnerschaftlichen Projektzusam-
menarbeit erprobt werden. Auf Basis der Pilot-
projekte sollten ein Leitfaden für die partner-
schaftliche Zusammenarbeit und Musterverträge 
erstellt werden. 
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5 Bürgerbeteiligung 

Die angemessene Beteiligung der Öffentlichkeit spielt eine 
wichtige Rolle bei der Realisierung von Großprojekten. 
Denn die Bürgerinnen und Bürger fordern eine Beteiligung 
immer stärker ein. Erfahrungsbeispiele zeigen, dass be-
reits eine intransparente Informationsvermittlung öffentli-
chen Widerstand hervorrufen kann. Wenn dieser Fall ein-
tritt, kann ein Projekt in der Regel nicht mehr kosten- und 
termingerecht realisiert werden. Damit stellen Bürgerpro-
teste für die Projektverantwortlichen ein hohes Zeit- und 
Kostenrisiko dar. Zeitpunkt, Umfang, Medien und Inhalt 
der Kommunikation mit der Öffentlichkeit müssen daher 
sorgfältig gewählt und abgewogen werden.  

Defizite 

Die Informationsvermittlung ist häufig mangelhaft, weil 
Kosten in der Regel zu niedrig und Risiken gar nicht kom-
muniziert werden. Zudem sind Planungen und Kostener-
mittlungen für Außenstehende häufig nicht nachvollzieh-
bar.106 So wird das Misstrauen der Öffentlichkeit gestei-
gert, wenn in frühen Projektphasen Angaben zum Zeit- 
und Kostenrahmen getätigt werden, die im Zuge des Pro-
jektfortschritts deutlich und zum Teil mehrfach korrigiert 
werden müssen.  

Weiterhin werden der Nutzen und die Auswirkungen von 
Bauprojekten der Öffentlichkeit häufig nicht oder nicht 
ausreichend kommuniziert. In den vergangen Jahren hat 
sich in diesem Zusammenhang der Anspruch der Gesell-
schaft verändert. Zu einem verstärkten Bewusstsein, bei-
spielsweise von Umweltproblemen, kommt der Wille zur 
Mitsprache, zur Einflussnahme und zum Dialog. Dies erfor-
dert, dass sich auch die Art und Weise der Kommunikation 
mit der Öffentlichkeit ändert. Eine reine Auslegung von In-
formationen in einer „Ein-Weg-Kommunikation“ reicht 
nicht mehr aus, um die Ansprüche der Bürgerinnen und 
Bürger zu befriedigen.  

Eine von der Öffentlichkeit und den Medien als mangelhaft 
wahrgenommene Transparenz bei der Entwicklung von 

                                                                        
106  Siehe z. B. Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in 

der Verwaltung, Gutachten über das Kostenmanagement 
im Bundesfernstraßenbau. 

Stuttgart 21 führte z. B. zur Entstehung einer immer stär-
ker werdenden Opposition. Gleiches gilt auch für die Lyon-
Turin Hochgeschwindigkeitsstrecke in Italien. In beiden 
Fällen kam es zu heftigen Protesten und schließlich sogar 
zu gewaltsamen Auseinandersetzungen mit der Polizei. 
Erst dann wurde ein offizieller Schlichtungsprozesses un-
ter aktiver Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt: in 
Stuttgart eine Schlichtung und abschließende Volksabstim-
mung, in Italien ein Beteiligungsverfahren. Auch wenn 
hierdurch nicht alle Probleme beseitigt werden konnten 
und weiterhin Projektgegner existieren, können beide Pro-
jekte zumindest weitergeführt werden. 

Allerdings ist zu berücksichtigen, dass auch vollständige 
Projekttransparenz mit Blick auf Akteure, Auftrags- und 
Bauvolumen, Kostenentwicklung, Gutachten etc. keine Ga-
rantie dafür sind, Bürgerprotesten vorzubeugen. Auch bei 
umfänglicher Einbeziehung der Öffentlichkeit ist nicht aus-
geschlossen, dass sich Teile der Öffentlichkeit trotzdem 
nicht hinreichend in die Projektplanung einbezogen oder 
zumindest informiert fühlen.  

Lösungsansätze 

Um in der Öffentlichkeit eine nachhaltige Akzeptanz von 
Großprojekten zu erreichen, ist eine zielgerichtete und 
transparente Informations- und Beteiligungspolitik im 
Hinblick auf das Projekt selbst, aber auch die Kosten, Risi-
ken und deren Finanzierung unabdingbar.  

Im Jahr 2012 publizierte das BMVI dazu das „Handbuch für 
eine gute Bürgerbeteiligung“ bei der Planung von Großvor-
haben im Verkehrssektor.107 Dieses Handbuch beschreibt 
ausführlich, wann und wie die Öffentlichkeit in die Planung 
und Realisierung von großen Infrastrukturprojekten ein-
gebunden werden sollte. Es setzt auf eine frühzeitige, of-
fene und kontinuierliche Beteiligung und enthält Vor-
schläge für Instrumente und Maßnahmen, mit denen die 
bereits auf jeder Planungsstufe bestehende gesetzliche Be-
teiligung um informelle Maßnahmen ergänzt werden kann. 
Welche Instrumente zum Einsatz kommen, ist vom Einzel-

107  Bundesministerium für Verkehr und Digitale Infrastruk-
tur (Hrsg), Handbuch für eine gute Bürgerbeteiligung. Pla-
nung von Großvorhaben im Verkehrssektor.  
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fall abhängig und muss projektbezogen entschieden wer-
den. Dabei gilt: je konfliktträchtiger ein Vorhaben ist, desto 
mehr Bürgerbeteiligung ist erforderlich. Viele Inhalte sind 
auch auf Hochbauprojekte übertragbar.  

Hinweise zur Organisation der Bürgerbeteiligung bei Infra-
strukturprojekten enthalten auch die zum Januar 2015 ak-
tualisierte VDI-Richtlinie 7000 „Frühe Öffentlichkeitsbetei-
ligung bei Industrie- und Infrastrukturprojekten“ und die 
im März 2014 in Kraft getretene VDI-Richtlinie 7001 
„Kommunikation und Öffentlichkeitsbeteiligung bei Pla-
nung und Bau von Infrastrukturprojekten“. Für Projekte 
im kommunalen Kontext ist auch das Arbeitspapier des 
Deutschen Städtetages zur „Beteiligungskultur in der inte-
grierten Stadtentwicklung“ hilfreich.108 

Bürgerbeteiligung kann nur erfolgreich sein, wenn die Pro-
jektverantwortlichen sie als Chance und nicht als Gefahr 
verstehen. Dies setzt bei allen Beteiligten die Bereitschaft 
zu konstruktivem Dialog und persönliche Verlässlichkeit 
voraus.  

Eine gute Bürgerbeteiligung beginnt zu einem Zeitpunkt, 
in dem noch Entscheidungsspielräume bestehen. Bei gro-
ßen Infrastrukturprojekten ist der Beginn der Bürgerbetei-
ligung in der Regel vor Einleitung des Raumordnungsver-
fahrens sinnvoll. Eine offene und transparente Bereitstel-
lung aller Informationen trägt zu einem besseren Projekt-
verständnis bei; die Offenheit für neue Lösungen kann hel-
fen, das Projekt durch Bürgervorschläge zu optimieren. 
Das bedeutet aber auch, dass die bestehenden Entschei-
dungsspielräume von Anfang an deutlich gemacht werden 
müssen. Der Bauherr muss nachvollziehbar darlegen, 
wann welche Entscheidungen getroffen werden, dass sich 
Entscheidungsspielräume verringern und über welche 
Fragen mit den Bürgerinnen und Bürgern diskutiert wer-
den kann. Gerade in einem fortgeschrittenen Stadium ei-
nes Verfahrens muss klar gesagt werden, inwieweit noch 
Einflussmöglichkeiten auf Vorfestlegungen bestehen. 

Der Bauherr sollte frühzeitig ein Konzept erstellen, das so-
wohl eine Prozessarchitektur für die Beteiligung der von 

                                                                        
108 Deutscher Städtetag (Hrsg.), Beteiligungskultur in der in-

tegrierten Stadtentwicklung. Arbeitspapier der Arbeits-
gruppe Bürgerbeteiligung des Deutschen Städtetages, Zu-

dem Projekt berührten Akteure enthält als auch eine Kom-
munikationsstrategie für die breitere Öffentlichkeit. Auch 
Planungswettbewerbe können einen Beitrag zur Informa-
tion der Öffentlichkeit leisten. 

Mit Blick auf die hier im Vordergrund stehende Kosten- 
und Terminsicherheit muss der Bauherr auch frühzeitig 
entscheiden, wann und wie er die voraussichtlichen Pro-
jektkosten und den voraussichtlichen Fertigstellungster-
min veröffentlicht.  

Eine „erste Zahl“ zu den voraussichtlichen Projektkosten 
sollte der Bauherr erst veröffentlichen, wenn er über hin-
reichend belastbare Planungsgrundlagen verfügt. Er muss 
dabei gegenüber der Öffentlichkeit deutlich machen, dass 
es sich bei den angegebenen Kosten und Risiken lediglich 
um grobe Anhaltspunkte und sich noch entwickelnde Grö-
ßen handelt. Er sollte die Prognosegenauigkeit kommuni-
zieren. Konkretere Aussagen zu voraussichtlichen Kosten 
und Risiken können erst nach Vorliegen der Entwurfspla-
nung getroffen und veröffentlicht werden.  

Die Gesamtprojektdokumentation nach Abschluss der Aus-
führungsplanung sollte die vollständige Planung ein-
schließlich der Kostenanschläge und Risiken enthalten und 
in wesentlichen Teilen veröffentlicht werden. An diesen 
Zahlen muss sich der Bauherr im Rahmen der Projektreali-
sierung messen lassen.  

Es ist wichtig, die Öffentlichkeit kontinuierlich über die 
Projektentwicklung, Kosten, Risiken und Zeitplanung zu 
informieren, so dass sie sich auch bei langen Planungs- 
und Realisierungszeiträumen immer über Sachstand und 
ggf. Beteiligungsschritte informieren kann. Die wichtigen 
Risiken sollten der Öffentlichkeit auch dann bekannt sein, 
wenn sie nicht im Haushalt stehen. Das gilt auch für Preis-
steigerungen infolge der oft langen Planungs- und Bauzei-
ten.  

Wenn Kostensteigerungen oder Zeitverzögerungen eintre-
ten, ist zu empfehlen, dass der Bauherr hierfür die Ursa-
chen offen benennt. Bisher werden die Gründe für Kosten-

griff: http://www.staedtetag.de/imperia/md/con-
tent/dst/veroeffentlichungen/mat/mat_beteiligungskul-
tur_2013_web.pdf [abgerufen am 08.06.2015]. 
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steigerungen und Fertigstellungsverschiebungen gegen-
über der Öffentlichkeit meist nicht konkret benannt. Dar-
über hinaus ist es sinnvoll, den Einfluss der Politik, insbe-
sondere bei bereits weit vorangeschrittenen Projekten, 
deutlich aufzuzeigen. Alle Veränderungswünsche sollten 
im Rahmen des Änderungsmanagements detailliert hin-
sichtlich aller entstehenden Konsequenzen und Risikopo-
tentiale bewertet werden.109 Wenn Änderungen geneh-
migt werden, sollten sie dokumentiert und einschließlich 
ihrer Auswirkungen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden. Nur so besteht die Chance, nicht konsequent 
durchgeprüfte Projektänderungen zu verhindern.  

 

 

Handlungsempfehlungen 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• eine frühzeitige, offene und kontinuierliche Bür-
gerbeteiligung durchzuführen, z. B. entsprechend 
den Vorschlägen des Handbuchs für eine gute 
Bürgerbeteiligung des BMVI.  

• frühzeitig, d.h. bereits zu Beginn der Planungen 
mit der Information und Beteiligung der Öffent-
lichkeit zu beginnen, das heißt dann, wenn noch 
echte Entscheidungsspielräume bestehen.  

• die erste Zahl zu den Projektkosten (einschl. Risi-
kokosten) gegenüber der Öffentlichkeit erst dann 
zu kommunizieren, wenn hinreichend belastbare 
Planungsgrundlagen vorliegen.  

• der Öffentlichkeit regelmäßig über Kosten, Ter-
mine, Projektänderungen und Risiken offen, 
transparent und allgemein verständlich zu be-
richten.  

• wichtige Risiken gegenüber der Öffentlichkeit 
auch dann zu kommunizieren, wenn sie nicht im 
Haushalt veranschlagt werden. Das gleiche gilt 
für Preissteigerungen infolge der oft langen Pla-
nungs- und Bauzeiten. 

• kontinuierlich die Beteiligung der Öffentlichkeit 
aufrecht zu erhalten. 

                                                                        
109  Siehe Kapitel „Projektmanagement“.  
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6 Projektorganisation und Finanzierung  

Mit der Projektorganisation erfolgen grundlegende Wei-
chenstellungen für die Projektabläufe und damit auch für 
die Kosten- und Terminsicherheit von Großprojekten. Die 
Projektorganisation muss geeignet sein, Schlüsselelemente 
für eine kosten- und termingerechte Realisierung wie z. B. 
eine teamorientierte und abgestimmte Planung, Risikoma-
nagement und eine partnerschaftliche Zusammenarbeit, in 
die Praxis umzusetzen. Voraussetzungen für eine in die-
sem Sinne effiziente Projektorganisation sind:  

• Auf Basis einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung muss 
der Bauherr ein passendes Beschaffungsmodell für 
das Projekt auswählen. Das Beschaffungsmodell legt 
fest, welche Leistungen von öffentlicher und welche 
von privater Seite erbracht werden sollen. In Betracht 
kommen insbesondere eine Realisierung durch die öf-
fentliche Hand – mit Teil- und Fachlosvergabe oder 
durch Beauftragung eines Generalübernehmers oder 
Generalunternehmers – oder eine Realisierung als 
ÖPP-Modell (siehe unter 6.1).  

• Für das Projekt muss – abhängig vom Beschaffungs-
modell – eine effiziente Organisationsstruktur ge-
schaffen werden, die gewährleistet, dass die Verant-
wortlichkeiten aller am Projekt Beteiligten klar gere-
gelt sind, Entscheidungen zeitnah getroffen werden 
und eine ausreichende Kontrolle stattfindet. Dabei 
muss auch die Tatsache berücksichtigt werden, dass 
die Finanzierung durch ihre ökonomischen Anreiz- 
und Steuerungsfunktionen zur Kosten- und Terminsi-
cherheit einen erheblichen Beitrag leisten kann (siehe 
unter 6.2).  

6.1 Beschaffungsmodell  

Im Rahmen der Projektvorbereitung muss der öffentliche 
Bauherr auf Basis einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
darüber entscheiden, mit welchem Beschaffungsmodell 
das Bauvorhaben kosten- und terminsicher organisiert 
werden kann. Er muss festlegen, ob er Planung, Realisie-
rung und Betrieb des Projekts in Eigenregie erbringt oder 
ob er ein Beschaffungsmodell wählt, bei dem bestimmte 
Leistungen auf einen privaten Unternehmer übertragen 
werden. Das Beschaffungsmodell eines Projekts legt damit 

fest, welche Leistungen von öffentlicher und welche von 
privater Seite erbracht werden.  

Die verschiedenen Beschaffungsmodelle unterscheiden 
sich nach der Verteilung von Aufgaben und Verantwort-
lichkeiten zwischen den Projektbeteiligten in den einzel-
nen Wertschöpfungsstufen (Planung, Bau, Betrieb, Finan-
zierung, Verwertung). Beispiele sind verschiedene Formen 
von öffentlich-privaten Partnerschaften und die konventi-
onelle Projektrealisierung durch die öffentliche Hand, wo-
bei hier zwischen Teil- und Fachlosvergabe und der Beauf-
tragung eines Generalunternehmers oder eines General-
übernehmers zu unterscheiden ist. Im Hochbaubereich 
kommen auch Anmietung, Kauf, Leasing und Mietkauf in 
Betracht.  

Im Rahmen der Auswahl des Beschaffungsmodells muss 
die öffentliche Hand insbesondere auch darüber entschei-
den, ob das Projekt als ÖPP-Modell realisiert werden soll. 
In einem ÖPP-Projekt werden typischerweise mehrere 
Stufen der Wertschöpfungskette vertraglich auf einen pri-
vaten Partner übertragen, der im Rahmen der Projektab-
wicklung auch Risiken aus den Bereichen Planung, Bau, 
Betrieb, Finanzierung und / oder Erhaltung trägt. Im Falle 
eines vollständigen ÖPP-Beschaffungsmodells mit Integra-
tion aller Wertschöpfungsstufen, wie z.B. im Bundesfern-
straßenbau, ergeben sich folgende Strukturmerkmale: 

• Die Entwurfsplanung erfolgt durch die öffentliche 
Hand oder mit deren Vorgaben durch private Ingeni-
eur- oder Architekturbüros. Die Ausführungsplanung 
wird üblicherweise einem privaten Partner übertra-
gen. Im Bereich des Hochbaus können zusätzlich auch 
schon die Entwurfs- und Genehmigungsplanung auf 
den privaten Partner übertragen werden. Dieser trägt 
dann das Genehmigungsrisiko für das Projekt.  

• Die öffentliche Hand beauftragt eine Projektgesell-
schaft mit der Abwicklung des Projektes über alle 
Wertschöpfungsstufen: (Ausführungs-)Planung, Bau, 
Betrieb, Erhaltung und (anteilige) Finanzierung. Das 
Projekt wird vollumfänglich von der Projektgesell-
schaft gesteuert. 
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• Die private Finanzierung sorgt für einen von den Kapi-
talgebern kontrollierten Bauablauf und setzt ökono-
mische Anreize für Kosten- und Terminsicherheit. 

• Durch die Integration von Planung und Bau kommt es 
zu einer engen Abstimmung der Betriebs- und Erhal-
tungserfordernisse mit dem Bau. Die öffentliche Seite 
überwacht die Vertragserfüllung.  

• Die Vergütung für Leistungserstellung und Risiko-
übernahme erfolgt aus Haushaltsmitteln (Steuereinah-
men, Kreditfinanzierung), Einnahmen oder Eigenmit-
teln. Ein Vertrag ist Basis für die Veranschlagung im 
Haushalt.  

• Die Verwertung der Einrichtungen am Ende ihrer Nut-
zungsdauer wird durch den öffentlichen Eigentümer 
gesteuert.  

• Damit übernehmen die privaten Auftragnehmer die 
Koordination und Steuerung der Schnittstellen insbe-
sondere zwischen den Gewerken bei Bau und Betrieb.  

• Die klare Aufgaben- und Risikoverteilung zwischen öf-
fentlicher Hand und den privaten Auftragnehmern 
sorgt für eine klar geregelte Zusammenarbeit und ein 
aktives Risikomanagement.  

Defizite  

Die Entscheidung über die Frage, ob ein Projekt teilweise 
oder vollständig von der öffentlichen Hand realisiert wer-
den soll oder ob Leistungen an die Privatwirtschaft über-
tragen werden, bedarf einer intensiven Befassung des öf-
fentlichen Auftraggebers mit dem Projekt. Öffentliche Bau-
herren legen auf die Auswahl des geeigneten Beschaf-
fungsmodells jedoch nicht immer ausreichendes Gewicht. 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen werden nicht immer 
durchgeführt.  

                                                                        
110  Vgl. § 7 Bundeshaushaltsordnung (BHO). 
111  Vgl. Arbeitsanleitung Einführung in Wirtschaftlichkeits-

untersuchungen, Rundschreiben des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 12.01.2011 (II A 3 - H 1012-
10/08/10004), geändert durch Rundschreiben vom 
20.12.2013. 

Lösungsvorschläge  

Instrument für die Auswahl des Beschaffungsmodells ist 
die nach § 7 Abs. 2 BHO für jedwede finanzielle Maßnahme 
vorgesehene Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. Sie ist für 
alle finanzwirksamen Maßnahmen verpflichtend vorgese-
hen.110 Auf sie sollte bei keinem Projekt verzichtet werden.  

Bei der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung handelt es sich 
um die Analyse unterschiedlicher Beschaffungsvarianten. 
Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ist damit ein zentra-
ler Baustein im öffentlichen Beschaffungsprozess. Sie hat 
drei wesentliche Aufgaben:  

• Entwicklungsinstrument, um geeignete Projekt-
strukturen (Zuschnitt, Projektvolumen, Anschubfinan-
zierung) zu entwickeln. 

• Entscheidungsinstrument, um eine Entscheidungs-
grundlage für oder gegen ein Beschaffungsmodell zu 
erhalten und im Vergabeverfahren einen Vergleich 
zwischen dem öffentlichen Kostenansatz und dem An-
gebot des wirtschaftlichsten Bieters für die Zu-
schlagserteilung zu erhalten. 

• Managementinstrument für den öffentlichen Auf-
traggeber, das einerseits die Anforderungen an das öf-
fentliche Projektmanagement definiert, gleichzeitig 
aber auch eine Kontrolle der Bauzeiten, die Einhaltung 
von Qualitäten und eine Verknüpfung von Auszahlun-
gen an das Erreichen von Meilensteinen ermöglicht.  

Für die Durchführung von Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen enthalten der BMF-Leitfaden „Einführung in Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen“,111 der „Leitfaden WU 
Hochbau“112 des ehemaligen BMVBS, der Leitfaden Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-Projekten113 und 
der Leitfaden Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen für die 

112  Vgl. Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur (Hrsg.), Leitfaden Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen (WU) bei der Vorbereitung von Hochbaumaß-
nahmen des Bundes. 

113  Leitfaden Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-
Projekten, Rundschreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 20.08.2007 (II A 3 - H 1000/06/0003). 
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Vergabe der Betreibermodelle nach dem A-Modell im Bun-
desautobahnbau114 detaillierte Hinweise. 

Da die Eignung verschiedener Beschaffungsvarianten pro-
jektspezifisch beurteilt werden muss, sehen die einschlägi-
gen Leitfäden zunächst einen qualitativen Eignungstest 
vor. Mit diesem wird die grundsätzliche Eignung einer ge-
planten Maßnahme für die Realisierung im Rahmen einer 
bestimmten Beschaffungsvariante überprüft. Im Zentrum 
des Eignungstestes stehen die Ermittlung, Definition und 
Bewertung qualitativer Ausschluss- und Eignungskrite-
rien, wie zum Beispiel Projektvolumen, Wettbewerbssitua-
tion, rechtliche und politische Rahmenbedingungen, För-
dermitteleinbindung, Risikoallokation oder gesamtwirt-
schaftliche Effekte. 

Ziel ist es einerseits für die weitere Projektentwicklung ge-
eignete Beschaffungsvarianten zu identifizieren. Der Eig-
nungstest erfüllt hier eine wichtige Filterfunktion zur Si-
cherstellung der Effizienz der Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung: nur geeignete und in der Praxis realisierbare Be-
schaffungsmodelle werden einer aufwändigen quantitati-
ven Analyse unterzogen. Andererseits soll der Eignungs-
test auch schon Hinweise für die konkrete Ausgestaltung 
des Beschaffungsmodells im Sinne einer erfolgreichen Pro-
jektrealisierung generieren.  

Im Rahmen der weiteren vertiefenden Wirtschaftlichkeits-
untersuchung werden auch alle Folgekosten eines Projek-
tes über den gesamten Lebenszyklus sowie die Projektrisi-
ken berücksichtigt. Auch die Kompetenzen und Ressour-
cen der öffentlichen Hand sowie Chancen und Gefahren 
aus einer Aufgabentätigkeit sollten berücksichtigt und ab-
gewogen werden.  

Für die Entscheidung über das Beschaffungsmodell wird 
ein Vergleich mit der konventionellen Beschaffungsvari-
ante angestellt. Dazu wird als Benchmark ein hypotheti-
scher Vergleichsfall einer Realisierung durch die öffentli-
che Hand berechnet, der sogenannte Public Sector Compa-
rator (PSC),115 der die Kosten und Risiken einer staatlichen 

                                                                        
114  Vgl. BMVBS (Auftraggeber, 2008), Leitfaden für Wirt-

schaftlichkeitsuntersuchungen für die Vergabe der Betrei-
bermodelle nach dem A-Modell im Bundesautobahnbau. 

115  Unter „Public Sector Comparator“ versteht man das voll-
ständig quantifizierte konventionelle Referenzprojekt, 

Realisierung abbildet. Für einen realistischen Vergleich ist 
sicherzustellen, dass auch bei einer konventionellen Reali-
sierung durch den öffentlichen Bauherrn von realistischen 
Annahmen hinsichtlich der Ressourcen und Möglichkeiten 
der öffentlichen Verwaltung ausgegangen wird. Zudem 
sollte sichergestellt sein, dass die Entscheidung über das 
Beschaffungsmodell auf Basis einer ausreichenden Kosten- 
und Planungsgrundlage getroffen wird. Daher sollte zuvor 
eine abgeschlossene Entwurfsplanung (z. B. gemäß der 
dritten Leistungsphase der HOAI) vorliegen. Der PSC wird 
mit allen anderen Beschaffungsvarianten verglichen. 

Über diesen Vergleich wird somit für jedes Projektvorha-
ben das für die Realisierung effektivste Beschaffungsmo-
dell bestimmt. Beispielsweise wird die ÖPP-Beschaffungs-
variante nur dann ausgewählt, wenn sie gegenüber der Ei-
genrealisierung bei vergleichbarer Qualität in Planung und 
Ausführung trotz der höheren Zinsen, die auch die Risiken 
des Projekts abbilden, mindestens ebenso günstig ist wie 
die konventionelle staatliche Realisierung.  

Eine angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchung run-
det damit eine intensive und projektorientierte Vorberei-
tung ab. Damit sollte sie nicht als „notwendiges Übel“ ange-
sehen werden, sondern als sinnvolle Hilfestellung zur 
Identifizierung der richtigen Beschaffungsvariante für ein 
Projekt. 

Handlungsempfehlungen 

Den öffentlichen Bauherren wird empfohlen, 

• im Rahmen der gemäß § 7 BHO durchzuführen-
den Wirtschaftlichkeitsuntersuchung standard-
mäßig verschiedene Beschaffungsmodelle zu un-
tersuchen und dafür ausreichend Haushaltsmit-
tel bereit zu stellen. 

• ohne Wirtschaftlichkeitsuntersuchung bei Groß-
projekten keine Haushaltsmittel für die Realisie-
rung bereitzustellen. 

das als Maßstab für den Vergleich zwischen der Konventi-
onellen und einer PPP/ÖPP–Maßnahme herangezogen 
wird. 
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• über die Auswahl des Beschaffungsmodells für 
die Projektumsetzung ausschließlich auf Basis ei-
ner Wirtschaftlichkeitsuntersuchung unter Be-
rücksichtigung der Qualitätsanforderungen des 
öffentlichen Auftraggebers gemäß den Arbeitsan-
leitungen und Leitfäden des BMF, des BMUB bzw. 
den darauf basierenden sektorspezifischen Leit-
fäden116 zu entscheiden.  

• auch bei konventioneller Beschaffung die Le-
benszykluskosten zu berücksichtigen. 

• in die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung die Er-
gebnisse der Entwurfsplanung einzubeziehen, 
weil erst dann Kosten und Risiken hinreichend 
genau abgeschätzt werden können.  

 

6.2 Organisationsstruktur 

Unabhängig vom Beschaffungsmodell benötigt jedes Pro-
jekt eine effiziente Organisationsstruktur. Sie regelt die 
Prozesse und Abläufe innerhalb des Projekts. Klare Zu-
ständigkeiten, Entscheidungskompetenzen und Berichts-
wege sind hier von zentraler Bedeutung.  

ÖPP-Realisierungen sind sowohl bzgl. der Integration der 
verschiedenen Wertschöpfungsstufen und der Vertragsge-
staltung als auch bzgl. der konkreten Ausgestaltung der Fi-
nanzierung vielgestaltig.117 Private Investoren achten da-
bei zur Sicherung ihres investierten Kapitals auf Organisa-
tionsstrukturen, die eine ausreichende Mitbestimmung, 
Kontrolle, Information und Transparenz sicherstellen. Für 

                                                                        
116 Vgl. Arbeitsanleitung Einführung in Wirtschaftlichkeits-

untersuchungen, Rundschreiben des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 12.01.2011 (II A 3 - H 1012-
10/08/10004), geändert durch Rundschreiben vom 
20.12.2013; Leitfaden Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
bei PPP-Projekten, Rundschreiben des Bundesministeri-
ums der Finanzen vom 20.08.2007 (II A 3 - H 
1000/06/0003); Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung -Schreiben vom 16.07.2013-B10-
8111.1/7 K 5 zur Bekanntgabe des Leitfadens „Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen bei der Vorbereitung von 
Hochbaumaßnahmen des Bundes“; BMVBS (Auftraggeber, 
2008), Leitfaden für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 

die öffentliche Hand stehen diese Aspekte eher im Hinter-
grund. Öffentliche Finanzierer sehen sich häufig lediglich 
als Liquiditätsbereitsteller, statt stärker auf eine effiziente 
Organisationsstruktur zu achten.  

Die Festlegung einer effizienten Organisationsstruktur ist 
jedoch eine der wesentlichen Managementaufgaben des 
Bauherrn. Diese Verantwortung ist nicht delegierbar.  

Dabei sollte sich die öffentliche Hand der Tatsache be-
wusst sein, dass sie als Bereitsteller der Finanzmittel für 
eine effiziente, wirtschaftliche und sparsame Mittelver-
wendung verantwortlich ist. Das bedeutet, dass sie im Pro-
jekt Strukturen schaffen sollte, wie sie teilweise auch ein 
privater Investor einrichten würde.  

Sie sollte den leistungswirtschaftlichen Bereich (das Pro-
jekt) und die finanzwirtschaftliche Sphäre (die Finanzmit-
tel im Haushalt) nicht trennen, sondern – wie in der Privat-
wirtschaft – Finanzwirtschaft und Leistungswirtschaft 
spiegelbildlich miteinander verbinden. Jede leistungswirt-
schaftliche Aktivität wie beispielsweise die Abwicklung 
von Bauarbeiten in Großprojekten findet ihren Nieder-
schlag in Zahlungsströmen. Zeit- und Kostenüberschrei-
tungen bilden sich auch im Finanzierungsprozess ab. Um-
gekehrt sollte aber auch die finanzwirtschaftliche Seite er-
heblichen Einfluss auf eine effiziente Leistungserstellung 
haben. Die über die Liquiditätsbereitstellung hinausgehen-
den ökonomischen Funktionen der Finanzierung sollten 
daher möglichst in vollem Umfang zum Tragen kommen. 
Dazu zählen z. B. die Kostenkontrollfunktion, die Risiko-
managementfunktion, die Informations- und Transparenz-
funktion, die Mitbestimmungs- und Mittelfreigabefunktion 
sowie die Limitierungs- und Sanktionsfunktion (Schaffung 

für die Vergabe der Betreibermodelle nach dem A-Modell 
im Bundesfernstraßenbau (wird derzeit fortgeschrieben). 

117  Modelle, die bspw. Finanzierungsrisiken faktisch wieder 
auf den öffentlichen Auftraggeber zurückverlagern, lösen 
bei privaten Investoren die dargestellten Incentives nicht 
bzw. nicht in gleichem Umfang aus. Als ÖPP-Benchmark 
wird im Folgenden daher eine ÖPP-Realisierung als Inha-
bermodell mit Projektfinanzierung und optimal imple-
mentierten Partneringvereinbarungen zu Grunde gelegt. 
Bei anderen ÖPP-Gestaltungen sind die nachfolgenden 
Empfehlungen für die konventionellen Beschaffungsvari-
anten analog zu beachten. 
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von Verantwortlichkeit für Qualitäts- und Termineinhal-
tung, Schaffung von klaren Zuständigkeiten).  

Wenn diese Funktionen genutzt werden, ist die Finanzie-
rung ein wichtiger Baustein des Anreiz-, Sanktions- und 
Steuerungssystems eines Projektes und kann über die 
reine Kapitalbereitstellung hinaus die Effizienz des gesam-
ten Projektes erhöhen. Die öffentliche Hand muss sich also 
bei der Organisation von Großprojekten ihrer Rolle als Ka-
pitalgeber von Projekten und ihrer Verantwortung für eine 
effiziente Nutzung der bereitgestellten Mittel bewusst sein. 
Dazu sollte sie insbesondere auf folgende Punkte achten:  

• Sicherstellung einer Projektleitung mit ausreichenden 
Fach- und Entscheidungskompetenzen,  

• Eindeutige Zuweisung der Aufgaben, Prozesse, Ent-
scheidungskompetenzen, Entscheidungswege und 
Entscheidungsfristen an die am Projekt Beteiligten, 
Definition von Schnittstellen,  

• Einrichtung effektiver Controlling- und Kontrollme-
chanismen.  

6.2.1 Projektleitung mit ausreichenden Fach- und Ent-
scheidungskompetenzen 

Ausgangspunkt für die Entwicklung einer gut funktionie-
renden Projektorganisation ist die Bewertung der Fach- 
und Personalkompetenzen des Bauherrn für die Erfüllung 
der mit dem Projekt zusammenhängenden organisatori-
schen Aufgaben.  

Defizite  

Abgesehen von Organisationen mit einem konstanten 
Portfolio an Großprojekten, stellen Großprojekte für viele 
Bauherren singuläre Ereignisse dar, die das Vorhalten ei-
gener Projektleitungskompetenzen nicht rechtfertigen. 
Insbesondere öffentliche Bauherren sind durch mangelnde 
Personalausstattung und z.T. fehlende Baumanagement-
kompetenz nicht immer in der Lage, ihrer Bauherrenauf-
gabe gerecht zu werden.  

Teilweise werden Projektentscheidungen daher nicht oder 
verspätet getroffen. Dies hat oft ebenso negative Auswir-

kungen wie Fehlentscheidungen, da die anderen Projekt-
beteiligten in der Wahrnehmung ihrer Aufgaben behindert 
werden. Zum Teil müssen diese auf Arbeitsebene termin-
lich notwendige Entscheidungen treffen, die nicht abgesi-
chert sind und ggf. vom Bauherrn später wieder infrage ge-
stellt werden können.  

Bei fehlgelaufenen Projekten ist zudem immer wieder fest-
zustellen, dass Schlüsselpersonal des Bauherrn, besonders 
in der Projektleitung, den hohen Anforderungen des Pro-
jekts nicht gewachsen war. Die technologische Komplexität 
von Bauprojekten hat in den letzten Jahren stark zugenom-
men. Dies erfordert sowohl auf der fachlichen als auch auf 
der Management-Ebene neue Qualifikationen, die erst 
nach und nach Eingang in die Lehre finden.  

Projektsteuerer und Architekten können solche Defizite 
des Bauherrn bei der Fach- und Entscheidungskompetenz 
nicht vollständig kompensieren.  

Lösungsvorschläge 

Die Projektleitung ist im Rahmen der Projektorganisation 
die organisatorische Stelle, der die operative Kontrolle ei-
nes Projektes obliegt. Der Projektleiter ist für die Errei-
chung der vorgegebenen Projektziele verantwortlich. Da-
bei muss er das Projekt so leiten, dass die vorgegebene 
Leistung erreicht wird und die geplanten Termine und 
Kosten eingehalten werden. Wesentliche Leistungen sind:  

• Treffen von Entscheidungen, Durchsetzung erforderli-
cher Maßnahmen und Vollzug der Verträge, Herbei-
führung von Genehmigungen. 

• Zentrale Projektanlaufstelle, Leitung von Projektbe-
sprechungen, Konfliktmanagement bei unterschiedli-
chen Interessen der Projektbeteiligten. 

• Verhandlungen mit projektbezogener rechtlicher Bin-
dungswirkung für den Auftraggeber, projektbezogene 
Repräsentationspflichten. 

Der Projektleiter ist der oberste Vertreter des Bauherrn, 
bei dem alle Fäden des Projekts auf Leitungsebene zusam-
menlaufen. Er muss über das notwendige Methoden-Wis-
sen im Projektmanagement sowie einen baufachlichen 
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Hintergrund verfügen und auf einen beruflichen Werde-
gang zurückblicken können, der ihm diese Erfahrungen 
vermitteln konnte. Mindestens ebenso wichtig wie Fach-
kompetenz sind Integrität, die Bereitschaft, Verantwor-
tung zu übernehmen und Entscheidungen genau dann zu 
treffen, wenn sie aus Projektsicht benötigt werden – und 
das alles auf die Gefahr hin, dass sich die Entscheidungen 
später als falsch herausstellen können.  

Der Bauherr sollte daher auf die Auswahl des Projektlei-
ters großes Gewicht legen. Dazu sollte er im Rahmen des 
Projektentwicklungsprozesses genau analysieren, welche 
Projektleitungsverantwortung er selbst übernehmen 
muss, kann und möchte. Grundsätzlich verfügen die staat-
lichen Bauverwaltungen über Projektleitungskompeten-
zen. Da sich Großprojekte jedoch dadurch auszeichnen, 
dass sie sich in ihrer Komplexität und Dauer von üblichen 
Bauprojekten unterscheiden, ist jeweils kritisch zu hinter-
fragen, inwieweit die fachlichen und personellen Kompe-
tenzen des Bauherren (auch) dem besonderen Komplexi-
tätsgrad des Vorhabens, der langen Realisierungsdauer 
und den Anforderungen an das Risikomanagement genü-
gen.  

Ob der Projektleiter aus den Reihen der öffentlichen Hand 
oder aus der Privatwirtschaft kommt, muss jeweils im Ein-
zelfall und abhängig von der Bauherrenkompetenz ent-
schieden werden. Soweit der Bauherr nicht über die not-
wendigen Kompetenzen und praktischen Erfahrungen zur 
Erfüllung der Aufgaben verfügt, muss er sich die Kompe-
tenzen am Markt hinzukaufen.  

Im Einzelfall kann ein professioneller Projektsteuerer mit 
delegierbaren Projektleitungsaufgaben betraut werden.118 
Dabei muss der Bauherr sorgfältig abwägen, welchen Ein-
fluss er auf das Projekt aufgrund seiner Kompetenzen be-
halten kann. 

Bei einer Vergabe an einen Generalplaner oder einen Ge-
neralunter- oder -übernehmer können die Beauftragten 

                                                                        
118  In Großbritannien werden Projektsteuerer z. B. häufig mit 

Projektleitungskompetenzen ausgestattet. Sie dürfen bis 
zu einer bestimmten Wertgrenze selbständig entscheiden 
und auch die Projektmittel eigenständig verausgaben. 

Projektleitungsaufgaben übernehmen und damit den Bau-
herrn entlasten.  

Auch wenn der Projektleiter aus der Privatwirtschaft 
kommt, sollte der öffentliche Bauherr immer ein Mindest-
maß an eigener Kompetenz sicherstellen, da sich die Pro-
jektleitungsaufgabe nie vollständig übertragen lässt. Auch 
die Festlegung der Projektanforderungen und die Aus-
schreibung der Umsetzung des Projekts muss der Bauherr 
bewältigen können.  

Ziel der öffentlichen Hand sollte es aber sein, ihre Bauher-
renaufgaben konsequent selbst wahrzunehmen. Dafür bie-
tet es sich an, Bauherrenaufgaben in Kompetenzzentren zu 
bündeln oder auf andere Weise dafür zu sorgen, dass 
Großprojekte für Bauherren keine singulären Ereignisse 
darstellen, sondern zur Routine werden, indem sie ver-
gleichbare Bauherrenaufgaben fachlich bündeln. In Öster-
reich ist z. B. für Planung, Finanzierung, Erhaltung, Ausbau, 
Betrieb und Bemautung des Fernstraßennetzes die Infra-
strukturgesellschaft ASFINAG119 zuständig.  

In Deutschland wurden im Zuge der Realisierung der Ver-
kehrsprojekte Deutsche Einheit (VDE) gute Erfahrungen 
damit gemacht, Planungs- und Bau-know-how in zentralen 
Organisationseinheiten wie der DEGES (Deutsche Einheit 
Fernstraßenplanungs- und bau GmbH) und der PBDE (Pla-
nungsgesellschaft Bahnbau Deutsche Einheit) zu konzent-
rieren. 

Eine andere Alternative ist die Gründung von Projektge-
sellschaften. 

6.2.2 Projektgesellschaft 

Zum Teil werden bei Großprojekten Projektgesellschaften 
gegründet, die die Aufgabe haben, ein Projekt durchzufüh-
ren, d.h., Projektentscheidungen zu treffen, Verträge zu 
schließen sowie die Mittel zu zeichnen und zu kontrollie-
ren. Sie unterliegen meistens der Selbstbewirtschaftung 
und sollten mit erfahrenen Funktionsträgern von Seiten 
des Bauherrn, der Finanzierer und der Nutzer besetzt sein. 

119  Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktien-
gesellschaft.  
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Ein Aufsichtsrat kann zusätzlich eingesetzt werden, um die 
Projektgesellschaft zu überwachen.  

Auch bei Gründung einer Projektgesellschaft kommt für 
die Projektausführung sowohl eine Teil- und Fachlos-
vergabe als auch eine Vergabe an einen oder mehrere Ge-
neralunternehmer in Betracht. Die Gründung einer Pro-
jektgesellschaft entbindet den Bauherrn zudem nicht von 
Verantwortungen und Zuständigkeiten. Sie soll aber dafür 
sorgen, dass kritische Themen aktiv, zeitnah, mit der erfor-
derlichen Kompetenz und Erfahrung effektiv innerhalb des 
Projekts und nicht einer übergeordneten Organisation be-
handelt werden.  

Die Gründung einer Projektgesellschaft kann bei sehr gro-
ßen Projekten sinnvoll sein. Bei kleineren Projekten lohnt 
sich eine Projektgesellschaft häufig eher nicht. Die Funk-
tion der Projektgesellschaft könnte in diesem Fall aber 
eine Abteilung mit besonderer Funktion innerhalb der Or-
ganisation des Auftraggebers ausüben. Allerdings ist auch 
hier wichtig, dass die Prozesse untereinander klar im Vor-
feld definiert sind. Zudem muss die Frage der Gründung ei-
ner Projektgesellschaft immer im Einzelfall entschieden 
werden.  

Ein konkretes Beispiel für Projektorganisationen mit Pro-
jektgesellschaft ist:  

Projektbeispiel U-Bahnlinie 5, Berlin 

Für die Verlängerung der U-Bahnlinie 5 um 1,6 Tun-
nelkilometer vom Alexanderplatz bis zum Branden-
burger Tor für über 450 Mio. durch zwei Generalun-
ternehmer haben die Berliner Verkehrsbetriebe 
(BVG) eine spezifische Projektorganisation zur Si-
cherung der Projektmanagementkompetenz und 
zum Schutz des operativen Geschäfts geschaffen. Um 
schnelle Entscheidungen zu sichern hat die BVG eine 
Projektrealisierungsgesellschaft mbH (PRG) als 
100%ige Tochter gegründet. Die PRG ist Dienstleis-
ter für die BVG. Sie kann in Vertretung für die BVG 
wesentliche projektrelevante Entscheidungen tref-
fen. Die PRG hat einen technischen Geschäftsführer 
und eine kaufmännische Geschäftsführerin. Darunter 
beschäftigt sie rund 25 Mitarbeiter in den Bereichen 
Baucontrolling, Projektleitung, Finanzen und Kom-
munikation. Die juristische Betreuung für das Pro-
jekt und das Controlling der PRG sind neben der in-
ternen Zuständigkeit der Rechtsabteilung extern ver-
geben. Die Gründung der PRG erlaubt dem BVG Vor-
stand eine Konzentration auf das Tagesgeschäft des 
Verkehrsunternehmens und sichert den Aufbau ei-
nes spezialisierten und fokussierten Projektmanage-
ments. Inwieweit dieses Modell erfolgreich ist, bleibt 
abzuwarten.  

6.2.3 Klare Prozesse und Entscheidungskompetenzen 
und Entscheidungswege  

Der Bauherr muss das Projekt so organisieren, dass die 
Verantwortlichkeiten klar zugeordnet sind, Prozesse klar 
definiert und die Entscheidungswege klar geregelt sind.  

Defizite  

Die Bauherren legen nicht immer ausreichendes Gewicht 
auf eine effiziente Organisationsstruktur. Rollen und Auf-
gaben werden nicht immer von Anfang an festgelegt, Infor-
mationswege, Entscheidungsprozesse und Entscheidungs-
befugnisse sind oft nicht klar zugewiesen. Dies ist eine 

105 von 162 in Zusammenstellung



Projektorganisation und Finanzierung  |  Ergebnisse der Reformkommission          77 

zentrale Ursache für die Schwierigkeiten von Großprojek-
ten, da sie eine schnelle, effektive und kosteneffiziente Re-
alisierung verhindert.120 

Lösungsvorschläge  

Der Bauherr muss auf Basis der ihm zur Verfügung stehen-
den Ressourcen zunächst entscheiden, welche Leistungen 
er in welchen Losen ausschreibt121 und damit die Anzahl 
und Rolle der Projektbeteiligten definieren. Damit Groß-
projekte beherrschbar bleiben, sollte die Losgröße im Fall 
einer Vergabe an Einzelunternehmen auch unter Beach-
tung der Bauherrenkompetenz gewählt werden. Jeder Auf-
trag begründet neue Schnittstellen, mit denen der Auftrag-
geber umgehen muss und die er frühzeitig definieren 
sollte. Insgesamt müssen die Organisationsstrukturen indi-
viduell auf die Anforderungen des Großprojekts zuge-
schnitten werden.  

Diese individuellen Lösungen sollten mit konkreten Pro-
zessen und Abläufen untersetzt werden, die sich in der 
Praxis bewährt haben. Der Bauherr sollte dazu die Ent-
scheidungswege, Entscheidungskompetenzen, Entschei-
dungsfristen und Informationspflichten detailliert definie-
ren. Sowohl in der Planungs- als auch in der Bauphase sind 
laufend Entscheidungen über die Anpassung der Planung, 
über den Umgang mit Risiken, über Änderungen in der 
Bauausführung, über Nachträge und Sanktionen zu treffen. 
Es muss gewährleistet sein, dass diese Entscheidungen 
zeitnah getroffen werden.  

Es muss zudem klar geregelt werden, welche Entschei-
dungsbefugnisse auf der Fachebene bestehen und für wel-
che Entscheidungen eine Einbindung der Leitungsebene 
erforderlich ist. Es empfiehlt sich für Großprojekte die 
Festlegung einer hohen Entscheidungskompetenz auf 
Fachebene, gesichert durch effektives Controlling durch 
die Leitungsebene. Die Leitungsebene sollte bei wesentli-
chen Entscheidungen einbezogen werden, in das „Tagesge-
schäft“ aber nicht eingreifen.  

                                                                        
120  Roland Berger Strategy Consultants, Planning and financ-

ing transportation infrastructures in the EU - A best prac-
tice study. Executive Summary, Zugriff: http://www.ro-

Die Schnittstellen müssen eindeutig definiert werden. 
Dazu muss auch entschieden werden, wer am besten ge-
eignet ist, die Koordination der Schnittstellen zu bewälti-
gen – der Auftraggeber selber oder ein von ihm eingesetz-
ter Auftragnehmer – und wie hoch die Anzahl der Schnitt-
stellen sein darf, um noch handhabbar zu sein.  

Darüber hinaus sollte der Bauherr im Vorfeld genau festle-
gen, wie mit Änderungswünschen zu verfahren ist, wel-
chen Prozess sie durchlaufen müssen und unter welchen 
Voraussetzungen sie genehmigt werden können. Dazu ge-
hört auch die Festlegung von Entscheidungsfristen, um 
längere Prozessverzögerungen zu vermeiden.  

Die Prozesse, Abläufe und Entscheidungswege müssen 
schriftlich niedergelegt und allen Beteiligten zur Verfü-
gung gestellt werden. Jeder Projektbeteiligte weiß dadurch 
zu jedem Zeitpunkt genau, was er zu tun hat. Dadurch wird 
die individuelle Organisationsstruktur transparent und 
vergleichbar mit anderen Projekten.  

Darüber hinaus empfiehlt es sich, dass der Bauherr für die 
Projektbeteiligten eine gemeinsame Projekthaftpflichtver-
sicherung abschließt. Im Gegensatz zu vielen Einzelversi-
cherungen hat eine einheitliche Versicherung den Vorteil, 
dass der Projektfortschritt durch Streitigkeiten über die 
mögliche Haftung unterschiedlicher Projektbeteiligter 
nicht aufgehalten wird.  

6.2.4 Controlling und Kontrolle  

Um ihrer Rolle als Kapitalgeber von Projekten und ihrer 
Verantwortung für eine effiziente Nutzung der bereitge-
stellten Mittel gerecht zu werden und die ökonomischen 
Funktionen der Finanzierung verstärkt zu nutzen, sollte 
die öffentliche Hand auf Organisationsstrukturen achten, 
die ihr eine ausreichende Kosten- und Risikokontrolle, In-
formation und Mitbestimmung ermöglichen (Kosten- und 
Risikokontrollfunktion; Mitbestimmungsfunktion; Infor-
mations- und Transparenzfunktion). 

landberger.com/media/pdf/Roland_Berger_Finan-
cing_transportation_infrastructure_in_EU_20131030.pdf 
[abgerufen am 16.06.2015]. 

121  Einzelheiten siehe Kapitel „Vergabe und Vertragsgestal-
tung“.  
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Defizite  

Bisher nimmt die öffentliche Hand ihre Mitbestimmungs- 
und Kontrollfunktionen nicht immer in ausreichendem 
Umfang wahr. Projektentscheidungen werden nicht immer 
hinterfragt; insbesondere öffentliche Großprojekte werden 
nicht immer ausreichend kontrolliert. Im Bundesfernstra-
ßenbau, der als Auftragsverwaltung durch die Bundeslän-
der erfolgt, kann das BMVI die Kostenermittlungen bisher 
zum Beispiel nur unzureichend kontrollieren. Es fehlen 
aussagekräftige Informationen seitens der Länder und ef-
fektive Kontrollverfahren seitens des Bundes.122  

Lösungsvorschläge  

Eine Möglichkeit zur Sicherung einer stärkeren Mitbestim-
mung und Kontrolle ist, dass der öffentliche Projektfinan-
zierer – der nicht zwingend der Bauherr sein muss – in der 
Gesamtprojektorganisation einen Projektlenkungsaus-
schuss einrichtet, der für alle grundlegenden Entscheidun-
gen in Bezug auf die Vorbereitung, Umsetzung und den Be-
trieb des Projektes verantwortlich ist (siehe Abbildung 
7123).  

 

Abbildung 7:  Organisationsstruktur für Großprojekte bei öffentlicher Finan-
zierung (angelehnt an Peitsch) 

                                                                        
122  Vgl. Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Ver-

waltung, Gutachten über das Kostenmanagement im Bun-
desfernstraßenbau, S. 6, 22 ff. 

Für den Aufbau des Projektlenkungsausschusses kann es 
ratsam sein, dass sowohl Vertreter des öffentlichen Pro-
jektfinanzierers, aus dessen Haushaltsmitteln ein Projekt 
finanziert wird, als auch Vertreter der für die Projektvor-
bereitung und –umsetzung verantwortlichen Stellen (Lan-
desstraßenbauverwaltung, Wasser- und Schifffahrtsamt, 
Landeshochbauverwaltung, etc.) vertreten sind. Projekt-
lenkungsausschüsse ermöglichen eine fachliche und tech-
nische Kontrolle, insbesondere mit Blick auf die Umset-
zung der Projektanforderungen, die Entwicklung von Kos-
ten und Risiken sowie den Zeitplan des Projektes. Inwie-
weit die Gründung eines Projektlenkungsausschusses 
sinnvoll ist, muss jeweils im Einzelfall entschieden werden.  

Um eine unabhängige Projektbewertung zu ermöglichen, 
sollten der Projektlenkungsausschuss und der Bauherr 
sich zudem nicht ausschließlich auf intern generierte Pro-
jektinformationen verlassen, sondern auch auf extern er-
hobene und damit unvoreingenommene Informationen zu-
rückgreifen.  

Dazu sollte der Bauherr – spätestens ab der Entwurfspla-
nung – ein unabhängiges Controlling sicherstellen, das pa-
rallel zur Planung und Realisierung des Projekts Plan- und 
Istwerte vergleicht, differenzierte Kosten- und Risikobe-
trachtungen einfordert sowie dem Bauherrn den notwen-
digen Steuerungsbedarf aufzeigt. Dadurch können sich die 
öffentlichen Kapitalgeber besser über den Projektverlauf 
informieren. Das Controlling sollte rechtzeitig in das Pro-
jekt eingebunden werden, damit keine wesentlichen Zeit-
verzögerungen eintreten. 

Dies könnte beispielsweise durch die Beauftragung einer 
unabhängigen, nicht weisungsgebundenen und -berechtig-
ten Controlling-Einheit sichergestellt werden, die – je nach 
Organisationsstruktur – den Bauherrn bzw. den Projekt-
lenkungsausschuss berät, um die ökonomischen Funktio-
nen der Finanzierung optimal umsetzen zu können. Diese 
Controlling-Einheit sollte so unabhängig und distanziert 
wie möglich zu einem Projekt agieren und darf in anderen 
Projekten nicht als Wettbewerber der Projektbeteiligten 

123  Vgl. Peitsch, Neue Governance Ansätze: Von Down Under 
lernen, Public Governance Frühjahr 2014, S. 3, 4. 

Öffentlicher Projektfinanzierer

Controlling
Einheit Projektlenkungsausschuss

Bauherr / Vorhabenträger
Straßenbauverwaltung der Länder

Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung

Projektsteuerung

Planer Bauausführende

Projektleitung
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auftreten. Im Unterschied zu einer etwaigen nachgelager-
ten Prüfung durch einen Rechnungshof soll die Control-
ling-Einheit bereits während der Planung und Realisierung 
auf Maßnahmen zur Stärkung von Kosten- und Terminsi-
cherheit hinwirken. Typische Aufgaben einer Controlling-
Einheit könnten sein: 

• Unterstützung und Beratung des Bauherrn in der Pla-
nungs- und Vorbereitungsphase, während der Bau-
phase und in der Betriebsphase;  

• Unterstützung und Beratung des Bauherrn bei der 
Auswahl und Eignungsprüfung unterschiedlicher Be-
schaffungsvarianten, Plausibilisierung der Planungen 
sowie der Annahmen und Ergebnisse der Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung;  

• Bereitstellung von Informationen und Empfehlungen 
für den Projektlenkungsausschuss insbesondere zur 
Freigabe des Budgets nach Baufortschritt;  

• Regelmäßiges Controlling hinsichtlich des Planungs-, 
Bau- und Betriebsprozess sowie des Kosten- und Risi-
komanagements, gegebenenfalls durch Einschaltung 
externer Gutachter;  

• Information des Projektlenkungsausschusses über 
sich abzeichnende Abweichungen (Budget oder Zeit), 
die ihr durch das Controlling bekannt werden und bis-
her nicht angezeigt wurden, sowie Bereitstellung von 
Entscheidungshilfen und ggf. Information der Ent-
scheidungsträger in Politik und Verwaltung sowie der 
Öffentlichkeit;  

• Zusammenarbeit mit dem Bauherrn, um Abweichun-
gen bei Kosten- und/oder Terminen zu bewerten und 
ggf. Maßnahmen zur Anpassung erarbeiten zu können;  

• Durchführung einer nachlaufenden Erfolgskontrolle. 

Eine unabhängige öffentliche Controlling-Einheit, die das 
Controlling mehrerer Projekte übernimmt, könnte Kompe-
tenzen und Erfahrungen aus mehreren Großprojekten in 
wirtschaftlichen, finanziellen und technischen Fragen bün-

                                                                        
124  Von der Tann, Improving Public Governance of Mega-Pro-

jects in Germany, S. 16. 

deln und das Projekt von der Vorüberlegung über die Pla-
nungsphase bis zur Zielerreichung umfassend begleiten. 
Inwieweit die Schaffung und Beauftragung einer solchen 
öffentlichen Controlling-Einheit sinnvoll ist, muss jedoch 
im Hinblick auf typische Projektformen (Hochbauprojekte, 
einzelne Verkehrsträger) entschieden werden.  

Die hier beschriebene Organisationsstruktur unterstützt 
sowohl die finanzierende Partei als auch den Bauherrn da-
bei, seine Entscheidungen zeitnah und auf der Grundlage 
von überprüfbaren und transparenten Informationen und 
Sachverhalten zu treffen. 

Möglich wäre zudem ein Kontrollprozess, der an bestimm-
ten Stellen Genehmigungspunkte („Gates“) vorsieht. An 
diesen Gates müssten das Konzept und das Budget unab-
hängig überprüft werden. Es könnte Aufgabe einer exter-
nen Controlling-Einheit sein zu überprüfen, ob die Ent-
scheidungen an den Gates gemäß den zuvor festgelegten 
Kriterien getroffen wurden. Die nachfolgende Grafik ver-
anschaulicht den Lösungsansatz.124  

 

Abbildung 8:  Möglicher Genehmigungsprozess nach Projektphasen für 
Großprojekte (Quelle: von der Tann) 
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Handlungsempfehlungen 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• sorgfältig abzuwägen, in welchem Umfang er 
Projektleitungs- und Projektsteuerungsaufgaben 
übernehmen kann und welche Leistungen er am 
Markt einkaufen sollte.  

• dafür Sorge zu tragen, dass er für die Aufgaben, 
die er selbst übernimmt, über die notwendigen 
personellen und fachlichen Kompetenzen ver-
fügt.  

• die Entscheidungswege, Entscheidungskompe-
tenzen, Verantwortlichkeiten und Informations-
pflichten der einzelnen Projektbeteiligten früh-
zeitig und klar zu definieren und in einem Pro-
jekthandbuch schriftlich festzuhalten.  

• für jedes Großprojekt eine Organisationsstruktur 
zu schaffen, die eine klar definierte Mitbestim-
mung, Steuerung und Kontrolle durch die öffent-
liche Hand gewährleistet. In Betracht kommen 
zum Beispiel der Einsatz eines Projektlenkungs-
ausschusses und die Beauftragung einer unab-
hängigen Controlling-Einheit oder die Gründung 
einer Projektgesellschaft mit klaren Entschei-
dungs- und Kontrollstrukturen.  

• vor Baubeginn das Verfahren zur Freigabe von 
Planänderungen einschließlich der Entschei-
dungsfristen verbindlich festzulegen, eine Frei-
gabe nur nach Prüfung der Auswirkungen auf 
Kosten, Risiken und Termine zuzulassen und 
größere Änderungen einschließlich der Kosten-
folgen zu veröffentlichen. 

• eine einheitliche Projekthaftpflichtversicherung 
für alle Projektbeteiligten zu prüfen.  

• zur Bündelung vergleichbarer Bauherrenaufga-
ben Kompetenzzentren einzurichten, soweit die 
personellen und fachlichen Kompetenzen der öf-
fentlichen Hand nicht ausreichen. 
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7 Projektmanagement  

Der Begriff Projektmanagement unterteilt sich in die Be-
reiche Projektleitung und Projektsteuerung: Die Projektlei-
tung ist in Vertretung des Bauherrn für die im Projektver-
lauf zu treffenden Entscheidungen verantwortlich.125 Die 
Projektsteuerung nimmt delegierbare Aufgaben der Pro-
jektleitung in organisatorischer Hinsicht wahr, insbeson-
dere die Koordination der Schnittstellen, Ablaufpläne, Ter-
minpläne etc.  

7.1 Leitungs- und Steuerungsfunktion  

Die Aufgabenbereiche von Projektleitung und Projektsteu-
erung müssen im Rahmen der Organisationsstruktur de-
tailliert festgelegt werden.126 Zudem muss für eine qualita-
tiv hochwertige Projektsteuerung gesorgt werden.  

Defizite 

In der Praxis sind die Verantwortlichkeiten, Schnittstellen, 
Verfahrenswege und Leistungsbilder von Projektleitung 
und Projektsteuerung nicht immer eindeutig definiert und 
werden den Projektbeteiligten zu wenig transparent ge-
macht. Dadurch entstehen Reibungsverluste und Zeitver-
zögerungen.  

Die Qualität der Projektsteuerung ist nicht immer ausrei-
chend. Zum Beispiel finden „Soll-Ist-Vergleiche“ hinsicht-
lich der zu erbringenden Leistungen und der dafür gesetz-
ten Termine nicht immer in ausreichendem Maße statt. 
Darüber hinaus sind die Soll-Ist-Vergleiche meist nur rück-
wärtsgewandt und enthalten keine Prognosen über die zu-
künftige Entwicklung.  

Projektstatusberichte sind in Großprojekten für die Ent-
scheidungsebenen häufig zu komplex, nicht empfängerori-
entiert und enthalten zu viele irrelevante Informationen 
und zu wenig messbare Größen. Die wesentlichen Infor-
mationen, auf deren Basis Projektentscheidungen getrof-
fen werden sollten, sind für den Entscheider nicht immer 
sofort erkennbar. Unsicherheiten werden häufig ausge-

                                                                        
125  Siehe dazu Kapitel „Projektorganisation und Finanzie-

rung“.  
126  Siehe Kapitel „Projektorganisation und Finanzierung“. 

klammert. Dadurch werden die notwendigen Informatio-
nen nicht oder nur unvollständig wahrgenommen. Zum 
Teil verschließen Bauherren sich auch vor unliebsamen 
Tatsachen. Die wesentliche Folge sind unsachgemäße oder 
verspätete Entscheidungen. Werden Unsicherheiten und 
Lücken später zu Fakten in Form eingetretener Risiken 
und finden erst dann den Weg in einen Bericht, ist es zum 
Gegensteuern meist zu spät. 

Die klassischen Leistungsbilder der AHO127 für Projektma-
nagementleistungen in der Bau- und Immobilienwirtschaft 
reichen für komplexere Projekte nicht immer aus, da Groß-
projekte häufig aus mehreren Projektteilen bestehen (z. B. 
Bau eines neuen Flughafens und Umzug vom alten Flugha-
fen), die in einen übergeordneten Prozess eingebunden 
werden müssten.  

Lösungsansätze 

Die Kompetenzen von Projektleitung und Projektsteue-
rung sollten klar definiert und abgegrenzt werden. Ihre 
Rollen sollten im Rahmen der Projektorganisationsstruk-
tur beschrieben sowie klar und transparent dokumentiert 
werden. Dabei sollte der Bauherr im Einzelfall prüfen, in-
wieweit der Projektsteuerer auch Aufgaben der Projektlei-
tung übernehmen sollte. In der Praxis spricht man von de-
legierbaren und nicht-delegierbaren Bauherrnleistungen.  

In Abgrenzung zur Projektleitung übernimmt die Projekt-
steuerung in der Regel die täglichen Aufgaben, wie die Ko-
ordination der Schnittstellen zwischen den Projektbeteilig-
ten, das Führen des Risikoregisters, die Kostensteuerung, 
das Änderungsmanagement und die Erstellung und Über-
wachung von Ablaufplänen und Zeitplänen durch regelmä-
ßige Projektstatusberichte und Soll-Ist-Vergleiche.  

Auch mit der Zusammenführung von Projektinformationen 
zur Gewährleistung eines einheitlichen Informationsni-
veaus und der Organisation des Risikomanagements kann 
die Projektsteuerung beauftragt werden, wenn die Projekt-
leitung dies nicht übernimmt.  

127  Ausschuss der Verbände und Kammern der Ingenieure 
und Architekten für die Honorarordnung e.V.  
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Der Bauherr sollte bei der Auswahl des Projektsteuerers 
hohe Anforderungen an Qualität, Erfahrung und Kompe-
tenz stellen. Der Zeitpunkt der Beauftragung sollte zudem 
möglichst früh gewählt werden, damit der Bauherr bei den 
wichtigen Entscheidungen der frühen Phasen bereits auf 
die Kompetenz und Erfahrung des Projektsteuerers zugrei-
fen kann.  

Um ein Projekt in jeder einzelnen Projektstufe exakt steu-
ern zu können, ist es erforderlich, alle Einzelaspekte der zu 
organisierenden Prozesse und Maßnahmen regelmäßig 
untereinander abzugleichen, insbesondere den Planungs-
stand mit der Kosten- und Zeitplanung. Eine zentrale Rolle 
spielt dabei die Berücksichtigung von Risiken. Mögliche In-
strumente sind unter anderem regelmäßige Sitzungen ins-
besondere zum Risikomanagement128 mit Zielabgleich und 
Soll-Ist-Vergleichen, Gespräche zur Information über aktu-
elle Projektstände, Wochenberichte, Protokolle von ge-
troffenen Entscheidungen und Besprechungen sowie ein 
Terminplan mit festen Terminen für alle Beteiligten, Risi-
kopuffern und ständiger Fortschreibung in jeder Leis-
tungsphase.  

In der Projektüberwachung muss der Einsatz der Beteilig-
ten so aufeinander abgestimmt werden, dass diese sich 
nicht gegenseitig behindern. Fertig gestellte Teile dürfen 
nicht durch Folgearbeiten beschädigt werden und die Auf-
einanderfolge der verschiedenen Leistungsbereiche muss 
sinnvoll und dem Zeitplan entsprechend ablaufen.  

Die Projektstatusberichte, die der Projektsteuerer für den 
Bauherrn regelmäßig erstellt, sollten vor diesem Hinter-
grund als Kontrollinstrument verstanden werden, um 
Fortschritte, Abweichungen und Risiken deutlich zu ma-
chen und entsprechende Handlungsempfehlungen aufzu-
zeigen. Dazu sollten nach Möglichkeit graphische und ta-
bellarischen Darstellungen und Auswertungen anstelle 
umfangreicher textlicher Beschreibungen genutzt werden. 
Die Berichte sollten auf die Bedürfnisse und Anforderun-
gen der Empfänger ausgerichtet und bei klarer Strukturie-
rung auf die wesentlichen, notwendigen Informationen be-
schränkt werden.  

                                                                        
128  Siehe Kapitel „Kosten und Risiken“. 

Bei sehr großen Projekten sollte sich das Projektmanage-
ment bei Großprojekten an international anerkannten, 
ganzheitlichen Projektmanagement-Standards orientieren. 
In Betracht kommen die britischen bzw. US-amerikani-
schen Standards (Prince2, PMI) und der Standard der 
Deutschen Gesellschaft für Projektmanagement (GPM Leit-
linien).  

Erfahrungen aus vorangegangenen Projekten sollten ge-
nutzt werden, um für Großprojekte angepasste Werkzeuge 
(Checklisten, Ablaufdiagramme, Datenbanken etc.) zu ent-
wickeln. 

Moderne IT-gestützte Methoden wie z. B. BIM können die 
Projektsteuerung und das Berichtswesen erheblich unter-
stützen.129  

Handlungsempfehlungen 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• die Aufgaben eines Projektsteuerers vertraglich 
klar festzulegen.  

• bei der Vergabe des Projektmanagements von 
Großprojekten hohe Anforderungen an die Aus-
wahl des Partners zu stellen.  

• standardisierte Vorlagen für Statusberichte zu 
erstellen, die Entscheidungen übersichtlich und 
mit den wesentlichen Fakten vorbereiten. Darin 
enthaltene Soll-Ist-Vergleiche sollten auch einen 
Prognoseteil enthalten.  

• für Großprojekte ein Projektmanagement einzu-
setzen, das sich an international anerkannten, 
ganzheitlichen Multiprojektmanagementstan-
dards orientiert. 

• Erfahrungen aus vorangegangenen Projekten zur 
Erstellung von Checklisten, Ablaufdiagrammen 
und Datenbanken zu nutzen. 

 

129  Siehe Kapitel „IT-gestützte Methoden – Building Informa-
tion Modeling“. 
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7.2 Koordination von Informationen, Kommuni-
kation 

Insbesondere bei Großprojekten stellt die umfassende 
Kommunikation aller am Projekt Beteiligten einen wesent-
lichen Faktor für den Projekterfolg dar und beeinflusst 
schon in frühen Phasen die Planungs- und Ausführungs-
prozesse. Je anspruchsvoller das Vorhaben ist, desto pro-
fessioneller muss die interne Projektkommunikation sein. 
Im Planungsverfahren müssen die Planungsbeiträge der 
Beteiligten zeitlich und fachlich in ein Planungskonzept 
eingeordnet werden (Planen der Planung), um Widersprü-
che, Unvollständigkeiten und Überschneidungen zu ver-
meiden. Zudem sollte dafür Sorge getragen werden, dass 
Informationen im Projektverlauf nicht verloren gehen.  

Defizite 

Die Achillesfersen moderner Großbauten sind häufig nicht 
eine anspruchsvolle Architektur oder gewagte Tragwerke. 
Vielmehr ist ein wesentlicher Grund für einen negativen 
Projektverlauf die nicht ausreichend zwischen allen Pla-
nungsbeteiligten koordinierte Planung und auch die oft zu 
geringen Zeitansätze für die Erstellung abgestimmter Ent-
wurfs- und auch Ausführungsplanungen.  

Die vorhandenen Daten werden nicht immer effektiv ver-
waltet. Das Gesamtvolumen an Daten und Informationen 
an Großprojekten geht nicht selten in zweistellige Terra-
byte Bereiche (1 Terrabyte = 1000 Gigabyte). Auch wenn 
die Projektbeteiligten Projektinformationen in virtuelle 
Datenräume einspeisen, werden bestehende Möglichkei-
ten zur Versionskontrolle und zur kontrollierten Nachver-
folgung von Änderungen zwischen Planungsständen oft 
nicht oder nicht ausreichend genutzt. 

Bei einem Wechsel der Projektbeteiligten kommt es – ins-
besondere nach Fertigstellung der Planung und nach Pro-
jektabnahme – darüber hinaus zu einem Verlust von Pro-
jektinformationen, da nicht alle Daten in geeigneter und 
koordinierter Form an das Projektmanagement übergeben 
werden.  

Zudem ist der Zugang der Beteiligten zu qualitätsgesicher-
ten Informationen, die über die Planungsdaten hinausge-
hen (z.B. Information zu bestehenden Leitungsnetzen), 
nicht immer gewährleistet.  

Lösungsansätze 

Die Projektleitung sollte klare Anforderungen und Pro-
zesse hinsichtlich Planungsabfolge, Planungskooperation, 
Planungszeit, Mitwirkungspflichten des Bauherrn, Kom-
munikation und Qualitätssicherung definieren und schrift-
lich festhalten. Die Projektsteuerung ist für die Einhaltung 
dieser Prozesse verantwortlich. Dabei können moderne 
Technologien und Hilfsmittel, wie Datenaustauschplattfor-
men mit Versionskontrollmöglichkeit und virtuelle Pro-
jekträume den Projektsteuerer unterstützen.  

Damit die Projektinformationen durch einen Wechsel der 
Projektbeteiligten nicht verloren gehen, sollte im Projekt 
ein ganzheitliches Daten- und Informationsmanagement 
über die gesamte Lebensdauer des Projekts hinweg einge-
richtet werden. Dabei sollten Gehalt und Qualität von In-
formationen sukzessive angereichert werden. Die nachfol-
gende Grafik veranschaulicht diese Herangehensweise.  

 

Abbildung 9:  Daten- und Informationsmanagement über den Lebenszyklus 
eines Projekts (eigene Darstellung) 
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Auch dabei können moderne Technologien wie z. B. Buil-
ding Information Modeling (BIM) die Projektbeteiligten 
unterstützen. Sie haben das Ziel, die Erstellung, Koordina-
tion und Weitergabe von Informationen transparenter und 
effizienter zu gestalten und Risiken zu minimieren.130 In-
ternational finden solche Methoden bereits standardmäßig 
bei der Realisierung von Großprojekten Anwendung.  

Die angemessene Nutzung einer professionellen Projekt-
management-Software für das tägliche Management von 
Anforderungen, Änderungen, Terminen, Budgets, etc. ist 
dringend anzuraten.131 Idealerweise sollten sowohl die 
Prozesse wie auch die Datenstrukturen so angelegt wer-
den, dass Informationen von verschiedenen Softwarepro-
grammen gelesen und verarbeitet werden können.  

Handlungsempfehlungen 

Den Bauherren wird empfohlen,  

• Projektinformationen so zu verwalten bzw. ver-
walten zu lassen, dass sie über den gesamten Le-
benszyklus eines Projekts erhalten bleiben. Dafür 
sind moderne IT-gestützte Methoden geeignete 
Instrumente.  

• Projektmanagern (Leitung und Steuerung) wird 
empfohlen,  

• professionelle Projektmanagement-Software an-
gemessen einzusetzen, die eine kontinuierliche 
Datenverwaltung ermöglicht. 

 

7.3 Änderungsmanagement 

Wenn große Projekte ihren Zeit- und Kostenrahmen über-
schreiten, sind oft ändernde Eingriffe des Bauherrn oder 
auch politisch motivierte Änderungen mit im Spiel.  

                                                                        
130  Siehe Kapitel „IT-gestützte Planungsmethoden“.  
131  Diederichs, in: Deutsches Ingenieurblatt DIB 7/8-2013. 

Defizite 

Die genauen terminlichen oder kostenmäßigen Auswir-
kungen von Änderungen auf den an-schließenden Pla-
nungs- und Bauprozess werden nicht immer detailliert be-
wertet. Vielmehr entscheiden Bauherren häufig über Pro-
jektänderungen, ohne die konkreten Auswirkungen auf 
Zeitplan und Kosten genau zu überblicken. Eine oberfläch-
liche Bewertung nur des unmittelbar „sichtbaren“ Ände-
rungsgegenstands ohne Bewertung der Folgekosten in an-
deren Bereichen birgt jedoch die Gefahr einer zu optimisti-
schen Einschätzung in sich.  

Zum Teil fehlt es auch an einer differenzierten Bedarfsana-
lyse und einer hinreichend detaillierten Planung, auf die 
sich eine genaue Bewertung der vorgeschlagenen Ände-
rung beziehen könnte.  

Lösungsansätze 

Grundvoraussetzung für eine möglichst geringe Zahl von 
Änderungen ist, dass der Bauherr die Projektanforderun-
gen so detailliert wie möglich formuliert. Zudem sollte er 
die abgeschlossene Projektplanung in einer Projektdoku-
mentation festhalten132 und frühzeitig den Prozess festle-
gen, den vorgeschlagene Änderungen durchlaufen müssen, 
um genehmigt werden zu können.133  

Auf dieser Basis sollte die Projektleitung ein leistungsfähi-
ges Änderungsmanagement im Projekt etablieren und kon-
sequent durchführen. Jede geforderte Änderung sollte hin-
sichtlich aller zu erwartenden finanziellen und zeitlichen 
Auswirkungen auf die Erfüllung der Projektanforderungen 
bzw. die Gesamtprojektplanung detailliert geprüft werden. 
Erst nach Vorliegen dieser Bewertung sollte der Bauherr 
über die Änderung entscheiden. Wird die Änderung geneh-
migt, sollte die Gesamtprojektplanung entsprechend fort-
geschrieben werden. Dadurch wird die Änderung Bestand-
teil des Steuerungs- und Berichtswesens. Erst nach Fort-
schreibung der Projektplanung sollte die Änderung umge-
setzt werden. Jeder Änderungswunsch, egal ob genehmigt 

132  Siehe Kapitel „Bedarfsanalyse und Planung“.  
133  Siehe Kapitel „Projektorganisation und Finanzierung“.  
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oder abgelehnt, sollte dokumentiert werden. Dieses Vorge-
hen sollte sowohl in Fach- und Führungskreisen als auch in 
Politik und Gesellschaft fest verankert werden.  

Für das Änderungsmanagement sollten zudem verstärkt 
moderne Technologien zur Visualisierung, aber auch zur 
effizienten rechnergestützten Erstellung von Kollisions-
prüfungen, Varianten und Analysen eingesetzt werden. 

Beispiel Cookham Wood, Großbritannien 

„Durch das virtuelle Modell habe ich zum ersten Mal 
das geplante Gebäude schon während der Planung 
verstehen können, anstatt wie früher auf Bauzeich-
nungen zu schauen. Das hat mir ermöglicht Anregun-
gen, Verbesserungsvorschläge und Kritik an der Pla-
nung aus meinen operativen Anforderungen heraus 
frühzeitig beizutragen. Dies ist von großem Vorteil.“ 

Emily Thomas, Leiterin der Jugendstrafanstalt Cookham 
Wood, UK. Gewinnerin des „Project and Programme Ma-
nagement Awards“ im Rahmen der Preisverleihung im Öf-
fentlichen Dienst134 

Handlungsempfehlungen 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• Vorgaben für das Änderungsmanagement festzu-
legen, das Transparenz über die Folgen für Kos-
ten und Termine des Projekts sicherstellt. 

• die Auswirkungen vorgeschlagener Änderungen 
auf die Gesamtprojekte in finanzieller und zeitli-
cher Hinsicht detailliert zu prüfen bzw. prüfen zu 
lassen und erst auf dieser Basis in einem vorher 
festgelegten Verfahren über Änderungen zu ent-
scheiden. 

 

                                                                        
134  http://www.bimtaskgroup.org/wp-content/uplo-

ads/2013/07/HMYOI-Cookham-Wood.pdf.  

7.4 Inbetriebnahmemanagement  

Jedes Großprojekt weist hinsichtlich der Inbetriebnahme 
eigene spezifische Merkmale auf. Trotzdem ist bei der In-
betriebnahme ein Großteil der Aufgaben und Erfahrungen 
allgemein gültig.  

Defizite 

Gerade die Inbetriebnahme von Technischer Gebäudeaus-
stattung einschließlich des Zusammenspiels technischer 
Einrichtungen und deren Daten- und Informationsaus-
tausch wird häufig zu spät in die Ablauf- und Terminpla-
nung einbezogen.  

Die möglichen Probleme einer zu späten Berücksichtigung 
von Inbetriebnahmeprozessen werden bei Infrastruktur- 
und Hochbauprojekten häufig unterschätzt. Die Folgen 
sind Terminprobleme und ggf. erhöhte Kosten durch den 
Zeitverzug oder sogar Um- oder Neuplanungen.135 

Lösungsansätze 

Die Hauptaufgabe der Inbetriebnahme ist die Überführung 
des Bauwerks bzw. der Anlage in einen vertragsmäßigen 
Betrieb. Dabei haben sowohl der Bauherr als auch der Auf-
tragnehmer ein Interesse an kurzen Inbetriebnahme-Zei-
ten, verbunden mit möglichst geringen Kosten, um einen 
raschen Rückfluss der Investitionsmittel zu erzielen. 

Inbetriebnahmeverfahren sind stark abhängig von der Art 
des Bauwerks. So kann sich die Inbetriebnahme eines gro-
ßen Krankenhausneubaus bis zur Vollbelegung über meh-
rere Jahre hinziehen.136  

Während der Inbetriebnahme geht es sowohl um die Nach-
weisführung diverser Leistungsparameter bzw. Funktiona-
litäten als auch um den Nachweis der Betriebssicherheit 
und die Optimierung der Betriebsabläufe.  

Da die konkrete Inbetriebnahme-Vorbereitung in der Re-
gel auf der Baustelle während der Montage beginnt, ist es 
wichtig, einen möglichst reibungslosen Übergang zwischen 
der Montage und der Inbetriebnahme durchzuführen. 

135  Siehe auch Kapitel „Bedarfsanalyse und Planung“. 
136 Diederichs, in: Deutsches Ingenieurblatt DIB 9-2013.  
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Dazu muss konkret festgelegt werden, welchen Zustand 
der mechanischen Fertigstellung das Projekt erreicht ha-
ben muss, um mit der Inbetriebnahme zu beginnen. Zu den 
Kriterien für die mechanische Fertigstellung können unter 
anderem Dokumentationen wie Prüfbescheinigungen, 
amtliche Prüfunterlagen, Mess- und Prüfprotokolle und 
technische Freigaben gehören.  

Die Schnittstelle zwischen beiden Phasen ist möglichst ein-
deutig im Vertrag zu regeln, damit es nicht zu Meinungs-
verschiedenheiten darüber kommt, welche Teilleistungen 
noch zur Montage oder schon zur Inbetriebnahme gehören 
bzw. welche Erwartungen an die Voraussetzungen zum 
Beginn der Inbetriebnahme gestellt werden. Nur wenn im 
Vertrag der Leistungsumfang bis zur mechanischen Fertig-
stellung detailliert spezifiziert wurde, kann dieses Kon-
fliktpotential minimiert werden.137 

Weiterhin sollten auch Aufgaben, Verantwortlichkeiten 
und Befugnisse im Vertrag eindeutig zwischen den Par-
teien vereinbart werden. Die Frage, ob lediglich die Ge-
samtanlage oder auch zeitlich versetzt Teilanlagen einer 
mechanischen Kontrolle unterzogen werden, ist ebenfalls 
frühzeitig zu entscheiden und festzulegen. 

Wenn das Inbetriebnahme-Management frühzeitig in die 
Planung mit einbezogen wird, können Erfahrungswerte 
aus vorhergegangenen vergleichbaren Projekten in Ab-
läufe und Terminpläne einbezogen werden. Das Erkennen 
und Beseitigen von Fehlern und Mängeln vor Inbetrieb-
nahme-Beginn spart in der Regel erhebliche Kosten und 
Zeit bei der Abnahme.  

Aus diesem Grund sind Qualitätskontrollen in Vorberei-
tung der Inbetriebnahme ein wichtiger Bestandteil des 
Qualitätsmanagements bei Großbauprojekten. Diese Quali-
tätssicherung sollte kontinuierlich auftragnehmer- als 
auch bauherrenseitig durchgeführt werden.  

Handlungsempfehlungen 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• die Kriterien für die mechanische Fertigstellung 
des Gesamtprojekts bzw. von Teilanlagen detail-
liert zu spezifizieren und vertraglich festzulegen,  

• ausreichende Qualitätskontrollen und – siche-
rungsmaßnahmen durchzuführen.

  

                                                                        
137  Siehe Kapitel „Vergabe“.  
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8 IT-gestützte Methoden – Building Informa-
tion Modeling 

Die Digitalisierung verändert unsere Welt. Internet und 
moderne Technologien prägen zunehmend die produzie-
rende Industrie. In der Baubranche hat sich die Digitalisie-
rung jedoch noch nicht flächendeckend durchgesetzt. Digi-
tale Technologien können aber zu den von der Reform-
kommission identifizierten Lösungsansätzen für die Pla-
nung, Realisierung und den Betrieb von Bauwerken ent-
scheidend beitragen. International hat sich die Abkürzung 
BIM für Building Information Modeling als Oberbegriff für 
eine neue Arbeitsweise auf der Grundlage digitaler Tech-
nologie durchgesetzt. BIM wird in Zukunft wesentlich dazu 
beitragen, auch in Deutschland Bauprojekte mit geringe-
ren Risiken und einer höheren Kosten- und Terminsicher-
heit durchzuführen.  

8.1 Die Methode BIM 

BIM beschreibt die Entwicklung von dreidimensionalen 
Bauwerksmodellen mithilfe der gemeinsamen Erstellung 
und Verwaltung von digitalen Informationen in Bauprojek-
ten. Die Modelle werden sukzessive mit geometrischen 
und anderen relevanten Informationen, wie z. B. Kosten, 
angereichert und dienen als Datengrundlage während der 
Planung, Realisierung, des Betriebs und der Erhaltung der 
Bauwerke. Mit BIM wird zuerst virtuell und erst dann real 
gebaut. Im Rahmen der Modelle können auch die Baupro-
zesse abgebildet werden. Die Informationstechnologie er-
möglicht dabei die Nutzung großer Informationsmengen, 
die es erlauben, Bauteile bis ins kleinste Detail zu beschrie-
ben und damit auch die Kosten sehr genau wiederzugeben. 

Die iterative und koordinierte Planung wird durch klar ge-
regelte Prozesse des Projekt- und Informationsmanage-
ments unterstützt. BIM ist stark auf eine partnerschaftliche 
Zusammenarbeit und gemeinsames Arbeiten ausgerichtet. 

Die Planung eines Großprojekts besteht aus sehr vielen 
einzelnen Prozessen, die von unterschiedlichen Beteiligten 
durchgeführt werden und die unterschiedliche Leistungen 

                                                                        
138  Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 

(Hrsg.), BIM-Leitfaden für Deutschland. Information und 
Ratgeber, Zugriff: 
http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/FP/ZB/Auftragsf-

zum Inhalt haben (z.B. modellieren, analysieren, optimie-
ren, visualisieren, koordinieren, kommunizieren, ändern, 
verwalten, teilen, informieren). BIM sorgt dafür, dass diese 
Prozesse ineinander greifen, um dadurch ein besseres Ge-
samtresultat zu erreichen. Dieses Gesamtresultat besteht 
aus strukturierten Daten und Informationen zu dem Bau-
werk, die sowohl während der Realisierung als auch später 
im Betrieb neue Möglichkeiten der Effizienzsteigerung und 
Leistungsoptimierung bedeuten.  

Anders als in der traditionellen Planung in 2D oder 3D, 
beispielsweise in CAD-Programmen, definieren die Planer 
mit BIM in den einzelnen Gewerken „Objekte“, die für die 
Planung, die Errichtung oder den Betrieb relevant sind. 
Diese Objekte sind über die reine Geometrie hinaus mit zu-
sätzlichen Informationen verknüpft. Das erlaubt beispiels-
weise die Analyse und einen Vergleich von Energieeffi-
zienzwerten, Wartungszyklen oder Anschaffungskosten 
und damit eine verbesserte Betrachtung von Lebenszyk-
luskosten.  

Die einzelnen Fachmodelle für Architektur, Heizung- und 
Klimatechnik, sanitäre Anlagen, Elektrik etc. müssen in ei-
nem Bauwerksmodell zusammengeführt werden. Die Ko-
ordination der Teilmodelle und der iterative Planungspro-
zess werden in standardisierten Prozessen klar geregelt. 
Durch die einheitliche Organisation und das durchgängige 
Management von Projektinformationen, über die Grenzen 
von Disziplinen und Projektphasen hinweg, führt die Me-
thode zu einer höheren Transparenz und Qualität der Pro-
jektinformationen. BIM hat damit eine Service- und Quer-
schnittsfunktion für alle Gewerke und Disziplinen eines 
Projekts.  

Die Methode ist in allen Bereichen des Bauens anwendbar 
- im Hochbau, im Infrastrukturbau und im Anlagenbau. Re-
cherchen im Rahmen der Erstellung eines BIM-Leitfa-
dens138 für Deutschland haben bestätigt, dass die Methode 
grundsätzlich an Projekten aller Größen wertschöpfend 
einsetzbar ist.  

orschung/3Rahmenbedingungen/2013/BIMLeitfa-
den/Endbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=2 [abgeru-
fen am 20.05.2015]. 
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8.2 Verbesserungspotenziale durch BIM  

Zweck von BIM ist es, den Entscheidungsträgern auf allen 
Ebenen frühzeitig die erforderlichen Grundlagen für ziel-
gerichtete Entscheidungen zu geben. Damit adressiert die 
Methode eines der zentralen Probleme bei der Realisie-
rung von Bauprojekten – fehlende, späte oder falsche Ent-
scheidungen.  

„Durch BIM wird ein neues Optimierungsniveau er-
reicht. Der Fokus liegt bei einer höheren Planungs-, 
Termin- und Kostensicherheit, die durch die Transpa-
renz über den gesamten Lebenszyklus eines Bauwerks 
entsteht. Es vereinfacht das Risikomanagement und 
ermöglicht, die Planungsqualität und die industriellen 
Fertigungsprozesse besser zu kontrollieren. Der 
Hauptvorteil von BIM liegt für den Auftraggeber in 
den umfassenden, offen zugänglichen und von vielen 
nutzbaren Gebäudeinformationen. Diese qualitativ 
hochwertigen und konsistenten Planungsdaten er-
möglichen frühzeitige und belastbare Entscheidungs-
findungen.“  

BIM-Leitfaden für Deutschland, S. 25 

Grund hierfür ist, dass alle Bereiche der Planung, Steue-
rung und Realisierung eines Bauprojekts auf zu analysie-
renden und bewertenden Informationen basieren. Es ist 
fundamental für den Erfolg eines Bauprojekts, dass diese 
Informationen in der richtigen Qualität und Tiefe zum rich-
tigen Zeitpunkt im richtigen Format der richtigen Person 
vorliegen.  

Die Verbesserungspotenziale durch die richtig angewandte 
BIM Methode während der Planungs- und Realisierungs-
phase von Bauprojekten können folgendermaßen zusam-
mengefasst werden:139 

Kostensicherheit und Termintreue 

• Präzisere Schätzung von Kosten und Kostenfolgen von 
Änderungen durch modellbasierte Mengen- und Kos-
tenermittlungen;  

                                                                        
139  Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruk-

tur, Building Information Modeling, Zugriff: 
http://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/Raument-
wicklung/building-information-modeling-13-10-2014-

• Hohe Effizienzgewinne durch kooperative Projektopti-
mierung bzw. Problemlösung im Team; 

• Besseres Risikomanagement durch Vermeidung in-
konsistenter Planungen und Simulation risikobehafte-
ter Abläufe; 

• Kalkulation der Lebenszykluskosten durch Simulation 
von Gebäudevarianten (z. B. Energieeffizienz) im vir-
tuellen Modell; 

• Weniger Nachträge aus Mengendifferenzen oder feh-
lenden Leistungen durch exaktere Leistungsbeschrei-
bungen; 

• Verkürzung der Projekt- und Bearbeitungszeiten.  

Höhere Transparenz 

• Erleichterung der Bedarfsanalyse durch Visualisie-
rung von Planungsvarianten; 

• Konsistentere Planung durch digitalen Datenaus-
tausch und Kollisionsprüfungen;  

• Verbesserte Verkehrsstromsimulationen, optimierte 
Planung durch Nutzungssimulationen; 

• Stärkere Projektakzeptanz durch Visualisierung der 
Bauabläufe; 

• Vereinfachte bauphysikalische Nachweise (z.B. Ener-
gieberechnungen). 

Optimierte Kommunikationsprozesse 

• Kurze Informationswege und Schnittstellenkoordina-
tion durch Vernetzung der Projektdaten;  

• Verfügbarkeit sämtlicher Daten in Echtzeit für alle 
Projektbeteiligten, auch auf der Baustelle; 

• Standardisierung (z.B. durch Muster-Leistungsver-
zeichnisse und Objekt-Kataloge); 

• Reduktion des Wissensverlusts beim Übergang vom 
Bauen zum Betreiben.  

01.pdf?__blob=publicationFile [abgerufen am 
16.06.2015]. 
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Noch stärker als die vorgenannten Einsparpotenziale wäh-
rend der Planungs- und Bauphase eines Bauwerks fällt die 
Senkung der Lebenszykluskosten ins Gewicht, also die Ein-
sparungen von Kosten über die gesamte Lebensdauer ei-
nes Bauwerks hinweg.  

„Der eigentliche Gewinn liegt nicht in der verbesserten 
Bausequenz. Der wirkliche Gewinn liegt darin, für uns 
zu verstehen wie wir unsere Bauwerke besser mana-
gen können.“140  

Andrew Wolstenholme, CEO Crossrail Ltd. 

 

„Für Crossrail würde eine 1%ige Effizienzsteigerung 
Einsparungen von £100 Millionen bedeuten.“141 

Malcolm Taylor, Head of Technical Information Manage-
ment, Crossrai Ltd  

Das volle Potenzial von BIM wird erst dann ausgeschöpft, 
wenn die digitale Technologie und die damit gekoppelten 
Prozesse flächendeckend genutzt werden, um mehr Kapa-
zität und Leistungsfähigkeit von Gebäuden und Infrastruk-
tur zu erzielen – und das ohne mehr investieren zu müssen 
und mehr Ressourcen zu verbrauchen. Dazu müssen die 
Lebenszykluskosten der Bauwerke und deren Leistungen 
für die Nutzer optimiert und mit Hilfe digitaler Daten er-
fasst werden. So können Probleme frühzeitig erkannt wer-
den. Die gewonnenen Erkenntnisse über das tatsächliche 
Verhalten von Bauwerken müssen dann wieder in die Pla-
nung der nächsten Generation von Bauwerken einfließen.  

Zusammengefasst ist festzustellen, dass BIM je nach Ein-
zelfall mit erheblichen Produktivitätsvorteilen verbunden 
sein kann. Offensichtlich sinken die Fehleranfälligkeit und 
die Risiken von Bauprojekten z. B. durch die genannten 
Kollisionsprüfungen der einzelnen Planungen und die Si-
mulation von Bauprozessen erheblich. Dazu kommen Pro-
duktivitätsvorteile durch die Verbindung von BIM mit in-
dustrieller Vorfertigung. Vor diesem Hintergrund wurde 
eine Versicherung der Kosten von Großprojekten auf der 

                                                                        
140 Wolstenholme, New Civil Engineer, Zugriff: 

http://www.nce.co.uk/news/transport/crossrail-
spreads-bim-technology-to-suppliers/8625385.article 
[abgerufen am 20.05.2015]. 

Grundlage von BIM entwickelt, die jetzt in die Erprobung 
geht.  

8.3 Einführung von BIM in Deutschland 

Um die Potenziale von BIM auch in Deutschland stärker 
nutzbar zu machen, sollte auf die Methode vermehrt zu-
rückgegriffen werden.  

Defizite  

Anders als in anderen Wirtschaftszweigen in Deutschland 
und Bauwirtschaften im internationalen Bereich schreitet 
im deutschen Bausektor die Digitalisierung trotz der ge-
nannten Vorteile nur sehr langsam voran. Die Branche ist 
hoch fragmentiert. Es fehlen bisher einheitliche Daten- und 
Prozessstandards für die neuen Technologien. Es besteht 
eine große Bandbreite von unterschiedlichen Auffassun-
gen darüber, was BIM genau ist und wie es sinnvoll ange-
wandt werden sollte. Dies führt zu stark gegenläufigen 
Meinungen über den tatsächlichen Nutzen und der Praxis-
reife der Methode.  

Noch gravierender ist die fehlende Nachfrageposition auf 
der Seite der Auftraggeber. Es besteht etwa große Unsi-
cherheit darüber, wie BIM-Leistungen ausgeschrieben 
werden müssen und wie sie abgerechnet werden können. 
Es fehlt an Praxiserfahrungen, welcher Mehrwert am kon-
kreten Projekt erzielt werden kann.  

Anstelle einer ganzheitlichen Lösung gibt es eine insulare 
Entwicklung von Systemen oder Prozessen innerhalb eini-
ger Organisationen und Unternehmen sowie zwischen be-
grenzten Teilen der Lieferketten im Baubereich. Diese In-
sellösungen werden als „little closed BIM“ bezeichnet und 
zeichnen sich dadurch aus, dass wegen inkompatibler Soft-
ware z. B. zwei Planer nicht miteinander kommunizieren 
können. Damit ist gerade das für BIM so wichtige koopera-
tive Planen und Bauen nicht möglich. Je stärker die Aus-
richtung an offenen Industriestandards und damit die Un-
abhängigkeit von einzelnen Softwarelösungen erreicht 
wird, desto stärker nähert sich eine Herangehensweise 

141  Taylor, Crossrail. Update on BIM. (Präsentation am 
17.10.2012 bei der „ICE BIM Conference” in London). 
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aber dem Ziel von „big open BIM“, das die meisten Vorteile 
bietet. Denn als „big open BIM“ werden die durchgängigen 
Prozesse und Standards bezeichnet, in denen Daten und 
Informationen unabhängig von Softwareherstellern ver-
lustfrei ausgetauscht werden können. Das nachfolgende 
Diagramm veranschaulicht dies:  

 

Abbildung 10: Darstellung von „little closed“ und „big open“ BIM (eigene Dar-
stellung) 

Mit jeder Neuerung und Änderung gehen auch Gefahren 
einher. Deshalb besteht noch sehr viel Aufklärungs-, Ent-
wicklungs- und Forschungsbedarf, bis die Methode BIM als 
normale Praxis Anwendung finden wird. Einige der Gefah-
ren sind nachfolgend genannt:  

• Unklare Zielsetzungen und überhöhte Erwartungshal-
tungen kombiniert mit mangelnder Vorbereitung füh-
ren oft zu Enttäuschungen und schlimmstenfalls zu er-
höhten Kosten und Terminverzögerungen.  

• Die Methode ersetzt weder fehlende Kompetenzen 
noch eine unzureichende Planung oder ein unvollstän-
diges Risikomanagement.  

• Visualisierungen und dreidimensionale Modelle mit 
vordefinierten Objekten können beim Betrachter den 

                                                                        
142  Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 

(Hrsg.), BIM-Leitfaden für Deutschland. Information und 
Ratgeber, Zugriff: 
http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/FP/ZB/Auftrags-

Eindruck einer höheren Planungsreife erwecken als 
tatsächlich gegeben ist.  

• Rahmenbedingungen des Planungs- und Bauprozesses 
müssen an die BIM-Methode angepasst werden, was 
kurzfristig oft nicht realisierbar ist.  

• In Deutschland fehlen Erfahrungen und Praxisreife für 
die Methode BIM in der Lieferkette.  

• Der Einsatz von BIM erfordert Investitionen und klare 
Vorgaben des Auftraggebers. Hier ist besonders die öf-
fentliche Hand gefragt, entsprechende Ausschrei-
bungsstandards zu entwickeln.  

Der BIM-Leitfaden für Deutschland142 beschreibt die Ein-
führung von BIM als „eine langfristige und weitreichende 
Herausforderung für das gesamte Bauwesen auf unter-
schiedlichen Ebenen: Unternehmen, Mitarbeiter, Organisa-
tionen, Prozesse, Methoden, Technik und Werkzeuge.“  

 

Abbildung 11:  Veränderungsungspyramide in Unternehmen (angelehnt an 
EU-Projekt InPro)  

Dazu ist es erforderlich, dass schrittweise die Rahmenbe-
dingungen für den erforderlichen kulturellen Wandel ge-
schaffen werden. Dieser sollte wirtschaftlich ausgerichtet 
und unter Beteiligung der verschiedenen Interessensgrup-
pen erfolgen.  

forschung/3Rahmenbedingungen/2013/BIMLeitfa-
den/Endbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=2 [abgeru-
fen am 20.05.2015]. 
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Lösungsansätze  

Um die beschriebenen Potenziale zu aktivieren und die 
deutsche Bauwirtschaft international nicht ins Abseits ge-
raten zu lassen, sind gemeinsame Handlungen der an Bau-
projekten Beteiligten erforderlich. 

Alle am Planen, Bauen und Betreiben von Bauprojekten 
beteiligten Personen, inklusive der öffentlichen und priva-
ten Bauherren, der Architekten, der Planer, der Soft-
wareherstellern, der Bauausführenden, der Zulieferer und 
der Betreiber sollten eine gemeinsame Vision und Strate-
gie zur Einführung des integrierten modellorientierten Ar-
beitens mit kurzfristigen und langfristigen Zielen in Form 
eines Stufenplans entwickeln. Dieser Stufenplan muss sich 
an den schwächsten Gliedern der Lieferkette orientieren 
und dem Markt ausreichend Zeit zur Vorbereitung lassen.  

Im Vordergrund steht zunächst die Schaffung der erforder-
lichen Voraussetzungen, um das integrierte modellorien-
tierte Arbeiten für die Planung und Umsetzung von Groß-
projekten in der Breite einzuführen. Dazu müssen die Re-
geln zum gemeinsamen Planen, Bauen und Betreiben in 
der Zukunft erarbeitet werden. Dies sollte unter Einbezie-
hung aktueller Entwicklungen auf EU-Ebene geschehen. 
Denn europäische Standards wirken sich auch auf 
Deutschland aus.  

                                                                        
143  Siehe Kapitel „Vergabe und Vertragsgestaltung“. 
144 Siehe Bundesinstitut für Bau, Stadt- und Raumforschung 

(Hrsg.), Maßnahmenkatalog zur Nutzung von BIM in der 
öffentlichen Bauverwaltung unter Berücksichtigung der 
rechtlichen und ordnungspolitischen Rahmenbedingun-
gen. Zwischenbericht. Forschungsprogramm Zukunft Bau.  

„Im Ausland gibt es sehr detaillierte BIM-Standards 
und Richtlinien, die auch in Deutschland zum Teil 
schon in angepasster Form Anwendung finden. Es gilt 
nun, den Veränderungswillen auch in der Unterneh-
menskultur zu begünstigen und zu unterstützen. Im 
Ausland sind die öffentlichen Auftraggeber die größ-
ten Befürworter und Förderer von BIM, da sie auf-
grund des langjährigen Erhalts und der Nutzung von 
Bauwerken auf eine durchgängige Wertschöpfungs-
kette in der Informationsgewinnung und deren Ma-
nagement angewiesen sind.“ 
BIM-Leitfaden für Deutschland 2013 

Die Regeln für das gemeinsame Planen, Bauen und Betrei-
ben müssen konkret z. B. die Planungsabläufe (wer macht 
was, wann und wie) beschreiben, die bei BIM durch die 
enge Kooperation und die zum Teil frühzeitigen Planungs-
entscheidungen anders strukturiert sind als beim her-
kömmlichen Planen. Dazu gehört auch die Kooperation 
von Planung und Bauausführung, die für BIM typisch ist, 
aber durch das Vergaberecht erschwert wird, obwohl 
durchaus Verfahren für eine Kooperation vorhanden 
sind.143 Hier müssen pragmatische Wege gefunden werden 
mit entsprechenden Vertragsmustern und Lösungen für 
Haftungsprobleme und urheberrechtliche Fragen.144 

Der BIM-Leitfaden für Deutschland schlägt in diesem Zu-
sammenhang die Erstellung einer BIM Richtlinie vor, die 
die oben genannten Punkte zusammenfasst. Die nachfol-
gende Grafik veranschaulicht die Inhalte der Richtlinie.145 
Die blau hinterlegten Teile beschreiben den Teil der Richt-
linien, die nach einer Erprobungszeit für mit BIM ausge-
führte Projekte verbindlich gelten sollten, die orangefarbe-
nen Teile die informellen Empfehlungen. 

 

145  Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(Hrsg.), BIM-Leitfaden für Deutschland. Information und 
Ratgeber, Zugriff: 
http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/FP/ZB/Auftrags-
forschung/3Rahmenbedingungen/2013/BIMLeitfa-
den/Endbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=2 [abgeru-
fen am 20.05.2015]. 
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Abbildung 12:  Einführung einer BIM Richtlinie in Deutschland (angelehnt an BBSR) 

Große wie kleine Softwarehersteller sind in die Strategie 
einzubinden, um ihre Produkte so aufeinander abzustim-
men, dass die Kommunikation zwischen den Nutzern un-
terschiedlicher Softwareprodukte möglich ist. Neben der 
Funktionalität zählen dazu u.a. lebenszyklusgerechte Da-
tenvorhaltung, deutsche Normen und die Einsatzfähigkeit 
für Großprojekte. Öffentliche Hand, Verbände und Kam-
mern sollen ebenfalls eingebunden sein, um ihre Mitglie-
der und Mitarbeiter auf den Einstieg in das integrierte mo-
dellorientierte Arbeiten vorzubereiten. 

Die Erforschung von Schwerpunkten zum integrierten mo-
dellorientierten Arbeiten sollte zudem verstärkt und die 
Ausbildung von mit der Methode vertrauten Absolventen 
gesichert werden. Die Gremien zur Entwicklung techni-
scher Regelwerke wie z. B. das Deutsche Institut für Nor-
mung (DIN), der Verein Deutscher Ingenieure (VDI) und 

der Gemeinsame Ausschuss Elektronik im Bauwesen 
(GAEB) stehen für die Sicherung der Standardisierung zur 
Verfügung. Gleichzeitig sollten sich deutsche Experten in 
die internationalen Standardisierungsprozesse einbinden. 

Ein Meilenstein könnte sein, in den nächsten fünf Jahren 
für Großvorhaben integrierte modellorientierte Arbeits-
weisen in einem noch zu definierenden Umfang einzufüh-
ren.  

Die langfristigen Ziele der Digitalisierung der Wertschöp-
fungskette Bau sollten mit anderen strategischen Zielen in 
Deutschland verknüpft werden, wie etwa der Digitalisie-
rung der industriellen Produktion durch den Maschinen-
bau. Dadurch kann eine noch größere Hebelwirkung am 
Markt erreicht werden. Letztendlich stützen sich die jewei-
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ligen Strategien gleichermaßen auf Ziele der Nachhaltig-
keit, wie Energie- und Ressourceneffizienz sowie Lebens- 
und Arbeitsqualität.  

Beispiel Großbritannien 

Die Britische Regierung hat in ihrer Baustrategie den 
Fokus auf die langfristige Verbesserung der Effizienz, 
Leistungsfähigkeit und Qualität der bebauten Um-
welt gelegt. Nicht nur die schnellere und kostengüns-
tigere Realisierung von Bauprojekten ist mit ehrgei-
zigen Zielvorgaben belegt. Die Baustrategie gibt bis 
2025 auch klare Vorgaben zu Energieeffizienz, Ein-
sparung von CO2 und Exportvolumen. Zudem sollen 
Kosten und Bauzeit signifikant gesenkt werden. Da-
mit wird ein Brückenschlag zwischen strategischen 
Langzeitplänen im Baugewerbe mit den Bereichen 
Energie und Umwelt hergestellt. Die BIM-Methode 
stellt den Mechanismus dar, mit dem diese Ziele er-
reicht werden sollen.  

Cabinet Office: UK Construction Strategy 2011 

 

Planen-bauen 4.0 Gesellschaft zur Digitalisierung des 
Planens, Bauens und Betreibens mbH 

Führende Verbände und Institutionen aus dem Bereich 
Planen, Bauen und Betreiben haben als ersten Schritt zur 
stärkeren Einführung von BIM in Deutschland Ende Feb-
ruar 2015 die „planen-bauen 4.0 - Gesellschaft zur Digitali-
sierung des Planens, Bauens und Betreibens mbH“ gegrün-
det. Die Gesellschaft wird von den Gründern als nationale 
Plattform, Kompetenzzentrum und Gesprächspartner im 
Bereich der Forschung, Regelsetzung und Marktimplemen-
tierung verstanden. Die Gesellschaft soll die Rolle der Weg-
bereiterin bei der Einführung von digitalen Geschäftspro-
zessen in der Bau- und Planungswirtschaft in Deutschland 
übernehmen. Dabei werden die Gegebenheiten des deut-
schen Marktes und dessen hohe Ausdifferenzierung zu be-
rücksichtigen sein. 

Nachdem die Gesellschaft im Zuge der Gründung zunächst 
nur Verbänden und Kammern offenstand, wird in einer 
                                                                        
146  Projekte sind im Anhang genannt.  

zweiten Runde auch Privatunternehmen ermöglicht, Teil 
der Gesellschaft zu werden. Darüber hinaus wird durch die 
Bildung einer offenen Plattform und die Gründung von 
Beiräten zu bestimmten Themenkomplexen einer breiten 
Öffentlichkeit die Möglichkeit zur Mitwirkung und Beteili-
gung geboten. Zu den Aufgaben dieser Initiative soll unter 
anderem gehören: 

• Unterstützung des vermehrten Einsatzes von BIM in 
Deutschland;  

• Entwicklung von Qualitätssicherungssystemen sowie 
Regelwerken für Qualitätssicherungs- und Zertifizie-
rungssysteme;  

• Teilnahme an internationalen Gremien zur Standardi-
sierung von Prozessen und Bauteilbeschreibungen;  

• Aufklärungsarbeit und weitergehende Hilfestellungen 
zur Marktimplementierung;  

• Bündelung von Kommunikation und Öffentlichkeitsar-
beit zu BIM.  

Um BIM in Deutschland zum Durchbruch zu verhelfen, un-
terstützt das Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur zudem vier Pilotprojekte.146 
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Handlungsempfehlungen 

Der Bundesregierung wird empfohlen,  

• unter Beteiligung der betroffenen Branchen ei-
nen Stufenplan für die Digitalisierung der Wert-
schöpfungskette Bau mit folgenden Elementen zu 
entwickeln und regelmäßig zu überprüfen:  

• Erstellung konkreter BIM-Anforderungen für die 
Ausschreibung von Projekten im Hochbau und 
der Infrastruktur (Entwurf von Ausschreibungs-
unterlagen) unter Berücksichtigung der beste-
henden rechtlichen Rahmenbedingungen; 

• Entwicklung von BIM-Richtlinien zum kooperati-
ven Planen und Bauen; 

• Vereinheitlichung organisationsspezifischer 
Standards (closed BIM), insbesondere Auswei-
tung zu offenen Standards (open BIM) sowie 
Standardisierung von Bauteilbeschreibungen.  

• die Initiative planen-bauen 4.0 zu unterstützen, 
die auf professioneller Basis offene Fragen klärt 
und die Einführung von BIM in der gesamten 
Bau- und Planungswirtschaft mit den Auftragge-
bern koordiniert vorantreibt.  

• Forschungslücken zu schließen und die Standar-
disierung sowie die Normungsarbeit zu unter-
stützen. 

• die Ausbildung von BIM-Experten auf Universitä-
ten und berufsbegleitend zu unterstützen. 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  
• die Methode BIM den Anforderungen des jeweili-

gen Projekts angepasst zu nutzen und durch 
seine Anforderungen die Lieferkette zur Anwen-
dung dieser Methode zu stimulieren. 

• in pilothaften Anwendungen Erfahrungen mit 
der Anwendung der BIM Methode zu sammeln 
und nach Vor- und Nachteilen auszuwerten. 

• Kompetenzen zur Durchführung von Projekten 
nach der BIM Methode aufzubauen. 

Den Beteiligten der Lieferkette wird empfohlen,  

• Kompetenzen zur Durchführung von Projekten 
nach der BIM Methode aufzubauen. 

• gemeinsam mit dem Auftraggeber realistische 
Ziele und Implementierungsschritte von BIM am 
jeweiligen Projekt festzulegen. 
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Anhang 
 

Anlage 1: Liste der Handlungsempfehlungen der 
Reformkommission (nach Kapiteln) 

 

1 Bedarfsanalyse und Planung  

Dem Bauherrn wird empfohlen, vor Planungsbeginn 

• eine Bedarfsanalyse auf Basis der DIN 18205 sowie 
eine Machbarkeitsstudie zu erarbeiten, dazu den er-
forderlichen projektspezifischen Sachverstand in Er-
fahrung zu bringen und die notwendige Fach- und Be-
ratungskompetenz sicherzustellen. Zu den typischen 
Fachexperten gehören neben Architekten, Bauingeni-
euren und Kosten- und Risikoexperten z.B. auch Geo-
logen und Energieexperten. Auch Vertreter einzubin-
dender Behörden und betroffene Anwohner sollten 
ggf. einbezogen werden.  

• die Bedarfsanalyse / Machbarkeitsstudie von einer 
unabhängigen Stelle überprüfen zu lassen und an-
schließend zu veröffentlichen. 

Dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Inf-
rastruktur wird empfohlen,  

• bei der Projektbewertung für die Aufstellung des Bun-
desverkehrswegeplans 2015 Risikobetrachtungen in 
die Kostenschätzungen einfließen zu lassen. 

Öffentlichen Finanzierern wird empfohlen,  

• ohne abgeschlossene Bedarfsermittlung und ohne un-
abhängige Überprüfung der Bedarfsermittlung keine 
Haushaltsmittel bereitzustellen.  

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• zur Erstellung der Planung frühzeitig ein interdiszipli-
näres Planungsteam einzusetzen, das Informationen 
zum Stand der Planung, Kosten, Risiken und Zeitpla-
nung regelmäßig austauscht und alle Planungsbe-
standteile kontinuierlich untereinander abstimmt. 
Dem Team sollten neben Objektplanern und Fachpla-
nern weitere Experten angehören, z.B. für Kosten und 
Risiken, Baugrund, Geologie, Hydrologie oder techni-
sche Gebäudeausrüstung.  

• mit dem Bau erst nach Erstellung eines zusammenfas-
senden Dokuments zu beginnen, das die Ausführungs-
planung für das gesamte Projekt sowie detaillierte An-
gaben zu Kosten, Risiken und zum Zeitplan enthält. 
Auf der Grundlage von Teilbaugenehmigungen sollte 
mit dem Bau nicht begonnen werden. 

• bei komplexen Projekten parallel zur Entwurfspla-
nung ein unabhängiges, kontinuierliches Controlling 
einzurichten.  

• moderne IT-gestützte Planungsmethoden wie Buil-
ding Information Modeling (BIM) verstärkt einzuset-
zen.  

 

2 Kosten und Risiken  

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• zur Schaffung belastbarer Datengrundlagen für die 
Kostenermittlung von Infrastruktur- und Hochbaupro-
jekten eingetretene Kosten und Risiken sowie nach-
trägliche Anforderungen und deren monetäre Auswir-
kungen zu dokumentieren und nachfolgenden Projek-
ten in einem geeigneten Differenzierungsgrad zur Ver-
fügung zu stellen.  

Der öffentlichen Hand wird empfohlen, 

• Datenbanken mit differenzierten, ggf. bauteilbezoge-
nen Kostenkennwerten zu schaffen und zu pflegen, die 
auf Daten bereits abgerechneter Projekte basieren. 

Der öffentlichen Hand wird empfohlen, 

• eine transparente und systematische Aufbereitung der 
Kostenermittlung und Risikoerfassung auf allen Pro-
jektentwicklungsstufen zu implementieren, so dass 
diese auch für Außenstehende nachvollziehbar und 
überprüfbar ist;  

• in der Ausführungsphase vertraglich gebundene und 
verausgabte Mittel so zu erfassen, dass eine effektive 
Kontrolle von Kosten, Risiken und Zeitplanung mög-
lich ist.  
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Der Bundesregierung wird empfohlen,  

• bei Großprojekten die im Rahmen einer Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung ermittelten Kosten und Risiken 
als Projektbudget im Haushalt zu veranschlagen. 

• § 24 BHO für den Bundeshochbau dahingehend zu än-
dern, dass bei Großprojekten zunächst nur die Pla-
nungskosten in den Haushalt eingestellt werden und 
die Veranschlagung der Investitionskosten erst auf 
Grundlage der Entwurfsplanung erfolgt. Kostenober-
grenzen für die Investitionen sollten weiterhin festge-
setzt werden können, aber nicht im Haushalt veran-
schlagt werden. 

Den Leitungen von Ministerien, Länderbehörden und 
Kommunen wird empfohlen,  

• eine klare Richtungsentscheidung zur Einführung ei-
nes systematischen Risikomanagements bei allen grö-
ßeren Projekten zu treffen. Die Mitarbeiter sollten ge-
schult und von den Vorteilen des Risikomanagements 
überzeugt werden.  

• die Identifikation von Risiken, ihre Analyse, Bewer-
tung und die Durchführung von Maßnahmen zu ihrer 
Begrenzung und Vermeidung, die Fortschreibung der 
Risiken im Projektverlauf und ihre Dokumentation in 
den einschlägigen Regelwerken verbindlich vorzu-
schreiben. Eckpunkte dieses Risikomanagements soll-
ten sein:  

• Beginn der systematischen Risikoermittlung und 
des Risikomanagements bereits mit der Bedarfsa-
nalyse und Fortführung über den gesamten Pro-
jektablauf.  

• Orientierung des Projektrisikomanagements an 
den Begriffen und Prozessen der ISO 31000 „Risk 
management – Principles and guidelines“ und der 
DIN EN 31010 „Risikomanagement – Verfahren 
zur Risikobeurteilung“.  

• Bezifferung der Kosten, die zur Schadenspräven-
tion sowie bei Risikoeintritt zur Minimierung 
bzw. Beseitigung des Schadens erforderlich sind, 
sowie deren Angabe bei der Haushaltsanmeldung.  

• Vorlage einer umfassenden Risikodokumentation 
mindestens zum Abschluss jeder Projektphase 
und bei Projektabschluss.  

• Regelmäßige Überprüfung des Risikomanage-
ments durch unabhängige Experten.  

• Eckwerte für die Ermittlung von Risikokosten festzu-
legen. Hierbei können – soweit bereits vorhanden – 
detaillierte Kostenkennwerte als Hilfsmittel genutzt 
werden, ohne aber den Bauherrn von der projektspe-
zifischen Analyse der Risiken zu entbinden. 

• die Ergebnisse und Erkenntnisse aus dem Risikoma-
nagement in einer Datenbank beispielsweise zur Ge-
nerierung von Kostenkennwerten zu erfassen. Hieraus 
können Risikochecklisten mit Handlungsempfehlun-
gen zur zukünftigen Risikominderung bzw. -vermei-
dung erstellt werden. Ferner sollen im Zuge eines Risi-
kowissenstransfers eingetretene Gefahren oder nicht 
genutzte Chancen systematisch ausgewertet und ana-
lysiert werden  

Dem Bundesministerium der Finanzen, den Länderfi-
nanzministerien und den Kommunen wird empfohlen, 

• Haushaltsmittel nur dann zur Verfügung zu stellen, 
wenn ein fundiertes Risikomanagement vorliegt 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• eine frühzeitige Risikoermittlung und ein kontinuierli-
ches Risikomanagement entsprechend der Normen 
ISO 31000 und DIN EN 31010 durchzuführen.  

Dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
wird empfohlen, 

• aufgrund der herausragenden Bedeutung des Themas 
„Risiko“ bei der Planung und Entwicklung von Groß-
projekten bei der nächsten Revision der Honorarord-
nung für Architekten und Ingenieure (HOAI) neben 
der Kostenermittlung auch die Risikoermittlung aus-
drücklich als Grundleistung aufzunehmen. 

Der Bau- und Planungswirtschaft wird empfohlen, 

• ein systematisches Risikomanagement durchzuführen 
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Dem Deutschen Institut für Normung wird empfohlen, 

• bei der nächsten Revision der DIN 276 „Kosten im 
Bauwesen“ detaillierte Regelungen zum Umgang mit 
Kostenrisiken aufzunehmen. In Anlehnung an die be-
stehende Struktur sollte eine sektorenspezifische Risi-
kozuordnungsstruktur mit in mehrere Ebenen geglie-
derten Risikogruppen entwickelt werden. 

Dem Bundesministerium der Finanzen, den Länderfi-
nanzministerien und den Kommunen wird empfohlen,  

• Risiken des Bauherrn bei der Umsetzung von Groß-
projekten, die hinsichtlich ihrer Eintrittswahrschein-
lichkeit und Kostenhöhe im Schadensfall sachverstän-
dig und plausibel beschrieben und eingeschätzt wor-
den sind, zukünftig im Haushalt zu berücksichtigen. 
Konkret beschrieben Risiken müssen bei öffentlichen 
Projekten bereits bei der Haushaltsanmeldung be-
nannt werden, damit eine entsprechende Vorsorge im 
Haushalt getroffen werden kann.  

• Kosten und Risiken dann in den Haushalt einzustellen, 
wenn die Entwurfsplanung vorliegt, um belastbare 
Kostenberechnungen und Risikoabschätzungen vor-
nehmen zu können.  

• Baupreissteigerungen durch eine jährliche Fortschrei-
bung der verbleibenden Gesamtkosten im Haushalt 
zumindest nachrichtich auszuweisen. 

• einheitliche Verfahren zum Umgang mit Risiken bei 
der Veranschlagung im Haushalt festzulegen. 

Dem Bundesministerium der Finanzen wird empfoh-
len, 

• das in den Leitfäden zu Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen dargestellte Verfahren für die Budgetierung 
von Risiken im Haushalt allgemein anzuerkennen. 

 

3 Vergabe und Vertragsgestaltung  

Dem Bauherrn wird empfohlen, 

• die Ausschreibung von Planungs- und Bauleistungen 
nicht ausschließlich auf Basis des Preises vorzuneh-
men, sondern qualitative Wertungskriterien (z. B. 

Qualität, technischer Wert oder Betriebs- und Folge-
kosten) einzubeziehen und ggf. höher als den Preis zu 
gewichten.  

• als zusätzliche qualitative Wertungskriterien die Qua-
lität der Antworten der Bieter auf Fragen des Auftrag-
gebers zur Auftragsdurchführung und zum Risikoma-
nagement einzubeziehen. 

• das Aufdecken von Fehlern, Lücken und Widersprü-
chen in den Vergabeunterlagen des Auftraggebers 
durch einen Bieter in die Bewertung aufzunehmen. 

Dem Bauherrn wird empfohlen, 

• bei der Vergabe von Bauleistungen die Vergabereife 
gemäß § 2 EG Abs. 5 VOB/A durch einen internen for-
malisierten Beschluss festzustellen und erst auf dieser 
Basis die Ausschreibung einzuleiten. 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• bei komplexen Vorhaben frühzeitig sorgfältig zu prü-
fen, welche Leistungen in welchen Losen konkret ver-
geben werden sollen.  

Dem Gesetzgeber wird empfohlen,  

• in der Gesetzesbegründung zu § 97 Abs. 3 GWB klar-
zustellen, dass öffentliche Auftraggeber bei Großpro-
jekten mit einem Bauvolumen über EUR 100 Mio. 
nicht verpflichtet sind, die Planungs- und Bauleistung 
in Losen zu vergeben. 

Dem Gesetzgeber wird empfohlen, 

• § 115 Abs. 2 Sätze 1 – 4 GWB in Anlehnung an die RL 
2007/66/EG dahingehend zu ändern, dass die Erfolg-
saussichten des Nachprüfungsantrages nicht mehr Ge-
genstand der Abwägung sind. 

• § 125 GWB dahingehend zu ändern, dass eine Scha-
denersatzpflicht nicht erst bei „Missbrauch des An-
trags- oder Beschwerderechts“, sondern – beschränkt 
auf die Höhe der Auftragssumme – bereits dann ent-
steht, wenn ein Antragsteller gegen eine Entscheidung 
der Vergabekammer Beschwerde einlegt und mit sei-
ner Beschwerde unterliegt. 
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Dem Bauherrn wird empfohlen, 

• nicht ausschließlich auf Musterverträge zurückzugrei-
fen, sondern die Verträge – ggf. auf der Basis von Mus-
terverträgen – individuell auszugestalten; 

• die Verträge so zu gestalten, dass sie in angemessener 
und ausgewogener Weise den Interessen beider Ver-
tragsparteien entsprechen; 

• rechtliche Bedingungen von der technischen Leis-
tungsbeschreibung zu trennen und nachzureichende 
wesentliche Anlagen zu vermeiden; 

• im Rechtsteil des Vertrages die Verantwortlichkeiten 
und Schnittstellen eindeutig zu regeln, projektspezifi-
sche Risiken zuzuordnen und die Auftragnehmer zu 
einem Risikomanagement zu verpflichten; 

• im Rechtsteil des Vertrages Regelungen zur Auflösung 
von Widersprüchen und für die Vorlage, Behandlung 
und Vereinbarung von Nachträgen sowie der Lasten-
verteilung bei eintretenden Risiken (auch zur nach-
tragsbedingten Preisanpassung, Bauzeitänderung) 
vorzusehen; 

• angemessene Ausführungsfristen zu vereinbaren und 
ihre Einhaltung durch vertraglich bindende Zwischen-
termine, Pufferzeiten und Vertragstrafenregelungen 
abzusichern; 

• eine Regelung zu treffen, um eine einheitliche Doku-
mentation des Bauablaufs sicherzustellen; 

• Regelungen zur Durchführung eines förmlichen Ab-
nahmeverfahrens zu vereinbaren. 

 

4 Partnerschaftliche Projektzusammenarbeit  

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• darauf hinzuwirken, dass die Führungskräfte der be-
teiligten Vertragspartner sich von Beginn an öffentlich 
zu einer partnerschaftlichen Projektabwicklung ver-
pflichten (z.B. Projekt-Charta). 

• durch einen Start-Workshop zwischen Auftraggeber 
und Auftragnehmern und durch regelmäßige Folge-

Workshops zur Etablierung und Aufrechterhaltung 
der Kooperationskultur im Projekt beizutragen, so 
dass sich alle Vertragsparteien als gleichwertige Pro-
jektpartner fühlen. 

• während der gesamten Projektabwicklung auf einen 
gleichen Informationsstand aller Vertragsparteien 
hinzuwirken. Dazu sollte ein angemessener Informati-
onsfluss sichergestellt werden, etwa durch eine für 
alle Projektbeteiligten zugängliche Daten- und Infor-
mationsplattform, die laufend aktualisiert wird.  

• darauf hinzuwirken, dass sich die Projekt-Teams der 
einzelnen Beteiligten räumlich so anordnen, dass eine 
schnelle und effiziente persönliche Kommunikation 
möglich ist. 

Den Auftragnehmern wird empfohlen,  

• durch eigenes Handeln deutlich zu machen, dass sie 
sich den gemeinsamen Projektzielen verpflichtet füh-
len und die hohe Transparenz in gleicher Weise wie 
der Bauherr nicht zu Lasten des Vertragspartners aus-
nutzen. 

Dem Bauherrn wird empfohlen, 

• die Vergabearten des Verhandlungsverfahrens und 
des Wettbewerblichen Dialogs – bei Vorliegen der ent-
sprechenden Voraussetzungen – verstärkt zu nutzen. 

• in den Vergabeverfahren Nebenangebote zuzulassen. 
Bieter sollten hierdurch die Gelegenheit haben, eige-
nes Know-how bzgl. innovativer und wirtschaftlicher 
Bauverfahren, Bauweisen und Baumaterialien in das 
Projekt einzubringen. Für Auftraggeber bieten sich 
ggf. Möglichkeiten zur Gesamtoptimierung des Projek-
tes.  

Dem Gesetzgeber und dem Deutschen Vergabe- und 
Vertragsausschuss für Bauleistungen (DVA) wird emp-
fohlen, 

• die vergaberechtlichen Grundlagen für die Anwen-
dung kooperationsorientierter Vertragsmodelle zu 
schaffen, die bei privaten Bauprojekten in Deutsch-
land und bei öffentlichen Bauprojekten im Ausland be-
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reits erprobt sind (z.B. zweistufige Partnerschaftsmo-
delle/Innovationspartnerschaft, Early Contractor In-
volvement). 

• die grundsätzliche Zulässigkeit von Nebenangeboten 
und die Anforderungen an die Ausgestaltung und 
Wertung von Nebenangeboten zu regeln.  

Der öffentlichen Hand wird empfohlen,  

• in Modellprojekten innovative Formen der Vertrags-
gestaltung zu testen und zu analysieren. 

Dem Gesetz- und Verordnungsgeber wird empfohlen,  

• die Zulässigkeit der Vereinbarung von Bonus-Malus-
Regelungen in Bauverträgen ausdrücklich rechtlich zu 
regeln.  

• in den Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwen-
dungen zur Projektförderung (ANBest-P) klarzustel-
len, dass Bonuszahlungen Teil der Investitionskosten 
sind und ihre Gewährung nicht zur Rückzahlung von 
Fördermitteln führt.  

• der öffentlichen Hand die Möglichkeit zur Nutzung 
von Zielpreissystemen zu eröffnen. 

Dem Bauherrn wird empfohlen, 

• bei Großprojekten in den Verträgen mit den Projekt-
beteiligten sowohl einen internen als auch einen ex-
ternen Konfliktlösungsmechanismus zu verankern. 

Der öffentlichen Hand wird empfohlen,  

• rechtliche Hemmnisse für die öffentliche Hand bei der 
Vereinbarung und Durchführung externer Streitbeile-
gungsverfahren – auch soweit sie verfassungsrechtlich 
verbürgte Rechtsschutzgewährleistungen betreffen - 
zu identifizieren und ggf. zu beseitigen. 

• im Anschluss daran zu prüfen, inwieweit im Rahmen 
von § 18 Abs. 3 VOB/B zukünftig die Durchführung au-
ßergerichtlicher Streitbeilegungsverfahren bereits 
dann vorgesehen werden kann, wenn nur eine Partei 
dieses fordert bzw. wünscht.  

• für die Ausgestaltung externer Konfliktlösungsmecha-
nismen Verfahrensordnungen für Mediation und Adju-
dikation zur Verfügung zu stellen, aus denen öffentli-
che Bauherren dann die jeweils geeigneten Instru-
mente auswählen können.  

• Pilotprojekte in den Bereichen Hochbau und Infra-
struktur zur partnerschaftlichen Zusammenarbeit 
durchzuführen, in denen die Handlungsempfehlungen 
zur partnerschaftlichen Projektzusammenarbeit er-
probt werden. Auf Basis der Pilotprojekte sollten ein 
Leitfaden für die partnerschaftliche Zusammenarbeit 
und Musterverträge erstellt werden. 

 

5 Bürgerbeteiligung 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• eine frühzeitige, offene und kontinuierliche Bürgerbe-
teiligung durchzuführen, z. B. entsprechend den Vor-
schlägen des Handbuchs für eine gute Bürgerbeteili-
gung des BMVI.  

• frühzeitig, d.h. bereits zu Beginn der Planungen mit 
der Information und Beteiligung der Öffentlichkeit zu 
beginnen, das heißt dann, wenn noch echte Entschei-
dungsspielräume bestehen.  

• die erste Zahl zu den Projektkosten (einschl. Risiko-
kosten) gegenüber der Öffentlichkeit erst dann zu 
kommunizieren, wenn hinreichend belastbare Pla-
nungsgrundlagen vorliegen.  

• der Öffentlichkeit regelmäßig über Kosten, Termine, 
Projektänderungen und Risiken offen, transparent 
und allgemein verständlich zu berichten.  

• wichtige Risiken gegenüber der Öffentlichkeit auch 
dann zu kommunizieren, wenn sie nicht im Haushalt 
stehen. Das gleiche gilt für Preissteigerungen infolge 
der oft langen Planungs- und Bauzeiten. 

• kontinuierlich die Beteiligung der Öffentlichkeit auf-
recht zu erhalten. 
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6 Projektorganisation und Finanzierung  

Den öffentlichen Bauherren wird empfohlen, 

• im Rahmen der gemäß § 7 BHO durchzuführenden 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung standardmäßig ver-
schiedene Beschaffungsmodelle zu untersuchen und 
dafür ausreichend Haushaltsmittel bereit zu stellen. 

• ohne Wirtschaftlichkeitsuntersuchung bei Großpro-
jekten keine Haushaltsmittel für die Realisierung be-
reitzustellen. 

• über die Auswahl des Beschaffungsmodells für die 
Projektumsetzung ausschließlich auf Basis einer Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung unter Berücksichtigung 
der Qualitätsanforderungen des öffentlichen Auftrag-
gebers gemäß den Arbeitsanleitungen und Leitfäden 
des BMF, des BMUB bzw. den darauf basierenden sek-
torspezifischen Leitfäden147 zu entscheiden.  

• auch bei konventioneller Beschaffung die Lebenszyk-
luskosten zu berücksichtigen. 

• in die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung die Ergebnisse 
der Entwurfsplanung einzubeziehen, weil erst dann 
Kosten und Risiken hinreichend genau abgeschätzt 
werden können.  

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• sorgfältig abzuwägen, in welchem Umfang er Projekt-
leitungs- und Projektsteuerungsaufgaben überneh-
men kann und welche Leistungen er am Markt einkau-
fen sollte.  

• dafür Sorge zu tragen, dass er für die Aufgaben, die er 
selbst übernimmt, über die notwendigen personellen 
und fachlichen Kompetenzen verfügt.  

• die Entscheidungswege, Entscheidungskompetenzen, 
Verantwortlichkeiten und Informationspflichten der 

                                                                        
147 Rundschreiben des Bundesministeriums der Finanzen 

vom 12.01.2011, geändert durch Rundschreiben vom 
20.12.2013 (II A 3 - H 1012-10/08/10004). Rundschrei-
ben des Bundesministeriums der Finanzen vom 
20.08.2007 (II A 3 - H 1000/06/0003) mit Leitfaden Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-Projekten; Bun-
desministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung-

einzelnen Projektbeteiligten frühzeitig und klar zu de-
finieren und in einem Projekthandbuch schriftlich 
festzuhalten.  

• für jedes Großprojekt eine Organisationsstruktur zu 
schaffen, die eine klar definierte Mitbestimmung, Steu-
erung und Kontrolle durch die öffentliche Hand ge-
währleistet. In Betracht kommen zum Beispiel der 
Einsatz eines Projektlenkungsausschusses und die Be-
auftragung einer unabhängigen Controlling-Einheit o-
der die Gründung einer Projektgesellschaft mit klaren 
Entscheidungs- und Kontrollstrukturen.  

• vor Baubeginn das Verfahren zur Freigabe von 
Planänderungen einschließlich der Entscheidungsfris-
ten verbindlich festzulegen, eine Freigabe nur nach 
Prüfung der Auswirkungen auf Kosten, Risiken und 
Termine zuzulassen und größere Änderungen ein-
schließlich der Kostenfolgen zu veröffentlichen. 

• eine einheitliche Projekthaftpflichtversicherung für 
alle Projektbeteiligten zu prüfen.  

• zur Bündelung vergleichbarer Bauherrenaufgaben 
Kompetenzzentren einzurichten, soweit die personel-
len und fachlichen Kompetenzen der öffentlichen 
Hand nicht ausreichen. 

 

7 Projektmanagement 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• die Aufgaben eines Projektsteuerers vertaglich klar 
festzulegen.  

• bei der Vergabe des Projektmanagements von Groß-
projekten hohe Anforderungen an die Auswahl des 
Partners zu stellen.  

Schreiben vom 16.07.2013-B10-8111.1/7 K 5 zur Be-
kanntgabe des Leitfadens „Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen bei der Vorbereitung von Hochbaumaßnahmen 
des Bundes“; BMVBS (Auftraggeber, 2008), Leitfaden für 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen für die Vergabe der 
Betreibermodelle nach dem A-Modell im Bundesfernstra-
ßenbau (wird derzeit fortgeschrieben). 
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• standardisierte Vorlagen für Statusberichte zu erstel-
len, die Entscheidungen übersichtlich und mit den we-
sentlichen Fakten vorbereiten. Darin enthaltene Soll-
Ist-Vergleiche sollten auch einen Prognoseteil enthal-
ten.  

• für Großprojekte ein Projektmanagement einzusetzen, 
das sich an international anerkannten, ganzheitlichen 
Multiprojektmanagementstandards orientiert. 

• Erfahrungen aus vorangegangenen Projekten zur Er-
stellung von Checklisten, Ablaufdiagrammen und Da-
tenbanken zu nutzen. 

Den öffentlichen Auftraggebern wird empfohlen,  

• Projektinformationen so zu verwalten bzw. verwalten 
zu lassen, dass sie über den gesamten Lebenszyklus 
eines Projekts erhalten bleiben. Dafür sind moderne 
IT-gestützte Methoden geeignete Instrumente.  

Projektmanagern (Leitung und Steuerung) wird emp-
fohlen,  

• professionelle Projektmanagement-Software ange-
messen einzusetzen, die eine kontinuierliche Daten-
verwaltung ermöglicht. 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• Vorgaben für das Änderungsmanagement festzulegen, 
das Transparenz über die Folgen für Kosten und Ter-
mine des Projekts sicherstellt. 

• die Auswirkungen vorgeschlagener Änderungen auf 
die Gesamtprojekte in finanzieller und zeitlicher Hin-
sicht detailliert zu prüfen bzw. prüfen zu lassen und 
erst auf dieser Basis in einem vorher festgelegten Ver-
fahren über Änderungen zu entscheiden. 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• die Kriterien für die mechanische Fertigstellung des 
Gesamtprojekts bzw. von Teilanlagen detailliert zu 
spezifizieren und vertraglich festzulegen,  

• ausreichende Qualitätskontrollen und – sicherungs-
maßnahmen durchzuführen. 

 

8 IT-gestützte Methoden – Building Information 
Modeling (BIM) 

Der Bundesregierung wird empfohlen,  

• unter Beteiligung der betroffenen Branchen einen Stu-
fenplan für die Digitalisierung der Wertschöpfungs-
kette Bau mit folgenden Elementen zu entwickeln und 
regelmäßig zu überprüfen:  

• Erstellung konkreter BIM-Anforderungen für die Aus-
schreibung von Projekten im Hochbau und der Infra-
struktur (Entwurf von Ausschreibungsunterlagen) un-
ter Berücksichtigung der bestehenden rechtlichen 
Rahmenbedingungen; 

• Entwicklung von BIM-Richtlinien zum kooperativen 
Planen und Bauen; 

• Vereinheitlichung organisationsspezifischer Stan-
dards (closed BIM), insbesondere Ausweitung zu offe-
nen Standards (open BIM) sowie Standardisierung 
von Bauteilbeschreibungen.  

• die Initiative planen-bauen 4.0 zu unterstützen, die 
auf professioneller Basis offene Fragen klärt und die 
Einführung von BIM in der gesamten Bau- und Pla-
nungswirtschaft mit den Auftraggebern koordiniert 
vorantreibt.  

• Forschungslücken zu schließen und die Standardisie-
rung sowie die Normungsarbeit zu unterstützen. 

• die Ausbildung von BIM-Experten auf Universitäten 
und berufsbegleitend zu unterstützen. 

Dem Bauherrn wird empfohlen,  

• die Methode BIM den Anforderungen des jeweiligen 
Projekts angepasst zu nutzen und durch seine Anfor-
derungen die Lieferkette zur Anwendung dieser Me-
thode zu stimulieren. 

• in pilothaften Anwendungen Erfahrungen mit der An-
wendung der BIM Methode zu sammeln und nach Vor- 
und Nachteilen auszuwerten. 

• Kompetenzen zur Durchführung von Projekten nach 
der BIM Methode aufzubauen. 
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Den Beteiligten der Lieferkette wird empfohlen,  

• Kompetenzen zur Durchführung von Projekten nach 
der BIM Methode aufzubauen. 

• gemeinsam mit dem Auftraggeber realistische Ziele 
und Implementierungsschritte von BIM am jeweiligen 
Projekt festzulegen. 
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Anlage 2: Pilotprojekte 

Pilotprojekte zu Building Information Modeling  

• Eisenbahntunnel Rastatt im Rahmen der Ausbaustre-
cke/Neubaustrecke Karlsruhe-Basel (Baden-Württem-
berg),  

• Eisenbahnüberführung Filstal im Rahmen der Neu-
baustrecke Wendlingen-Ulm (Baden-Württemberg),  

• BAB 19 - Erneuerung der Brücke über den Petersdor-
fer See (Mecklenburg-Vorpommern), 

• B 107n - Neubau der Talbrücke Zapfenbach im Süden 
von Chemnitz (Sachsen). 

 

 

Vorgesehene Pilotprojekte zum Risikomanagement  

• BAB 7 - Rader Hochbrücke über den Nord-Ostsee-Ka-
nal bei Rendsburg (Schleswig-Holstein)  

• BAB 40 - Achtstreifiger Ausbau zwischen der An-
schlussstelle Duisburg/Homberg und der Anschluss-
stelle Duisburg/Häfen einschließlich Rheinbrücke 
(NRW)  

• B 16 / B 85 - Ortsumgehung von Roding-Altenkreith 
im Landkreis Cham / Oberpfalz (Bayern)  

• B 301 - Nordostumfahrung Freising (Bayern)  

 

Vorgesehene Pilotprojekte zur Partnerschaftlichen 
Projektzusammenarbeit  

• A10 – Achtstreifige Erweiterung zwischen dem Drei-
eck Nuthetal und dem Dreieck Potsdam (südlicher 
Berliner Ring) 

• A 44 –Neubau der Wehre-Talbrücke zwischen Kassel 
und Eisenach (Hessen)  

• Tank- und Rastanlage in NRW  
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Glossar 
 

Auftraggeber Vertragspartner, der einen Auftrag über die Beschaffung von Leistungen er-
teilt. 

Auftragnehmer Vertragspartner, der einen Auftrag über die Beschaffung von Leistungen er-
hält. 

Bauherr Person, die ein Bauvorhaben im eigenen Namen und Interesse durchführt 
bzw. durchführen lässt. 

Bauherrenkompetenz Sachverstand und Fähigkeiten des Bauherren. 

Bauverwaltung Ämter, die in ihrem Zuständigkeitsbereich Bauvorhaben durchführen. 

Bedarfsanalyse/-planung/-ermittlung Detaillierte Erfassung der Ziele und Anforderungen, die ein Projekt erfüllen 
muss. 

Beschaffungsmodell Das Beschaffungsmodell legt fest, welche Leistungen von öffentlicher und 
welche von privater Seite erbracht werden. In Betracht kommen insbeson-
dere eine Realisierung durch die öffentliche Hand, eine Realisierung als öf-
fentlich-private Partnerschaft (ÖPP) sowie Miet- oder Kaufmodelle. 

Budget Gesamtbetrag, der für Planung und Realisierung eines Bauvorhabens vorge-
sehen ist. 

Building Information Modelling Arbeitsmethode für die Erstellung und Verwaltung von Informationen in 
Bauprojekten auf der Grundlage klar definierter Arbeitsaufgaben, Datenmo-
delle und Kommunikationsschnittstellen. Digitale Datenmodelle, welche die 
jeweiligen Planungsstände der einzelnen Disziplinen zusammenführen, die-
nen hierbei als ein Werkzeug für die Koordination der unterschiedlichen Pro-
jektinformationen. 

Controlling Steuerung und Koordination zur Unterstützung der führungsverantwortli-
chen Stellen bei der Erreichung der lang- und kurzfristigen Projektziele. 

Generalplaner Auftragnehmer, der alle Architektur-, Ingenieur- und Fachplanungen er-
bringt, die zur Erstellung eines Bauwerkes notwendig sind. Der Generalpla-
ner tritt dem Bauherrn als einziger Vertragspartner auf Planerseite gegen-
über. Er trägt die volle rechtliche Verantwortung für die Planungsleistungen 
dem Bauherrn gegenüber. 

Generalübernehmer Auftragnehmer, der als einziger Vertragspartner des Bauherrn sämtliche 
Bauleistungen für ein Bauprojekt übernimmt. Im Unterschied zu einem Gene-
ralunternehmer ist er lediglich für die Organisation, Planung und Koordina-
tion des Bauauftrags zuständig. Die Bauleistungen werden an Nachunterneh-
mer vergeben und von diesen ausgeführt. 

Generalunternehmer Auftragnehmer, der als einziger Vertragspartner des Bauherrn sämtliche 
Bauleistungen für ein Bauprojekt übernimmt. 
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Großprojekt Keine starre Definition; Anhaltspunkte: Gesamtinvestitionskosten höher als 
EUR 100 Mio. oder: Realisierungsdauer, Komplexität, Risiken, gesellschaftli-
che Bedeutung. 

Haushalt Systematische Zusammenstellung der für den vorher festgelegten Zeitraum 
(Haushaltsperiode) geplanten und vollzugsverbindlichen Ausgabeansätze 
und der vorausgeschätzten Einnahmen eines öffentlichen Gemeinwesens. 

Hochbau Teilgebiet des Bauwesens, das sich mit der Planung und Errichtung von Bau-
werken befasst, die mehrheitlich oberhalb der Geländelinie liegen. 

Infrastruktur Verkehrsinfrastruktur (Straßen, Schienenwege, Wasserwege). 

Kostenanschlag Kosten auf der Grundlage der Ausführungsvorbereitung. 

Kostenberechnung Kosten auf der Grundlage der Entwurfsplanung. 

Kostenermittlung Vorausberechnung der entstehenden Kosten bzw. die Feststellung der tat-
sächlich entstandenen Kosten. 

Kostenfeststellung Kosten auf der Grundlage der Schlussrechnungen. 

Kostenkennwert Monetärer Wert, der das Verhältnis von Kosten zu einer geeigneten Bezugs-
einheit (als Einheit der Ausführmenge) ausdrückt. 

Kostenrahmen Kosten auf der Grundlage der Bedarfsplanung. 

Kostenschätzung Kosten auf der Grundlage der Vorplanung. 

Öffentliche Hand Gesamter öffentlicher Sektor, insbesondere die Gebietskörperschaften (Bund, 
Länder, Gemeinden) sowie andere Körperschaften und Anstalten des öffentli-
chen Rechts. 

Öffentliche Mittel Alle Gelder des öffentlichen Haushalts einschließlich der Sondervermögen, 
insbesondere Gelder des Bundes, der Länder, der Gemeinden und sonstiger 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften. 

Öffentlich-Private-Partnerschaft  Beschaffungsmodell, bei dem mehrere Wertschöpfungsstufen vertraglich auf 
einen privaten Partner übertragen werden. 

Öffentliche Verwaltung Gesamtheit an Einrichtungen, die im Rahmen der Gewaltenteilung behördli-
che, nicht der Gesetzgebung oder Rechtsprechung zuzuordnende Tätigkeiten 
ausüben. 

Organisationsstruktur Festlegung der Prozesse, Abläufe, Zuständigkeiten, Entscheidungskompeten-
zen und Berichtswege innerhalb eines Projekts. 

Planung Vorausschauende Entwicklung und Darstellung von Entscheidungsvorlagen 
zur Realisierung vorgegebener Zielsetzungen. 

Planungsphase In einem Bauprojekt die Zeit vor dem Beginn der Bautätigkeit. 
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Projekt Zeitlich befristete, risikobehaftete Unternehmung, die ein bestimmtes Resul-
tat liefern soll. 

Projektgesellschaft Zeitlich befristete Organisation, die den Zweck hat ein Projekt zu liefern und 
dafür mit entsprechenden Entscheidungskompetenzen ausgestattet wird. 

Projektleitung Organisatorische Einheit, die in Vertretung des Bauherrn für die Leitung des 
Projekts und die im Projektverlauf zu treffenden Entscheidungen verant-
wortlich ist. 

Projektmanagement Die Summe aller Aufgaben von Projektleitung und Projektsteuerung. 

Projektorganisation = Organisationsstruktur. 

Projektsteuerung Delegierte Aufgaben der Projektleitung bei der Durchführung eines Projekts 
in organisatorischer Hinsicht. 

Public Sector Comparator (PSC) Quantifiziertes Referenzprojekt auf Basis der vollständigen Leistungserbrin-
gung durch die öffentliche Hand, welches im Rahmen der Wirtschaftlichkeits-
untersuchung als Maßstab für alternative Beschaffungsmodelle zur Leis-
tungserbringung dient. 

Risiko  Negative (Gefahren) oder positive (Chancen) Auswirkungen von Unsicher-
heiten auf Ziele. 

Risikoanalyse Quantitative Schätzung der potenziellen Folgen und der zugehörigen Ein-
trittswahrscheinlichkeit eines Risikoeintritts. 

Risikobewertung Beurteilung und Klassifizierung über Notwendigkeiten und Prioritäten der 
Risikobewältigung. 

Risikoidentifikation Prozess des Suchen, Erkennens und Aufzeichnen von Risiken. 

Risikokosten Erwartete Kosten zur Schadensprävention (Reduktion der Eintrittswahr-
scheinlichkeit und Schadensminimierung) sowie zur Schadensbeseitigung 
von Risiken. 

Risikomanagement Sämtliche Maßnahmen zur Identifikation, Analyse, Bewertung, Überwachung 
und Überprüfung bei Eintritt von Risiken. 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung Systematisch durchgeführte und dokumentierte Untersuchung zur Überprü-
fung geplanter oder durchgeführter Maßnahmen auf Wirtschaftlichkeit unter 
Verwendung eines anerkannten Verfahrens. 
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Vorbemerkung 
 
Das kommunale Bauwesen unterliegt infolge abnehmenden Investitionsvolumens und admi-
nistrativer Umstrukturierungen vielfach personellen Engpässen und finanziellen 
Restriktionen. Es gilt, die knapper werdenden Investitionsmittel im kommunalen Bauwesen 
angesichts zusehends komplexer werdender Verfahren und Prozesse und einer auch in der 
Außenwirkung wahrnehmbaren Erosion des ingenieur- und bautechnisch geschulten Perso-
nals in den Städten gleichermaßen effizient wie effektiv einzusetzen. Dem stehen vielerlei 
Erschwernisse und Probleme entgegen, die kritischen Beobachtern und Akteuren des Bau-
wesens in Deutschland auf allen staatlichen Ebenen und im privaten Sektor verschiedentlich 
dazu Anlass geben, eine in manchen Aspekten durchaus begründete Polemik zum „BauUn-
wesen“ zu publizieren.1 Diese Erschwernisse und Probleme können fremdbestimmt sein, ihre 
Ursachen können aber auch in politischen und fiskalischen Vorgaben liegen. Hierzu zählen 
unzureichende Auftragsklärungen, nicht vollständige Vor-, Entwurfs- und Ausführungspla-
nungen, überzogene Nutzererwartungen, überoptimierte Gebäudetechnik, nur auf 
Kostenoptimierung gerichtete Vergabeverfahren, unzureichende Rollen- und Aufgabenklä-
rungen, unzureichende Personalressourcen, fehlende Risikoabschätzung und vielerlei 
Unvorhergesehenes, ob selbst- oder fremdverschuldet.  
 
Über die Komplexität der möglichen Fehlerquellen im Bauwesen hinaus bestätigen die das 
kommunale Bauwesen organisierenden Leitungs- und Verwaltungskräfte, dass das eigentli-
che Bauwesen deutlich rechtslastig geworden ist und alle Verfahrensschritte mit 
Außenwirkung rechtlich begleitet werden müssen. Der eigentliche Gehalt des Bauwesens 
tritt demgegenüber zurück. Dieser besteht im Wesentlichen daraus,  

- für Bauvorhaben einen robusten, verlässlichen politischen Auftrag von den kommu-
nalen Mandatsträgerinnen und -trägern der Stadträte und Bauausschüsse zu 
erhalten,  

- Inhalt und Programm des Bauvorhabens mit Nutzern zu klären, zu konzipieren und 
planerisch vorzubereiten,  

- für Hochbauvorhaben und auch für Bauvorhaben des Verkehrsingenieurbaus und öf-
fentlicher Räume Wettbewerbe durchzuführen, 

- in seriöser Weise die zu erwartenden Kosten und Risiken zu kalkulieren,  
- die erforderlichen Haushaltsmittel hierfür durch die Kommunalpolitik zu sichern,  
- die Bauschaffenden und ihre (Teil)Leistungen in hierfür geeigneten Verfahren einzu-

werben,  
- den Bauprozess und die Baudurchführung zu organisieren, für die öffentliche Hand 

als Bauherrn zu überwachen und ein nachvollziehbares und aufgabenangemessenes 
Berichtswesen für die kommunalen Gremien zu installieren. 

 
Die starke „Verrechtlichung des Bauwesens“ hat zur Folge, dass das öffentliche Bauen häu-
fig zu einem „Prozess der Verantwortungsabwehr, des Nachtragsmanagements und der 
Mängelrügen“ mutiert. Dies soll nicht den Blick auf das vielfach gelungene Bauwesen in den 
Städten und ihre stadtbild- und planungs- wie baukulturell prägenden Errungenschaften ver-
stellen. Dennoch ist es geboten, auch von Seiten des Deutschen Städtetages Eckpunkte für 
eine nachhaltige Stabilisierung und Sicherung des kommunalen Bauwesens in die Diskussi-
on einzubringen, damit die dringend benötigten Investitionen und Erhaltungsmaßnahmen in 
die verkehrliche und hochbauliche Infrastruktur von Kommunen, aller Komplexität zum Trotz, 
sicher und zuverlässig vonstatten gehen können – kostengerecht, termintreu und effizient. 
 
Grundlage für die Auseinandersetzung des Deutschen Städtetages mit dem kommunalen 
Bauwesen sind die Ergebnisse der vom Bundesministerium für Verkehr, Bauen und Stadt-
entwicklung (BMVBS) im April 2013 einberufenen „Reformkommission Bau von 
Großprojekten“. Anlass, die Reformkommission einzuberufen, waren u.a. die vielfach zitier-

                                                 
1 Vgl. exemplarisch hierzu: Jürgen Lauber, Hans Kranz, Bernd Hanke - Bauwesen BauUnwesen – Warum geht 
Bauen in Deutschland schief?, 2014 
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ten drei Großbauvorhaben Stuttgart 21, BER und Elbphilharmonie. Hinzu trat die Erkenntnis, 
dass es bei einer erheblichen Zahl von Großprojekten mit zumindest nationaler Bedeutung 
zu Kosten- und Zeitüberschreitungen gekommen ist und kommt, die - trotz der überwiegen-
den Zahl erfolgreicher, termintreuer, kostengerechter und effizienter Bauprojekte - Ruf und 
Wirksamkeit des Bauwesens in Deutschland auch im internationalen Rahmen in Frage stel-
len. Private Bauwirtschaft und öffentliches Bauwesen, Politik, Rechnungshof und 
Bauplanende und Bauschaffende haben übereinstimmend Handlungsbedarf erkannt und 
versucht, den Ursachen auf den Grund zu gehen und Lösungsvorschläge für eine Weiter-
entwicklung des Bauwesens mit einem Schwerpunkt auf sog. „Großprojekten“ zu entwickeln.  
 
Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur hat die Arbeit der Reformkom-
mission im Juni 2015 zu einem vorläufigen Abschluss geführt und einen Endbericht 
„Komplexität beherrschen – kostengerecht, termintreu und effizient“  vorgelegt2. Die Haupt-
geschäftsstelle des Deutschen Städtetages hat hieran mitgewirkt und parallel zur Arbeit der 
Reformkommission ein „Netzwerk kommunaler Hochbau“ mit Vertreterinnen und Vertretern 
aus den Mitgliedsstädten eingerichtet, das die Berichte der Arbeitsgruppen der Reformkom-
mission fallweise konsultativ begleitet hat. Parallel hierzu hat die aus der Fachkommission 
ÖPNV entstandene Fachkommission Verkehrsinfrastruktur die Berichtsinhalte verfolgt, so 
dass seitens des DST sowohl der kommunale Hochbau als auch der Ingenieur-, Straßen- 
und Tiefbau mittelbar in die Erstellung des Abschlussberichts einbezogen waren. 
 

                                                 
2 Reformkommission Bau von Großprojekten – Komplexität beherrschen – kostengerecht, termintreu und effizient, 
Endbericht, Berlin, Juni 2015, online verfügbar unter: 
http://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/G/reformkommission-bau-grossprojekte-
endbericht.html?nn=133286, abgerufen am 22.07.2015 
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Kommunales Bauwesen 
 

Voraussetzungen für ein kostengerechtes, termintreues  
und effizientes Bauen in den Städten 
 

Positionspapier des Deutschen Städtetages  
beschlossen vom Hauptausschuss am 26. November 2015  
in Hamburg 
 
 

1. „Haben und Soll“ im kommunalen Bauwesen 
 
Das kommunale Bauwesen in Deutschland blickt auf eine reiche Tradition sowohl im Hoch-
bau als auch im Verkehrsingenieur-, Straßen- und Tiefbau zurück. Sämtliche bauliche 
Infrastrukturen, aus denen die Städte und ihr Umland unverändert auch heute Nutzen zie-
hen, sind über einen teilweise Jahrhunderte währenden Zeitraum errichtet, erneuert, aus- 
und umgebaut  und – wenn auch in den letzten Jahrzehnten immer unzureichender – instand 
gehalten worden. Die kommunale Zuständigkeit und Organisation des Bauwesens hat zu 
einem im Wesentlichen bedarfsgerechten Bau und Ausbau der maßgeblichen baulichen Inf-
rastrukturen der Städte mit überwiegend eigenen personellen und finanziellen Ressourcen 
geführt. Erst mit der Förderung großer Infrastrukturvorhaben, zum Beispiel durch das Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz, kehrte sich die Bereitstellung von Ressourcen durch 
den Einsatz von Bundes- und Landesmitteln um, da der Umfang dieser Vorhaben nur noch 
eine komplementäre Finanzierung durch die Kommunen selber gestattete. Die Bandbreite 
kommunalen Bauens reicht vom Ausbau der städtischen Entwässerungs- und Kanalisations-
systeme, den Bau von Anlagen zur Wasser- und Abwasseraufbereitung,  zur Müllentsorgung 
und -verwertung über die Infrastruktur für den kommunalen Verkehr, den Tunnel- und Brü-
ckenbau bis hin zum weit gefächerten kommunalen Hochbau in Form von Kindergärten, 
Schulen, Kultur- und Sozialeinrichtungen, Krankenhäusern, Verwaltungsgebäuden u.v.a.m. 
Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die Bauleistungen häufig in unterschiedlichen 
Finanzierungs- und gesellschaftlichen Strukturen erbracht werden. Dies drückt sich bei-
spielsweise durch die Organisations- und Finanzierungsform im Bereich der Wasserver- und 
Abwasserentsorgung und der Abfallverwertung auf kommunaler oder Zweckverbandsebene 
aus. 
 
Das kommunale Bauwesen sieht sich in vielerlei Hinsicht Handlungs- und Erfüllungsdruck 
ausgesetzt: Auf der einen Seite fordert der bauliche Bestand kontinuierliche Aktivitäten zur 
Bestandssicherung und -erhaltung. Mit Blick auf die inzwischen für viele kommunale Haus-
halte eingeführte Doppik lässt sich der Werterhalt bzw. der Wertverlust durch mangelnde 
Instandhaltung mittlerweile auch monetär abbilden. Bauliche Instandhaltung erfreut sich je-
doch gemessen an ihrer Bedeutung vergleichsweise geringer öffentlicher und politischer 
Aufmerksamkeit. Hierzu kommt es erst dann, wenn der desolate Zustand öffentlicher Ge-
bäude und des Straßennetzes offensichtlich wird. Es ist mittlerweile zur Regel geworden, 
dass in den meisten Städten allenfalls ein Viertel bis ein Drittel  der eigentlich erforderlichen 
Instandhaltungsmittel für die bauliche Infrastruktur bereitgestellt wird.  
 
Auf der anderen Seite geht es je nach Wachstums- und Schrumpfungsdynamik der Städte 
um Aus-, und Rückbau baulicher Infrastrukturen, dies mitunter in enger zeitlicher Folge oder 
räumlicher Nähe und ihre Ertüchtigung und Qualifizierung. Hierfür stehen bspw. der Ab- oder 
Ausbau von Schul- und Kindergartenkapazitäten, die Modernisierung und energetische Er-
tüchtigung des gesamten kommunalen Baubestandes, der Umbau öffentlicher Straßen- und 
Platzräume, der Ausbau von Verkehrs- sozialer, Bildungs- und Kulturinfrastruktur in wach-
senden Städten und auch die erheblichen Anpassungs-, Modernisierungs- und 
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Ausbauleistungen der kanalgebundenen Infrastrukturen mit Blick auf den Gewässerschutz, 
die Wasserrückhaltung und den Schutz vor Starkregenereignissen oder Überflutungen.  
 
Das Investitionsvolumen für Neubau, Aus- und Umbau und Instandhaltung baulicher Infra-
strukturen in den Kommunen hat zwar in den vergangenen Jahrzehnten fast stetig 
abgenommen, ist aber noch immer beträchtlich. Die kommunale Ebene ist unverändert für 
mehr als 60 % der öffentlichen Investitionen verantwortlich. Dabei ergeben sich allerdings 
länderspezifisch erhebliche Disparitäten bei den verfügbaren Investitionsmitteln, was sich in 
der Regel auch im Investitionsverhalten der Städte abbildet3. Umso dringlicher ist es, ange-
sichts des teilweise alarmierenden Abbaus von Personal und bautechnischer Expertise 
sowie der organisatorischen und administrativen Auslagerung insbesondere von Hochbau-
verwaltungen, die Städte hinsichtlich des kommunalen Bauwesens handlungsfähig zu halten. 
Nach allgemeiner baufachlicher Einschätzung sollten die Kommunen in der Lage sein, maß-
gebliche Teile des Leistungsspektrums im Bauwesen angelehnt an die Leistungsphasen der 
Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) selber zu erbringen, um zentrale 
Bauherrnfunktionen für die Städte wahrnehmen zu können. Dies ist auch geboten, wenn die 
Bauverwaltungen, in welcher Form sie auch immer organisiert sind (Amt, Eigenbetrieb, 
GmbH, Bau- und Entwicklungsgesellschaft, Wohnungsbaugesellschaft u.ä.), Bauherrnfunkti-
on für die Städte auch zukünftig wirksam ausüben sollen. Hierbei ist auch nicht von Belang, 
dass Bauverwaltungen mitunter gar nicht mehr selber bauen, sondern das Bauen aus-
schließlich organisieren – auch hierfür ist ein Höchstmaß an Bauexpertise erforderlich, um 
Nutzerinteressen und Bauherrnwillen in Planungs-, Vergabe-, Durchführungs- und Steue-
rungsprozessen zur Durchsetzung zu verhelfen.  
 
 

2. Schlüsselthemen für das Bauwesen aus Sicht der Reformkom-
mission Bau von Großprojekten 

 
Endbericht Reformkommission im Verhältnis zum kommunalen Bauwesen 
Der Endbericht der Reformkommission fokussiert auf acht zentrale Themen 

- Bedarfsanalyse und Planung 
- Kosten und Risiken 
- Vergabe und Vertragsgestaltung 
- Partnerschaftliche Projektzusammenarbeit 
- Bürgerbeteiligung 
- Projektorganisation und Finanzierung 
- Projektmanagement 
- IT-gestützte Methoden – Building Information Modeling 

 
Hierbei werden zwangsläufig andere zentrale Themen des kommunalen Bauwesens ausge-
blendet, wie bspw. 

- das Verhältnis zwischen Nutzer, bestellender Verwaltung (Bedarfsträger), bauender 
Verwaltung, den beschließenden Gremien, der Verwaltungsspitze und den planenden 
und bauenden Auftragnehmern, 

- der Einfluss von Normen in Form von „Überentwicklung“ (overengineering) als Kos-
tentreiber beim Bauen, also dem Einbau und der Kapazitätsbemessung von 
Bauteilen und insbesondere der technischen Gebäudeausrüstung (TGA), die für die 
effektive und effiziente Nutzung des Projekts nicht zwingend geboten sind („nice to 
have“), 

                                                 
3 Dr. Mareike Köhler - Kommunale Investitionen auf Sparflamme zementieren Unterschiede – ein Bundesländer-
vergleich, KFW, Economic Research Nr. 47, 20. Februar 2014, https://www.kfw.de/PDF/Download-
Center/Konzernthemen/Research/PDF-Dokumente-Fokus-Volkswirtschaft/Fokus-Nr.-47-Februar-2014.pdf, abge-
rufen am 23.7.2015 und insbesondere Deutscher Städtetag – Gemeindefinanzbericht 2015, 
http://www.staedtetag.de/dst/inter/publikationen/gfb/index.html , abgerufen am 4.11.2015  
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- das Bauen geförderter Projekte jenseits von Bedarfen, Betriebskostendeckung und 
Instandhaltungsfähigkeiten von Kommunen („Gebaut wird, was gefördert wird!“), 

- die politische und „Imagefunktion“, von denen auch öffentliche Bauprojekte nicht frei 
sind und die Kosten- und Zeitmanagement nachhaltig beeinflussen. 

 
Dessen ungeachtet decken sich die behandelten Themen zu einem großen Teil mit den Her-
ausforderungen, die auch auf kommunaler Ebene als behandlungsbedürftig erkannt werden. 
 
Die Schlussfolgerungen der Reformkommission Großprojekte richten sich zwar in erster Li-
nie an das Bauen auf Bundesebene; der Bericht ist allerdings durchaus geeignet, die 
Empfehlungen auf das Bauwesen in den Ländern und Kommunen zu übertragen. Dies gilt 
auch für den Terminus „Großprojekte“, auch wenn sich deren Größe je nach Kommune deut-
lich relativiert. Die Handlungsempfehlungen zu den Themen differenzieren nach den 
Adressaten (Bauherrn, öffentliche Hand generell, BMVI, Ministerien, Länderbehörden, Kom-
munen, Gesetzgeber etc.) und verfolgen einen breiten Ansatz, das Bauwesen in 
Deutschland einem „grundlegenden Kulturwandel“ zu unterziehen. Der Bericht analysiert 
zentrale Fehlentwicklungen und gibt zehn zentrale Empfehlungen. 
 
Fehlentwicklungen im Bauwesen 
Zu den Fehlentwicklungen zählen insbesondere 

- zu frühzeitige Bezifferung der Baukosten ohne belastbare Planungen oder Raumpro-
gramme, 

- ungenaue Ermittlung der Bauherrnwünsche und Projektspezifika, was zu kosten-
trächtigen Änderungen von Planungen in der Bauausführung führt, 

- zu geringe Detaillierung der Planungen und inkompatible Teilplanungen, 
- das Fehlen eines frühzeitigen und kontinuierlichen Risikomanagements und seine 

Berücksichtigung im Haushalt, 
- unzureichende Bauherrnkompetenz und Organisationsstrukturen für die Durchfüh-

rung von Großprojekten, 
- fehlendes Controlling und mangelnde interne und externe Mechanismen für die 

Streitbeilegung, 
- zu frühzeitige Ausschreibungen und zu starke Orientierung auf die niedrigsten Ange-

bote. 
 

Diese Fehlentwicklungen decken sich im Wesentlichen mit den kommunalen Erfahrungen. 
Ein besonderer und womöglich kommunalspezifischer Problempunkt ergibt sich (a) durch die 
„haushalterisch gesetzten“ Baukosten, d.h. die Festlegung von zukünftigen Baukosten für ein 
Projekt, ohne dessen konkretisierte und geprüfte Bedarfsplanung geschweige denn einen 
Entwurf zu kennen und (b) die mitunter stattfindenden Interventionen von kommunalen be-
schließenden Gremien nach Abschluss der Planungen bzw. gar im Zuge des Bauverlaufs.  
 
Dennoch kann festgestellt werden, dass das Gros der kommunalen Bauvorhaben in der Re-
gel unterhalb der öffentlichen und auch politischen Wahrnehmungsschwelle problemlos, 
kosten- und termintreu abgewickelt werden. Hierbei handelt es sich nicht um „Großprojekte“. 
Es gibt jedoch auch eine Reihe kommunaler Großprojekte, die ganz überwiegend komplika-
tionsarm, kosten- und termintreu und sogar mit deutlicher Identifikation durch die 
Öffentlichkeit realisiert werden konnten. Deren Einordnung als „Großprojekt“ bestimmt sich 
nach ihren Alleinstellungsmerkmalen, der haushalterischen, funktionalen und politischen Be-
deutung. Diese treten deutlicher in die öffentliche und politische Wahrnehmung und 
bestimmen die Haltung gegenüber dem öffentlichen Bauwesen auf allen administrativen 
Ebenen.  
 
Die sich häufende negative Wahrnehmung stellt jedoch kein neues Phänomen dar; Bauvor-
haben wurden auch in der Vergangenheit  hinsichtlich ihrer Kosten- und Termintreue kritisch 
beobachtet. Diese hat sich jedoch, auch bedingt durch Komplikationen, Zeitverzüge und 
Kostensteigerungen bei einer Reihe herausgehobener öffentlicher Bauvorhaben (Stuttgart 
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21, Elbphilharmonie, BER, Hochmoselbrücke) bis zu einer Skandalisierung öffentlicher 
Großbauprojekte gesteigert, der sich auch kommunale Bauvorhaben nicht entziehen können.  
 
Empfehlungen der Reformkommission Großprojekte  
Die Empfehlungen des Endberichts der Reformkommission Großprojekte konzentrieren sich 
auf folgende Themen: 
 
 Kooperativ im Team zu planen mit Schwerpunkt darauf, vor Beginn der Planung im Zu-

sammenwirken mit dem Nutzer den Projektbedarf genau zu analysieren und die 
Projektanforderungen detailliert zu ermitteln und ein interdisziplinäres Planungsteam ein-
zusetzen, das alle Planungsbestandteile detailliert ermittelt und kontinuierlich 
untereinander abstimmt. 

 Zuerst zu planen und mit dem Bau erst nach Erstellung eines zusammenfassenden Do-
kuments zu beginnen, das die lückenlose Ausführungsplanung für das Projekt und 
detaillierte Angaben zu Kosten, Risiken und zum Zeitplan enthält. 

 Risikomanagement einzuführen und Risiken im Haushalt zu erfassen; hier geht es um 
die verbindliche Vorgabe, Risiken und etwaige Gegenmaßnahmen von vornherein zu 
identifizieren, zu analysieren und zu bewerten und kontinuierlich über Planung und Aus-
führung hinweg weiterzuführen, zu kontrollieren und zu dokumentieren. Darüber hinaus 
sollen Risiken, die hinsichtlich ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit und Kostenhöhe im Scha-
densfall sachverständig beschrieben und eingeschätzt worden sind, im Haushalt 
berücksichtigt werden. 

 An den Wirtschaftlichsten, nicht an den Billigsten zu vergeben mit der Maßgabe, Aus-
schreibungen von Bauleistungen nicht ausschließlich auf Preisbasis vorzunehmen, 
sondern zusätzlich qualitative Wertungskriterien einzubeziehen. 

 Partnerschaftliche Projektzusammenarbeit im Sinne einer Verpflichtung der Projektbetei-
ligten auf eine „Projekt-Charta“ zu pflegen und die Einführung von Anreizmechanismen 
als „Bonus-Malus-Regelungen“ und Zielpreissysteme zu vereinbaren. 

 Außergerichtliche Streitbeilegung als integralen Bestandteil der Planungs- und Bauver-
träge zur Konfliktlösung zu üben. 

 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen verbindlich im Sinne eines standardmäßigen Ver-
gleichs unterschiedlicher Beschaffungsmodelle gemäß § 7 Bundeshaushaltsordnung als 
Voraussetzung für die Bereitstellung von Haushaltsmittel durchzuführen. 

 Klare Prozesse und Zuständigkeiten zu regeln, indem sorgfältig abgewogen wird, wie 
Projektleitungs- und Projektsteuerungsaufgaben organisiert werden und welche Aufga-
ben in-house wahrgenommen bzw. extern vergeben werden. Nicht delegierbare 
Bauherrnaufgaben sollten durch eigenes Personal wahrgenommen werden, das hierfür 
vorzuhalten ist. 

 Stärkere Transparenz und Kontrolle im Wege einer Organisationsstruktur einzuüben, die 
eine klar definierte Steuerung und Kontrolle gewährleistet und durch ein unabhängiges, 
kontinuierliches Controlling unterstützt wird. Hinzu treten eine frühzeitige, offene und kon-
tinuierliche Bürgerbeteiligung und die Veröffentlichung der ersten Zahlen zu den 
Projektkosten und dem Fertigstellungstermin stets im Zusammenhang mit den Projektri-
siken und der Prognosegenauigkeit auf Grundlage einer hinreichend belastbaren 
Planung. 

 Digitale Methoden zu nutzen – Building Information Modeling (BIM), die im gesamten 
Projektverlauf verstärkt genutzt eingesetzt  werden sollen und die Planung und Realisie-
rung der Projekte erheblich unterstützen können. 
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3. Eckpunkte für das kommunale Bauwesen 
 
Im Mittelpunkt für eine Ertüchtigung des kommunalen Bauwesens stehen nach den Konsul-
tationen mit Leiterinnen und Leitern von städtischen Bauverwaltungen, die im Netzwerk 
Kommunaler Hochbau des DST und der Hochbauamtsleiterkonferenz der Groß- und Lan-
deshauptstädte organisiert sind, sowie den Mitgliedern des Bau- und Verkehrsausschusses 
des Deutschen Städtetages, 
 

- die Bauherrnfunktion in den Städten zu stärken und bauliche Expertise zu halten bzw. 
bedarfsgerecht zurückzugewinnen, 

- klare Schnittstellen zu den einzelnen Projektphasen zu bilden und die Verantwortung 
detailliert festzulegen. 

- die Bedarfsermittlung und Planungsphase so zu qualifizieren und die hierfür erforder-
lichen Mittel bereitzustellen, dass die erforderlichen Haushaltsmittel für den Bau 
möglichst auf Grundlage eines Wettbewerbsergebnisses und in jedem Fall auf 
Grundlage einer belastbaren Entwurfs- oder Ausführungsplanung freigegeben wer-
den, 

- eine frühzeitige Risikoermittlung und ein systematisches Risikomanagement insbe-
sondere für größere oder komplexere Vorhaben einzuführen und die Risiken im 
Haushalt zu berücksichtigen, 

- Baupreissteigerungen im Wege einer jährlichen Fortschreibung der Gesamtbaukos-
ten im Haushalt zumindest nachrichtlich auszuweisen, 

- die Möglichkeit, Planungs- und Bauleistungen nicht ausschließlich auf Basis des 
Preises zu vergeben, sondern zusätzliche qualitative Wertungskriterien einzubezie-
hen, in der Praxis breiter einzusetzen, 

- Maßgaben für die Projektorganisation und -finanzierung zu entwickeln, insbesondere 
zur Rollen- und Aufgabenteilung innerhalb der Kommune (beschließende Gremien, 
Verwaltungsspitze, Bauverwaltung) und zwischen Kommune und Auftragnehmern, zu 
vorhabenbezogenen Organisationsstrukturen und zu Entscheidungswegen für Plan-
abnahmen und  
-änderungen, 

- die haushaltsseitige Planung und Abwicklung von Bauvorhaben zu erleichtern und 
soweit erforderlich, Anpassungen vorzunehmen. 

 
Wenn diese Themen wirksam politisch und administrativ angegangen werden, trägt dies da-
zu bei, auf allen administrativen Ebenen durch Kostensteigerungen bis hin zu 
„Kostenexplosionen“, Terminverschiebungen und wenig vermittelbare Komplikationen teil-
weise in Misskredit gebrachte öffentliche Bauwesen zu rehabilitieren und auf zukünftige 
investive Aufgaben der Städte wirksam vorzubereiten. 
 
3.1 Stärkung der Bauherrnfunktion der Städte 
 
Einer der Dreh- und Angelpunkte für das Funktionieren des kommunalen Bauwesens ist die 
Klärung der Rolle der Stadt als Bauherr und die qualifizierte Ausfüllung dieser Rolle (Bau-
herrnkompetenz). Die Bauverwaltungen gehen davon aus, dass Bauherrnaufgaben sowie 
Bauherrnkernleistungen (nicht delegierbare Bauherrnaufgaben) nur dann wirksam wahrge-
nommen werden können, wenn maßgebliche Teile des Leistungsumfangs von Bauvorhaben 
in städtischer Verantwortung und Zuständigkeit erbracht werden können4. Dies gilt als Para-
meter für ein noch hinreichendes Qualifikationsniveau einer Bauverwaltung bzw. der 
sonstigen bauenden Fachverwaltungen auf kommunaler Ebene. Hierzu zählt auch, erforder-
liche Sanierungsmaßnahmen an kommunalen Bauwerken selbst beurteilen zu können, 
                                                 
4 Die überwiegende Zahl der konsultierten kommunalen Baufachleute geht hierbei von einem Anteil von mind. 40 
% am gesamten Leistungsbild aus. 
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Schadensbilder zu erstellen, hieraus die sich ergebenden Sanierungsmaßnahmen abzuleiten 
und die damit verbundenen Baumaßnahmen ausschreiben und überwachen zu können.  
 
Der Anteil des durch die kommunale Bauverwaltung selbst wahrnehmbaren Leistungsum-
fangs ist auch maßgeblich für die qualifizierte Beauftragung von Planungs- und 
Bauleistungen an Dritte, die Begleitung und  – je nach politischem Auftrag – auch  
vollständige oder teilweise Durchführung von Bauaufgaben einschließlich der damit einher-
gehenden haushalterischen Aufgaben. 
 
Die Bauherrnschaft wird in den Kommunen häufig differenziert nach Nutzer, Bedarfsträger, 
Fachverwaltung, Bauverwaltung, mitunter auch noch unterschieden in Baudienststelle und 
technische Prüfinstanz. Beispiele hierfür liefern u.a. die Anweisungen für das Bauen der 
Städte selber5 oder auch – wenngleich auf Landesebene – der Städte Bremen, Hamburg und 
Berlin6, die das öffentliche Bauen mittels eines umfänglichen Kompendiums des Planungs- 
und Bauverfahrens mit der Definition aller Akteure, ihrer Auftragsverhältnisse und Arbeitsbe-
ziehungen zueinander einschließlich der erforderlichen Vertragsmuster regeln. Zentral für die 
Bauherrnfunktion der Städte ist, Klarheit zu schaffen (a) über die Zuständigkeiten und Auf-
gaben der verschiedenen Beteiligten, (b) über die Prozessabläufe ihres Zusammenwirkens 
und (c) ihre Ausstattung mit fachlich qualifiziertem Personal in dem für die politisch definierte 
Aufgabenwahrnehmung hinreichenden Umfang. Essentiell ist, dass die Kommunen die nicht-
delegierbaren Aufgaben (Projektleitung) in eigener Verantwortung und eigenem Personal 
wahrnehmen können. Hierzu zählen beispielsweise,  

- die Bereitstellung und Steuerung der für die Baumaßnahme erforderlichen Haus-
haltsmittel,  

- die Beauftragung und Kontrolle von Projektsteuerungsleistungen,  
- die Bestimmung der Zielvorgaben,  
- die Definition des Bauprogramms in quantitativer und qualitativer Hinsicht,  
- die Auswahl von Vertragspartnern,  
- die Durchführung von projektbegleitenden Erfolgskontrollen und Überwachungstätig-

keiten, insbesondere die Kontrolle der Tätigkeiten des Projektsteuerers und des 
Projektfortschritts,  

- die Durchführung von Vergabeverfahren sowie 
- grundsätzlich alle Entscheidungen und Handlungen, die den Bauherrn verpflichten 

oder ihm aufgrund gesetzlicher Bestimmung obliegen. 
 
3.2 Qualifizierung der Bedarfsermittlung und Planungsphase 
 
Bedarfsermittlung 
Probleme im Hochbau resultieren häufig aus einer ungenügenden Bedarfsplanung. Bauauf-
gaben sind in diesen Fällen unzureichend definiert, die Bedürfnisse von Bauherrn und 
Nutzern werden nicht ausreichend ermittelt. Die Erarbeitung einer Bedarfsanalyse ist zeit- 

                                                 
5 Die Städte haben vielfach eigene Baurichtlinien oder vergleichbare Regelwerke erstellt, die ggf. den geänderten 
Anforderungen, die sich aus dem Positionspapier ergeben können, anzupassen sind. Erfahrungen und Vertrags-
muster der Stadtstaaten können hierbei eine hilfreiche Handreichung für größere Städte sein. 
6 S. auch Hansestadt Bremen, Senator für Umwelt, Bau und Verkehr, Richtlinien für die Planung und Durch-
führung von Bauaufgaben (RLBau), Bearbeitungsstand: 15.02.2011, Bremen 2011Internetversion unter 
http://www.bbb.bremen.de/pmwiki_010f/,, abgerufen am 15.10.2015 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt und Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation (Herausgeber) - 
Bauhandbuch, Verwaltungsvorschriften über die Durchführung von Bauaufgaben der Freien und Hansestadt 
Hamburg (VV-Bau) vom 15. Dezember 1994, Stand 05/2015, online abrufbar unter 
http://www.hamburg.de/contentblob/4339178/data/vv-bau.pdf, abgerufen am 23.07.2015 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin – ABau, Allgemeine Anweisung für die Vorbereitung 
und Durchführung von Bauaufgaben Berlins, Stand 06/2015, online abrufbar unter 
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/service/gesetzestexte/de/abau/, abgerufen am 23.07.2015 
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und kostenaufwendig. Die hierfür getätigten Aufwendungen müssen abgeschrieben werden, 
wenn es nicht zur Durchführung des Projekts kommt. Dennoch kann nur auf qualifizierter 
Grundlage entschieden werden, ob ein Projekt durchgeplant, ein Wettbewerb durchgeführt 
und schließlich durchgeführt werden soll. Daher wird das Erfordernis gesehen, den Aufwand 
vor Beginn der eigentlichen Planung auch auf kommunaler Ebene zu erhöhen, um im Ge-
genzug eine Kostensteigerung im weiteren Projektverlauf zu vermeiden bzw. Potenziale zur 
Kostensenkung auch nutzen zu können. 
 
Die systematische Analyse des Bedarfs, die darauf aufbauende Prüfung der Realisierbarkeit 
des Projekts und die Formulierung detaillierter Projektanforderungen sind die Basis für eine 
erfolgreiche Projektdurchführung. Die Bauherrn sollten daher vor Einleitung der Planungen, 
insbesondere für Projekte, für die kein Regelbedarf herangezogen werden kann, eine detail-
lierte Bedarfsanalyse durchführen, die alle Projektanforderungen auflistet. In Anlehnung an 
die derzeit in Überarbeitung befindliche DIN 18205 oder die geplante Richtlinie VDI 6016 
bedeutet Bedarfsplanung im Bauwesen 
- die methodische Ermittlung der Bedürfnisse von Bauherrn und Nutzern, 
- deren zielgerichtete Aufbereitung als „Bedarf“ und 
- dessen Umsetzung in bauliche Anforderungen. 
 
In die Bedarfsanalyse sollten die am Projekt Beteiligten und bedarfsweise fachliche Expertise 
einbezogen werden, bspw. Architekten, Bauingenieure, Kosten- und Risikoexperten, Geolo-
gen bei unklaren Baugrundverhältnissen oder absehbar schwierigem Baugrund und 
Energieexperten. Die Bedürfnisse des künftigen Nutzers spielen eine zentrale Rolle. Von 
ihnen hängen die zentralen Projektanforderungen ab; daher müssen diese detailliert darge-
legt werden. 
 
Auf Grundlage der Bedarfsanalyse empfiehlt die Reformkommission, eine Wirtschaftlichkeits-
untersuchung zur Auswahl der Beschaffungsvariante – z. B. Kauf, Neubau, Miete oder ÖPP 
– durchzuführen. Die Ergebnisse von Bedarfsanalyse und Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
sollten in einer Machbarkeitsstudie festgehalten werden, die ermittelt, ob die Planungsaufga-
be unter Einhaltung der gegebenen Rahmenbedingungen umgesetzt werden kann. Umfang, 
Qualität und Aktualität der Machbarkeitsstudie müssen so beschaffen sein, dass der Bauherr 
auf dieser Grundlage eine Entscheidung für oder gegen das Projekt fällen kann. Die Mach-
barkeitsstudie sollte detailliert alle Aspekte des Projekts beleuchten und insbesondere 
folgende Punkte beinhalten: 
 Allgemeine Projekterfassung: Zweck, Umfang, Beteiligte und Betroffene; 
 Äußere Rahmenbedingungen: Grundstückseigenschaften, Umfeld, Normen, Vor-

schriften, Terminerwartungen, Finanzierung, etc.; 
 Detaillierte und soweit wie möglich präzisierte Anforderungen an den Entwurf und die 

Leistungen des Objekts; 
 Erste Kosten- und Risikoermittlung einschließlich Überprüfung, ob die geschätzten 

Kosten in angemessenem Verhältnis zu den Zielen des Projekts stehen; 
 Konzept zur Beteiligung der Öffentlichkeit;  
 Ergebnis der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. 

 
Den Städten als Bauherrn ist zudem zu empfehlen, die Ergebnisse der Machbarkeitsstudie 
durch eine externe oder zumindest unabhängige Stelle prüfen zu lassen. Die Machbarkeits-
studie sollte schließlich in ihren wesentlichen Teilen veröffentlicht werden, um die Politik, die 
Öffentlichkeit, aber auch andere Akteure und Interessengruppen frühzeitig in die Projektvor-
bereitung einzubinden. 
 
Planung 
Die Planung ist die Basis für ein Projekt: Es muss gebaut werden, was geplant ist. Der Pla-
nungsprozess durchläuft dabei in der Regel auf Grundlage des Ergebnisses eines 
Wettbewerbs für ein Hochbauprojekt, ein Projekt des Verkehrsingenieurbaus oder für den 
öffentlichen Raum Phasen zunehmender Genauigkeit von der Vorplanung über die Entwurf-
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splanung bis hin zur Ausführungsplanung. Änderungen in der Planung nach Abschluss der 
Ausführungsplanung oder gar während der Baudurchführung führen unweigerlich zu Zeitver-
zug und Kostensteigerungen. Bedarf für Änderungen kann entweder durch Fehler oder 
Ungenauigkeiten in der Planung, die möglicherweise erst auf der Baustelle entdeckt werden, 
oder geänderte Vorgaben zu einem späten Zeitpunkt entstehen. Es ist daher von zentraler 
Bedeutung, dass in der Planungsphase sorgfältig und detailliert gearbeitet wird. Ziel muss 
sein, vor Baubeginn eine lückenlose, widerspruchsfreie Planung zu erstellen, die alle Pro-
jektdetails enthält und anhand derer das gesamte Projekt verwirklicht werden kann. 
 
Änderungen nach Baubeginn müssen unbedingt vermieden werden. Ein Änderungsma-
nagement muss hohe Hürden aufweisen, damit Änderungswünsche unter Berücksichtigung 
von Folgeänderungen und der Auswirkungen auf das Zeit- und Kostenmanagement sofort 
und transparent durch die Entscheidungsebene sanktioniert werden können. Hierfür muss 
bedarfsweise externe Expertise eingeholt werden, um insbesondere durch den Nutzer oder 
politisch veranlasste Änderungen einer objektiven Wirkungsprüfung zu unterziehen. Ziel 
muss stets das Bauen ohne Änderungen sein. Anders als in städtebaulichen oder sonstigen 
Planungsprozessen hat dies nichts mit Unflexibilität oder Starrheit zu tun – hier geht es aus-
schließlich um die Kosten- und Zeittreue des Bauwesens und die Erfüllung der politisch 
bestimmten Bauaufträge. 
 
Es sollte daher auch für das kommunale Bauwesen der Grundsatz gelten: Erst auf Grundla-
ge einer partizipativ angelegten Bedarfsermittlung ausführlich und gründlich unter 
Einbeziehung des Instruments der Wettbewerbe7 planen, dann über die Ausführungsplanung 
und Vergabe entscheiden – dann bauen. Die Planung sollte am Ende des Planungsprozes-
ses in allen Teilbereichen einen hohen Detaillierungsgrad aufweisen und alle Teilbereiche 
einbeziehen. Sie darf keine Widersprüche enthalten und sollte im Laufe des Prozesses mit 
allen Beteiligten kontinuierlich abgestimmt, auf Kosten und Risiken überprüft werden und 
vollständig abgeschlossen sein, bevor mit dem Bau begonnen wird. Erst auf Basis auch bau-
rechtlich genehmigter Pläne mit fixierten Kosten sollte der politische Auftrag für die 
Realisierung erteilt werden. Eine Überlappung der Planung mit der Bauausführung, z. B. auf 
der Basis von Teilbaugenehmigungen sollte vermieden werden. Können in sich geschlosse-
ne Teilprojekte oder vollständig abtrennbare Gewerke gebildet werden, ist es möglich, die 
Planung und Realisierung unabhängig voranzutreiben (z. B. abschnittsweise Realisierung 
von Straßenbauvorhaben oder modulare, in sich abgeschlossene Erweiterungen von Hoch-
bauten). 
 
Hinsichtlich der zu erwartenden Baukosten erfordert dies ein grundsätzliches Bekenntnis zur 
Kostenehrlichkeit. Es darf nicht zu politisch begründeten Projektkostenanpassungen kom-
men. Dies gefährdet das erfolgreiche Erreichen der mit dem Bauvorhaben verfolgten Ziele 
und untergräbt die öffentliche und politische Akzeptanz gegenüber dem Bauvorhaben. 
Schließlich muss mit dem Beschluss zur Umsetzung des Bauvorhabens nach oftmals mehr-
jähriger Vorlaufzeit der Bauverwaltung der erforderliche Zeitraum für die Erstellung der 
vollständigen Planunterlagen inklusive aller Genehmigungsverfahren eingeräumt werden, 
was in der Praxis nicht immer gewährleistet ist. 
 
Dieses Vorgehen würde einerseits insgesamt zu einer deutlich aufwendigeren Phase der 
Bedarfsanalyse und Planung führen, die einen erheblichen Teil der anzusetzenden Pla-
nungsmittel absorbiert, ohne finale Garantie dafür, dass das Vorhaben tatsächlich gebaut 
wird. Andererseits führt dies zu einem bedeutend höheren Maß an Kosten und Terminsi-
cherheit, Transparenz in der planerischen Vorbereitung und zur Kostenwahrheit öffentlicher 
Bauvorhaben. 
 

                                                 
7 Zu den Wettbewerben nach RPW und sonstigen Verfahren der Entwurfsfindung s.   
http://www.staedtetag.de/imperia/md/content/dst/internet/fachinformationen/2013/popa_planungs-
_und_baukultur_in_integrierter_stadtentwicklung.pdf, S.21 f., abgerufen am 4.11.2015   
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3.3 Frühzeitige Risikoermittlung und systematisches Risikomanagement 
 
Kein Bauvorhaben ist frei von Risiken. „Risiken können gemanagt, minimiert, geteilt, transfe-
riert oder akzeptiert werden. Sie können aber nie ignoriert werden.“8 Projektrisiken werden 
insbesondere in den frühen Projektphasen häufig nicht richtig erkannt oder auch ignoriert. 
Dem muss auch auf kommunaler Ebene mit geeigneten Maßnahmen begegnet werden. Dies 
kann jedoch nur dann gelingen, wenn die Projektbeteiligten die Grundsätze eines professio-
nellen Risikomanagements in ihrer Denkweise akzeptieren und umsetzen. Dazu ist vielerorts 
ein Kulturwandel im Umgang mit Risiken erforderlich. Es gehört zu den Führungsaufgaben, 
die Risikopolitik vorzugeben und die notwendigen Änderungen nicht nur anzustoßen, son-
dern auch nachzuhalten. Nur mit einer ganzheitlichen Herangehensweise, die das Ziel hat, 
die Risiken in allen Projektphasen zu minimieren, werden sich nachhaltige Verbesserungen 
einstellen.  
 
Für eine erfolgreiche Projektdurchführung im Zeit- und Kostenrahmen ist es notwendig, dass 
sich die Projektverantwortlichen systematisch und von Anfang an mit den auch in einem ge-
ordneten Projektablauf drohenden Gefahren und Unwägbarkeiten auseinandersetzen. Die 
Risiken liegen bspw. im Standort, der Art der Konstruktion, dem Schnittstellenrisiko zwischen 
den bauenden Gewerken, den Auswirkungen auf Natur und Landschaft, der Wahrnehmung 
des Bauvorhabens in der Öffentlichkeit u.v.a.m. Das Risikomanagement findet im kommuna-
len Bauwesen bislang überwiegend nicht statt. Schwierigkeiten haben sich insbesondere bei 
der Behandlung und haushaltsseitigen Einstellung von Risikokosten ergeben, die häufig 
durch pauschale Zuschläge für „Unvorhergesehenes“ ersetzt werden, soweit diese über-
haupt in den Haushalt eingestellt werden können. Das führt zu fehlenden Anreizen für eine 
differenzierte Ermittlung der Risikokosten.  
 
Ein angemessenes Risikomanagement erfordert in der Regel hierfür auch externe Expertise 
einzubeziehen. Die Chancen und Gefahren des Vorhabens müssen bereits ab der Bedarfsa-
nalyse so detailliert wie zu dem jeweiligen Zeitpunkt möglich analysiert werden. Notwendig 
ist hierzu eine frühzeitige Identifikation möglicher Risiken, ihre Analyse und Bewertung sowie 
die Festlegung von Maßnahmen zu ihrer Vermeidung oder Verminderung. Für Vorhaben 
größerer Komplexität wird empfohlen, ein systematisches Projektrisikomanagement gemäß 
der Normen ISO 31000 und DIN EN 31010 (Risikomanagement i.S. aller koordinierten Aktivi-
täten zur proaktiven Lenkung und Steuerung von Risiken) zu implementieren. 
 
Risikomanagement ist ein unabdingbarer Teil des Projektmanagements. Es kann aber nicht 
die Fehler eines unprofessionellen oder lückenhaften Projektmanagements ausgleichen. Bei 
selbstkritischer Anwendung kann es jedoch helfen, die Fehler in der Organisation des Bau-
wesens oder von Einzelbauvorhaben zu erkennen. 
 
Eckpunkte dieses Risikomanagements sollten sein: 
- Beginn der systematischen Risikoermittlung und des Risikomanagements bereits mit der 

Bedarfsanalyse und Fortführung über den gesamten Projektablauf; 
- Orientierung des Projektrisikomanagements an den Begriffen und Prozessen der ISO 

31000 „Risk management – Principles and guidelines“ und der DIN EN 31010 „Risiko-
management – Verfahren zur Risikobeurteilung“; 

                                                 
8 Latham, Michael, 1994: Constructing the Team, final report of the government/industry review of procurement 
and contractual arrangements in the UK construction industry. London. online abrufbar unter: 
http://products.ihs.com/cis/Doc.aspx?DocNum=84343, abgerufen am 23.07.2015 
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- Bezifferung der Kosten, die zur Schadensprävention sowie bei Risikoeintritt zur Minimie-
rung bzw. Beseitigung des Schadens erforderlich sind, sowie deren Angabe bei der 
Haushaltsanmeldung; 

- Vorlage einer umfassenden Risikodokumentation mindestens zum Abschluss jeder Pro-
jektphase und bei Projektabschluss; 

- regelmäßige Überprüfung des Risikomanagements durch unabhängige Experten. 
 
Daher wird den Kommunen empfohlen,  
- eine Richtungsentscheidung zur Einführung eines systematischen Risikomanagements 

bei allen größeren Projekten zu treffen, die Mitarbeiter entsprechend zu schulen und alle 
Beteiligten von den Vorteilen zu überzeugen; 

- die Identifikation von Risiken, ihre Analyse, Bewertung und die Durchführung von Maß-
nahmen zu ihrer Begrenzung und Vermeidung, die Fortschreibung der Risiken im 
Projektverlauf und ihre Dokumentation in den einschlägigen Regelwerken der Städte, 
nach denen sich ihr Bauwesen verhält, zu verankern;  

- Haushaltsmittel für herausgehobene Bauprojekte nur dann zur Verfügung zu stellen, 
wenn ein adäquates  Risikomanagement vorliegt; 

- darauf hinzuwirken, dass auch nach den Landeshaushaltsordnungen Risiken im Haus-
halt abgebildet werden können; 

- Risiken des Bauherrn bei der Umsetzung von Großprojekten, die hinsichtlich ihrer Ein-
trittswahrscheinlichkeit und Kostenhöhe im Schadensfall sachverständig und plausibel 
beschrieben und eingeschätzt worden sind, zukünftig im Haushalt zu berücksichtigen. 
Konkret beschriebene Risiken müssen bei öffentlichen Projekten bereits bei der Haus-
haltsanmeldung benannt werden, damit eine entsprechende Vorsorge im Haushalt 
getroffen werden kann; noch nicht quantifizierbare pauschale Ansätze für „Unvorherge-
sehenes“ sollten zumindest frühzeitig kommuniziert und nachgeführt werden; 

- Kosten und Risiken erst dann in den Haushalt einzustellen, wenn die Entwurfsplanung 
vorliegt, um belastbare Kostenberechnungen und Risikoabschätzungen vornehmen zu 
können; 

- Baupreissteigerungen durch eine jährliche Fortschreibung der verbleibenden Gesamtkos-
ten im Haushalt zumindest nachrichtlich auszuweisen; 

einheitliche Verfahren zum Umgang mit Risiken bei der Veranschlagung im Haushalt festzu-
legen. 
 
3.4 Vergabe von Planungs- und Bauleistungen 
 
Vergaben im Bauwesen orientieren sich in Deutschland in der Regel am Preis, obgleich dies 
vergaberechtlich nicht zwingend geboten ist. Dies führt häufig zu unwirtschaftlich niedrigen 
Angeboten und wiederkehrenden Nachtragsforderungen gegenüber den Bauherrn. Dies ist 
nicht nur eine der zentralen Ursachen von Kosten- und Terminüberschreitungen, sondern 
auch ein Grund für überteuertes Bauen, zahlreiche Bauinsolvenzen, zerrüttete Vertrauens-
verhältnisse zwischen Politik und Bauverwaltung und einen zusehenden Vertrauensverlust 
der Öffentlichkeit in das öffentliche Bauwesen.  
 
Für eine Verbesserung des Vergabeverfahrens ist von zentraler Bedeutung, wie Verfahrens-
sicherheit zur Vermeidung von Nachprüfungsverfahren gewahrt, Preisoptimierung (anstelle 
von Preisminimierung) erreicht und zusätzliche qualitative Kriterien bei der Vergabe berück-
sichtigt werden können. 
 
Als Primat empfiehlt die Reformkommission die Vergabe an den wirtschaftlichsten und nicht 
an den billigsten Bieter. Diesem Grundsatz muss nur dann nicht gefolgt werden, wenn die 
Qualität der ausgeschriebenen Leistungen durch das Leistungsverzeichnis vollständig si-
chergestellt werden kann. Das ist bei komplexeren Vorhaben i.d.R. nicht der Fall. Daher wird 
den Kommunen empfohlen, in diesen Fällen Zuschlagskriterien wie z.B. Qualität, technischer 
Wert, baukultureller Wert, Zweckmäßigkeit, Umwelteigenschaften sowie Betriebs- und Fol-
gekosten (Lebenszykluskosten) in Betracht zu ziehen und ggf. auch höher als den Preis zu 
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gewichten, solange sich die Preise der Bieter auf deren Platz in der Wertungsreihenfolge 
auswirken (können)9. Diese sollten unter Berücksichtigung des Wirtschaftlichkeitsgebots 
nach § 97 Abs. 5 GWB ihrem jeweils durch den Bauherrn zu bestimmenden Gewicht nach in 
die Vergabeentscheidung einbezogen werden. Zudem sieht die neue EU-Vergaberichtlinie 
vor, dass auch bei Bauvergaben zusätzlich „Organisation, Qualifikation und Erfahrung des 
mit der Ausführung des Auftrags beauftragten Personals“ als Zuschlagskriterien eingesetzt 
werden dürfen. Da der Ausschluss eines Mindestbietenden rechtsfähig begründet sein muss, 
bedarf es in diesem Fall qualifizierter rechtlicher Begleitung, um dieses Vorgehen sukzessive 
rechtssicher auszugestalten und von der gängigen Praxis, dem billigsten Bieter den Zu-
schlag zu erteilen, abzukommen. 
 
3.5 Projektorganisation und -finanzierung 
 
Die Projektorganisation bestimmt maßgeblich Projektabläufe und hat Auswirkungen auf die 
Kosten- und Terminsicherheit von Bauvorhaben. Sie muss die Entscheider in die Lage ver-
setzen „die Fäden in der Hand zu haben“ und Schlüsselelemente für eine kosten- und 
termingerechte Realisierung, wie z.B. eine teamorientierte und abgestimmte Planung, Risi-
komanagement und partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen den am Planen und 
Bauen Beteiligten, in die Praxis umsetzen. Als Voraussetzung für eine solcherart effiziente 
und effektive Projektorganisation sieht die Reformkommission die Entscheidung über ein 
öffentliches Beschaffungsmodell für das Bauvorhaben und eine effiziente Projektorganisati-
on. 
 
Beschaffungsmodell 
Die Reformkommission stellt im Abschlussbericht fest: „Auf Basis einer Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung muss der Bauherr ein passendes Beschaffungsmodell für das Projekt 
auswählen. Das Beschaffungsmodell legt fest, welche Leistungen von öffentlicher und wel-
che von privater Seite erbracht werden sollen. In Betracht kommen insbesondere eine 
Realisierung durch die öffentliche Hand – mit Teil- und Fachlosvergabe oder durch Beauftra-
gung eines Generalübernehmers oder Generalunternehmers – oder eine Realisierung als 
ÖPP-Modell.“ Die Beschaffungsmodelle determinieren die Aufgabenteilung zwischen öffent-
licher Hand und privater Seite. „Beispiele sind verschiedene Formen von öffentlich-privaten 
Partnerschaften und die konventionelle Projektrealisierung durch die öffentliche Hand, wobei 
hier zwischen Teil- und Fachlosvergabe und der Beauftragung eines Generalunternehmers 
oder eines Generalübernehmers zu unterscheiden ist. Im Hochbaubereich kommen auch 
Anmietung, Kauf, Leasing und Mietkauf in Betracht.“  
 
Gängige Praxis bei (kommunalen) Großprojekten ist, nicht zuletzt vor dem Hintergrund der 
Reduzierung der Schnittstellenkomplexität, die Vergabe an Generalunternehmer. Dem ste-
hen dem Grund nach die einschlägigen gesetzlichen Vorgaben entgegen, der Fach- und 
Teillosvergabe Vorrang einzuräumen. 
 
Die Entscheidung über das Beschaffungsmodell muss von den Kommunen in erster Linie 
davon abhängig gemacht werden, welche Bauherrnkapazitäten sie noch vorhalten. Die kon-
ventionelle Projektrealisierung setzt hierfür ebenso einen personellen Grundstock mit 
entsprechender fachlicher Expertise voraus wie – wenn auch mit teilweise differenziertem 
fachlichen Profil – die unterschiedlichen Formen von öffentlich-privaten Partnerschaften. In-
sofern ist für die Kommunen die Entscheidung über das Beschaffungsmodell nicht nur durch 
Wirtschaftsüberlegungen geprägt, sondern auch maßgeblich durch die personelle Ausstat-
tung und ihre Qualifikation im Umgang mit den Anbietern der unterschiedlichen Vertreter der 
verschiedenen Beschaffungsformen (Einzelgewerke oder aggregierte Einzelgewerke, Gene-
ralübernehmer – GÜ, Generalunternehmer – GU, ÖPP) bestimmt.  
 

                                                 
9 Vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 27. November 2013, Az. Verg 20/13 
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Zudem ist für die Kommunen im Umgang mit ÖPP-Modellen relevant, dass ihre Unterhalts-
kosten in der Regel fix sind. Dies führt dazu, dass bei Anwendung des Modells der 
Handlungsraum im Investitionsbereich eingeschränkt werden kann, da ÖPP-Projekte im 
Bauunterhalt drastisch besser ausgestattet sind als Eigenbauten. Ein hoher Anteil an ÖPP-
Projekten in einer Stadt kann daher auf Dauer den Bauunterhalt des Bestandes „kannibali-
sieren“. 
 
Als methodische Handreichung und Entscheidungshilfe für ein probates Beschaffungsmodell 
in Kommunen steht beispielsweise der in Nordrhein-Westfalen eingeführte Leitfaden „Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen im kommunalen Hochbau“ zur Verfügung10. Den Kommunen 
wird empfohlen, bei Investitionsentscheidungen zu kommunalen Gebäuden die Methodik des 
Leitfadens anzuwenden. Mit dieser Methodik können individuelle Immobilienstrategien bzw. 
unterschiedliche Beschaffungsvarianten einer Investition unter Berücksichtigung des Res-
sourcenverbrauchs nach dem Neuen Kommunalen Finanzmanagement (NKF) in einer 
langfristigen Perspektive (25 bis 30 Jahre) verglichen werden. Ergänzend zu diesem Leitfa-
den wurde ein Rechenmodell auf Excel-Basis sowie ein Handbuch erstellt11. Damit können 
unterschiedliche Realisierungsvarianten von kommunalen Gebäudeinvestitionen, wie z. B. 
Neubau oder Sanierung, mit oder ohne einen privaten Partner verglichen werden. 
 
Organisationsstruktur 
„Für das Projekt muss – abhängig vom Beschaffungsmodell – eine effiziente Organisations-
struktur geschaffen werden, die gewährleistet, dass die Verantwortlichkeiten aller am Projekt 
Beteiligten klar geregelt sind, Entscheidungen zeitnah getroffen werden und eine ausrei-
chende Kontrolle stattfindet. Dabei muss auch die Tatsache berücksichtigt werden, dass die 
Finanzierung durch ihre ökonomischen Anreiz- und Steuerungsfunktionen zur Kosten- und 
Terminsicherheit einen erheblichen Beitrag leisten kann.“ Aus kommunaler Sicht geht es 
dabei gleichermaßen und insbesondere um 
- die Sicherstellung einer Projektleitung mit ausreichenden Fach- und Entscheidungskom-

petenzen, 
- die eindeutige Zuweisung der Aufgaben, Prozesse, Entscheidungskompetenzen, Ent-

scheidungswege und Entscheidungsfristen an die am Projekt Beteiligten sowie die 
Definition von Schnittstellen, 

- die zeitgerechte und umfassende Einbeziehung der politischen Entscheidungsträger und 
beschließenden Gremien in den Vorbereitungs- und Planungsprozess und der – je nach 
Projektgegenstand, -standort und -volumen individuell zu konzipierenden Beteiligung der 
Öffentlichkeit und 

- in Abhängigkeit von der Komplexität und dem Umfang des Projekts um die Einrichtung 
effektiver Kontrollmechanismen. 

 
Die Projektleitung sollte im Regelfall durch die Kommune selber wahrgenommen werden 
können. Hierfür bedarf es in jedem Fall des Vorhaltens und erforderlichenfalls der Qualifizie-
rung ausgewiesener personeller Kapazitäten mit Schwerpunkten auf Projektmanagement, 
Methodenwissen und einem baufachlichen Hintergrund. Bei singulären Großprojekten 
schlägt die Reformkommission vor, auf „Kompetenzzentren“ zurückzugreifen, die auch 
Kommunen mit entsprechender Expertise zur Seite stehen sollen. Diese Kompetenzzentren 
müssten allerdings noch eingerichtet werden. Denkbar sind ad hoc eher Formen der inter-
kommunalen Zusammenarbeit, um Expertise für einen zeitlich beschränkten Zeitraum aus 
entsprechend ausgestatteten Kommunen einzuwerben. Diskussionswürdig erscheint auch 
die Einrichtung zentraler projektsteuernder Einheiten mit einer bündelnden Funktion für 
Großprojekte, die - je nach Qualifikationsprofil und zugewiesenen Aufgaben - für die Kom-
munikation mit dem Nutzer, Besteller und den politischen Gremien, die Planung, 

                                                 
10 s. www.ppp.nrw.de, dort http://www.ppp.nrw.de/leitfaeden/26_praxisleitfaden_wu_nkf.pdf, abgerufen am 
28.10.2015   
11 WU-NKF-Rechenmodell für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen im kommunalen Hochbau, das die NRWBank 
bereitstellt: http://www.nrwbank.de/de/themen/kommunen/0553_Kommunen_WUNKF.html, abgerufen am 
28.10.2015 
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Genehmigung, Vergabe, Projektsteuerung, und ein strukturiertes Projektrisikomanagement 
zuständig sein können.  
 
Die Anzahl und Rolle der Projektbeteiligten definiert sich durch die Art und Stückelung der 
Ausschreibung der Leistungen in Losen. Damit Bauprojekte beherrschbar bleiben, sollte die 
Losgröße im Fall einer Vergabe an Einzelunternehmen auch unter Beachtung der Bauherrn-
kompetenz gewählt werden. Jeder Auftrag begründet neue Schnittstellen, mit denen der 
Auftraggeber umgehen muss und die er frühzeitig definieren sollte. Insgesamt müssen die 
Organisationsstrukturen individuell auf die Anforderungen des Projekts zugeschnitten wer-
den. 
 
Diese Lösungen sollten mit konkreten Prozessen und Abläufen untersetzt werden, die sich in 
der Praxis bewährt haben. Der Bauherr sollte dazu die Entscheidungswege, Entscheidungs-
kompetenzen, Entscheidungsfristen und Informationspflichten detailliert definieren. Sowohl in 
der Planungs- als auch in der Bauphase sind laufend Entscheidungen über die Anpassung 
der Planung, über den Umgang mit Risiken, über Änderungen in der Bauausführung, über 
Nachträge und Sanktionen zu treffen. Es muss gewährleistet sein, dass diese Entscheidun-
gen zeitnah getroffen werden. 
 
Zu den Änderungswünschen wird empfohlen, dass der Bauherr vor Baubeginn ein klares 
Verfahren für die Bewertung von Änderungswünschen festlegt. Alle Änderungswünsche soll-
ten zeitnah auf ihre Auswirkungen hinsichtlich Kosten, Risiken und Zeitplan bewertet und das 
Ergebnis dieser Prüfung dem Bauherrn bzw. seinen beschließenden Gremien zur Entschei-
dung in einem vorgegebenen Zeitraum vorgelegt werden. Insbesondere politisch motivierte 
Änderungswünsche lassen sich leichter einer rationalen Entscheidung zuführen, wenn ihre 
finanziellen und zeitlichen Auswirkungen transparent gemacht werden. Das Dokument mit 
der zusammengefassten Planung sollte ebenso wie relevante Änderungen der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden. Das Änderungsmanagement muss somit transparent sein. Je-
der Änderungswunsch soll über vorher definierte Strukturen mit Kosten abgebildet und dann 
entschieden werden. Ein Gegenrechnen mit tatsächlichen oder vermeintlichen Einsparungen 
im Projekt ist dabei unbedingt zu vermeiden. Die Rechnung sollte erst am Projektende auf-
gemacht werden, da sonst zu leicht versucht wird, der Kostenwirklichkeit nicht ehrlich ins 
Auge zu sehen. 
 
Es muss zudem klar geregelt werden, welche Entscheidungsbefugnisse auf der Fachebene 
bestehen und für welche Entscheidungen eine Einbindung der Leitungsebene oder der politi-
schen Gremien erforderlich ist. Es empfiehlt sich für Großprojekte, eine hohe 
Entscheidungskompetenz auf Fachebene festzulegen. Diese sollte durch effektives Control-
ling seitens der Leitungsebene („Chefsache“) gesichert werden. Die Leitungsebene sollte bei 
wesentlichen Entscheidungen einbezogen werden, in das „Tagesgeschäft“ aber nicht ein-
greifen. 
 
Zu den Kontrollmechanismen wird empfohlen, je nach Komplexität und Größe des Projekts 
ein unabhängiges Controlling sicherzustellen, das parallel zur Planung und Realisierung des 
Projekts Plan- und Istwerte vergleicht, differenzierte Kosten- und Risikobetrachtungen er-
möglicht sowie dem Bauherrn den notwendigen Steuerungsbedarf aufzeigt. Ziel des 
Controllings muss es sein, ausreichende Kosten- und Risikokontrolle, Information und recht-
zeitige politische Mitbestimmung des Haushaltsgebers zu ermöglichen. In jedem Projekt 
muss der Projektleiter zu jedem Zeitpunkt in der Lage sein, einen prognostizierten Endab-
rechnungswert zu ermitteln. Dazu sind keine komplexen Softwaretools nötig, es genügt 
schon, konsequent alle Aufträge, Nachträge und sich abzeichnenden Nachträge im Auge zu 
behalten und zu dokumentieren. 
 
Finanz- und Haushaltsplanung 
Für im herkömmlichen Wege öffentlich finanzierte Bauvorhaben ergibt sich eine Vielzahl 
haushaltsrechtlicher und haushaltstechnischer Vorgaben, die den Regeln der kommunalen 
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Haushaltsführung und -kontrolle geschuldet sind. Die Kommunen müssen bspw. die Einhal-
tung der Haushaltsgrundsätze „Wirtschaftlichkeit“ und „Sparsamkeit“ bei der Ausführung 
ihrer Investitionsentscheidungen und bei der künftigen Nutzung der Objekte beachten. Die 
Weichen für wirtschaftliches Bauen und die Einhaltung der Kosten- und Projektplanungen 
werden dabei schon lange vor dem ersten Spatenstich gestellt. Eine frühzeitige Kostenbe-
trachtung ist insofern von entscheidender Bedeutung. Insbesondere in frühen Projektphasen 
ist die Bezifferung von Bau- und Folgekosten jedoch oftmals mit erheblichen Schwierigkeiten 
verbunden. Die im Haushalt veranschlagten Investitionskosten werden häufig als 5-
Jahresprogramm mit nicht näher identifizierten Baukosten belegt, die jedoch nur als „Platz-
halter“ dienen, da es weder ein Programm noch eine Planung für das jeweilige Vorhaben 
gibt. Es könnte bereits eine Klarstellung bedeuten, diese als „Programmkosten“ und nicht als 
„Baukosten“ auszuweisen. Für den Fall, dass noch kein projektspezifischer Haushaltsansatz 
vorhanden ist, kann außerdem ein allgemeines Planungsbudget mit entsprechenden Haus-
haltsmitteln bereitgestellt werden. Die hieraus in Anspruch genommenen Mittel sind später 
dem entsprechenden Projekt kostenrechnerisch zuzuordnen.  
 
Die Einführung des doppischen Haushalts- und Rechnungswesens hatte u.a. auch zum An-
lass, die Flexibilität bei der Ausführung des Haushaltes zu erhöhen und um eine 
jahresübergreifende Planungs- und Abrechnungsperspektive zu erweitern. Dezentrale Res-
sourcenverantwortung und Budgetierung sind dabei wesentliche Ansätze zur 
Finanzsteuerung. Für das Bauwesen problematisch sind vor allem haushaltsjährliche Ansät-
ze, da Bauvorhaben sich einerseits ganz überwiegend über mehrere Jahre hinweg 
erstrecken und andererseits Vergaben nur in einem eng bemessenen Zeitfenster möglich 
sind. Dies hat negative Auswirkungen auf die Bauwirtschaft und auf die erzielbaren Verga-
beergebnisse. Eine längerfristige Verfügbarkeit der Finanzmittel ist daher erforderlich. 
Insofern gilt es, die Möglichkeiten und Chancen des Neuen öffentlichen Haushalts- und 
Rechnungswesens, die u.a. in der dezentralen Ressourcenverantwortung und Möglichkeit 
zur Budgetierung liegen, zu nutzen. Nach den jeweiligen haushaltsrechtlichen Regelungen 
können Auszahlungsermächtigungen grundsätzlich ganz oder teilweise für übertragbar er-
klärt werden12. Es empfiehlt sich daher, die Auszahlungsermächtigungen für 
Investitionsmaßnahmen jahresübergreifend verfügbar zu halten. Details für derartige Er-
mächtigungsübertragungen sind im Rahmen örtlicher Reglungen zu konkretisieren.  
 
Neben der gesetzlich geregelten Abrechnung von Bauleistungen mit Auftragnehmern13 ste-
hen auch für die Maßnahmenabrechnung mit Fördermittelgebern mitunter nur sehr kurze 
Zeiträume zur Verfügung. Hier sind auch durch Fördermittelgeber die Vorgaben praxisge-
recht anzupassen, um den Planungs- und Bauabläufen Rechnung zu tragen. 
 
Bereits Mitte der 1980er Jahre hat die KGSt ihren Mitgliedern Papiere zur Baukostensicher-
heit und wirtschaftlichem Bauen und zum Bauinvestitionscontrolling an die Hand gegeben 
und hierzu Seminare angeboten14. Diese Aktivitäten setzen sich bis heute fort: Naturgemäß 
sind die Kostenangaben bei Planungsbeginn relativ unsicher. Ohne zuverlässige Kostenin-
formationen sind die Finanz- und Haushaltspläne mit Kostenrisiken belastet. Diese Risiken 
müssen aktiv gesteuert und beeinflusst werden. Zur Vermeidung von Planungsmängeln und 
Unwirtschaftlichkeit ist daher ein systematisches und strukturiertes Vorgehen - von der Be-
darfsfeststellung bis zur Fertigstellung des Projekts - unabdingbar. Kosteninformationen, die 

                                                 
12 Vgl. hierzu exemplarisch § 21 Gemeindehaushaltsverordnung Baden-Württemberg, § 20 Gemeindehaushalts- 
und Kassenverordnung Niedersachsen sowie § 22 Gemeindehaushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen. Weitere 
länderspezifische Regelungen finden Sie auf www.doppikvergleich.de. 
13 Gesetz zur Bekämpfung von Verzug im Zahlungsverkehr, s. 
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/pdfs/Gesetze/2010728_BGBL_Zwangsvollstreckung.pdf?__blob
=publicationFile , abgefragt am 28.10.2015 
14 vgl. u.a. KGSt®-Berichte 12/1985 „Bauinvestitionscontrolling zur Vermeidung von Baukostenüberschreitungen 
und unwirtschaftlichem Bauen“ und 6/2003 „Erfolgsfaktoren kommunaler Gebäudewirtschaft“. 
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dem jeweiligen Planungsstand entsprechen, müssen in angemessener Qualität vorliegen 
und mit der Finanz- und Haushaltsplanung verknüpft sein15. 
 
Ein wirksames Bauinvestitionscontrolling mit einem aussagekräftigen Berichtswesen ist hier-
bei von zentraler Bedeutung. Im Bauinvestitionscontrolling laufen sämtliche 
Projektinformationen zusammen, werden analysiert und steuerungsunterstützend aufberei-
tet. Das Bauinvestitionscontrolling vereint insofern sowohl den Blick auf die Finanz- wie auf 
die Bauaspekte der abzuwickelnden Projekte. Folgekosten, die Beauftragung von Dritten 
bzw. Kooperationen in Form von PPP-Modellen sollten hierbei ebenfalls berücksichtigt wer-
den. 
 
Das Bauinvestitionscontrolling hat keine Sachbearbeitungsfunktion, sondern soll Steue-
rungsunterstützung aus gesamtkommunaler Sicht leisten. Hieran sollte sich auch die 
organisatorische Anbindung orientieren. Die KGSt empfiehlt in diesem Zusammenhang, 
grundsätzlich eine Stabsstelle nahe der Verwaltungsführung einzurichten. Sofern keine eige-
ne Stabsstelle gebildet werden soll, bieten sich das Zentrale Controlling oder der Zentrale 
Steuerungsdienst an16. 
 
Zusammenfassend wird den Kommunen empfohlen, 
- sorgfältig abzuwägen, in welchem Umfang sie mit Blick auf ihre personellen Kapazitäten 

Projektleitungs- und Projektsteuerungsaufgaben übernehmen können und welche Leis-
tungen sie am Markt einkaufen sollten,  

- dafür Sorge zu tragen, dass sie für die Aufgaben, die sie selbst übernehmen, über die 
notwendigen personellen und fachlichen Kompetenzen verfügen, 

- die Entscheidungswege, Entscheidungskompetenzen, Verantwortlichkeiten und Informa-
tions- pflichten der einzelnen Projektbeteiligten frühzeitig und klar zu definieren und 
bspw. in einem Projekthandbuch schriftlich festzuhalten,  

- für jedes Großprojekt eine Organisationsstruktur zu schaffen, die eine klar definierte Mit-
bestimmung, Steuerung und Kontrolle durch die öffentliche Hand gewährleistet, 

- vor Baubeginn das Verfahren zur Freigabe von Planänderungen einschließlich der Ent-
scheidungsfristen verbindlich festzulegen, eine Freigabe nur nach Prüfung der 
Auswirkungen auf Kosten, Risiken und Termine zuzulassen und größere Änderungen 
einschließlich der Kosten- folgen zu veröffentlichen, 

- ein wirksames Bauinvestitionscontrolling mit aussagekräftigem Berichtswesen aufzubau-
en, um Projektrisiken zu begegnen und diese zu aktiv steuern sowie 

das kommunale Haushaltswesen mit dem Bauwesen - soweit wie unter Wahrung der haus-
haltsrechtlichen Grundsätze vertretbar - zu harmonisieren und den Anforderungen des 
Bauwesens in angemessenem Umfang Rechnung zu tragen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
15 vgl. hierzu KGSt®-Bericht 3/2008 „Bauinvestitionscontrolling: Baukosten einhalten und wirtschaftlich bauen“, S. 
26 ff. 
16 vgl. KGSt®-Bericht 3/2008 „Bauinvestitionscontrolling: Baukosten einhalten und wirtschaftlich bauen“, S. 39 f. 
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Beschluss des Hauptausschusses des Deutschen Städtetages  
zum vorliegenden Positionspapier  
 
1. Der Hauptausschuss nimmt den Endbericht der Reformkommission Großbauvorhaben 

beim Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur zur Kenntnis. 
 
2. Der Hauptausschuss nimmt das Positionspapier Kommunales Bauwesen zustimmend 

zur Kenntnis. Insbesondere sieht der Hauptausschuss das Erfordernis, 
- die Bauherrenfunktion der Städte zu stärken und bauliche Expertise in den Städten 

zu halten  bzw. bedarfsgerecht zurückzugewinnen; 
- die Bedarfsermittlung und Planungsphase so zu qualifizieren und die hierfür erforder-

lichen Mittel bereitzustellen, dass erforderliche Haushaltsmittel für die Herstellung von 
Bauvorhaben auf Grundlage einer belastbaren Entwurfs- oder Ausführungsplanung 
freigegeben werden; 

- eine frühzeitige Risikoermittlung und ein systematisches Risikomanagement insbe-
sondere für größere oder komplexere Vorhaben einzuführen und die Risiken im 
Haushalt zu berücksichtigen; 

- Baupreissteigerungen im Wege einer jährlichen Fortschreibung der Gesamtbaukos-
ten im Haushalt zumindest nachrichtlich auszuweisen; 

- Planungs- und Bauleistungen nicht ausschließlich auf Basis des Preises zu verge-
ben, sondern zusätzliche qualitative Wertungskriterien einzubeziehen; 

- Maßgaben für die Projektorganisation und -finanzierung des kommunalen Bauwe-
sens zu entwickeln, insbesondere zur Aufgabenteilung zwischen Kommune und 
Auftragnehmern, zu vorhabenbezogenen Organisationsstrukturen und zu Entschei-
dungswegen für Planabnahmen und  -änderungen; 

- die haushaltsseitige Planung und Abwicklung von Bauvorhaben zu erleichtern und 
soweit erforderlich Anpassungen vorzunehmen; 

      - die Bauvorhaben beschließenden städtischen Gremien mit den vorgenannten Erfor-   
            dernissen vertraut zu machen. 
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